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EDITORIAL
Es hat sich grundsätzlich etwas verschoben, 
vieles geriet ins Rutschen, die politische Kul-
tur nach rechts und die SPD ziemlich weit 
nach unten. Manch überkommene Orientie-
rung droht ihren Halt zu verlieren, während 
neue Erklärungsmodelle nach vorne rutschen. 
Auf inhaltliche Neuvermessungen kommt es 
auch in der Erneuerung der SPD an, will sie 
überleben. Dieses Heft enthält nicht nur im 
Schwerpunkt Beiträge zur Krisen- und Orien-
tierungsdebatte «links der Mitte» und Analy-
sen zur Grauzone zwischen links und rechts 
bzw. zu neuen Herausforderungen von rechts, 
besonders der im letzten Jahr weiter hoch- 
und nach rechts gerutschten AfD.

Unsicherheiten, Zukunftsängste und Ge- 
staltungspessimismus gebären gefährli-
che Kräfte, in den Worten des Soziologen 
Wilhelm Heitmeyer: «Millionen Menschen 
fühlen sich bedroht. Da dieses Gefühl der 
Bedrohung und das ihm entsprechende 
Sicherheitsbedürfnis sie aber empfänglich 
macht für autoritäre Versuchungen, führt 
die erste Bedrohung letztlich zu einer zwei-
ten: Besagte autoritäre Versuchungen kön-
nen zu einer Gefahr für die offene Gesell-
schaft und die liberale Demokratie werden.» 
Nationalistische, völkische, rechtsradikale, 
antidemokratische, fremdenfeindliche, anti-
semitische und populistische Grenzüber-
schreitungen wurden alltäglich, reichen bis 
in die Mitte der Gesellschaft und werden 
durch die AfD in die Parlamente getragen. 

Auch die Ära Merkel rutscht weg, wie-
weit die mittlerweile ungeliebte Groko dar-
über hinaus Bestand haben wird, ist mehr 
als ungewiss. Mit dem Gang der SPD in die 
Opposition, den auch viele Sozialdemokraten 
für überfällig und zum eigenen Überleben für 

notwendig halten, droht ein weiterer Rechts-
ruck. Denn die soziale Agenda der Regie-
rungspolitik wird ja bisher, wie unvollkommen 
auch immer  – von der wiederhergestellten 
Parität zwischen Arbeitgebern und -nehmern 
bei der Krankenversicherung über Verbesse-
rungen in der Pflege und das Gute-Kita-Gesetz 
bis zur Rentensicherung – durch die SPD vor-
angebracht. Die Sammlungsbewegung #Auf-
stehen dürfte die demokratische Linke kaum 
stabilisieren, auch dazu skeptische Analysen.

Kurz vor der bayrischen Landtagswahl 
schrieb Kurt Kister: «Die Erosion der Volks-
parteien ist in manchen Ländern Europas 
schon abgeschlossen, in Deutschland hat 
sie begonnen. Dies ist deutlich am Schick-
sal der SPD zu beobachten, einer in Nord-
westdeutschland noch relativ starken Mili-
eupartei. Die im Süden und im Osten 
der Republik mittlerweile zu den Kleinen 
gehört. Im Bund liegt sie stabil unter 20 
Prozent, gegenwärtig hinter AfD und Grü-
nen. (…) Über die Rathäuser hinaus gilt die 
SPD nicht mehr als Teil der Lösung.»

Dagegen gilt es intellektuell und mit Über-
zeugungsarbeit gegenzuhalten. Und zu dis-
kutieren, wie eine Erneuerung der SPD, die 
sich der Verzwergung entgegenstemmt, aus-
sehen könnte und welche neuen Inhalte und 
Impulse dabei von außen hilfreich sein könn-
ten. Auch die ehrliche und offensive Ausein-
andersetzung mit der AfD gehört hierzu. Ein-
fach werden die Antworten jedenfalls nicht, 
denn der «freie Fall der SPD» (Christian Ude) 
geht in beide Richtungen, gleichviele Wähle-
rinnen und Wähler wanderten 2018 zu den 
GRÜNEN wie nach rechts.

Überfällig sind Neuvermessungen. Wie ist 
mit den angeblich neuen politischen Kon-
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fliktlinien umzugehen? Was heißt eigent-
lich soziale Gerechtigkeit und politische 
Teilhabe, die Verbindung von Ökonomie 
und Ökologie, demokratische Gestaltung 
statt bloßer Marktfreiheit unter den neuen 
Bedingungen der Vorherrschaft von Glo-
balisierung, Finanzmärkten, Individualisie-
rung und Digitalisierung? Einzelne berech-
tigte soziale Forderungen und politische 
Erfolge ergeben noch kein Gesamtbild. Sozi-
ale Demokratie und Demokratischer Sozia-
lismus im Sinne einer grundsätzlichen Pazi-
fizierung, Einhegung und Dominanzüber-
windung des Kapitalismus wird kaum mehr 
mit der real existierenden SPD verbunden. 

Zu klaren Werthaltungen, sozialdemokrati-
schen Brückenschlägen, die neue Milieus und 
Klassen verbinden, neuen Spaltungen ent-
gegenwirken, die Solidarität und Sicherheit 
neu durchbuchstabieren, enthält dieses Heft 
ebenso Beiträge wie zur Kritik am Neoautorita-
rismus, an der Identitätspolitik und am rechten 
Fake-Narrativ, alle Schuld den Flüchtlingen, dem 
Islam, den liberalen Eliten oder der EU in die 
Schuhe zu schieben. Das darf nicht sein, dass es 
in Deutschland wieder funktioniert, Minderhei-
ten zu verteufeln, jedes Problem auf die falsche 
Behauptung zu reduzieren, die Ausländer bekä-
men es vorne und hinten reingeschoben.

Der zweite Schwerpunkt dieses Heftes 
wurde ausgelöst durch die Abschaffung der 
Historischen Kommission beim SPD-Partei-
vorstand, was im Sommer 2018 viel Kritik 
freisetzte. Dem Eindruck, die SPD werde bei 
ihrer Erneuerung Geschichte nicht mehr wich-
tig nehmen, musste widersprochen werden. 
Eigentlich ist die Erfahrung, dass den meisten 
und wichtigsten deutschen Historikerinnen 
und Historikern die SPD alles andere als egal 
ist, eine große Ermutigung! Mittlerweile deu-
ten sich, auch dank des besonderen Engage-
ments des SPD-Schatzmeisters Dietmar Nie-

tan, im Dialog mit der engagierten Historiker-
zunft neue Strukturen der Geschichtsarbeit an. 

Dazu passen Worte des Trump-kritischen 
US-Historikers Timothy Snyder: «Unser Ver-
ständnis von Zeit, von der Geschichte, 
beeinflusst, wie wir Politik verstehen. Unser 
Geschichtsverständnis geht der Politik vor-
aus. Wir leben damit und darin, ohne es 
zu bemerken. Das ist bei wirkmächtigen 
Ideen immer so: Wir halten sie für selbst-
verständlich, aber sie verändern trotzdem 
die Art und Weise, wie wir die Welt sehen. 
(…) Warum im Moment alles so seltsam, so 
unheimlich wirkt: Wir wechseln gerade von 
einem Verständnis von Zeit zu einem ande-
ren.» Womit wir wieder bei unserer Aus-
gangsfrage Gerät alles ins Rutschen? wären.

Die jungen perspektiven, diesmal zu lin-
ker Theorie und kritischer Wissenschaft, 
wurden wieder von Hendrik Küpper betreut. 
Sie sind mittlerweile zu einer festen Einrich-
tung unserer Tagungen und Hefte gewor-
den und haben die Verbindungen zu den 
Juso-Hochschulgruppen gestärkt. Theoriear-
beit war stets, nicht nur einst im legendären 
SDS der 1960er-Jahre, eine zentrale Säule 
linker Studentenverbandspolitik.

Ein kritischer Umgang mit Marx und Frank-
furter Schule jenseits von Verteufelung oder 
Dogmatisierung, Reformorientierung jen-
seits von Revolution oder Beharrung, hand-
lungsbezogene Theorie, nicht bloße Kritik 
oder Affirmation, Feminismus ohne andere 
Widersprüche zu vernachlässigen, Verteidi-
gung des demokratischen Rechtstaates, der 
um soziale Bürgerrechte und das Internatio-
nale zu erweitern ist –  solch sozialdemokra-
tische Leitlinien muss sich jede Generation, 
das zeigen unsere Beiträge, neu erarbeiten.

Für die Redaktion 
Kira Ludwig, Klaus-Jürgen Scherer
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Sibylle Reinhardt

Jagd auf Lehrer statt Beutelsbacher Konsens? 
Kommentar zum Portal «Neutrale Schulen» der AfD in Hamburg1

rien zur Beurteilung von Interaktionen im 
Unterricht offen.1

In dem Portal werden Bürger und Bürge-
rinnen nicht ausreichend über rechtsstaatli-
che Wege informiert und hier wird eine Ten-
denz zum Denunzieren gefördert.2 

I  Skizze und Bewertung des Portals 

In dem Internetportal werden unter 
«Aktion» Sorgen geschildert. «Kein Schüler 
in Hamburg soll Angst haben, im Unter-
richt seine Meinung zu sagen.» «Demokra-
tie braucht gegensätzliche Meinungen und 
eine Streitkultur.» Dem ist zuzustimmen. 
Unter «Rechtsvorschriften» finden sich Hin-
weise auf das Neutralitätsgebot, den Beu-
telsbacher Konsens, das Hamburger Schul-
gesetz, Äußerungen der Schulbehörde und 
anderes mehr. In «Tipps zum Vorgehen bei 
Verstößen» wird empfohlen, das Gespräch 
mit dem Fachlehrer oder auch der Schullei-

1	 Stand 12. November 2018.

2	 Zum Nachlesen: https://afd-fraktion-hamburg.de/
tipps-zum-vorgehen-bei-verstoessen/.

AKTUELL

Die Fraktion der Alternative für Deutsch-
land (AfD) in der Hamburger Bürger-
schaft hat im September 2018 ein Portal 
eingerichtet, das zum anonymen Handeln 
gegen Lehrer und Lehrerinnen aufruft. Ein 
Bezug für die dort geforderte «Neutrali-
tät» ist (ohne dass dies genannt wird) das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
27. Februar 2018: «Verletzung des Rechts 
einer Partei auf Chancengleichheit im poli-
tischen Wettbewerb durch Pressemitteilung 
einer Bundesministerin». Die antragstel-
lende Partei war in dem Fall von 2015 die 
AfD, die Antragsgegnerin war die damalige 
Ministerin für Bildung und Forschung. Der 
Kontext ist also der Artikel 21 des Grund-
gesetzes und das Recht der politischen Par-
teien auf Chancengleichheit im Wettbe-
werb. Aus diesem Kontext entfernt sich das 
Portal und wendet das Neutralitätsgebot 
abstrakt nicht nur auf die Schule als Ins-
titution, sondern zudem auf politisch bil-
denden Unterricht an. Dieser verkürzte ver-
fassungsrechtliche Bezug thematisiert den 
staatlichen Bildungs- und Erziehungsauf-
trag aus Artikel 7 GG nicht und lässt Krite-
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tung zu suchen. «In der Regel lässt sich mit 
einem persönlichen Gespräch die Sache klä-
ren (…).» So weit korrekt. 

Korrekt wäre es an dieser Stelle gewe-
sen, dann auf die verwaltungsrechtlichen 
Verfahren in Behörden konkret hinzuwei-
sen, also auf den Weg der Beschwerde, den 
jedermann gehen kann, wenn er/sie die 
vorgenannten Wege nicht gehen will oder 
schon gegangen ist. Stattdessen schlägt die 
AfD vor, «sich an Dritte zu wenden»  – als 
brauche es Dritte für den Zugang zur Auf-
sichtsbehörde! Und dieser Dritte will dann 
konkret die AfD sein: «Mutmaßliche Ver-
stöße gegen das Neutralitätsgebot können 
uns anonym (…) gemeldet werden.» Die AfD 
werde dann den Vorgang an die Schulbe-
hörde zur Überprüfung weiterleiten. (Hier 
fehlen die Adresse, die Telefonnummer und 
das Kontaktformular der Behörde als prag-
matische Information.)

Die Tipps der AfD zum Vorgehen enthal-
ten zwei gravierende Probleme:

a)	Es wird die Vorstellung erweckt, als 
brauchten Bürger und Bürgerinnen die 
AfD, wenn sie allgemeine rechtsstaatli-
che Verfahren nutzen wollen. Die zustän-
dige Behörde wird an dieser Stelle nicht 
genannt. Provoziert wird der Eindruck, es 
gehe nicht ohne die AfD. 

b)	Der anonyme Weg über die AfD ist eine 
Einladung zur Denunziation von Leh-
rerinnen und Lehrern. Die Vokabeln 
«Anfangsverdacht» und «Verstoß gegen 
(…) Rechtsvorschrift» sind geeignet, 
Ängste und Befürchtungen bei Lehren-
den zu wecken, wenn im Unterricht poli-
tisch-kontroverse Themen behandelt und 
dafür Positionen kontrovers betrachtet 
und beurteilt werden – das aber ist die 
Aufgabe von professionellem Unterricht 

für demokratische politische Bildung. 
Das Bekenntnis, «Demokratie braucht 
gegensätzliche Meinungen und eine 
Streitkultur» (vgl. oben), wird hier von 
der AfD selbst dementiert, weil die Pra-
xis von Unterricht nach dem Kontrovers
prinzip durch die Aktion der AfD unter 
den Verdacht des Verstoßes gegen das 
sog. Neutralitätsgebot geraten kann und 
wird.

II  Verwirrung von Leitideen: Neutralität versus 
Mündigkeit 

Ein zentraler Baustein in der Argumenta-
tion und Aktion der AfD ist das Neutrali-
tätsgebot als Gebot an staatliches Handeln, 
aus dem für das Handeln von Lehrenden im 
Unterricht – so die AfD – die Pflicht zur Neu-
tralität gegenüber unterschiedlichen Positi-
onen folge. Hier gehen Begriffe durcheinan-
der: Das Neutralitätsgebot des Urteils vom 
27. Februar 2018 betrifft staatliches Han-
deln für die Bedingungen und den Rahmen 
des politischen Wettbewerbssystems, worin 
sich das Handeln der Bürger und Bürgerin-
nen abspielt. Im Urteil erläutert das Bun-
desverfassungsgericht die Bedeutung der 
«Offenheit des Prozesses der Meinungsbil-
dung» und den «Wettbewerb der politischen 
Parteien» für die freiheitliche Demokratie 
des Grundgesetzes. «Die chancengleiche 
Beteiligung an der politischen Willensbil-
dung des Volkes macht es erforderlich, dass 
Staatsorgane im politischen Wettbewerb 
der Parteien Neutralität wahren.» Der Sinn 
dieser Neutralität ist, dass die Bürgerinnen 
und Bürger als einzelne Staatsbürger sich 
entscheiden können, also als «Wählerinnen 
und Wähler ihr Urteil in einem freien und 
offenen Prozess der Meinungsbildung fäl-
len können».
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Wahrlich kein Aufruf zur Neutralität der 
Wähler und Wählerinnen! Denn wären 
sie politische Neutra, würden sie entwe-
der nicht zur Wahl gehen oder bei allen 
Parteien ihr Kreuz setzen und damit ihre 
Stimme ungültig machen. Demokratie 
würde nicht gelebt, sondern verfehlt. Wir 
müssen unterscheiden: die Ebene des politi-
schen Systems, was hier das demokratische 
System des GG mit der tragenden Funktion 
politischer Parteien und deren Wettbewerb 
untereinander bedeutet, und die Ebene per-
sönlicher Entscheidung und Wahl, die sich 
in dem institutionellen Rahmen abspie-
len. Makro- und Mikro-Ebene fallen nicht in 
eins, auch wenn sie sich gegenseitig bedin-
gen mögen. 

Politische Bildung hat die Aufgabe, den 
(künftigen) Staatsbürgern zu helfen, ihre 
eigene Stimme zu finden, zu begründen und 
auszudrücken (vgl. die Schulgesetze der Län-
der). «Mündigkeit» wird von allen Autoren, 
die für Demokratie-Lernen eintreten, als Ziel 
geteilt. Der Prozess des Lernens muss den 
Zugang zum politischen Wettbewerb der 
Parteien öffnen – und das geht natürlich nur 
über die Kontroverse als Prinzip der Betrach-
tung und auch der Auseinandersetzung im 
schulischen Unterricht, der Meso-Ebene. 

Seit Jahrzehnten ist der Beutelsbacher 
Konsens das Markenzeichen politischer Bil-
dung (so auch das AfD-Portal, aber nur in 
Teil II). Drei Prinzipien machen ihn aus: das 
Verbot der Überwältigung oder Indoktrina-
tion, das Gebot der Kontroverse und die Ori-
entierung am Interesse des Schülers (Rein-
hardt 2017a). Diese Prinzipien sind die Leit-
linien für die Prozesse der unterrichtlichen 
Interaktionen in der Schule (Meso-Ebene). 
In allen fachdidaktischen Prinzipien und 
den zugehörigen Methoden im Unterricht 
sind sie zu finden. Das Verbot der Überwäl-

tigung achtet die Mündigkeit politischer 
Subjekte, das Gebot der Kontroverse opera-
tionalisiert dieses Verbot und materialisiert 
das System der Konkurrenz um Stimmen in 
einer pluralistischen Gesellschaft und die 
Orientierung am Schülerinteresse wendet 
sich gegen blinde Unterordnung und Ein-
ordnung. 

Auch wenn für öffentliche Schulen das 
Neutralitätsgebot gilt, so muss seine Ausle-
gung in diesem Zusammenhang den spezi-
fischen Bedingungen des Politik-Unterrichts 
angemessen sein. In einer Demokratie kann 
die Neutralität von Lehrern nicht bedeuten, 
dass sie im Konzert der Stimmen im Unter-
richt schweigen müssten, zumal auch Leh-
rer Inhaber von Grundrechten sind. Und 
natürlich haben Lehrende häufig persönli-
che Auffassungen in politischen Streitfra-
gen. Richtig ist es, von Lehrern zu verlan-
gen, dass sie ihre eigene Position in den Rei-
gen widersprechender Positionen einreihen 
müssen und dass sie ihre eigene Position 
nicht als die maßgebende und richtige aus-
geben dürfen. Das genau verlangt der Beu-
telsbacher Konsens. 

Die Alternative für Deutschland setzt den 
wichtigen Grundsatz staatlicher Neutralität 
(vgl. dazu auch den Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichtes vom 27. Januar 2015 
zum Kopftuchverbot in Schulen) im fal-
schen Kontext ein und will damit möglicher-
weise verhindern, dass Positionen der AfD 
im Unterricht behandelt werden. Der Beu-
telsbacher Konsens wird zwar dargestellt (in 
Teil II des Portals), aber durch die Gleichset-
zung mit dem staatlichen Neutralitätsgebot 
(im Teil III zum Portal) falsch interpretiert 
und letzten Endes instrumentalisiert. Auch 
falls die AfD alles das nicht beabsichtigt, 
sind die Konsequenzen ihres Vorstoßes mit 
Händen zu greifen: sie macht Angst. 
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III  Konsequenzen für Unterricht und Schule: 
Zerstörung der Arbeitsbeziehung

Es ist eine Binsenweisheit, dass vertrauens-
volle, freundliche und verlässliche pädago-
gische Beziehungen zwischen Lehrenden 
und Lernenden zum Gelingen des Lernens 
wesentlich beitragen. Diese pädagogische 
Solidarität ist nicht die einer Familie, denn 
Schule ist in andere gesellschaftliche Funk-
tionen eingebunden als die Primärgruppe. 
Aber inter-generationales Lehren und Ler-
nen findet in der Regel als Interaktion zwi-
schen Personen statt, und zwar zwischen 
einem Lehrer  / einer Lehrerin und einer 
Gruppe von Schülern und Schülerinnen. 

Die Einbindung von Schule in staatli-
che Aufsicht verbürgt Regeln und gibt Dis-
tanz. Diese Einbindung garantiert im Kon-
fliktfall den Zugang zu hierarchisch über-
geordneten Instanzen (vom Schulleiter bis 
zur Aufsichtsbehörde und zum Rechtsweg). 
Das Beschreiten des Rechtswegs (über die 
Beschwerde bis hin zum Verwaltungsge-
richt) findet relativ selten statt, diese Mög-
lichkeit für Schüler und Eltern gibt aber 
Rechtssicherheit und überschreitet die per-
sonale Beziehung durch ihre formale Quali-
tät. Zur personalen Qualität der pädagogi-
schen Beziehung steht sie im Widerspruch, 
weshalb sie nicht für den Alltag, sondern 
für den relativ dramatischen Konfliktfall, 
der sich nicht in Gesprächen bearbeiten 
und lösen lässt, konstruiert worden ist. 

Der öffentliche Appell der AfD wirbt um 
anonymes Vorgehen gegen Lehrer durch die 
Meldung behaupteten Fehlverhaltens über ein 
Internet-Portal. Die AfD gibt diese Meldung 
eventuell an die Aufsichtsbehörde weiter. Die 
Behörde müsste dann die konkrete Untersu-
chung des angeblichen Vorfalls veranlassen. 
Der Appell hat destruktives Potenzial, denn:

Die AfD verbreitet mit ihrem öffentlichen 
Appell bei Lehrkräften unter Umständen 
Angst vor ständig drohenden «Anzeigen». 
Bei Schülern und Eltern mag sie Illusionen 
über ihre Machtstellung gegenüber Lehr-
kräften auslösen. Was bezweckt die AfD 
eigentlich? Falls sie sich zum Anwalt von 
angeblich Überwältigten stilisieren will  – 
den brauchen die nicht, denn der Rechts-
staat gibt ihnen angemessene Verfahren. 
Jedenfalls lädt die AfD ein zu Drohungen 
gegenüber Lehrern, was das Handeln in 
komplexen Situationen extrem belastet. 
Verstummen, Vermeiden, Blockieren, Aus-
dem-Felde-Gehen sind Standard-Reaktionen 
in als bedrohlich empfundenen Situationen. 
Nicht die Mündigkeit der Schüler(innen) 
wird das Resultat des Portals sein, sondern 
eher das Erstarren der Interaktionen. 

Denkbar ist sogar, dass auf anti-demokra-
tische, menschen-verachtende Äußerungen 
überhaupt nicht reagiert wird, weil Verunsi-
cherung an die Stelle professioneller Souve-
ränität getreten ist. Die Basis der pädagogi-
schen Arbeitsbeziehung wird durch die Dro-
hung mit Denunziation zerstört. So kann 
Schule nicht arbeiten, so können Lehrende 
und Lernende nicht mit einander leben. 

IV  Die wirklichen Probleme und ihre 
Bearbeitung

Das Handeln von Lehrkräften in der und 
für die Demokratie ist normativ entschie-
denes Handeln. Das Grundgesetz verfasst 
die Bundesrepublik Deutschland als demo-
kratischen, sozialen, föderalen Rechtsstaat 
(Artikel 1 und 20 GG). Diese freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung ist vor Jahr-
zehnten in den Urteilen des Bundesverfas-
sungsgerichtes zu Parteiverboten erläutert 
worden (1952, 1956). Diese grundsätzli-
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che Werte-Entscheidung steht außer Frage. 
Grundsätzliche Maßstäbe müssen auf kon-
krete Situationen angewendet werden, 
wobei häufig politische Konflikte etwa um 
die Auslegung und auch um die Konkurrenz 
von Grundrechten entstehen. Nur ein Bei-
spiel: Wie weit reicht die Freiheit der Mei-
nung eines einzelnen und wo beginnt der 
schutzwürdige Bereich der Rechte anderer 
und der der verfassungsmäßigen Ordnung?

Die Behandlung politischer Konflikte mit 
dem Ziel der Förderung der Mündigkeit der 
Lernenden wird grundiert durch den Beu-
telsbacher Konsens. Probleme für das leh-
rende Handeln entstehen daraus, dass der 
Beutelsbacher Konsens keine – quasi techni-
sche oder bürokratische – Anleitung geben 
kann und darf. Die unfassbar große Zahl 
von möglichen Situationen der unterricht-
lichen Interaktionen lässt sich nicht vorab 
aufzählen und als richtig oder falsch klas-
sifizieren. «Unterricht» bezeichnet extrem 
vielfältige und deshalb komplexe Interakti-
onen, weshalb die Planung von Unterricht 
auch nicht wirklich voraussagen kann, was 
passieren wird. Dies gilt umso mehr, je kon-
fliktreicher und aktueller die verhandelten 
Themen sind. Die professionelle Kompetenz 
der Lehrenden gibt im jeweiligen Augen-
blick eine konkrete Antwort. Wir können 
dabei zwei Problem-Komplexe unterschei-
den  – den Umgang mit Situationen und 
den Umgang mit bestimmten Lernenden. 

Der Umgang mit Situationen bedeu-
tet hier zu fragen: Sind die unterrichtli-
chen Interaktionen in ihrem Verlauf kontro-
vers  – und zwar für wen und wie? Haben 
die Lehrkraft oder die Schülergruppe ein-
zelne oder viele überwältigt – und zwar poli-
tisch und / oder moralisch (und sei es unge-
wollt)? Für die Behandlung solcher Fragen 
muss die Szene präsent sein. Es reicht also 

nicht aus, einzelne Äußerungen aufzuspie-
ßen und an einen Pranger zu stellen und 
dann zu beschimpfen. Interaktionen neh-
men sich Zeit und Raum und erhalten ihre 
Bedeutung vielleicht auch erst über eine 
lange Dauer. Die Experten für die Situation 
sind die Beteiligten selbst. Der Königsweg 
für die Bearbeitung ist deshalb die Refle-
xion im Unterricht. Ich habe als Lehrerin 
meine Klassen, wenn unser Unterricht ein 
wenig eingespielt war, auf die Gefahren von 
Indoktrination und Einseitigkeit hingewie-
sen und habe eingeladen zur Kritik. 

Gemeinsame Kritik des gemeinsamen 
Tuns ist notwendig, denn Fehler passieren 
mit Sicherheit. Die Situationen sind zu kom-
plex für jederzeit eindeutiges und jederzeit 
fehlerfreies Handeln – und die Beteiligten 
sind zu unterschiedlich für identische Wahr-
nehmungen. Ein kleines Beispiel: Mein Leis-
tungskurs und ich lasen eine soziologische 
Originalschrift, Kapitel für Kapitel (nach 
meiner Erinnerung) auch mit Überlegungen, 
die die Schrift gegen ihren Strich bürsteten. 
Eines Tages riefen mehrere Schüler(innen): 
Was wir da machten, das seien doch «linke» 
Sozialwissenschaften! Einige Momente 
Ruhe folgten. Dann platzten andere heraus: 
Was wir da machten, das seien doch ganz 
klar «bürgerliche» Sozialwissenschaften! 
(Wer zurückblicken kann wird sofort ahnen, 
dass die Szene in den 70er-Jahren des letz-
ten Jahrhunderts spielte.) Schließlich amü-
sierte sich eine dritte Gruppe und meinte, 
wir hätten wohl vieles richtig, nämlich kon-
trovers, gemacht. Wir haben sicherlich alle 
gelernt, jedenfalls dies: Identischer Unter-
richt wird nicht identisch wahrgenommen, 
jedenfalls nicht in einer heterogenen Schü-
lergruppe.

Solche fruchtbaren Konflikte würden 
gar nicht stattfinden können, wenn Schü-
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ler oder auch Eltern nach Gesprächen beim 
Abendbrot auf die schnelle Idee kämen, an 
die Stelle von Gesprächen unvermittelt die 
formale Beschwerde – und dann noch über 
ein Internet-Portal einer politischen Par-
tei  – zu setzen. In der didaktischen Litera-
tur zur politischen Bildung finden sich viele 
Beschreibungen und Auswertungen von 
Szenen, die ich für die Lektüre empfehlen 
kann (Autorengruppe Fachdidaktik 2016, 
23–33; Reinhardt 2017a). 

Anders sind die Probleme beim Umgang 
mit (einzelnen) Lernenden, die extreme Ori-
entierungen ausdrücken. Wenn jemand die 
Bundesrepublik Deutschland zum Teufel 
wünscht oder jemand ungebremsten Hass 
auf Ausländer artikuliert, dann ist nicht die 
Frage, dass Lehrende tätig werden müs-
sen. Das Problem ist: wie denn? Unklar 
ist  – abstrakt gesprochen – schon der Sta-
tus solcher Schüleräußerungen: Will der 
oder die mich nur provozieren? Soll hier die 
Klasse unterhalten werden? Will da jemand 
die Aufmerksamkeit erlangen, die er/sie 
aus irgendeinem Grunde benötigt? Ist nur 
totale Unkenntnis der Verfassung und ihrer 
Bedeutung für unser aller Existenz der Hin-
tergrund? Besteht aus irgendeinem Grund 
(der mag so seltsam sein wie er will) dif-
fuse Angst vor dem Leben und vor Ande-
ren? Gibt es einen Erfahrungshintergrund 
oder eine Gruppenzugehörigkeit, die even-
tuell Druck ausübt? Kurzum: Rausgewor-
fen wird die Person nicht (das käme nur 
bei Gefahr für andere oder den Unterricht 
in die Frage). So wenig Lernende, die das 
System der Mathematik durch Ahnungslo-
sigkeit demontieren, aus dem Mathema-
tik-Unterricht fliegen, werden Lernende, die 
die verfassungsmäßige Ordnung im Geiste 
demontieren, des Unterrichts verwiesen. 

Der Umgang mit extremen Äußerungen 
von Schülern wird – je nach Diagnose der 
Situation  – ganz unterschiedlich sein. Es 
mag sogar sinnvoll sein, als Lehrerin erst 
einmal gar nichts zu tun (was natürlich auch 
Handeln ist) und in der Routine des Unter-
richts fortzufahren und später in Ruhe nach-
zudenken. Vielleicht ist dann das Mittel der 
Wahl, in einer Pause auf dem Schulhof mit 
dem(r) Schüler(in) zu reden. Unbedingt ist 
die Beratung mit Kollegen und Kolleginnen 
zu empfehlen! Wie sind ihre Erfahrungen? 
Wie sehen und empfinden sie jene von mir 
geschilderte Szene? Gibt es vielleicht gleich-
laufende oder unterschiedliche Erlebnisse? 
Auch hier bietet die fachdidaktische Litera-
tur Schilderungen und Analysen (Reinhardt 
2017b mit weiteren Literatur-Hinweisen; 
May 2018 zu «Hate Speech»). 

Fazit

Zurzeit ist die Atmosphäre – für den Bereich 
der politischen Bildung in Schulen auch ver-
ursacht durch das AfD-Portal – ähnlich auf-
geheizt wie in den 70er-Jahren. Politik-Un-
terricht ist wieder brisant geworden. Heute 
haben wir aber den Schatz der Erfahrungen 
von damals, den wir nutzen können. Leh-
rende der politischen Bildung brauchen die 
Solidarität und den Schutz der Öffentlich-
keit (auch durch Kritik), der Kollegen und 
der Schulen, der Lernenden und der Eltern, 
der Verbände, der Aufsichtsbehörden und 
der Ministerien. Zu hoffen und zu beobach-
ten ist, dass sich eine Welle streitiger Dis-
kussionen und empathischer Unterstützun-
gen entfaltet – und auch Satire und Ironie, 
die das Portal mit Gelächter umgeben. 
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Abschied vom Schröderismus
Thesen zum Wandel und zur Zukunft der deutschen Sozialdemokratie im 
Kontext der Krise der europäischen Parteiensysteme1

Dieser Prozess affiziert nicht nur die Partei-
ensysteme. Er hat auch Bedeutung für die 
Zukunft des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens und mithin die Grundlagen der libe-
ralen Demokratie. 

Denn die zentrifugalen Tendenzen einer 
zunehmenden Polarisierung, die in den letz-
ten Jahren Politik, Öffentlichkeit und Wah-
len in ganz Europa beherrschen, haben 
die etablierten Koordinaten der politi-
schen Auseinandersetzung und die norma-
tive Basis der Nachkriegsdemokratien auf-
gewirbelt. Die erfolgreichen Wahlmobili-
sierungen populistischer Parteien haben 
dabei die vormals schleichende Erosion 
des deutschen und der europäischen Par-
teiensystem(e)  – insbesondere den parti-
ellen Niedergang respektive elektoralen 
Schrumpfungsprozess der «catch-all parties» 
oder Volksparteien  – rapide beschleunigt. 
Gerade für die deutsche politische Land-
schaft, in der seit dem Krieg wesentlich 
auf die «Mitte» und Konsens zielende Ori-

SCHWERPUNKT: GERÄT ALLES INS RUTSCHEN?
NEUVERMESSUNGEN ZWISCHEN LINKS UND RECHTS

1  Sozialdemokratische Parteien unter Druck: 
Neue Konstellationen, neue Krisen in Europa1

Die gesellschaftliche Mitte schrumpft  – in 
(fast) ganz Europa. Damit ist nicht nur der 
ökonomische Mittelstand gemeint, sondern 
auch die politische Mitte, die in vorangegan-
genen Jahrzehnten in Europa und insbeson-
dere in Deutschland bei Parteien, Medien 
und Wählern im Fokus des politischen Wett-
streites stand. Und auch die «politisch-kul-
turelle Mitte»  – also Wähler und Akteure, 
welche auf eine Kultur des Interessensaus-
gleiches und einer normativen Balance 
im Umgang mit politisch-kulturellen und 
gesellschaftlichen Konflikten in einer plu-
ralistischen Gesellschaft zielen  – verklei-
nert sich in teils beängstigendem Tempo. 

1	 Der Beitrag geht auf einen Vortrag zurück, den ich 
ursprünglich am 12. November 2017 auf der Tagung 
«Sozialdemokratie in der Gesellschaft im Wan-
del», veranstaltet von der HDS e.V. und der Fried-
rich-Ebert-Stiftung Brandenburg, gehalten habe.
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entierungen in der repräsentativen Demo-
kratie vorherrschend waren, erscheint die-
ser Wandel besonders drastisch – obschon 
er sich faktisch noch deutlich gemäßigter 
vollzieht als etwa in Italien oder Frankreich, 
wo die etablierten Parteien mittlerweile an 
den Rand gedrängt worden sind: Der zen-
tripetale ist nunmehr europaweit vollends 
durch einen zentrifugalen Zyklus in den Par-
teiensystemen abgelöst worden. Es ist ein 
Prozess, der unterfüttert wird von sozia-
len und soziokulturellen Spaltungen sowie 
einer Demokratieskepsis oder Demokratie
unzufriedenheit, welche keineswegs nur, 
aber insbesondere in Osteuropa (und dem 
Osten Deutschlands) und unter jüngeren 
Generationskohorten ausgeprägt ist.2 Inso-
fern sind die neue Konstellation einer ero-
dierten bzw. desintegrierten «demokrati-
schen Mitte» und die damit einhergehende 
Krise der europäischen Parteiensysteme 
auch nicht nur ein mitte-links respektive ein 
sozialdemokratisches Problem. Gleichwohl 
manifestiert sich diese Krise im Besonderen 
als eine sozialdemokratische Krise, denn 
keine Parteienfamilie in Europa hat im letz-
ten Jahrzehnt signifikanter Wählerstimmen 
verloren.3

Etliche sozialdemokratische Parteien 
haben gerade in vormals stabilen sozial-
demokratischen Wählermilieus erhebliches 
Vertrauen eingebüßt und teils langfristig 
ihre Glaubwürdigkeit verloren. Trotz einer 
jüngsten Renaissance sozialistischer Ideen 
und des Themas sozialer Gerechtigkeit bei 
jungen Intellektuellen und jungen Wäh-

2	 Roberto Foa Roberto Stefan Foa & Yascha Mounk 
(2017), «The Signs of Deconsolidation,» Journal of 
Democracy 28 (1), 5–16.

3	 Marcel Pauly, «European Social Democracy Extinct?,» 
Social Europe https://www.socialeurope.eu/pauly,  
26. Januar 2018. 

lern insgesamt, verhindert diese Krise die 
Rückkehr zu Wahlerfolgen, oder aber «grün 
schlägt rot» an der Wahlurne.4 In Deutsch-
land reiht sich nunmehr auf Bundes- und 
Länderebene Niederlage an Niederlage 
für die SPD. Was also sind die langfristi-
gen Gründe für diese Krise der SPD, jenseits 
kurzfristiger Personaldebatten, im Kontext 
des beschleunigten Parteiensystemwandels 
in Europa? Und was impliziert die Suche 
nach den Ursachen im deutschen Fall und 
europäischen Kontext für Antworten der 
Partei, diesen Niedergang aufzuhalten oder 
umzudrehen? Hierzu sollen im Folgenden 
zehn Thesen einen Rahmen zur politikwis-
senschaftlichen und politischen Reflexion 
umreißen.

2  Farewell to Schröder: Die SPD und die 
Rückkehr der sozialen Frage

Die Gründe für die Krise der Sozialdemo-
kratie mögen vielfältig sein. Auch manifes-
tiert sich diese Krise transnational mithin 
in unterschiedlichem Ausmaß. In Deutsch-
land ist die SPD erstmals 2009 mas-
siv eingebrochen, also in der ersten Wahl 
der Nach-Schröder-Ära (-11,2 % unter dem 
Kanzlerkandidaten und Schröder-Vertrau-
ten Frank-Walter Steinmeier), und sie ist 
zuletzt wieder um 5,2 % auf das historische 
Tief von 20,5 % bei den Bundestagswahlen 
2017 geschrumpft (immerhin bei Netto-Zu-
wachs von 360 000 vormaligen Nichtwäh-
lern). Die Partei hat dabei 2017 allerdings 
sowohl Wähler netto nach links verloren 
(430 000 an die Linkspartei, 380 000 an 

4	 Die derzeitige Entwicklung bereits vor 20 Jahren 
antizipierend Andrei S. Markovits & Philip S. Gorski, 
Grün schlägt rot: Die deutsche Linke nach 1945 
(Berlin: Rotbuch Verlag, 1997).
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die Grünen) als auch nach rechts (20 000 
an die Union, 450 000 FDP und ganze 
470 000 Stimmen an die AfD).5

Die einzige sozialdemokratische Partei,  
die seit 2008 bei nationalen Wahlen im 
eurpäischen Vergleich stabil ist, ist die 
österreichische SPÖ, die zwar bei den nati-
onalen Parlamentswahlen im Oktober 
2017 ihre Regierungsverantwortung, nicht 
aber Wählerstimmen verloren hat (sondern 
einen Zuwachs von über 100 000 Stimmen 
gegenüber 2013 verzeichnete).6 Die SPÖ ist 
indes auch eine der wenigen sozialdemokra-
tischen Parteien in Europa, die sich nicht an 
der neo-liberalen Umgestaltung von Staat 
und Gesellschaft im Ringen um eine «Neue 
Mitte» beteiligt haben – einer nahezu euro-
paweiten Unterstützung des Sozialstaats-
abbaus und einer Politik der Steuererleich-
terungen für das Kapital, der massiven 
Privatisierungen und Deregulierungen öko-
nomischer Kontrollfunktionen (nicht nur, 
aber auch der Banken) sowie weitreichen-
der Liberalisierungen des Arbeitsmarktes 
im Sinne post-keynesianischer «supply side» 
Ökonomie, die ohne empirischen Beleg 
im Glauben an die «Selbstheilungskräfte 
des Marktes» auf wirtschaftliche «trickle 
down»-Effekte für die abhängig beschäftige 
Bevölkerung hofft, wenn man das Kapi-
tal von Steuern und staatlichen Regelun-
gen «befreit». Bis heute ist der Sozialstaat 

5	 Infratest Dimap 2017, zitiert nach https://wahl. 
tagesschau.de/wahlen/2017–09–24-BT-DE/analyse- 
wanderung.shtml.

6	 Die 2008 vorausgegangenen Verluste der SPÖ kön-
nen weitgehend als Ausdruck der unspezifischen 
Verluste von catch-all parties im Prozess des allge-
meinen Parteiensystemwandels gedeutet werden, 
d. h. einer Ausdifferenzierung der Parteiensysteme 
in allen parlamentarisch-demokratischen liberalen 
Demokratien mit PR-Wahlsystem. 

in Österreich unter steter Regierungsbeteili-
gung der SPÖ intakt geblieben (einschließ-
lich eines hohen Rentenniveaus), die wirt-
schaftsinteressenkonforme Flexibilisierung 
der Beschäftigungsverhältnisse hingegen 
ausgeblieben, was zu einer ökonomischen 
Erfolgsstory mit hoher Beschäftigungs-
quote, geregelten Arbeitsverhältnissen und 
–zeiten, relativ guten Löhnen und Renten, 
relativ hoher sozialer Mobilität sowie ins-
gesamt der Konsolidierung einer relativen 
sozialen Balance beigetragen hat, durch 
die große Teile der Bevölkerung weiterhin 
am Wohlstand der Gesellschaft teilhaben 
können.

Im besonders frappierenden Kontrast 
dazu steht z. B. die niederländische Partij 
van de Arbeit (PvdA), die mit der Unterstüt-
zung einer radikalen «Flexibilisierung» des 
Arbeitsmarktes und des Sozialabbaus nach 
den Wünschen der Industrieverbände bei 
den Parlamentswahlen 2017 einen dramati-
schen Absturz (-19,1 %) auf eine Kleinpartei 
von 5,7 % erlebt hat.7 Einen ähnlichen poli-
tischen Weg hat die SPD genommen (wenn 
auch noch nicht zur Kleinpartei regrediert), 
die spätestens 1998 zur Schröder-Partei 
mutierte und in 7 Jahren Regierungszeit 
mit den «Hartz»-Reformen und der «Agenda 
2010» einschneidende Arbeitsmarktrefor-
men und Maßnahmen zum Abbau des 
Sozialstaates (»welfare state regress»)  – de 
facto das größte staatliche Umverteilungs-
programm von «unten» nach «oben» in 
der deutschen Geschichte  – durchsetzte. 
Die SPD wurde dabei getragen und unter-
stützt vom erstmalig regierenden – und auf 
andere Fragen einer ökologischen Einwan-
derungsgesellschaft fokussierten  – grünen 

7	 Seit diesem Wahlfiasko orientiert sich die PvdA 
zurück auf eine sozialere Politik. 
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Koalitionspartner und CDU/CSU-Opposi-
tion, was auch die seiner Zeit ubiquitäre 
Rede von den «alternativlosen» Reformen 
zur «Rettung des Sozialstaates» in Deutsch-
land, dem vermeintlichen «kranken Mann 
Europas», ermöglichte.

Das von Tony Blair bis Gerhard Schrö-
der verfolgte Programm der «Neuen Mitte», 
kurzfristig so erfolgreich wie Steuerentlas-
tungsprogramme der supply side econo-
mics, hat sich dabei langfristig für Gesell-
schaft und Sozialdemokratie als Mißerfolg 
erwiesen. Nun stellen die Auflöung tradi-
tioneller Arbeitermilieus, die stete Verklei-
nerung des Anteils des Industrieproletari-
ats in der Bevölkerung und der Mitglieder-
schwund der Gewerkschaften ohne Frage 
eine große strukturelle Herausforderung für 
jede sozialdemokratische Partei im post-for-
distischen, post-industriellen, globalisier-
ten und digitalen Zeitalter dar. Doch sind 
weder der von großen Teilen der europäi-
schen Sozialdemokratie getragene Rekurs 
auf neo-liberale Umverteilungsprogramme 
gesellschaftlichen Reichtums an die Kapi-
talseite, noch der Niedergang der Sozialde-
mokratie bei Wahlen unausweichlich (gewe-
sen). Dies zeigt nicht nur das Gegenbeispiel 
SPÖ, sondern auch die Rückkehr der sozi-
alen Frage und die signifikant gestiegene 
Unzufriedenheit mit den z. B. von der Regie-
rung Schröder trotz der von den maßgeb-
lichen Parteien artikulierten Ideologie der 
Alternativlosigkeit schon damals nur gegen 
massiven Widerstand durchgesetzten Sozi-
alstaats- und Arbeitsmarktreformen sowie 
steuerlichen Kapitalförderprogrammen. 
Denn die Effekte des Umbau des Sozialstaa-
tes und der sozialen Marktwirtschaft unter 
jener Regierung, seit 2005 fortgeführt 
unter der Regierung Merkel und meist wei-
terhin unter sozialdemokratischer Beteili-

gung, zeigen sich erst heute in ihrer ganzen 
sozialen Härte und den mittlerweile teils 
schwer reversiblen gesellschaftlichen Ver-
werfungen, welche sie hinterlassen haben.

Während selbst einige SPD-Politiker 
immer noch auf ein stabiles oder gestie-
genes Bruttosozialprodukt verweisen, ver-
schleiert die Fokussierung auf diese allei-
nige Zahl eher gesellschaftliche Entwick-
lungen, als dass sie eine Aussage über den 
gesellschaftlichen Zustand macht. Füh-
rende Ökonomen haben darauf seit langem 
hingewiesen.8 In wenigen anderen Län-
dern hat dabei die sozioökonomische Spal-
tung, die Kluft zwischen den vermögenden 
Schichten und den nicht-vermögenden res-
pektive insgesamt die Ungleichheit der Ein-
kommen, derart zugenommen wie in der 
vormaligen Modell-Wohlfahrtsstaatsökono-
mie Deutschland.9 Und die soziale Spaltung 
der Gesellschaft, der reale soziale Abstieg 
oder die Angst davor auf Seiten erheblicher 
Teile der Mittelschicht sowie die Verschär-
fung der Armut bei den sozial Exkludierten 
hat, indirekt und direkt, mit der politischen 
und politisch-kulturellen Spaltung der 
Gesellschaft zu tun oder befördert diese. 

In der sozialen Wirklichkeit ist das Erbe 
der seiner Zeit als «unausweichlich» und 
«verantwortungsethisch» deklarierten neo-li-
beralen Schröder-Reformen nämlich ver-
heerend. Die dramatischen Folgen zeigen 

8	 David Leonhardt, «We’re Measuring the Economy 
All Wrong,» New York Times, 14. September 2018, 
https://www.nytimes.com/2018/09/14/opi-
nion/columnists/great-recession-economy-gdp.
html.

9	 Joseph Stiglitz, «Inequality is a Choice,» New York 
Times, 13. Oktober 2013, https://opinionator.blogs. 
nytimes.com/2013/10/13/inequality - is -a- 
choice/, Joseph Stiglitz, The Great Divide: Un- 
equal Societies and What We Can Do About Them 
(New York: W. W. Norton, 2015). 
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sich in sämtlichen sozioökonomischen Fel-
dern und Indikatoren. So nimmt die sozi-
ale Ungleichheit seither immer weiter zu: 
Während laut Statistischem Bundesamt die 
durchschnittlichen Reallöhne seit Jahrzehn-
ten praktisch für große Bevölkerungsteile 
stagnierten, klafft die Einkommensvertei-
lung immer weiter auseinander und ist der 
Anteil des Arbeitnehmerentgelts am Gesam-
teinkommen der Bevölkerung signifikant 
gesunken. Die von Schröder forcierte «Fle-
xibilisierung des Arbeitsmarktes» und die 
Lockerung des Kündigungsschutzes, denen 
man sich in Österreich bisher verweigert hat, 
haben in Deutschland dazu geführt, dass 
nunmehr nahezu 40 % der Bevölkerung 
in «atypischen», prekären, schlecht abgesi-
cherten Arbeitsverhältnissen arbeiten und 
oftmals auf mehrere Jobs angewiesen sind 
(wobei auch der neue Typus des beschäfti-
gen, voll arbeitenden Obdachlosen entstan-
den ist).10 Die ebenfalls forcierte Expansion 
der dauerhaften Zeitarbeit in die Legalität 
sowie die durch die Hartz-Refomen geschaf-
fene Konstruktion von Ein-Euro-Jobs, «Ich-
AGs», Minijobs und anderer staatlich sub-
ventionierter Arbeitsverhältnisse haben eine 
neue verdeckte Arbeitslosigkeit und prekäre 
Unterbeschäftigung teils ohne Sozialabga-
ben geschaffen, die zwangsläufig in Altersar-
mut mündet.11 Und das gesamtökonomisch 
immer noch wohlhabendste Land Europas 
weist nunmehr den größten Niedriglohn-
sektor Westeuropas auf, wobei jeder vierte 
mittlerweile im Mindestlohnbereich tätig ist, 
der zur Armut führt und spätere Altersarmut 
garantiert. Profitiert haben von dieser Poli-

10	 Vgl. https://www.boeckler.de/107127_107135.htm#.

11	 http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/
arbeitslosenstatistik-so-hoch-ist-die-verdeckte- 
arbeitslosigkeit-a-1133354.html.

tik die oberen 1 % der Bevölkerung, welche 
seit 15 Jahren einen starken Einkommens-
zuwachs verzeichnen können, während die 
Hälfte der Bevölkerung unter 17 000 Euro 
netto jährlich zu Verfügung hat, teils von 
Vollzeitarbeit nicht leben kann oder im Fall 
von Hartz-IV-Empfängern bei Sanktionen 
von existenzbedrohenden Kürzungen unter 
das Existenzminimum betroffen ist (und 
zudem gerade in Metropoloen seit zehn Jah-
ren unter politisch ermöglichten rapiden 
Mietsteigerungen und anderen Teuerun-
gen leidet, denn die Mietwohnquote liegt in 
Deutschland bei hohen 57 % – ohne realisti-
sche Aussicht auf Eigentumserwerb).12

Zum «Ausgleich» für jene arbeitsmarktliche 
Deregulierung zugunsten der Arbeitgeber-
seite und die Prekarisierung der Arbeit, die 
zudem mit erheblichen Steuersenkungen für 
das Kapital, Senkungen des Spitzensteuer-
satzes und Privatisierungen einherging,13 hat 
man die sozialen Sicherungssyteme umstruk-
turiert, die angeblich nicht mehr zu finan-
zieren waren  – und um die Steuersenkun-
gen gegenzufinanzieren. Hartz IV bedeutete 
nicht nur eine Kürzung des Arbeitslosengel-
des und seiner Dauer von zwei Jahren auf ein 
Jahr, sondern auch gestiegenen Druck auf 
die  – und vermehrte Kontrolle der  – gesell-
schaftlich Prekarisierten und Armen unter 
dem Banner «Fordern und Fördern», teils mit 
hohem bürokratischem Kostenaufwand.

12	 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/ 
237719/umfrage/verteilung-der-haushalte-in- 
deutschland-nach-miete-und-eigentum/.

13	 Dazu zählt die Kapitalertrags- respektive Abgel-
tungssteuer (vom SPD-Finanzminister Peer Stein-
brück vom persönlichen Einkommenssteuersatz ent-
koppelt), vor allem aber die Aussetzung der Vermö-
genssteuer, die indes 1997 noch durch die Kohl-Re-
gierung erfolgte, was allerdings weder von den 
folgenden Schröder- noch von den Merkel-Regierun-
gen revoziert wurde.
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Zugleich wurde unter Schröder die Priva-
tisierung der Renten und die Senkung des 
Rentenniveaus weiter vorangetrieben, wobei 
auch nach Einschätzung der CDU-Rentenex-
perten künftig 50 % aller Beitragszahler 
unter dem Mindestsatz liegen werden – und 
damit de facto auch nach beispielsweise 38 
Jahren Arbeit und steten Beitragszahlungen 
bei einem Bruttoeinkommen von 2000 Euro 
monatlich im Alter zu Hartz IV-Rentnern 
werden (in Österreich sind die Renten ohne 
Reform, zum Vergleich, fast doppelt so hoch 
wie in Deutschland). Niedrigverdiener wer-
den das Armutsniveau nie überschreiten—
sie zahlen heute vergeblich in die Versiche-
rung. Proftiert haben von der Privatisierung 
des Bismarckschen und später sozialdemo-
kratischen Rentenversicherungssystems vor 
allem die seither staatlich subventionierten 
Versicherungsunternehmen, nicht der Staat 
und noch weniger die Bürgerinnen und Bür-
ger. Die gebetsmühlenartig empfohlene 
private Vorsorge, die sich große Bevölke-
rungsteile nicht leisten können, erwies sich 
zudem durch die Koppelung an die Aktien-
märkte (und irreal projizierte Gewinnmar-
gen von nie erreichten 4 % p.a.) als sozio
ökonomischer Rohrkrepierer.

Schließlich wurde auch unter der Regie-
rung Schröder, analog zu vielen anderen 
europäischen Ländern, das Wohnen de facto 
zu einer der sozialen Kernfragen unserer Zeit 
gemacht – die Wohnungskrise ist eine weit-
gehend politisch geschaffene Krise. Nichts 
an der heutigen Wohnungskrise ist hier-
bei indes naturnotwendig oder unvermeid-
bar gewesen. Wiederum lohnt der Blick auf 
das nicht allzu ferne Österreich: das Beispiel 
der Stadt Wien, die jährlich 500 Millionen 
in den Wohnungsbau investiert, Genossen-
schaftsmodelle fördert, den Bau auf öffent-
lichem Grund stark sozial regelt und bei 

der Verwertung öffentlichen Grunds nicht 
auf Höchsteinnahmen zielt, zeigt die seit je 
her existierenden Gestaltungs- und Steue-
rungsmöglichkeiten der Politik auch in der 
Wohnungsfrage  – wodurch in Wien, einer 
der attraktivisten Metropolen der Welt, der 
Wohnungsmarkt bis heute vergleichsweise 
entspannt geblieben ist. In Deutschland fin-
det sich der gegenläufige Prozess. Die Woh-
nungskrise ist massiv und trifft in Deutsch-
land heute nahezu alle sozialen Schich-
ten, evoziert durch die staatliche Erlaubnis, 
Sanierungskosten weitgehend auf Mie-
ter umzulegen, Erosionen des alten Mie-
terschutzes vor allem unter CSU-geführten 
Ministerien, die Deregulierung und Privati-
sierung des Wohnungsmarktes und die Ver-
äußerung ganzer Wohnungsbaugesellschaf-
ten an private Investoren – teils durch Kom-
munen, die in Zeiten der Finanzknappheit 
ihr Wohnungseigentum für wenig Geld ver-
äußerten  – sowie den vollständigen Rück-
zug des Staates aus dem sozialen Woh-
nungsbau seit einem Beschluss der Regie-
rung Kohl von 1985. Heute kann sich selbst 
der Mittelstand kaum mehr leisten, in den 
Städten zu wohnen. Viele Menschen wer-
den aus ihren Wohnquartieren verdrängt 
oder genötigt. Die Mittelschicht schrumpft 
auch deshalb, weil sie sich durch erarbei-
teten Wohlstand kaum mehr leisten kann, 
in der Nähe von Städten und Metropolen 
eine Wohnung zu erwerben oder zu mie-
ten. Ungefähr eine Million Obdachlose in 
Deutschland sind darüber mittlerweile ohne 
Hoffnung, angesichts des angespannten 
Wohnungsmarktes in naher Zukunft wieder 
eine Bleibe zu finden.14

14	 http://www.bpb.de/apuz/270882/wohnungslosig 
keit-in-deutschland-aus-europaeischer-perspektive 
?p=all.
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Einige der neoliberalen Reformen  – wie 
der später von der SPD aufrecht erhal-
tene Rückzug aus dem sozialen Woh-
nungsbau  – gehen in der Tat bereits auf 
die 1980er-Jahre zurück, flankiert von der 
«Leistung muss sich wieder lohnen»-Ideolo-
gie der Kohl-Regierung und des Thatcheris-
mus; einer Ideologie, die Politiken rechtfer-
tigte, welche das Gegenteil von gerechter 
Entlohnung förderten: eine Gesellschaft, in 
der ererbter Reichtum der zentrale Vermö-
gensfaktor ist und über den ökonomischen 
Status und die Chancen der Menschen ent-
scheidet, entkoppelt von der (Arbeits-)leis-
tung,15 und in der eine erodierende Mittel-
schicht jenen sozialen Abstieg zu fürchten 
hat, der für große Teile auch der beschäf-
tigten Bevölkerung bereits Realität ist. Die 
SPD, die unter dem  – oft mit Augenzwin-
kern einvernehmlich so genannten – «Kanz-
ler der Bosse» Gerhard Schröder diese neo-
liberale Politik verschärfte und umsetzte, 
und damit die Globalisierung aktiv schlecht 
gestaltete, verbrachte seit Schröders Wah-
lerfolg 1998 16 von 20 Jahren in der Regie-
rungsverantwortung (Ausnahme nur 2009–
2013). Sie wird deshalb nicht zu Unrecht 
bis heute von erheblichen Teilen des Elekto-
rats für sämtliche sozialen Spaltungen der 
Gesellschaft mitverantwortlich gemacht  – 
auch diejenigen, die nicht durch Politiken 
der SPD verschärft wurden. 

15	 In seiner viel beachteten und diskutierten Lang-
zeitstudie hat Thomas Piketty darauf aufmerksam 
gemacht und nachgewiesen, dass Erbschaft im 
heutigen liberalen Kapitalismus den zentralen Ver-
mögensfaktor darstellt, nicht etwa individuelle Leis-
tungen oder Arbeit. Es herrscht eine radikale Chan-
cenungleichheit vor, die wesentlich vom ererbten 
Reichtum abhängt, und sich im Zuge der Deregulie-
rungspolitiken der letzten Jahrzehnte immer weiter 
verschärft hat. Vgl. Thomas Piketty, Das Kapital im 
21. Jahrhundert (München: C. H. Beck, 2014). 

In kaum einem europäischen Land ist der 
Reichtum mittlerweile so ungleich verteilt—
bei nunmehr bis zu 10 % Kinderarmut res-
pektive 2 Millionen Kindern, die in Armut 
leben  – und hängen die Lebenschancen 
derart von der sozialen Herkunft ab.16 Dies 
widerspricht sozialdemokratischen Grund-
ideen und Wählerbindungen, trug zum län-
gerfristigen Absturz der SPD bei, und hat 
die gesellschaftliche sowie auch die kultu-
relle und politische Polarisierung der Gegen-
wart genährt. Extreme soziale Ungleichheit 
und welfare state regress – freilich großen-
teils europaweit vorangetrieben, und kei-
neswegs allein von der Sozialdemokratie – 
zerfransen und zerklüften die europäischen 
Gesellschaften heute.

Spätestens 2013 hätte die SPD-Füh-
rung im Angesicht der Befunde der empi-
rischen Sozialforschung erkennen müssen, 
dass sie mit der Verteidigung der Schrö-
der-Erbschaft und seiner weithin als unso-
zial erkannten Politik kaum mehr Wähler 
überzeugen und mobilisieren kann. Bereits 
2013 meinten in einer Erhebung des IfD 
Allensbach 69 % der Bevölkerung auf die 
Frage, ob die «wirtschaftlichen Verhältnisse 
bei uns in Deutschland – was die Menschen 
besitzen und was sie verdienen  – im Gro-
ßen und Ganzen gerecht [sind] oder nicht», 
diese seien ungerecht, und nur 15 % emp-
fanden die gesellschaftliche Verteilung 
wirtschaftlicher Ressourcen in Deutsch-
land als «gerecht».17 Doch selbst Kanzler-

16	 Siehe z. B. die ausgezeichnete mehrteilige WDR-Do-
kumentation Ungleichland: Wie aus Reichtum 
Macht wird, 2018.

17	 IfD Allensbach, Was ist gerecht? Gerechtigkeitsbe-
griff und –wahrnehmung der Bürger (Allensbach: 
Institut für Demoskopie, 2013), S.2. Basis ist eine 
repräsentative Umfrage der Bevölkerung ab 16 
Jahre.
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kandidat Martin Schulz hat sich noch 2017 
dagegen entschieden, sich deutlich von der 
Schröder-Erbschaft  – und dem sozialpoli-
tischen Erbe von Schröder, Blair und Mer-
kel  – zu distanzieren; und auch dagegen, 
dem fortgeschrittenen Abbau der sozia-
len Sicherungssysteme, der grassierenden 
materiellen Unsicherheit einer prekarisier-
ten Gesellschaft und der sozialen Spaltung, 
die insbesondere aber keineswegs aus-
schließlich Arbeitslose und Schichten aus 
unteren Bildungsniveaus betrifft, eine kon-
turierte sozial- und gesellschaftspolitische 
Alternative entgegenzusetzen. Stattdessen 
wurde ausgerechnet Gerhard Schröder, der 
Repräsentant des Niederganges der deut-
schen Sozialdemokratie, der weder mit sozi-
aler noch mit demokratischer Politik identi-
fiziert wird, zum nationalen Wahlkampfauf-
takt eingeladen.

An diese Beobachtungen schließt sich 
meine erste These an: Es gibt zuletzt ver-
lorenes Mobilisierungspotenzial für eine 
glaubhafte demokratische Partei der sozi-
alen Gerechtigkeit—die SPD unter und seit 
Schröder war das, wie dargelegt, jedoch 
nicht. Dies hat im November 2018 auch 
die neue SPD-Führung unter Andrea Nah-
les erkannt. Nach 20 Jahren eines sozio
ökonomischen Schröderismus wendet sich 
die neue SPD-Führung nun von Schröders 
Sozialstaatsreformen ab. Vorschläge der 
erstarkten Grünen für ein Bürgergeld fol-
gend, fordert sie eine grundlegende Neu-
ordnung der sozialen Sicherungssysteme 
auf Grundlage eines allgemein sicheren  – 
und gegenüber Hartz IV erhöhten  – Bür-
gergeldes. Es soll eine staatliche Garan-
tiesicherung ohne Bedingungen und ohne 
«Gängelei» und Sanktionen darstellen, wel-
che Menschen derzeit oftmals noch unter 
den Hartz IV-Satz und damit unter das Exis-

tenzminimum treiben. Zudem fordert Nah-
les eine deutlich Erhöhung der – immerhin 
auf Druck der SPD am 1.1.2017 eingeführ-
ten  – Mindestlöhne. Mit der Rückkehr zur 
sozialen Frage und dem deutlich artikulier-
ten Willen, das Hartz-IV-«Regime» jahrzehn-
telanger, von Schröder initiierter Sozialkür-
zungen «hinter sich zu lassen», läutet Nah-
les’ überfällige Zäsur potenziell ein neues 
Zeitalter ein, in dem die SPD wieder glaub-
haft zu einer sozial orientierten Partei wer-
den kann.

Mit dieser nun von der SPD adoptierten 
Idee eines grundsätzlichen sozial- und wirt-
schaftspolitischen Wandels, in Abgrenzung 
von der lange gelobten wirtschaftslibera-
len «Reformfähigkeit» seit Schröders und 
Blairs «Drittem Weg» der Austeritätspolitik, 
ist meine zweite These verknüpft: Moderne 
(sozial)demokratische Linksparteien, die 
noch die Hoffnung hegen, wieder «catch-
all parties» respektive Volksparteien zu wer-
den, können nicht als Arbeiterparteien reüs-
sieren – denn die nationalen, europäischen 
und globalisierten sozialen Klüfte, welche 
sozialdemokratische Parteien in den letz-
ten zwei Jahrzehnten politisch mit befördert 
haben, sind längst kein Problem allein tra-
ditioneller Arbeiterschichten. Neue soziale 
Ungleichheit betrifft große Teile einer frag-
mentierten post-industriellen Gesellschaft, 
einschließlich einer erodierenden Mittel-
schicht, sowie heterogene sozial exkludierte 
Gruppen einer prekarisierten Arbeitswelt. 
Hinzu kommen Teile der materiell gefestig-
ten gebildeten, post-materiell orientierten 
Schichten, die ein Interesse an einer sozia-
len, inklusiven Gesellschaft und an sozialem 
Ausgleich und Chancengleichheit haben  – 
Wählergruppen, die sich jüngst insbeson-
dere den Grünen zugewendet haben, wäh-
rend signifikante Teile der frustrierten pre-
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karisierten Arbeitnehmerschaft zur Linken 
oder zur AfD abgewandert sind. Ergreift 
indes die SPD konsequent die Chance eines 
sozialen Kurswechsels, der auch für andere 
sozialdemokratische Parteien Modell sein 
kann und einen neuen europäischen demo-
kratischen und sozialen Gesellschaftsver-
trag mitbegründen könnte, hat die Sozialde-
mokratie wieder hohe Wählerpotenziale.18 
Ander als die Ideologie der Alternativlosig-
keit der Ära Schröder und Merkel sind die 
politischen Gestaltungsmöglichkeiten selbst 
im globalen Kapitalismus dabei erheblich.

Für das Funktionieren und Überleben der 
freiheitlich konstituierten Demokratie jeden-
falls sind sowohl die soziale Integration von 
Armutsschichten und Minderheiten als 
auch eine breite und gefestige Mittelschicht 
existenziell. Für die SPD bietet sich mit der 
klaren Abkehr vom sozialpolitischen Schrö-
derismus  – also einer verspäteten Rück-
kehr zu einer Politik der sozialen Gerechtig-
keit, die einst das Markenzeichen der SPD 
war – damit sowohl die Chance, sich gegen-
über einer immer noch Hartz-begeisterten 
CDU/CSU deutlich politisch zu profilieren 
und wieder eine durch Inhalte identifizierte 
Volkspartei zu werden; als auch die Mög-
lichkeit, einen entscheidenden Beitrag zu 
Re-Konsolidierung der Demokratie zu leis-
ten. Allerdings erscheint solche eine Rück-
kehr zu Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit 
(und mithin eine ehrliche Auseinanderset-
zung mit dem Erbe Schröders) zugleich als 
eine Grundvoraussetzung, in der Tat eine 
conditio sine qua non, um die Chance zu 
ergreifen, als Volkspartei zu überleben.

18	 Vgl. u.a. Anja Weiß, Soziologie Globaler Ungleich-
heiten (Berlin: Suhrkamp, 2017); Brooke Harring-
ton, Capital without Borders: Wealth Managers and 
the One Percent (Cambridge, MA: Harvard Univer-
sity Press, 2016).

3  Post-Schröderismus, «culture wars» und die 
liberale Demokratie in Europa: Acht weitere 
Thesen zur Zukunft der SPD als Volkspartei

Der Abschied vom Schröderismus hat dabei 
allerdings nicht nur eine soziale, sondern 
auch eine bisher wenig diskutierte demo-
kratische und politisch-kulturelle Dimen-
sion. Auch auf demokratiepolitischen Fel-
dern ist die SPD gefordert, sich vom langen 
Schatten als «Schröder-Partei» vollends zu 
befreien. Denn neben der neoliberalen Wirt-
schaftspolitik, die Schröder vorantrieb, war 
dessen Regierung gekennzeichnet durch 
einen autoritären Führungsstil sowie das 
Pronocieren eines polarisierenden und teils 
offen antiamerikanischen «horizontalen 
Populismus».19 Die Politik des Sozialstaats-
abbaus wurde gekoppelt mit der partiel-
len Erosion kultureller Normen der liberalen 
Demokratie—einem «soften» Nationalismus 
und einer Annäherung an autoritäre Regi-
me.20 Putin, dem sich Schröder unmittelbar 
nach seiner Kanzlerschaft lukrativ andiente, 
wurde als «lupenreiner Demokrat» hofiert. 
Auch heute behauptet Schröder – trotz der 
Nähe seines Chefs Putin zum autoritarismu-
saffinen US-Präsidenten Trump  – Deutsch-
land werde von den USA immer noch wie 
ein «besetztes Land» behandelt und solle 

19	 Siehe Lars Rensmann, «Populismus und Ideologie,» 
in Frank Decker (Hg.), Populismus: Gefahr für die 
Demokratie oder nützliches Korrektiv? (Wiesbaden: 
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2006), S.59–
80. Lars Rensmann, «The Noisy Counter-Revolu-
tion: Understanding the Cultural Conditions and 
Dynamics of Populist Politics in Europe in the Digi-
tal Age,» Politics and Governance 5, 4 (2017): 123–
135.

20	 Wobei zu konzedieren ist, dass Schröder zugleich 
als erster Kanzler anerkannte, dass die Geschichte 
der Judenverfolgung und des Holocaust zur deut-
schen «nationalen Identität» gehöre.
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sich besser an die autoritären Regime in 
Russland und China annähern.21 Die Einla-
dung Schröders durch den Kanzlerkandida-
ten Schulz zum offiziellen Auftakt noch des 
Bundestagswahlkampfes 2017 kann auch 
in diesem Kontext als strategisch fatal, 
wenn nicht selbstzerstörerisch gedeutet 
werden. Als Vertreter des russischen Staates 
konnte er kaum mehr als ratgebender «Alt-
kanzler» der SPD, wie einst Helmut Schmidt, 
behandelt werden.

Zwar setzte die rot-grüne Regierung unter 
Schröder der bleiernen Zeit der Kohl-Jahre 
mit ihrem ethnisch-exklusiven «Deutsch-
land ist kein Einwanderungsland»-Mantra 
ein inklusiveres, modernisiertes Staatsbür-
gerschaftsverständnis entgegen (von der 
CDU wurde dieser Politikwechsel in der Zeit 
vor Merkel 1999 und 2000 mit aggressi-
ven Wahlkampagnen wie Jürgen Rüttgers’ 
«Kinder statt Inder»-Parolen oder Roland 
Kochs Unterschriftenkampagne gegen die 
doppelte Staatsbürgerschaft mit gemisch-
tem politischen Ertrag noch ethno-natio-
nal beantwortet).22 Doch zugleich öffnete 
Schröder auch eine populistische Flanke 
nach rechts mit der Ideologie des «deut-
schen Wegs», die sich – formuliert während 
des Irak-Krieges – insbesondere gegen Ame-
rika, letztlich aber auch implizit gegen den 
europäischen Gedanken richtete.23 

21	 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/ 
article183991044/Altkanzler-Gerhard-Schroeder- 
stellt-sich-wegen-Handelskonflikt-gegen-die-USA.
html.

22	 Vgl. Lars Rensmann, «The Reluctant Cosmopolita
nization of European Party Politics: The Case of Ger-
many,» German Politics and Society 32, 2 (2014): 
59–85. 

23	 Was keineswegs heißen soll, dass eine Kritik am 
US-amerikanischen Irak-Abenteuer nicht berechtigt 
gewesen wäre—aber der Ton machte hier die Musik.

Statt die politisch-kulturell demokrati-
sche Mehrheit und ihre Positionen zu stär-
ken, sendete Schröder auch Signale an den 
rechten Antiamerikanismus und demons-
trierte Affinitäten zu Nationalismus und 
Autoritarismus, die etwa Sigmar Gabriel 
mit seiner Nähe zu Putin und Erdogan 
einerseits sowie seinen harschen Angriffen 
auf die Demokratien der USA und Israels 
(als «Apartheidsstaat») später international 
fortschrieb. Die SPD-Führung trug somit seit 
langem zu einer demokratiepolitisch prob-
lematischen kulturellen Polarisierung und 
Emotionalisierung bei Mobilisierung popu-
listischer Affekte bei  – in Antizipation der 
heutigen «culture wars»  – und zeigte sich 
im schwelenden, heute offenen Grundkon-
flikt zwischen autoritärem Nationalismus 
und liberaler europäischer Demokratie mit-
hin ambivalent, womit die Partei demokra-
tisches Profil einbüßte. 

Diese Analyse soll nicht die von Schrö-
der und anderen erkannte Bedeutung emo-
tionaler Dimensionen der Politik herunter-
spielen, wozu auch Fragen der sozialen und 
kulturellen Identität zählen, die heute wie-
der an Bedeutung gewonnen haben. Aber 
die Erosion des sozialen und demokrati-
schen Profils hat der SPD eventuell kurzfris-
tig Stimmen eingebracht, langfristig aber 
ihre identifizierbaren Grundlagen untermi-
niert und damit dazu beigetragen, dass vie-
len Bürgern nicht mehr klar ist, wofür die  
Partei steht. Deshalb lautet meine dritte 
These zur Zukunft der SPD im europäischen 
Kontext: Die SPD hat nur eine Zukunft als 
anti-populistische, demokratische politische 
Kraft, die sich sowohl vom Schröderismus 
als vom scheinbar erfolgreichen Corbynis-
mus abgrenzen sollte und deutlich – auch 
international  – gegen neuen Autoritaris-
mus, Nationalismus und Populismus Flagge 
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zeigen müsste, um langfristig ihre politische 
Glaubwürdigkeit bei verlorenen demokrati-
schen Wählergruppen zurückzugewinnen. 
Denn während der derzeitige Vorsitzende 
der britischen Labour-Partei, Jeremy Cor-
byn, durch die Betonung der sozialen Frage 
für viele verständlicher Weise als attraktives 
Gegen-Modell zur Sozialdemokratie unter 
Schröder und Blair erscheint, teilt der Links
populist Corbyn, trotz starker sozial- und 
wirtschaftspolitischer Differenzen zu Blair 
und Schröder, Schröders problematischen 
Affekt gegen die demokratische «Westbin-
dung»  – die Skepsis gegenüber westlichen 
Demokratien und die Ablehnung der USA – 
sowie die relativistische Nähe zu autoritä-
ren Regimen: Corbyn arbeitete für den Sen-
der der iranischen Diktatur «Press TV», hegt 
Vertrauen in Putins Russland und bezeich-
nete Vertreter der Terrororganisationen 
Hamas und Hisbollah als «Freunde». Mit 
solchen antidemokratischen Tabubrüchen 
würde die Sozialdemokratie dauerhaft ihre 
Existenzgrundlage als demokratische Par-
tei in Frage stellen. Politisch-kulturelle Pola-
risierungen, Grenzüberschreitungen und 
Tabubrüche gegenüber demokratischen 
Normen und Prinzipien und die Öffnung der 
Grenzen des Sagbaren gegenüber demo-
kratiefeindlichen und menschenverachten-
den Positionen sowie gegenüber autoritä-
ren Akteuren haben das politische Klima 
bereits erheblich vergiftet, und die Zukunft 
der Demokratie in Deutschland und Europa 
hat daran Schaden genommen. 

Diese Einschätzung führt zu meiner vier-
ten These: Der langfristige Erfolg der Sozi-
aldemokratie hängt auch von einer glaub-
würdigen Politik demokratischer Inklusion 
ab. Dazu zählt in der heutigen Zeit eine 
Erneuerung der Politik des Universalismus, 
der Verteidigung demokratischer Rechte 

und Freiheiten, und der Menschenrechte 
(statt einer Annäherung an Diktaturen, eth-
nische Nationalismen oder Populismen). 
Denn obgleich die liberale Demokratie 
unter Druck geraten ist, wird der demo-
kratische Rechtsstaat in Deutschland (und 
auch in Europa) nach wie vor von einer gro-
ßen Mehrheit unterstützt. Insofern müsste 
die SPD wieder «mehr Demokratie wagen» 
und ihr Profil als die Partei des demokrati-
schen Rechtsstaates in einem vereinigten 
Europa wiederherstellen. Der transnatio-
nale Anstieg von Demokratieunzufrieden-
heit und die Schwächung etablierter demo-
kratischer Parteien in den letzten Jahren 
müsste deshalb mit selbstbewusstem euro-
päischen und demokratischen Denken statt 
mit Nationalismus und der Anschmiegung 
an autoritäre Regime beantwortet werden. 
Die Antwort wäre nicht weniger, sondern 
mehr Demokratie, Partizipation und Frei-
heit, die Verteidigung demokratischer Stan-
dards, Normen, und individueller Rechte. 
Dabei spielen soziale Medien als Herausfor-
derung und Chance in der politischen Kom-
munikation eine erhebliche Rolle. 

Eine der Kernauseinandersetzungen der 
heutigen Zeit dreht sich um die Gestaltung 
der Einwanderungsgesellschaft. Dabei kann 
nicht das ob, sondern nur das wie Gegen-
stand der politischen Verhandlung sein. 
Deutschland ist, den einstigen Kohlschen 
Verleugnungen zum Trotz, schon lange ein 
Einwanderungsland, und der rot-grünen 
Regierung unter Schröder 1998–2005 ist es 
zu verdanken, dass diese Realität erstmals 
politisch und rechtlich anerkannt wurde  – 
entgegen den angesprochenen damaligen 
Anfeindungen aus der CDU/CSU. Noch im 
Jahr 2002 hieß der Konkurrent um die Kanz-
lerschaft Edmund Stoiber, der einst vor einer 
«durchrassten Gesellschaft» gewarnt hatte. 
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Doch ist die Einwanderungs- und Integra-
tionspolitik seither nur in Babyschritten vor-
angekommen. Rechtspopulistische Parteien 
profitieren von einer fehlenden umfassen-
den Immigrations- und Integrationspolitik 
sowie der Radikalisierung soziokultureller 
Wertekonflikte in der Gesellschaft. Die von 
der CDU initiierte «Deutsche Islamkonferenz» 
(DIK) reduzierte und reifizierte Fragen und 
Probleme der Einwanderungsgesellschaft 
zu einem inter-religiösen Diskurs zwischen 
Regierung und den durch sie enorm aufge-
werteten, teils autoritär-islamistischen Ver-
bandsvertretern. Die DIK kann eher als ein 
Schritt in die falsche Richtung gesehen wer-
den. An der Lebensrealität einer zunehmen-
den Ausgrenzung und Bedrohung liberaler 
und säkularer Einwanderinnen und Einwan-
derer als Individuen (nicht als kollektiv mus-
limisch markierter Menschen), die oftmals 
sowohl von Rassisten als auch von Islamisten 
bedroht und unter Druck gesetzt werden (vor 
denen sie teils geflohen sind), ist solche staat-
liche Politik weitgehend vorbei gegangen. 

Meine fünfte These lautet deshalb: Die 
SPD braucht ein modernes post-ethnisches, 
kosmopolitisches Profil und eine neue Immi
grationspolitik sowie ein umfassendes posi-
tives Einwanderungsmodell; wobei zugleich 
gesellschaftliche Konflikte und Integrations
probleme nicht geleugnet oder ignoriert 
bzw. ihre Thematisierung pauschal als «Isla-
mophobie» abgewehrt, sondern proaktiv 
und im gesellschaftlichen Dialog angegan-
gen werden sollten. Dazu gehört die Erkennt-
nis, dass die Tolerierung und Finanzierung 
von islamistischen Gruppen und die Koope-
ration mit autoritären Verbänden langfristig 
einer funktionierenden Einwanderungsge-
sellschaft schadet (wie z. B. die teils fortwäh-
rende Kooperation mit dem vom Erdogan-
Regime gesteuerten DITIB oder dem islamis- 

tischen «Islamischen Zentrum Hamburg (IZH)»,  
einem Ableger des iranischen Regimes, doch  
derzeit immer noch im Staatsvertrag mit der 
Stadt Hamburg).24 Solche Toleranz und För-
derung intoleranter Islamisten öffnet migra-
tionsfeindlicher und anti-muslimischer Agi-
tation politischen Spielraum.

An diesen Punkt knüpfen auch Fragen der  
inneren Sicherheit an. Dies betrifft sowohl 
die wehrhafte Demokratie in Bezug auf 
die Abwehr der Beeinflussung von Wahlen 
und Öffentlichkeit durch russische Cyber-
war-Aktivitäten, als auch gegenüber der 
Bedrohung durch  — insbesondere «home-
grown»  — rechtsextremen und islamisti-
schen Terrorismus. Dazu zählt für die SPD, 
Stellung zu beziehen gegen das Versagen 
der Sicherheits- und Verfassungsschutzbe-
hörden  — wie unter Hans-Georg Maaßen, 
der sich zuletzt als Opfer einer linksradika-
len «SPD-Verschwörung» sah. Weder geht es 
hierbei darum, Angstszenarien zu schüren 
oder Freiheiten pauschal der Sicherheit zu 
opfern. Allerdings gibt es reale neue Bedro-
hungen, wie u.a. sowohl der NSU-Komplex 
als auch das islamistische Attentat auf dem 
Berliner Weihnachtsmarkt gezeigt haben.25 
Der Anstieg von Antisemitismus und ande-
ren Ressentiments sowie Autoritarismen 
sollte nicht «externalisiert» und schlicht 
Immigranten oder Flüchtlingen zugescho-
ben werden (solche eine Externalisierung 
betreibt u.a. die AfD—eine Partei, die selbst 
offenen Antisemitismus bedient).26 Jener 

24	 Siehe auch https://www.welt.de/print/die_welt/ 
politik/article172337334/Seltsames-Verstaendnis- 
von-Toleranz-in-der-Berliner-SPD.html.

25	 Vgl.Hajo Funke, Staatsaffäre NSU: Eine offene Un- 
tersuchung (Berlin: Kontur Verlag, 2015).

26	 Siehe Samuel Salzborn, «Antisemitism in the ‹Alter-
native for Germany› Party,» German Politics and 
Society 36, 3 (2018).
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Anstieg ist aber auch ein Problem der Ein-
wanderungsgesellschaft und sollte entspre-
chend benannt werden.27 Sachlich und dif-
ferenziert auf diese Herausforderungen 
der inneren Sicherheit (und die teils diffu-
sen oder übertriebenen Kriminalitäts-Sor-
gen in der Bevölkerung28) zu antworten ist, 
so meine sechste These, auch eine ernstzu-
nehmende Herausforderung für eine SPD, 
die im Blick auf die komplexen Probleme 
der heutigen Gesellschaft Vertrauen in ihre 
Kompetenz zurückgewinnen will.

Ebenfalls mit dem Thema einer proakti-
ven Gestaltung der Einwanderungsgesell-
schaft verknüpft ist die Frage gesellschaft-
licher und politischer Repräsentation. Als 
Partei einer modernen Einwanderungsge-
sellschaft müsste, so meine siebte These, die 
SPD erheblich ihre Anstrengungen vertiefen, 
gesellschaftliche Heterogenität parteipoli-
tisch zu repräsentieren. Die künftige gesell-
schaftliche und politische Mobilisierungsfä-
higkeit sozialdemokratischer Parteien hängt 
u.a. auch von ihrem Repräsentationsgrad 
gesellschaftlicher Vielfalt ab, ohne im Ange-
sicht dieser Repräsentationsprobleme—wie 
in der Vergangenheit in Einzelfällen gesche-
hen—Kompromisse bei demokratiepoliti-
schen Grundsätzen zu machen. 

27	 Vgl. u.a. die hervorragende Studie von Günter Jikeli, 
Muslim Antisemitism in Europe: Why Young Urban 
Males Say They Don’t Like Jews (Bloomington: Indi-
ana University Press, 2015).

28	 So glauben laut einer repräsentativen Umfrage 
36 %, die Kriminalität steige durch Flüchtlinge 
deutlich an, und weitere 43 % meinen, sie steige 
durch Flüchtlinge etwas an. Solche Mehrheiten 
sind Alarmzeichen, die nicht automatisch mit Ras-
sismus zu erklären sind, obschon sich auch Rassis-
mus darin artiklulieren kann. Zitiert nach http://
www.faz.net/aktuell/politik/inland/allensbach- 
umfrage-zeigt-angst-um-innere-sicherheit-steigt- 
14073805.html. 

Ein sozialdemokratisches Kernthema, 
das in der Ära seit Schröder keinen zentra-
len Stellenwert eingenommen hat, ist ferner 
das Thema Chancengleichheit und Bildung. 
Die Bildungsreformen unter der SPD in den 
späten 1960er und 1970er hatten die bil-
dungsbegründete soziale Mobilität und die 
Zugangschancen von Arbeiterkindern auch 
zu höherer Bildung signifikant erhöht. Die-
ser Prozess wurde in den letzten 20 Jahren 
komplett ins Gegenteil verkehrt. Nie zuvor ist 
der Bildungsaufstieg aus unteren Schichten 
schwieriger als heute. Diese geringe Durch-
lässigkeit hat auch negative Konsequenzen 
für die Gesamtentwicklung der Bildung, die 
auf solche Bildungsmobilität und Diversi-
tät angewiesen ist.29 Deutschland ist seit 
langem kein führender Bildungsstandort 
mehr – dabei liegt in der Bildung nach wie 
vor die nachhaltige Zukunft der Gesellschaft. 
Dies liegt teils an Problemen der Länderho-
heit in der Bildungspolitik, aber auch an 
der immer noch – trotz voller Steuerkassen – 
auf Bundesebene strukturell und chronisch 
unterfinanzierten Schul- und Hochschulbil-
dung. Die Niederlande, ein unmittelbarer 
Nachbar, geben z. B. viermal soviel pro Stu-
dierende aus wie Deutschland. Schulen und 
Hochschulen befinden sich in teils marodem 
Zustand, und Klassen sind fast überall über-
füllt. Der seit Jahren wachsende Mangel an 
Lehrerinnen und Lehrern wurde verschlafen, 
anstatt proaktiv den zunehmend herausfor-
dernden Beruf in einer komplexen Einwande-
rungsgesellschaft attraktiver zu machen.

Auch für eine Reform demokratischer Bil-
dung an den Schulen und die Weiter-Qua-

29	 Vgl. Scott E. Page, The Difference: How the Power 
of Diversity Creates Better Groups, Firms, Schools, 
and Societies (Princeton: Princeton University Press, 
2008). 
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lifizierung des Lehrpersonals im Umgang 
mit Konflikten und Vorurteilen besteht noch 
erheblicher Spielraum – ganz zu schweigen 
vom einstigen Ideal der Chancengleich-
heit in der Blidung. Dazu bedürfte es eines 
neuen Anlaufs einer nationalen Bildungs- 
und Hochschulreform (Finanzen und Struk-
tur) vor europäischem Hintergrund, der auch 
dazu führen müsste, die strukturellen Pro-
bleme von «Bologna» zu überwinden. Inso-
fern erschließt sich meine achte These: Die 
SPD könnte sich mit dem Thema Bildung 
neu profilieren und würde als Partei der Bil-
dungskompetenz eine Lücke in der Partei-
enkonkurrenz schließen. Statt dessen wird 
sie in diesem Gebiet bis heute mit der Bil-
dungsministerin unter sieben Jahren Schrö-
der, Edelgard Bulmahn, identifiziert, unter 
deren bürokratisch-neoliberaler Hochschul-
reform die Hochschulen bis heute leiden 
(und deren Fürsprecher an den Universitä-
ten heute an einer Hand abzuzählen sind).

Eine erfolgreiche und dauerhaft mehr-
heitsfähige sozialdemokratische Politik  – 
auch in Regierungsverantwortung  – kann 
im 21. Jahrhundert nur dann realisiert wer-
den, so meine neunte These, wenn die SPD 
nicht als «VW-Partei» wie einst unter Schrö-
der sondern neben den Grünen als glaub-
würdige Umweltpartei gilt. Dazu muss 
die Partei bereit sein, sich dem Klimawan-
del zu stellen  – auch gegen die mächtige 
Lobby der Autoindustrie  – und weitrei-
chende ökologische Reformen jenseits blo-
ßen Wachstumsdenkens einzuleiten, die 
zunehmend von der Bevölkerung gefordert 
werden. Bei allem Verständnis für realpoli-
tische Zwänge: Auch in dem Feld von Öko-
logie, Kilmawandel, Umwelt-, Natur- und 
Tierschutz muss die SPD aufpassen, durch 
wirklich faule Kompromisse in der Regie-
rung ihre Glaubwürdigkeit zu verspielen. 

Dies zeigt nicht nur die bisher schwache 
Haltung  – aus ökologischer und sozialpo-
litischer Sicht  – der SPD bei der Diesel-Af-
färe. Auch die Zustimmung der SPD zum 
Vorschlag der CDU/CSU etwa, zugunsten 
der Landwirtschaftslobby  – kostensparend 
für die Landwirtschaftsindustrie, die fünf 
Jahre Zeit hatte, gesetzeskonforme Refor-
men vorzunehmen – weitere zwei Jahre das 
betäubungsfreie Kastrieren von Ferkeln zu 
erlauben, hat zu Recht für gesellschaftliche 
Empörung gesorgt und Unverständnis bei 
der Basis und potenziellen Wählern hervor-
gerufen. Solch betäubungslose Kastration 
kommt der Tierfolter gleich, bedeutet sinn-
loses Leiden für die Ferkel und eine Respekt-
losigkeit vor dem Empfinden der lebenden 
Kreatur – und ist in anderen europäischen 
Ländern längst verboten. 

Schließlich ist zu bedenken, dass die 
große Mehrheit der europäischen Bevölke-
rungen und Deutschlands weiterhin pro-eu-
ropäisch ist. Sie unterstützen das Modell der 
Europäischen Union und die Idee der euro-
päischen Integration – trotz aller policy-Pro-
bleme und Demokratiedefizite. So ist meine 
zehnte und letzte These, dass eine progres-
sive, robuste, konturiert pro-europäische Ori-
entierung Wahlen gewinnen kann, auf die 
ausgerechnet der langjährige Europapo-
litiker Schulz verzichtet hat  – seine eigene 
Erkenntnis dieses Fehlers kam erst nach den 
Bundestagswahlen 2017.

4  Der aufhaltsame Niedergang der SPD und 
der europäischen Sozialdemokratie 

Die derzeitige Krise ist nicht nur eine Krise 
der sozialdemokratischen Parteien, sondern 
erfasst fast alle ‹etablierten› Parteien der 
Mitte. Es ist auch eine Krise der Input-Le-
gitimität und Repräsentativität demokra-
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tischer Parteien insgesamt sowie mithin 
eine Legitimitätskrise der liberalen Demo-
kratie, die vom digitalen Strukturwandel 
der Öffentlichkeit, einem lang schwelenden 
Prozess der Polarisierung und dem Aufstieg 
autoritär-populistischer Akteure verschärft 
wird.30 Zugleich existieren in vielen europä-
ischen Demokratien und insbesondere in 
Deutschland aber auch robuste Mehrhei-
ten für Demokratie und soziale Gerechtig-
keit in Europa, die sich auch politisch mobi-
lisieren lassen. 

Die Regeneration sozialdemokratischer 
Politik kann hierbei durch die Parteienkrise 
begünstigt werden, wenn die SPD die rich-
tigen Schlussfolgerungen zieht. Der derzeit 
viel beschworene Niedergang der Volkspar-
teien und der Sozialdemokratie im Besonde-

30	 Zum Teil signalisiert der Aufstieg autoritär-popu-
listischer, nationalistischer Parteien wie der AfD 
das Ende eines strukturellen Disequilibriums: denn 
das lange existierende Potenzial rechtsextremer 
und anderer anti-demokratischer Wählergruppen – 
einer «soziokulturellen Konterrevolution» – war über 
viele Jahre nicht politisch im Parteiensystem reprä-
sentiert. Der Aufstieg des nationalen, autoritären 
Rechtspopulismus in Deutschland ist insofern auch 
eine Reflexion einer Europäisierung der Politik. Eine 
große Gefahr liegt derweil in einer neuen «winning 
formula», wenn die rechtspopulistischen Parteien 
ihre nationalistische Ideologie mit einer wohlfahrts
chauvinistischen Stärkung nationaler Sozialpolitik 
flankieren, was bisher nur begrenzt geschehen ist. 

ren ist – trotz der Erosion traditioneller Wäh-
lermilieus und anderer struktureller Heraus-
forderungen  – keineswegs unausweichlich. 
Er ist vielmehr aufhaltsam und heute noch 
reversibel. Dazu bedarf es indes einer klaren 
Trennung von dem, was ich als «Schröderis-
mus» bezeichnet habe: eine Mischung aus 
neo-liberalem Wirtschaftsprogramm und 
Sozialstaatsabbau, gekoppelt mit populisti-
schen, teil autoritären und soft-nationalisti-
schen Haltungen im nationalen und inter-
nationalen Kontext, welche die SPD teils 
ihres identifzierbaren Kerns als konturiert 
demokratische und soziale Partei beraubt 
hat.

Es bedürfte dagegen einer Stärkung 
demokratisch-inklusiver Positionen in der 
Einwanderungsgesellschaft und der Neu-
besetzung der sozialen Frage, d. h. einer 
Abkehr von Jahrzehnten neo-liberaler Aus-
teritätspolitik und staatlich geförderter 
Umverteilung von unten nach oben. Bewe-
gungen in diese Richtungen sind in meh-
reren Fällen der europäischen Sozialde-
mokratie erkennbar und auch in der SPD 
angekommen. Ob der Wandel gelingt und 
politisch erfolgreich sein wird, hängt nicht 
zuletzt auch vom Personal ab  – in jedem 
Fall aber vom politischen Willen, sich vom 
langen Schatten des Schröderismus zu dis-
tanzieren.
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Weimarer Verhältnisse
Interessante Alternativgestaltungen oder Gefahren für die Demokratie?

table Formation für die Politikgestaltung 
zu erkennen. Die AfD öffnet sich, wie u. a. 
die frühere Vorsitzende des Zentralrats der 
Juden in Deutschland Frau Charlotte Knob-
loch in publizistischen Beiträgen sehr deut-
lich gemacht hat, für antisemitische, dar-
unter auch israelfeindliche Positionen.1 
Die NS- und Hitler-Phase wurde im AfD-Mi-
lieu im Vergleich zur sonstigen deutschen 
Geschichte als «Vogelschiss»-Zeit bezeich-
net, das Berliner Holocaust-Mahnmal als 
«Denkmal der Schande» abgewertet oder 
eine Berliner Jüdin mit einer antisemiti-
schen Schmähkarikatur angegriffen, die sie 
mit einer auffällig verformten Nase in sow-
jetischer Generalsuniform abbildet  – eine 
Schmähattacke, die ein hessischer Bundes-
tagsabgeordneter der AfD über seine Ver-
teilungsnetze verbreitet hat.

Das sich daraus ergebende Antisemitis-
musbild im AfD-Bereich und in anderen 
vergleichbaren Sektoren muss im Einzel-
nen differenziert angelegt sein.2 Nicht jede 
kritische Position gegenüber einer israeli-
schen Regierung ist danach antisemitisch, 
auch wenn die Kritik sachlich nicht über-
zeugt. Demgegenüber dürfen einige Grund-
sätze in der Antisemitismus- und Antizio-

1	 Vgl. zu ihrer Auffassung das Interview im Spiegel 
Nr. 41, 6.10.2018, S. 34 bis 37.

2	 Vgl. zu den damit zusammenhängenden Antisemi-
tismus- und Integrationsfragen Klaus Faber, Nach 
der Bildung der Koalition von SPD und Union: Pers-
pektiven und Probleme für die SPD-Entwicklung, in: 
perspektivends, 1/2018, S. 27 bis 32, S. 28 bis 30.

Berlin ist nicht Weimar

Berlin ist nicht Weimar. Dieser zutreffende 
Satz war in der letzten Zeit, vor allem nach 
dem Rückzug von Bundeskanzlerin Ange-
lika Merkel vom CDU-Vorsitz, häufiger zu 
hören. Es gibt heute in Berlin keinen Hitler. 
Die Verfassung des Grundgesetzes kennt 
keinen durchaus mächtigen Reichsprä-
sidenten, mit dessen Zustimmung Hitler 
innerhalb kurzer Zeit Deutschland in einen 
totalitär ausgerichteten antisemitischen 
Einparteienstaat umwandeln konnte. Die 
Sicherung der Demokratie sowie von Grund- 
und Menschenrechten durch das nach dem 
Grundgesetz mögliche Parteienverbot gab 
es ebenso in Weimar nicht.

Andererseits ist die Frage zulässig und 
geboten, ob die inzwischen erfolgte Annä-
herung an Weimarer Verhältnisse durch 
eine Vielzahl von unterschiedlich großen 
Parteien im nationalen Parlament, darunter 
einer nach neueren Umfragen wachsenden 
rechtsradikalen AfD, nicht doch ein Anlass 
für eine Grundsatzprüfung gibt. Die Prü-
fung bezieht sich darauf, ob als Folge der 
deutschen Politikentwicklung interessante 
Öffnungen für Alternativgestaltungen 
durch neue Parteienformationen bestehen 
oder sich dabei vielmehr eher Demokratie-
gefahren abzeichnen. 

Für die AfD-Einordnung sind in diesem 
Zusammenhang ergänzende Bewertungen 
erforderlich. Nicht nur von einer SPD-Posi-
tion aus gesehen ist die AfD nicht als akzep-
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nismus-Bewertung nicht verschwiegen wer-
den. Die Hauptursache für die Abwesenheit 
von eindeutig friedlichen Verhältnissen zwi-
schen Israel und arabischen sowie anderen 
mehrheitlich muslimischen Ländern liegt 
nicht in Fehlern Israels. Sie besteht darin, 
dass wesentliche Teile der arabischen und 
muslimischen Welt, historisch auch von 
Hitlerdeutschland beeinflusst, noch immer 
nicht dazu bereit sind, Israel anzuerkennen. 
Sie beabsichtigen partiell vielmehr weiter-
hin, Israel zu vernichten, was zum Beispiel 
auf die Führung der Islamischen Republik 
Iran und die von ihr unterstützte Hisbol-
lah-Terrorformation im Libanon zutrifft.3

Auch die Bundeskanzlerin hat sich am 
9. November dieses Jahres, im Gedenken 
an die antisemitische Pogrombewegung 
vor achtzig Jahren im damaligen Deut-
schen Reich, gegen das starke Anwachsen 
von Antisemitismus-Erscheinungen im heu-
tigen Deutschland gewandt. Sie hat dabei 
auch muslimischen Antisemitismus kriti-
siert, sich aber zugleich gegen eine in kei-
nem Fall zutreffende Vorwurfsformulierung 
an alle Musliminnen und Muslime ausge-
sprochen.4

Demokratie, Volksparteien und andere Parteien

Es ist in diesem Kontext wichtig, den Zusam-
menhang zwischen Demokratieanforderun-
gen in Deutschland und der Funktion von 

3	 Vgl. dazu Klaus Faber, Wandel des anthropologi-
schen Menschenbildes, kollektive Identitäten und 
Politik, S. 93 bis 132, S. 129, in: Richard Saage, Hel- 
ga Grebing, Klaus Faber (Hg.), Sozialdemokratie  
und Menschenbild: Historische Dimension und aktu- 
elle Bedeutung, Marburg 2012.

4	 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article 
183539410/9-November-Merkel-warnt-vor-wach-
sendem-Judenhass-in-Deutschland.html).

Volksparteien zu erkennen, dem vor allem 
auf der Bundesebene größere Bedeutung 
zukommt. Die aktuelle Stärkung der Bun-
desebene wird unter anderem in der gel-
tenden Koalitionsvereinbarung zwischen 
der Union und der SPD sichtbar. In keiner 
früheren Koalitionsvereinbarung sind ähn-
lich hohe Bund-Länder-Fördermittel für Bil-
dung, Wissenschaft und Digitalisierung 
vorgesehen. In der inhaltlichen Ausrich-
tung zeigt die neue Koalitionsvereinbarung 
ebenso deutliche Ansätze zu einem koope-
rativen Föderalismus und einer allgemein 
verbesserten Bund-Länder-Zusammenar-
beit. Damit wird die Fehlentwicklung in der 
Bundesverfassungsänderung von 2006, die 
zu einem Trennungsföderalismus tendierte, 
teilweise korrigiert und insgesamt der Bun-
deseinfluss gestärkt. 

Vor diesem Hintergrund ist die Funktion 
von Volksparteien zumindest auf der Bun-
desebene deutlicher zu erkennen. Volkspar-
teien zeichnen sich u. a. dadurch aus, dass 
sie über eine größere politische Bandbreite 
verfügen, die einen inneren Einigungspro-
zess zur politischen Orientierung verlangt. 
In der deutschen Tradition gehört zum Cha-
rakter der Volkspartei zudem, dass in einem 
breiteren Bereich bei allen für den politi-
schen Wettbewerb in Wahlkämpfen ausge-
bildeten Unterschieden gemeinsam getra-
gene Positionen bestehen. Dazu zählen 
etwa Bekenntnisse zur sozialen Gerechtig-
keit, zur sozial ausgerichteten Marktwirt-
schaft, zur europäischen Kooperation vor 
allem in der EU und der Euro-Zone, aber 
auch in der Nato und innerhalb globaler 
Vereinbarungen, etwa im Klimabereich, 
sowie allgemein das Bekenntnis zur Vertei-
digung einer offenen und pluralen Gesell-
schaft. Im deutschen Milieu wurde und wird 
von einer Volkspartei auch erwartet, dass 
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sie in der Lage ist, die Kanzlerposition im 
Bündnis mit kleineren Parteien auszuüben. 

Ein im Rahmen großzügiger Maßstäbe 
einigermaßen regelmäßiger Machtwech-
sel ohne Bürgerkrieg soll, so die an angel-
sächsischen Realmodellen entwickelte theo-
retische Annahme, die Demokratie sichern. 
Der Machtwechsel ohne Bürgerkrieg auf 
der Grundlage demokratischer Wahlen ist 
danach der Hauptsinn von Wahlen über-
haupt.

Die deutschen Sonderverhältnisse wer-
den in bestimmten Bedingungen und Pro-
blemen deutlich, die aktuelle Bedeutung 
haben. Anders als in den dualen angelsäch-
sischen Verhältnissen mit zwei Parteien war 
und ist für den Machtwechsel auf deutscher 
Bundesebene für beide Seiten eine Koali-
tion mit kleineren Einheiten erforderlich. 
Das war zunächst über längere Zeit die FDP. 
Sie hat sich in verschiedenen Konstellatio-
nen mit der Union oder mit der SPD verbun-
den. Die Grünen sind vom SPD-Kanzler Ger-
hard Schröder 1998 bis 2005 als Partner 
in eine Bundesregierung einbezogen wor-
den. Danach gab es unter Bundeskanzlerin 
Angela Merkel erneut eine große Koalition. 
Anschließend folgte unter ihrer Kanzler-
schaft eine Koalition zwischen Union und 
FDP, in der Folge bis heute weitere Koalitio-
nen zwischen Union und SPD.

Für den Rückgang der Stimmen der Regie-
rungsparteien Union und SPD bei den Bun-
destagswahlen 2017 werden unterschied-
liche Erklärungen angeboten. Einen Ver-
ständnisschwerpunkt bildet das zu geringe 
Gewicht, das die Wahldebatten von Union 
und SPD dem Thema von Migration und 
Integration zugeordnet haben. Die Begleit
umstände der weitgehend unabhängig von 
einer wirksamen staatlichen Kontrolle erfolg-
ten Immigration von 2015 mit einem größe-

ren Anteil von Migranten aus Syrien waren 
dabei negative Beurteilungsfaktoren. In den 
schlechten Unions- und SPD-Ergebnissen der 
Landtagswahlen von Bayern und Hessen 
sind zumindest teilweise auch die Auswir-
kungen der Personalstreitigkeiten in der Bun-
deskoalition über die Besetzung des Bundes-
amts für Verfassungsschutz zu erkennen.

Die zurzeit (Redaktionsschluss 20. 
November) stattfindenden Abstimmungs-
prozesse in der CDU über den CDU-Vor-
sitz mit den HauptbewerberInnen Annegret 
Kramp-Karrenbauer, Friedrich Merz und 
Jens Spahn bestimmen bis zum CDU-Bun-
desparteitag Anfang Dezember den Tenor 
der Berichterstattung. Die SPD-Bundesfüh-
rung setzt dabei wahrscheinlich auf einen 
Erfolg von Frau Annegret Kramp-Karren-
bauer. Die nächsten Proben für die Erfolgs-
aussichten der Bundeskoalitionsparteien 
bestehen im Frühjahr 2019 bei den Euro-
pawahlen. Es droht die Gefahr, dass EU-un-
freundliche Formationen, zu denen etwa 
die populistischen Regierungsformatio-
nen aus Italien gehören, dort beachtliche 
Gewinne machen.

Die dann folgenden Entscheidungspha-
sen liegen im Herbst 2019 bei den Land-
tagswahlen in Thüringen, Sachsen und 
Brandenburg. Die Grünen werden in den 
ostdeutschen Flächenstaaten nach den bis-
lang vorliegenden Umfragen schwächer, die 
AfD-Wähler demgegenüber stärker als in 
Bayern und Hessen sein. Am Ende des Jah-
res 2019 steht nach der Bundeskoalitions-
vereinbarung die Prüfung der Koalitions-
weiterführung auf der Tagesordnung. Dieje-
nigen in der SPD, die von Anfang an gegen 
die Kooperation von Union und SPD waren, 
votieren für eine Beendigung dieser Koope-
ration, manche von ihnen bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt im Jahr 2019.



32  perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2

Klaus Faber

Neuwahlen vor 2021?

Eine Rolle spielt in diesem Zusammenhang 
die Frage nach dem Sinn von vorgezogenen 
Neuwahlen. 

Als Begründung für die Teilnahme an der 
2018 geschlossenen Unions- und SPD-Koa-
lition galt auch das Argument, dass durch 
die Realisierung des Programms der Koaliti-
onsvereinbarung die politische Position der 
Koalitionsparteien gestärkt werden könnte. 
Dass dafür nicht nur auf der SPD-Seite eine 
bestimmte Mindestzeit erforderlich sein 
würde, belegen aktuelle Umfragen. Vorge-
zogene Neuwahlen sind nur dann sinnvoll, 
wenn die Umfragen vor 2021 einen Wahler-
folg möglich erscheinen lassen. Sehr wahr-
scheinlich sind derartige Annahmen nicht. 

Die politische Konsequenz aus dieser 
Erwägung erscheint für die SPD-Seite klar: 
Arbeit mit einer profilbildenden Selbst-
darstellung im Rahmen der Koalition von 
Union und SPD bis 2021, anschließend 
Neuwahl 2021.

Die Neuwahl findet unter Bedingungen 
statt, die heute, Mitte November 2018, nicht 
im Einzelnen vorhergesehen werden können. 
Es ist nicht auszuschließen, dass die rechtsra-
dikale AfD die 5 %-Hürde erneut überspringt, 
was die Mehrheitsbildung auch für eine in 
ihrer Volksparteifunktion wieder gestärkten 
SPD erschweren muss. Dass sich die SPD in 
den Wahlaussagen zugunsten einer Zusam-
menarbeit mit den Grünen offen zeigen 
sollte, liegt auf der Hand. Eine derartige Ori-
entierung ist z. B. bereits für die brandenbur-
gische Landtagswahl 2019 naheliegend.

Ob anstelle der SPD andere Parteien, z. B. 
die Grünen, die Rolle neben der Union als 
zweite Volkspartei wahrnehmen könnten, ist 
zweifelhaft. Den Grünen fehlen bislang die 
dafür notwendigen Orientierungsmomente. 
Die SPD sollte daher ihren Anspruch auf 
Wiederbegründung ihres Volksparteicharak-
ters nicht aufgeben. Er wird spätestens mit 
der Wahl einer sozialdemokratischen Kanz-
lerin / eines sozialdemokratischen Kanzlers 
als wiederhergestellt gelten können.

Wolfgang Schroeder / Jennifer Ten Elsen

Gesellschaftliche Polarisierungsmuster –  
Wandel des Parteiensystems
Sozioökonomische Verteilungs- versus kulturorientierte Identitätskonflikte

1  Neue versus alte Konfliktmuster

In den Debatten über den Zustand des poli-
tischen Systems und der Parteien hat sich 
in den letzten Jahren die Rede vom Ende 
der Volksparteien, vom Zeitalter des Popu-

lismus und der Existenz von neuen gesell-
schaftlichen Konfliktlinien breitgemacht. 
Treibende Kraft für den gerade stattfinden-
den Umbauprozess des Parteiensystems 
sei die neue politische Spaltungslinie zwi-
schen den sogenannten Kosmopoliten und 
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den sogenannten Kommunitaristen, die mit 
Ausnahme der Grünen und der AfD, durch 
die Parteien hindurchgehe. Während die 
Kosmopoliten für das Prinzip des Universa-
lismus und der Offenheit stünden, präferier-
ten die Kommunitaristen eher Partikularis-
mus und Abschottung. Empirisch gestützt  
werde diese Sichtweise, durch die in Wähler
umfragen erhobene Priorisierung von Fra-
gen der Zuwanderung, der Sicherheit und 
der Identität Es seien damit weniger die 
klassischen Konflikte zwischen links und 
rechts, zwischen Arbeit und Kapital, zwi-
schen Staat und Markt gemeint; vielmehr 
sei die Zentralität der sozioökonomischen 
Konfliktlinie von einer kulturell-identitären 
Konfliktlinie abgelöst worden. Was ist dran 
an dieser Analyse, die auch Antworten auf 
den Niedergang der europäischen Sozialde-
mokratie geben will? Wie belastbar ist sie 
und was sind die Auswirkungen für die poli-
tisch-strategische Aufstellung linker Volks-
parteien?

Aus den Ergebnissen der Bundes- und 
Landtagswahlen der letzten Jahre lassen 
sich für die Debatte um neue gesellschaft-
liche Orientierungs- und Polarisierungsmus-
ter drei Schlüsse ziehen: Erstens sind die 
beiden Volksparteien einem fortlaufenden 
Schrumpfungsprozess ausgesetzt. Zweitens 
zeichnet sich mit dem jüngsten Höhenflug 
der Grünen eine neue Rolle der Partei ab. 
Drittens stellt sich die Frage, ob die AfD mit 
dem absehbaren Ende der Ära Merkel am 
Zenit ihres parteipolitischen Erfolgs ange-
langt ist, oder sie sich auf dem Weg befin-
det, eine feste, dauerhafte Größe im Par-
teiensystem zu werden. Diese veränder-
ten Lagen von Volksparteien, Grünen und 
AfD befördern wichtige Einsichten in der 
Debatte um die Begrifflichkeiten «Kosmo-
politismus» und «Kommunitarismus». Auf 

der einen Seite generieren mit der AfD die-
jenigen Wahlerfolge, die Abschottungs- und 
Schließungsprozesse fordern und damit 
dem Folgen, was in einer spezifischen Les-
art als Kernelement einer kommunitaris-
tischen Logik identifiziert wird. Zugleich 
erleben mit den Grünen aktuell jene einen 
Höhenflug, die sich als «Antipopulisten» 
(Pop zitiert nach Beikler 2018) verstehen 
und das Idealbild kosmopolitischen Typs 
verkörpern. Zwischen diesen Polen stehen 
die Volksparteien. Allerdings bildet sich die 
ihnen zugesprochene Vermittlungsfähigkeit 
als Brückenbildner zwischen «oben» und 
«unten», «drinnen» und «draußen» bei den 
letzten Wahlen nur noch auf einem gerin-
gen Niveau ab. Die schlechten Ergebnisse 
von CDU/CSU und SPD revitalisieren viel-
mehr die zirkulierende Debatte um den 
Herbst (Walter 2009) beziehungsweise um 
das Ende der Volksparteien (Kronenberg/
Mayer 2009).

Offensichtlich ist, dass mit dem Erstarken 
des Rechtspopulismus nunmehr eine der-
artige Infragestellung politischer Gewiss-
heiten eingekehrt ist, die Schlüsselfragen 
gesellschaftlichen Miteinanders betreffen. 
Ähnlich wie seinerzeit mit der Etablierung 
der Grünen und in abgeschwächter Form 
mit der Etablierung der Linkspartei (2005), 
wirkt also nicht nur ein enormer Verände-
rungsdruck aus der Gesellschaft, sondern 
direkt aus dem Parteiensystem, der Auswir-
kungen auf die Gestaltungsfähigkeit des 
politischen Systems in einer zunehmend 
globalisierten, multikulturellen, digitali-
sierten und individualisierten Gesellschaft 
haben wird. Zur Disposition steht, ob es 
sich wirklich um die vordergründige Kultu-
ralisierung gesellschaftlicher und ökonomi-
scher Konfliktlagen handelt oder ob sich an 
und hinter den kulturellen Konfliktmustern 
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nicht doch mehr soziale und ökonomische 
Konfliktlagen verbergen als es auf den ers-
ten Blick den Anschein erweckt. 

2  Debattenpanorama

In dem Maße, wie Populismus und populis-
tische Bewegungen als ein Weltphänomen 
charakterisiert werden können, stellt sich 
die Frage nach den universellen und spezi-
fischen Ursachen sowie nach der definitori-
schen Vermessung des Populismus-Begriffs: 
Populismusdebatten konzentrieren sich ers-
tens auf eine Anti-Establishment- sowie 
eine Drinnen- und Draußenperspektive. 
Zweitens sei der Populismus als eine Reak-
tion der Modernisierungsverlierer gegen 
die negativen Auswirkungen der Globalisie-
rung zu verstehen, die sowohl auf ökonomi-
sche (Arbeitslosigkeit) wie auch auf kultu-
relle (Zuwanderung, Beschleunigung) Ursa-
chen zurückgehen können. Drittens lasse 
sich der Populismus als ein Moment der 
Kulturalisierung von Konfliktlagen erfassen. 
Und viertens gibt es Ansätze, die den Popu-
lismus auf unterschiedliche Konstellatio-
nen der jeweiligen länderspezifischen poli-
tischen Ökonomien zurückführen; bei dieser 
Perspektive werden die spezifischen Ausprä-
gungen des Populismus mit den Variatio-
nen ökonomischer Problemkonstellationen 
in Verbindung gebracht. Für die deutsche 
Debatte am bedeutendsten ist gegenwär-
tig die Orientierung an einer neuen kultu-
rellen Konfliktlinie. 

Die Kontroversen zwischen Kommunita-
rismus und Kosmopolitismus wurzeln in den 
achtziger Jahren. Ihr Ausgangspunkt ist die 
Frage der Realisierung von Gerechtigkeit in 
einer Gesellschaft, «die zugleich universa-
listisch (liberal) wie partikularistisch (kom-
munitär) zu funktionieren scheint» (Opielka 

1995: 54). Die deutsche Debatte kann als 
Ausläufer US-amerikanischer Fragestellun-
gen gewertet werden, die die wohlfahrts-
staatliche Kultur in den USA betreffen. Dort 
entzündete sie sich sozialtheoretisch an 
den Schriften von John Rawls und gewann 
in einem zunehmend (neo-)konservativer 
gewordenen Umfeld in den Reagan-Jahren 
an Aufwind (Vorländer 1995: 39). Im Dis-
kurs zwischen individuellen Bürgerrechten 
und sozialstaatlichen Interventionen for-
mulierten kommunitaristische Autoren und 
Akteure, wie Amitai Etzioni, einen «Drit-
ten Weg» zwischen der «Markt-Ideologie 
des Kapitalismus und der sozialstaatlichen 
Utopie eines bürokratisierten Sozialismus» 
(Opielka 1995: 54). 

Der US-amerikanische Diskurs traf im 
deutschen Kontext auf eine Diskussion über 
Subsidiarität und soziale Gerechtigkeit. Ins-
gesamt sensibilisiert die Debatte für sozio
moralische Voraussetzungen moderner Ge
sellschaften und reflektiert die Folgen von 
Individualisierungsschüben und Wertewan-
del. So wird Gemeinschaft als Steuerungs-
medium und als Alternative zu staatlichen 
Interventionen diskutiert. Insofern kann dem 
Kommunitarismus als Bezugspunkt unter-
schiedlicher politischer Lager bei der Kon-
zeption zukünftiger gesellschaftspolitischer 
Entscheidungen eine große Bedeutung bei-
gemessen werden. Zugleich lassen sich Ver-
bindungslinien zur Debatte um Verände-
rungen im Parteiensystem und eine damit 
verbundene Neustrukturierung politischer 
Hauptkonfliktlinien (cleavages) ziehen.

Nach Lipset und Rokkan (1967) haben 
sich die Parteiensysteme Ende des 19. Jahr-
hunderts anhand von vier grundlegenden 
und dauerhaften Konfliktlinien innerhalb 
der Gesellschaft herausgebildet (Kapital 
und Arbeit; Kirche und Staat; Stadt und 
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Land; Zentrum und Peripherie). Diese Kon-
fliktlinien repräsentieren verschiedene Inter-
essen- und Wertekonflikte innerhalb sozialer 
Gruppen, aus denen schließlich die Parteien 
entstanden sind. In der Bundesrepublik 
Deutschland der Nachkriegszeit waren ins-
besondere die Konflikte zwischen Kapital 
und Arbeit sowie zwischen Kirche und Staat 
prägend. Im Kern ist der deutsche Wohl-
fahrtsstaat auf diese beiden Konfliktlinien 
zurückzuführen; weshalb auch beide Volks-
parteien an dessen ständiger Veränderung 
beteiligt sind. Seit den 1960er-Jahren voll-
zog sich innerhalb der westlichen Demokra-
tien ein Wertewandel, ausgehend vom tra-
ditionellen Materialismus hin zu postmate-
rialistischen Wertvorstellungen der 1968er 
und der Ökologie-Bewegung. Im Zuge des-
sen, so Inglehart (1989: 19), wurden Fragen 
von wirtschaftlicher und physischer Sicher-
heit relativiert und modifiziert, «während 
das Streben nach Zugehörigkeit, Selbst
entwicklung und Lebensqualität immer 
wichtiger» wurde. Ausdruck dieses neuen 
«value cleavage[s]» (Inglehart 1990: 263), 
das durch die Konflikte «Marktfreiheit ver-
sus Soziale Gerechtigkeit» und «Autoritaris-
mus versus Libertarismus» (Kitschelt 1988, 
Abb.  1) gekennzeichnet sei, war das Auf-

kommen links-libertärer Parteien in Gestalt 
der Grünen (Kitschelt 1988). Insofern 
wurde der gesellschaftliche Grundkonflikt 
der sozioökonomischen Verteilungsbedin-
gungen (Staat–Markt) um eine sozio-kultu-
relle Achse erweitert, auf der die Konfliktli-
nie zwischen libertären und konservativ-au-
toritären Werten abgebildet wird. Diese in 
der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre ent-
wickelte, zweidimensionale Perspektive 
des politischen Raums bestimmte seither 
unsere Debatten über den Wandel des poli-
tischen Systems durch gesellschaftliche Prä-
ferenzverschiebungen. 

Die Frage nach der Strukturierung des 
politischen Raums sowie der Zukunft der 
politischen Richtungsbegriffe von «links» 
und «rechts» stellt sich folglich nicht erst 
vor dem Hintergrund des Erstarkens rechts- 
und linkspopulistischer Parteien, sondern 
wurde bereits in den 1980er-Jahren formu-
liert (Murphy et al. 1981). Zugleich bleibt 
bisher ungeklärt, ob es einer Weiterentwick-
lung des von Kitschelt (1988) entwickelten 
Modells bedarf, das die zunehmende Auf-
lösung alter Polaritäten zugunsten neuer 
identitätspolitischer Fragestellung im Sinne 
einer Abgrenzungs-Integrations-Logik erwei-
tert (vgl. Abb. 2).

1  nach: Kitschelt 1988 2  nach: Grande 2018
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Grande (2018: 23) erklärt die zuneh-
mende Zersplitterung des Parteiensystems 
sowie die beobachtbare Polarisierung mit 
der Entstehung einer «neue[n] Konfliktlinie», 
die «in Deutschland seit den 1990er-Jahren 
Gestalt angenommen» habe. Anders als in 
anderen Ländern verhinderten, so Grande 
(2018: 23 f.), das Scheitern neuer rechtspo-
pulistischer Parteien (Schill-Partei, Republi-
kaner), die Absorption linkspopulistischer 
Kräfte sowie die Abschirmung der Unions-
parteien nach rechts den Erfolg rechtspo-
pulistischer Formationen über lange Zeit. 
Im Zentrum steht die Frage, ob mit dem 
«Abgrenzungs-Integrations-Konflikt eine 
neue Spannungslinie entstanden» ist, die 
«die Wettbewerbsbedingungen aller Par-
teien verändert» (Grande 2018: 40 f.) und 
somit Verschiebungen grundsätzlicher Art 
ausgelöst wurden. Im Kern geht es um 
eine suggerierte Konfrontation zwischen 
sogenannten Kommunitaristen und Kos-
mopoliten, also zwischen «Menschen, die 
das Leben in der überschaubaren Gemein-
schaft von Gleichen gegen Globalisierung 
und Massenzuwanderung verteidigen wol-
len, und jenen, denen die umfassende Öff-
nung der Gesellschaft  – gerade auch für 

Migranten – willkommen ist» (Meyer 2017: 
38). In dieser Logik treffen sogenannte 
Modernisierungsgewinner, die sich durch 
ein überdurchschnittliches Einkommen und 
eine tendenziell positive Einkommensent-
wicklung sowie durch die Zuwendung zum 
Konzept des Multikulturalismus auszeich-
nen auf potenzielle Modernisierungsverlie-
rer. Diese würden sich durch eine niedrige 
Bildung sowie eine tendenziell negative 
Einkommensentwicklung, verbunden mit 
einem starken Bezug auf den Nationalstaat 
kennzeichnen (vgl. Tab 1).

Meyer (2017: 38) kritisiert die «Entgegen-
setzung der beiden extremen Pole» sowie 
«die Vorstellung, es handele sich dabei um 
homogene Kollektive». Vielmehr seien die 
Begrifflichkeiten ungenau und mehrdeutig. 
Unter Kommunitaristen werden wahlweise 
BürgerInnen subsummiert, die Formen 
einer völkischen Identitätspolitik zuneigen, 
Personen, die durch existenzielle Unsicher-
heit, Abstiegsdrohungen und/oder unkon-
trollierte Zuwanderung irritiert sind sowie 
Menschen, die ein Interesse an Zusammen-
gehörigkeit in überschaubaren Lebenswel-
ten haben (Meyer 2017: 39). Kommunita-
risten vereinen in dieser Logik sowohl Nied-

Konfliktdimension Kommunitarismus Kosmopolitismus

Ökonomisch tendenzielle Globalisierungsverlierer Globalisierungsgewinner

niedrige Bildung überdurchschnittlich ausgebildet

geringes Einkommen/ tendenziell 
negative Einkommensentwicklung

überdurchschnittliches Einkommen/ 
tendenziell positive Einkommensent-
wicklung

Kulturell lokal-stationäres Human-, Sozial- wie 
Kulturkapital

mobiles Human-, Sozial- und Kultur-
kapital

Nationalstaat Supranationalität

Assimilation Multikulturalismus

Tabelle 1  Quelle: Merkel 2017; Adam 2018, Eigene Darstellung
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riglöhner wie prekär Beschäftigte als auch 
Teile der verunsicherten Mittelklasse. 

Diese im Diskurs verbreitete Polarität zwi-
schen Kommunitaristen und Kosmopoli-
ten spiegelt die Wirklichkeit der Einstellun-
gen der allermeisten Menschen somit nicht 
wider. Im Gegenteil ist häufig eine «Verbin-
dung von Offenheit für die Welt und für 
Migranten mit dem Wunsch nach einer ver-
trauten lokalen Lebenswelt» (Meyer 2017: 
39) zu beobachten. Insofern konstatiert 
Meyer (2017: 38) eine «höchst flexible […] 
und wandelbare […] Konstellation soziokul-
tureller Interessen und Mentalitäten». Diese 
Beobachtungen legen die These nahe, dass 
die Positionierung der WählerInnen auf 
einer sogenannten «Kommunitarismus-Kos-
mopolitismus-Skala» «flüchtiger und abhän-
giger von anderen Faktoren [ist] als bei den 
traditionellen sozialen Grundkonflikten.» 
(Meyer 2017: 39) Einstellungen und Inter-
essen sind folglich in vielfältiger Weise von 
der erlebten sozialen Situation und dem ent-
sprechenden Handeln der etablierten Par-
teien abhängig. Eine Umfrage von Infratest 
dimap im Nachgang der Bundestagswahl 
2017 kommt zu dem Ergebnis, dass 61 Pro-
zent der AfD-WählerInnen die Wahlentschei-
dung aus «Enttäuschung über andere Par-
teien» getroffen haben. Dieser Befund steht 
jedoch in einem Spannungsverhältnis zur 
stabilen Wiederholungswählerschaft, die 
seit 2013 auch gemessen werden kann und 
eine gewisse Stabilität der AfD im Elekto-
rat nahelegt (http://wahl.tagesschau.de/
wahlen/2017–09–24-BT-DE/index.shtml).

3  Grundsätzliche Verschiebungen oder neuer 
Wein in alten Schläuchen?

Das Abstrafen der Volksparteien sowie der 
Höhenflug der rechtspopulistischen AfD 

zeugen von einer massiven Kritik an der Par-
teienlandschaft und legen eine große Sys-
temunzufriedenheit offen. Das gesellschaft-
liche Klima und der Absturz der großen 
Volksparteien stehen im scharfen Kontrast 
zu den allgemeinen wirtschaftlichen Eck-
daten (Arbeitslosenzahlen, Konjunktur etc.) 
des Landes. Auf den ersten Blick scheinen 
verteilungspolitische Fragen in den Hinter-
grund zu rücken und der Wahlkampfslogan 
von Bill Clinton «It´s the economy, stupid» 
ausgedient zu haben; eine florierende Wirt-
schaft entscheidet heute keine Wahlen 
mehr und trägt auch nicht in ausreichen-
dem Maße zum gesellschaftlichen Zusam-
menhalt bei.

Welche Schlüsse müssen aus diesen 
Beobachtungen gezogen und welche Wei-
chen gestellt werden, um gesellschaftli-
chen Zusammenhalt zu garantieren und die 
Integrationsfähigkeit der etablierten Par-
teien zu fördern? Mit seinen Thesen hob 
Thilo Sarrazin einen alten Diskurs um das 
gesellschaftliche Zusammenleben in multi-
kulturalistischen und globalisierten Zeiten 
auf ein neues, dynamisches Resonanzni-
veau. Im Kampf um einen neuen Kulturbe-
griff und eine abschottende und ausgren-
zende Zuwanderungspolitik beförderte er 
eine Enttabuisierung rechtspopulistischer 
Meinungsäußerungen (Ahlheim 2011). 
Auch die AfD profitierte von einem neuen 
rechtspopulistischen Klima, dass im Umfeld 
von Sarrazin und Pegida entstand. Muss es 
daher heute, in Anlehnung an Horst Seeho-
fer heißen: «It´s the migration, stupid»? 

Tatsächlich ist das Einwanderungsthema 
das sichtbarste und das mit Abstand am 
stärksten polarisierende Thema im Bun-
destagswahlkampf 2017 (Grande 2018: 
27). Ebenso waren die Themen «kultureller 
Liberalismus» und «Europa» vergleichsweise 



38  perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2

Wolfgang Schroeder / Jennifer Ten Elsen

dominant, die Grande (2017: 25) ebenfalls 
als «konstitutiv für die neue Konfliktlinie» 
betrachtet. Während die wohlfahrtsstaat-
lichen Themen insbesondere zwischen den 
Volksparteien nur wenig polarisieren, unter-
scheidet sich die AfD primär durch ihre kri-
tische Distanz zur Einwanderung und weni-
ger durch ihre Position zu wirtschafts- und 
sozialpolitischen Themen.

Dadurch, dass das Wählermilieu der AfD 
sehr ausdifferenziert und heterogen ist, 
ist der Charakter einer Volkspartei durch-
aus angelegt. Allerdings fällt insbesondere 
die Anfälligkeit großer Unterschichtmili-
eus ins Gewicht. Diese resultiere, so Piero 
Ignazi (zitiert nach Meyer 2017: 39), «aus 
dem Gefühl des Verlassenseins, wenn nicht 
des Verrats durch ihre traditionellen politi-
schen Vertreter». Darin offenbart sich – der 
populistischen Logik von «Wir» gegen «Die 
da Oben» folgend – eine «klare Teilung in 
kosmopolitische Eliten und kommunitaris-
tische ‹Massen›» (Merkel 2017: 13). Wäh-
rend insbesondere die europäischen Links-
parteien und zumal die Sozialdemokratie 
große Teile des Arbeiter- und Angestell-
tenmilieu integrieren konnten, fühlen sich 
wachsende Teile der unteren Mittelschich-
ten und Teile der Unterschichten heute 
verstärkt von Rechtspopulisten angespro-
chen. So gelingt es den etablierten Parteien 
immer weniger, die Lebens- und Gefühlsla-
gen von Menschen in den unteren Mittel-
schichten und Unterschichten so zu errei-
chen, dass glaubwürdige Erklärungen für 
Gerechtigkeitsdefizite gegeben werden und 
Exklusionserfahrungen abgebaut werden 
können. Rechtspopulisten vollziehen eine 
«Umdeutung sozialer Fragen in kulturell
ethnische WirSieGegensätze» (Meyer 2017: 
40). Die Abwertung der Anderen trägt zu 
einer Aufwertung eigener Lebensumstände 

bei, die vor dem Hintergrund subjektiver 
Abstiegsängste und Zukunftssorgen befrie-
det. Vor allem ist daran problematisch, dass 
es der Sozialdemokratie nicht zu gelingen 
vermag, eigene konsistente Perspektiven 
anzubieten, um auf die hinter der populisti-
schen Verheißung liegende Ursachen ange-
messen reagieren zu können. 

Die verteilungspolitischen Fragen «Wer 
bekommt was unter welchen Bedingun-
gen»? sind heute auch in den scheinbar nur 
kulturalistisch anmutenden Debatten über 
die Asyl-, Willkommens-, Homoehe- und Die-
seldebatten enthalten. Gleichwohl dominie-
ren in diesen Diskursen häufig weniger die 
situativen verteilungspolitischen Dimensio-
nen, sondern mehr die grundlegenden Kul-
tur- und Lebensstilaspekte. Sie sind es, die 
diese Debatten so aufheizen und polarisie-
ren, weil sie in einer sehr emotionalen und 
reduzierten Weise persönliche und gesell-
schaftliche Zukunftsperspektiven verbinden. 
Insofern liegen hinter den gegenwertigen 
kulturellen Konflikten und ihren Polarisie-
rungsmustern zwar nach wie vor starke klas-
senspezifischen Spaltungslinien; diese wer-
den allerdings in den Debatten unterspült 
sowie zugunsten breiter kultureller Feind-
bilder unsichtbar gemacht, die ganz andere 
Emotionen und Interessen freisetzen.

4  Herausforderungen und 
Handlungsmöglichkeiten

Während manche politischen Beobachter 
im Frühsommer 2017 noch eine Zentrierung 
des Parteienwettbewerbs auf die politische 
Mitte erwarteten, kam es am 23. September 
zu einem «schwarzen Tag für die Volkspar-
teien» (Niedermayer 2017). Können sich die 
Volksparteien in Zukunft behaupten? Oder 
visualisieren die zurückgehenden Ergeb-
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nisse der letzten Wahlen einen unaufhalt-
samen Erosionsprozess? Zur Klärung ist ein 
Blick alleine auf die Wahlsoziologie unzurei-
chend. Deshalb weiten wir diesen hier auf 
hegemoniale sozialwissenschaftliche Deu-
tungen der bundesdeutschen Gesellschaft 
aus. Bis in die 1970er-Jahre dominierte die 
Idee einer «nivellierte Mittelstandsgesell-
schaft» (Schelsky 1965), die von der Anpas-
sung zwischen den Schichten und Gruppen 
ausging. Treibende Kraft dieser Klassen-
konvergenz waren das effiziente Zusam-
menspiel zwischen einem funktionieren-
den, männlich dominierenden Arbeitsmarkt 
sowie einem dazu passenden konservati-
ven Wohlfahrtsstaat. In dieser Konstella-
tion dominierte das sogenannte Zweiein-
halb-Parteiensystem, das eine «Logik des 
Allgemeinen» (Reckwitz 2017) sowie ten-
denziell eine Normalisierung der Lebens-
formen beförderte. In dem Maße, indem 
die Grundlagen dieser Gesellschaftsform 
zerbröselten, die vielfach auch als fordisti-
sche Formation verstanden wurde, setzten 
Suchbewegungen ein, die neue Konfliktla-
gen generierten. Im Zuge der Expansion 
des Wohlfahrtsstaates und der ökologi-
schen Frage kam es zur Etablierung der Grü-
nen, womit das Zweieinhalb-Parteiensystem 
überwunden wurde. In dem Maße, in dem 
zentrale Gewissheiten der Wachstumsge-
sellschaft erodierten und neue Unsicher-
heiten die Zukunftsperspektiven prägten, 
schuf Ulrich Beck mit seiner Konzeption der 
«Risikogesellschaft» (1986) ein neues Para-
digma. Dieses reflektiert die Ablösung der 
alten sozialen und politischen Großgruppen 
der Gesellschaft getrieben von Individuali-
sierungsprozessen und einer Pluralisierung 
gesellschaftlicher Lebensstile. Vielleicht ist 
Andreas Reckwitz (2017) mit seiner Stu-
die über die «Gesellschaft der Singularitä-

ten» eine ähnlich wegweisende Studie für 
den gesellschaftlichen Entwicklungsmo-
dus gelungen. Im Hinblick auf unsere Frage 
nach den miteinander ringenden sozioöko-
nomischen und -kulturellen Spannungsli-
nien fokussiert er auf die gewissermaßen 
systemsprengende Dimension des Singulä-
ren, worunter er neue Formen kulturell insze-
nierter Lebensstilkonstellationen versteht, 
die eng mit den veränderten Möglichkeiten 
der Digitalisierung (Social Media etc.) ein-
hergehen: «Die Gesellschaft der Singularitä-
ten betreibt eine tiefgreifende Kulturalisie-
rung des Sozialen. Sie spielt ein großes Spiel 
von Valorisierung und Singularisierung 
einerseits, von Entwertung und Entsingula-
risierung andererseits und lädt Objekte und 
Praktiken mit einem Wert jenseits von Funk-
tionalität auf» (Reckwitz 2017: 17). Reck-
witz knüpft mit seiner Gesellschaftsana-
lyse an die diskutierte Spaltungslinie zwi-
schen Kosmopoliten und Kommunitaristen 
an, indem er sie in einer kulturessenzialisti-
schen Weise fortentwickelt: Danach ist der 
Rechtspopulismus eine Art Befreiungsbe-
wegung gegen den liberalen Kosmopolitis-
mus: «Die zentrale Trägergruppe der postin-
dustriellen Gesellschaft der Singularitäten, 
die neue Mittelklasse der Wissens- und Kul-
turökonomie mit ihrem Selbstbewusstsein 
eines avancierten, zeitgenössischen Lebens-
stils, verwandelt sich in der rechtspopu-
listischen Perspektive damit in einen Geg-
ner des «wahren Volkes», in ein parasitäres 
Außen» (Reckwitz 2017: 416). Vor dem Hin-
tergrund dieser kulturell überlagerten Sin-
gularisierungsprozesse wird die integrative 
Rolle der beiden Volksparteien skeptisch 
bewertet.

Die gesamtgesellschaftlichen Wand-
lungsprozesse prägen und verändern also 
die Parteienlandschaft fundamental. Das 
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bis Anfang der 1980er-Jahre funktionie-
rende Zweieinhalb-Parteiensystem wurde 
von einem lagerartigen Vierparteiensystem 
abgelöst, dass für gut drei Jahrzehnte die 
Koordinaten der Koalitionslogik des politi-
schen Systems in Deutschland setzte. Die 
Integrationskraft der beiden Volksparteien 
erodiert, wobei der Aufstieg der AfD eine 
Zäsur zu bilden scheint, die das deutsche 
Parteiensystem nicht nur verändert, son-
dern in seiner neuen Fragmentierung auch 
an westliche Normalitäten anpasst. Dabei 
sollte man aber nicht vergessen, dass das 
System aus zwei großen Volksparteien 
sowie einer kleinen mehrheitsbeschaffen-
den Partei auch für Deutschland eine zeit-
lich befristete Ausnahme bildete. Diese 
reichte von 1953 bis etwa 1983 und war 
eng an die einfrierende Funktion der bipo-
laren Blockkonfrontation der deutschen Tei-
lung gebunden. Zu Zeiten des deutschen 
Kaiserreiches, in der Weimarer Republik 
aber auch in den ersten beiden Nachkriegs-
jahrzehnten der Bonner Republik standen 
Parteien für begrenzte Milieus und eine 
hohe ideologische Konformität. Erst in der 
Bonner Republik wurde die historische Viel-
falt zugunsten eines parteipolitischen Duo-
pols aufgelöst. 

Die beiden großen Volksparteien lieferten 
in den Nachkriegsjahrzehnten eine gedachte 
soziale Homogenität. Im Zeitalter pluralisti-
scher Lebensformen, singularisierter Lebens-
stile sowie zuweilen komplexer Konfliktla-
gen im Spannungsfeld zwischen sozioöko-
nomischen und kulturellen Konfliktlagen 
scheint die Integrationskraft der ehemals 
großen Parteien überfordert zu sein.

Allerdings ist der Zustand der Volks-
parteien kein zwingendes Resultat gesell-
schaftlicher Entwicklungen. Das Erodieren 
der Volksparteien «alten Typs» kann auch 

als eine Folge des nur rudimentär unter-
nommenen Versuchs verstanden werden, 
ihre Verankerung in der Gesellschaft trotz 
der Auslösung traditioneller soziomorali-
scher Milieus weiterzuentwickeln. Insofern 
ist der Zustand der Volksparteien mitunter 
einer Lockerung der «personellen Verflech-
tung zwischen Parteien und ihren Vorfeldor-
ganisationen» (Biehl 2005: 110) geschul-
det. Insbesondere die SPD war, wie Willy 
Brandt und Sigmar Gabriel konstatierten, 
immer die Partei des «donnernden sowohl-
als-auch». Insofern verband sie eine kommu-
nitaristische wie auch eine kosmopolitische 
Tradition. Indem die Sozialdemokratie aller-
dings ihren «kulturell(…) und gesellschaft-
lich inklusiven Charakter» (Meyer 2016: 
44) vernachlässigt hat, verlor sie ihre einst-
mals tiefen gesellschaftlichen Wurzeln und 
die entsprechenden Mitglieder. Insbeson-
dere das Mantra der Rechtspopulisten, dass 
sich «die-da-oben» nicht mehr für die Inter-
essen der «kleinen» BürgerInnen interessie-
ren, trifft die Sozialdemokratie und «führt 
auf Dauer zu gesellschaftlichen Verhält-
nissen, die mit sozialdemokratischen Wer-
ten nicht mehr viel zu tun haben.» (Meyer 
2016: 44) Aber auch hinsichtlich kosmopo-
litischer Herausforderungen ergibt sich für 
die SPD weitreichender Handlungsbedarf. 
Denn ein grundlegend problematisches 
Fehlverhalten in der kosmopolitischen Per-
spektive bezieht sich auf den Umgang mit 
der Globalisierung, die als alternativlose 
Herausforderung vermittelt wurde («Wir 
müssen reformieren oder wir werden refor-
miert» Gerhard Schröder). Indem die Sozi-
aldemokratie die Herausforderungen der 
Globalisierung gegen alternative Perspek-
tiven abgeschottete und die Interessen 
der Modernisierungsverlierer unzureichend 
berücksichtigte, verlor sie durch eigenes 
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Zutun den Kontakt zur unteren Mittel- und 
Unterschicht. 

Für die Volksparteien und insbesondere 
für die Sozialdemokratie ergeben sich aus 
diesen Beobachtungen Erfordernisse, ihre 
strategischen Handlungsoptionen im par-
teipolitischen Wettbewerbsraum neu aus-
zuloten. Bisher ist es ihnen nicht gelun-
gen, die neuen Konfliktthemen als Chance 
zur programmatischen Reform und zur 
Erneuerung ihrer Wählerbasis zu begrei-
fen (Grande 2018: 41). Dies ist besonders 
für die SPD eine Herausforderung. Sowohl 
die sozialökonomischen wie kulturelle Kon-
flikte erzeugen einen Mehrfronten-Wettbe-
werb für die SPD, der dilemmatische Züge 
trägt. Rückt die SPD in sozioökonomischen 
Fragen zu weit nach rechts, verliert sie Stim-
men an die LINKE. Rückt sie in den linken 
Raum, verliert sie Stimmen in der bürger-
lichen Mitte an die Merkel-CDU. Folgt sie 
den kosmopolitischen Orientierungen ihrer 
besserverdienenden Mittelschicht, verliert 
sie in den unteren Mittelschichten und den 
Unterschichten noch weiter an Boden. 

Indem sich kulturelle und sozioökonomi-
sche Fragestellungen zunehmend überlap-
pen, muss im Ergebnis ein sozialdemokrati-
scher Weg zwischen «der kosmopolitischen 
Großzügigkeit bei der Aufgabe national-
staatlicher Souveränitätsrechte und dem 
Rückzug in die kommunitaristische Flucht-
burg des Nationalstaats» (Merkel 2017: 
22) gefunden werden. Kommunitaristi-
sche und kosmopolitische Traditionen müs-
sen sich nicht zwingend widersprechen. Es 
bestehe, so Meyer (2016: 45) «kein Wider-
spruch darin, starke gesellschaftliche Bin-
dungen lokal zu fördern und gleichzeitig 
auf globale Probleme einzuwirken.» Viel-
mehr könne man sich «beiden Ebenen gar 
nicht entziehen.» Die Volksparteien könn-

ten somit eine Schlüsselfunktion einneh-
men, wenn es gelingt, politische Konfliktli-
nien zwischen einem «geerdeten Kosmo-
politismus, der (…) an sozial und kulturell 
integrierten Lebensweisen (…) interessiert 
ist» und einem «liberal-pluralistischen Kom-
munitarismus, der Offenheit und Zuwan-
derung nicht scheut, wenn sie in demokra-
tisch kontrollierten Bahnen verläuft» (Meyer 
2017: 41) zu harmonisieren. Kosmopoliti-
sche und kommunitaristische Logiken sind 
in diesem Sinne keine Widersprüche, son-
dern die Essenz des «donnernden sowohl-
als-auch» (Meyer 2017: 45). 

5  Offene Fragen

Über viele Jahrzehnte waren die parteibil-
denden und gesellschaftlichen Konfliktphä-
nomene übersichtlich. Die Cleavages zwi-
schen Kapitel und Arbeit, Stadt und Land, 
Kirche und Staat sowie Zentrum und Peri-
pherie bildeten die vorherrschenden Inte-
ressensgegensätze, die Kontroversen im 
modernen Industriekapitalismus, die Fol-
gen der Säkularisierung und die Konflikte 
der Nationalstaatsbildung ab. Indem Kit-
schelt (1989) die Bipolarität des politi-
schen Raums und gesellschaftlicher Kon-
fliktlinien auflöste und ökonomische Fragen 
um wertorientierte Einstellungen ergänzte, 
berührt er Themen, die auch in der aktuel-
len Diskussion um eine neue Konfliktlinie 
anschlussfähig sind.

Die Diskussion um Kosmopoliten und 
Kommunitaristen, beziehungsweise um 
eine neue «Abschottungs-Integrations-Kon-
fliktlinie» wirft verschiedene Fragen auf: 
Wie sind die Konflikte zwischen Offen-
heit und Geschlossenheit mit der sozialen 
Dimension verteilungspolitischer Frage-
stellungen verbunden? Gibt es eine in die-
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ser Art eigenständige Würdigung des kul-
turellen Moments, die eine Erweiterung 
des Kischelt’schen Modells erfordert? Oder 
kann man die Debatte auflösen, indem 
mach nach wechselseitigen Verbindungen 
zwischen alten Kontinuitäten und neuen 
Herausforderungen sucht? Ist die Beschrei-
bung einer neuen Konfliktlinie, die eine 
Polarität zwischen den homogen gedach-
ten Kollektiven von Kosmopoliten und Kom-
munitaristen aufbaut in einer heterogenen 
Welt nicht ohnehin zu einfach gedacht? 
Bietet die von Philip Manow in die Debatte 
gebrachte Überlegung, dass «verschie-
dene Erscheinungsformen des populisti-
schen Protests auf unterschiedliche Politi-
sche Ökonomien zurückgeführt» (2018: 15) 
werden können nicht eher die Möglichkeit, 
die Überlegungen zu den Modernisierungs-
verlieren und den kulturellen Konfliktla-
gen wieder im Kontext ökonomischer und 
sozialer Konfliktlagen zurückzuholen, ohne 
sowohl grundlegenden wie auch konkreten 
Antworten zu den kulturellen Konfliktlagen 
auszuweichen? Warum tut sich die SPD so 
schwer damit, das Verhältnis zwischen kul-
turellen und sozialen Fragen situations
adäquat zu kommunizieren? Haben wir es 
mit einer Partei zu tun, die sich ihrer tradi-
tionellen Rolle als verbindender Kraft zwi-
schen kosmopolitischen und kommunita-
ristischen Akteuren nicht länger bewusst 
ist? Oder hat es gar damit zu tun, dass sie 
kaum noch über die notwendige Verwur-
zelung in die unteren Mittelschichten und 
Unterschichten verfügt, um sie für ihr Pro-
jekt der Vermittlung zwischen den Welten 
zu gewinnen. Die Glaubwürdigkeitskrise 
der SPD wurzelt vermutlich sowohl in ihrer 
fehlenden Erkennbarkeit hinsichtlich der 
nächstliegenden Ziele als auch darin, dass 
sie kaum vermittlungsfähig ist im Sinne 

ihres eigenen Anspruchs, weil sie nicht dort 
ist, wo die Probleme alltagsweltlich erlebt, 
ertragen und diskutiert werden. Denn dort 
wo um Orientierung gerungen wird, müssen 
die Probleme und Orientierungen sowohl 
ökonomisch wie auch kulturell angespro-
chen und bearbeitet werden. 
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Wohin gehen? 
#Aufstehen reicht nicht

disch» oder gar «Ballast» für die notwendige 
SPD-Erneuerung? Reicht die modisch-un-
reflektierte Rede von Zukunft, Optimis-
mus, Fortschritt und digitalem Aufbruch 
aus? Sind Grundwerte, Gesellschaftsana-
lyse, Systemkritik und Interessenfragen (für 
oder gegen was, für oder gegen wen) wirk-
lich von gestern? Verweisen nicht die Wider-
sprüche der kapitalistischen Metamorpho-
sen auf ein historisch «objektives» Momen-
tum von sozialer Demokratie? Jedenfalls 
dürften ohne jeglichen Spurwechsel immer 
mehr empirische Trends in Richtung zuneh-
mender globaler Barbarei führen.

Helmut Schmidt hatte als personifizier-
ter Gegenpart zum «Ökopax»1 die aus der 
Neuen Linken und den neuen sozialen 
Bewegungen hervorgegangene Gründung 
der GRÜNEN befördert. Gerhard Schröder 
provozierte die Etablierung der gesamt-
deutschen Partei Die LINKE mit den als 
ungerechte Zumutungen und Entsolida-
risierung empfundenen Sozialstaatsrefor-
men. Aus der SPD als Sammlungsbewe-
gung wurde eine diffuse Dreiteilung links 
der Mitte, wobei die Zeiten vorbei sind, dass 
die SPD als Volkspartei automatisch vor 
GRÜNEN und LINKEN liegt. In dem 2017 
gewählten Bundestag hat nach Einzug der 
rechten AfD selbst Rotrotgrün keine Mehr-
heit mehr. Jetzt behauptet die «Sammlungs-
bewegung #Aufstehen» über zusätzliche 

1	 Vgl. Petra K. Kelly, Joe Leinen (Hg.): Prinzip Leben. 
Ökopax – die neue Kraft, Berlin 1982.

Lang ist es her. Im Godesberger Programm 
hieß es 1959 klar und deutlich: «Auf deut-
schem Boden sammeln sich die Sozialisten 
in der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands, die jeden in ihren Reihen willkom-
men heißt, der sich zu den Grundwerten 
und Grundforderungen des demokratischen 
Sozialismus bekennt.» 

Das war ein Signal des Aufstehens, raus 
aus dem 30-Prozent-Turm! Doch im Laufe 
der letzten Jahrzehnte ist vieles so rich-
tig weggerutscht. Das Parteiensystem hat 
sich ausdifferenziert: GRÜNE, LINKE und 
AfD als neue Konkurrenten beschleunig-
ten die Zerfaserung der SPD, sie liegt nur 
noch zwischen 10–20 %. Das sind wahr-
lich gewandelte Zeiten, da ist es kein Trost, 
dass es woanders in Europa noch schlim-
mer ist. Zwar ist die Gesellschaft trotz man-
cher – erneut gefährdeter – Strukturen sozi-
aler Demokratie vorwiegend kapitalistisch 
geblieben. Doch sie hat sich auch grundle-
gend gewandelt, Industriekapitalismus und 
sozialdemokratisch erkämpfte nivellierte 
Mittelstandsgesellschaft sind von gestern, 
immer mehr basiert auf neuen Digitaltech-
nologien, die globalisierte Entgrenzung der 
Märkte hat neue Ungleichheiten hervorge-
bracht. Die Gesellschaft hat sich individu-
alisiert, hat neue Klassen ohne Klassenbe-
wusstsein, unten vor allem den prekären 
Dienstleistungssektor, hervorgebracht. 

Wer sich heute noch als demokratischer 
Sozialist im Sinne des Godesberger Program-
mes versteht, ist der nicht nur noch «altmo-
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Mobilisierung, über Bewegungskonkurrenz 
zur AfD und parteiübergreifende Kommuni-
kation sozialere Positionen wieder attraktiv, 
gar mehrheitsfähig zu machen. Dazu und 
zu aktuellen Fragen linker Politik ein paar 
skeptische Überlegungen.

1  Weder Sammlung noch Bewegung

Natürlich ist der Begriff «Sammlungsbewe-
gung» ein Etikettenschwindel: Das Sam-
meln, ohne die strategische Absicht, vor 
allem die eigene Machtbasis zu stärken 
und den eigenen Positionen, in der Vergan-
genheit eher rechthaberisch und autoritär 
vertreten, zum Durchbruch zu verhelfen  – 
kann man dies wirklich den beiden Initia-
toren Oskar Lafontaine und Sahra Wagen-
knecht abnehmen? Bisher bekämpften sie 
jedenfalls alle rotrotgrünen Annäherungs-
versuche. Nun also vom Saulus zum Paulus? 
Oder geht es Ihnen nicht eher darum, der 
schwächelnden SPD den Todesstoß zu ver-
setzen, den linken Flügel aus SPD und GRÜ-
NEN herauszubrechen und nebenbei ihren 
Machtkampf innerhalb der LINKSPARTEI zu 
gewinnen? Und schließlich darum, falls sie 
erfolgreich wären, wonach es derzeit aller-
dings nicht aussieht, als vierte progressive 
Kraft bei der Bundestagswahl anzutreten?2 
Dies wäre dann aber nicht Sammlung, son-
dern eine weitere Spaltung links der Mitte.

Eine soziale Bewegung ist, jedenfalls 
nach politikwissenschaftlichem Verständ-
nis, etwas anderes als eine von einer selbst-
ernannten Führungsgruppe eingerichtete 
Internetadresse, die Unterstützer trick-

2	 Die Bundestagswahl ist regulär eigentlich für 2021 
geplant, mittlerweile hat der Rückzug von Angela 
Merkel vom CDU-Parteivorsitz eine Dynamik aus-
gelöst, die vorgezogene Neuwahlen wahrscheinlich 
macht.

reich einsammelt (wurde man, wenn man 
als Interessent den Newsletter abonnierte, 
gleich als Unterstützer geführt?3) und die 
eine virtuelle Kommunikationsplattform 
anbietet. In der sozialwissenschaftlichen 
Bewegungsforschung wurde definiert:

«Eine soziale Bewegung: das sind umfan-
geiche, möglichst zunehmende Menschen-
gruppen, die sich gemeinsam für eine weit-
reichende Änderung der politisch-sozialen 
Verhältnisse einsetzen, die ein gemeinsa-
mes Selbstverständnis davon gewonnen 
haben, als kollektiver Akteur eine einfluss
reiche Kraft des politischen und sozialen 
Wandels zu sein, die schließlich über keine 
vollständig formalisierte Organisations-
struktur verfügen und sich für ihre Ziele vor-
wiegend mit außerinstitutionellen Mitteln 
einsetzen.»4

Zwar gibt es mittlerweile kleinere Diskus-
sionszirkel der Sammlungsbewegung in grö-
ßeren Städten («mehr als hundert lokale 
Gruppen» ist wohl übertrieben5), doch diese 
kriseln bereits6. Reale soziale Bewegungen 
sind eben nicht virtuelle Kopfgeburten, son-
dern entwickeln sich in praktischen gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen und 
organisieren Protest und Widerstand von 
unten, der im Übrigen nicht immer emanzi-

3	 «165 000 Menschen haben sich angemeldet», so 
geschickt formulierte es Bernd Stegemann, Vorden-
ker der Sammlungsbewegung, in: Frankfurter Allge-
meine Sonntagszeitung vom 25. November 2018, 
S.41.

4	 Klaus-Jürgen Scherer: Jugend und soziale Bewe-
gung. Zur politischen Soziologie der bewegten 
Jugend in Deutschland, Opladen 1988, S. 46.

5	 Bernd Stegemann, in: Frankfurter Allgemeine Sonn-
tagszeitung a.a.O.

6	 Vgl. Matthias Meisner: «Aufstehen» ohne Bewe-
gung. In der von Sahra Wagenknecht gerade erst 
initiierten Oppositionsgruppe kriselt es bereits. In: 
Der Tagesspiegel 20. Oktober 2018, S.4. 
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patorisch-links sein muss, sondern sich auch 
nur auf Partialinteressen beziehen oder gar 
rechts-autoritär konnotiert sein kann. 

2  Parteien brauchen Bewegung

Eigentlich gibt es durchaus gute Gründe für 
eine Sammlungsbewegung links der Mitte, 
weshalb es verständlich ist, dass einige 
wichtige Mitglieder der HDS und Sozialde-
mokraten (wie Peter Brandt und Christoph 
Zöpel) dem Projekt «#Aufstehen» öffentlich 
Sympathien entgegenbrachten. Auch ange-
sichts der diagnostizierten grundsätzlichen 
Abwendung von Parteipolitik in der jünge-
ren Generation, wie in der letzten Shell-Ju-
gendstudie belegt7, spricht einiges dafür, 
politische Mobilisierung jenseits von Partei-
strukturen zu suchen.

Alle drei fortschrittlichen Parteien sind in 
einem Zustand, in dem Impulse von außen 
hilfreich wären:

Die SPD tat sich 2018 zunächst schwer mit ihrem 
Erneuerungsprozess, was nicht nur an der großen 
Koalition lag. 
Im Herbst 2018 changierte die SPD immer 
noch unentschieden zwischen Würdigung 
und Kritik ihrer Arbeitsmarkt- und Sozi-
alstaatsreformen, zu denen auch Finanz-
marktliberalisierung, die Rente mit 67, die 
«schwarze Null» gehören. Exkanzler Ger-

7	 «Immer mehr Jugendliche zeigen politisches Inte-
resse. Im Vergleich zu 30 Prozent im Jahr 2002 
bezeichnet sich 2015 41 Prozent als «politisch inte-
ressiert». Mit dem politischen Interesse ist  auch 
die Bereitschaft zur eigenen Beteiligung an politi-
schen Aktivitäten verbunden. Die etablierten Par-
teien profitieren davon jedoch nicht, die Politikver-
drossenheit bleibt hoch. Jugendliche bringen den 
Parteien wenig Vertrauen entgegen, genauso wie 
großen Unternehmen, Kirchen und Banken.» (17. 
Shell-Jugendstudie Jugend 2015).

hard Schröder konnte der SPD immer noch 
unwidersprochen vorwerfen, dass sie zu 
wenig Wert auf wirtschaftliche Kompetenz 
lege und «hätte sie die Reform als ihre ver-
treten, müsste sie sich heute keine Sorgen 
machen».8 Fast gleichzeitig hatte die Par-
tei- und Fraktionsvorsitzende Andrea Nah-
les gänzlich andere Töne angeschlagen: 
«Wir haben (…) ein Problem mit der Logik, 
die damals den Reformen zugrunde gelegt 
wurde. Im Blickpunkt standen jene, die die 
Sozialleistungen missbrauchten. Wir müssen 
weg vom Ansatz des Misstrauens, der Sank-
tionitis, sondern umgekehrt den Sozialstaat 
aus dem Blickwinkel derjenigen gestalten, 
die Hilfen brauchen und die Rechtsansprü-
che darauf haben. Ich habe mir Reden aus 
der damaligen Zeit angeguckt, Reden von 
unserem damaligen Minister Wolfgang Cle-
ment und von anderen. Da schäme mich 
heute noch dafür. Sie haben damals die 
Sozialstaatsidee der SPD ruiniert.»9

Möglicherweise wurde das «Debatten-
camp» am 10./11. November in Berlin, eine 
Art junger Innovationskongress (mit über 60 
Diskussionsforen und über 2–3000 Teilneh-
mern) zu einem Wendepunkt und Aufbruch. 
Jedenfalls erweist sich die anschließende 
SPD-Debatte über die Notwendigkeit einer gro-
ßen und zusammenhängenden Sozialstaatsre-
form10 als relativ kompatibel zu entsprechen-

8	 Nico Fried: Wir waren Helden. In Berlin feiert sich 
bei einer rot-grünen Gedenkveranstaltung die Polit-
prominenz von einst. Im Glanz vergangener Zeiten 
spiegelt sich das Elend der SPD im Hier und Jetzt 
besonders deutlich, in: Süddeutsche Zeitung vom 7. 
November 2018, S.3.

9	 «Keine Lust mehr auf Kompromisse». Interview mit 
Andrea Nahles, in: Süddeutsche Zeitung vom 3./4. 
November 2018, S. 2.

10	 Vgl. Andrea Nahles: Für eine große Sozialstaatsre-
form. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 17. 
November 2018, S. 10.
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den Vorstellungen von GRÜNEN und LINKEN. 
Eine bessere Existenzsicherung, eigenstän-
dige Kindergrundsicherung, ein Bürgergeld 
als Grundsicherungsleistung, ein Recht auf 
Arbeit und Weiterbildung für Hartz IV-Bezie-
her, die erneute Besserstellung langfristig 
beschäftigter Arbeitnehmer, die Abschaffung 
vieler Sanktionen – dies und anderes könnte 
geradezu zu einem neuen Rotrotgrünen-Pro-
jekt eines «zugewandten Sozialstaates» gerin-
nen, wozu es aber die Sammlungsbewegung 
nun gerade nicht braucht.

Die GRÜNEN surfen auf einer Welle von Attraktivität 
und Wohlfühloptimismus, verstehen sich jedoch nicht 
mehr als linke Partei, sondern positionieren sich vage 
bürgerlich-kulturprogressiv.
Die GRÜNEN profilierten sich als liberaler 
Gegenpol zum rechtsautoritären Nationalis-
mus und zur AfD, konzentrieren sich auf das 
Wählerpotenzial der neuen akademischen 
Mittelklasse (ohne wie die SPD auch untere 
Schichten ansprechen zu müssen), haben 
mit ihrer prinzipiellen Haltung zu Klima-
schutz, Demokratie und Europa Erfolg. Wie 
das in praktische Politik umgesetzt wird, da 
schauen die Wähler offenbar nicht immer 
so genau hin. Und in den Medien domi-
niert sowieso schon seit Jahren eine Priori-
tät für die schwarz-grüne Option. Die GRÜ-
NEN sprachen sogar davon, «nach der Zeit 
der Volksparteien» (Robert Habeck) an die 
Stelle der SPD treten zu wollen, die Moment-
aufnahme der bundesweiten Sonntags-
frage stützt dieses große Selbstbewusstsein: 
GRÜNE 22 %, SPD 14 %, so die Forschungs-
gruppe Wahlen am 10. November 2018. 

Die Spaltung der LINKEN in Fundamentaloppositio-
nelle und Realpolitiker hat sich verfestigt. 
Während die SPD auf Parteitagen ja längst 
beschlossen hat, Bündnisse mit den LIN-

KEN nicht mehr auszuschließen, hiel-
ten die LINKEN auf Bundesebene all die 
Jahre an ihren Formeln und Vorurteilen der 
SPD-Ablehnung fest, selbst ihre im Grunde 
sozialdemokratische Landespolitik in Ber-
lin, Brandenburg oder Thüringen konnte 
nicht ausstrahlen. Bisherige Plattformen 
des programmatischen Aufeinanderzuge-
hens  – vom Institut Solidarische Moderne 
bis zum Progressiven Zentrum – erreichten 
nur wenig Anziehung und Aufmerksam-
keit. Rotrotgrün verblasste als Alternative 
zur Merkel-Groko in dem Maße, in dem die 
AfD im Osten die Proteststimmen der LIN-
KEN aufsog und zur neuen Systemopposi-
tion, nun allerdings von rechts, heranwuchs.

Darüber hinaus sei an die alte Einheits-
front-Utopie erinnert, könnte die Samm-
lungsbewegung vielleicht die Spaltung 
der Arbeiterbewegung des 20. Jahrhun-
derts  – gewissermaßen postum – überwin-
den? Also die Sammlung aller progressiven 
Kräfte durch Kommunikation und Koopera-
tion mit dem Ziel gemeinsamer Politik- und 
Mehrheitsfähigkeit? Die Verringerung von 
Spaltung müsste dann aber – auch um der 
historischen Gerechtigkeit Genüge zu tun – 
eigentlich in eine wiedervereinigte starke 
Sozialdemokratie münden, in der konse-
quent soziale und Gerechtigkeits-Fragen 
(der LINKEN) ebenso wie die notwendige 
Radikalität der ökologischen Frage (der 
GRÜNEN) aufgehoben würden. Das könnte 
auch das Anwachsen realer sozialer Bewe-
gungen fördern, ohne die eine Linkswende 
der politischen Kultur und eine antikapita-
listische Demokratisierung von Gesellschaft 
und Wirtschaft sowieso nicht gehen dürfte. 
Denn es braucht gerade außerparlamenta-
risches Engagement und «kulturelle Hege-
monie» im Sinne der alten «Doppelstrate-
gie», um Institutionen und Parteien hin zu 
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einer konsequenten Reformpolitik oder gar 
zur Gesellschaftstransformation zu drängen

Oder ist so etwas mittlerweile nicht voll-
ständig utopisch und von gestern, weil Poli-
tik heute im digitalen Zeitalter gänzlich 
anders funktioniert? Ob so überhaupt noch 
ein Funken zündender Zukunftsvision ent-
stehen kann, auch darüber mag debattiert 
werden.

3  Welche Bewegung gegen rechts?

Tatsächlich gibt es ein diffuses Bedürf-
nis nach Protest, Revolte und Opposition, 
das nicht kampflos dem rechten Spektrum 
überlassen werden sollte. Grundeinstellun-
gen der Bevölkerung wie Parteienkritik und 
Elitendistanz, wie Sicherheitsbedürfnisse, 
Angst um die Heimat, Kapitalismuskritik, 
Gerechtigkeitsgefühle und Zukunftsängste 
dockten auch deshalb bei den Rechten an, 
weil die gespaltene Linke zu wenig in der 
Lage war, diese Einstellungen aufzugrei-
fen und in eine überzeugende emanzipa-
torische Erzählung der gesellschaftlichen 
Gestaltung zu übersetzen. 

Es ist ein Versuch wert, dem Trend von 
SPD- und LINKEN-Wählern hin zur AfD 
etwas entgegenzusetzen. Dazu müssen 
aber inhaltliche Fragen geklärt werden, 
etwa wie geht die sympathische idealisti-
sche Europaorientierung11 eigentlich zusam-
men mit der Analyse, die EU wäre bisher, 
nach einem nicht ganz falschen Wort von 
Wolfgang Streeck12, zu sehr eine «Liberali-

11	 Beispielsweise Ulrike Guerot: Warum Europa eine 
Republik werden muss! Eine politische Utopie, 
Bonn 2016.

12	 Wolfgang Streeck: Der Wunsch nach einer linken 
Sammlungsbewegung ist nicht «fremdenfeindlich». 
Eine Antwort auf Colin Crouch. In: Die Zeit vom 30. 
August 2018, S. 40.

sierungsverfestigungsmaschine» gewesen? 
Das JA zu Europa wird nur mit der grund-
legenden Reform hin zu einem demokrati-
schen, kulturell offenen und solidarischen 
Europa, einem neuen Europa des Gleichge-
wichts zwischen innerer Einheit und Vielfalt 
gelingen.

Aber müssen Linke nicht auch denjeni-
gen etwas anbieten, die einem Laissez-faire 
in der Flüchtlingspolitik und offenen Gren-
zen skeptisch gegenüberstehen? Warum 
sollten für das offene Benennen von Inte-
grationskonflikten, für Konkurrenzprobleme 
auf Niedriglohnarbeitsmärkten und beim 
knapper werdenden billigen Wohnraum, 
für klare Regeln bei Asylverfahren und Ein-
wanderung eigentlich nur Fremdenfeinde, 
Rassisten, Islamhasser und Rechtsradikale 
zuständig sein?

Muss nicht doch die Aufnahmefähigkeit 
des Landes und Aufnahmebereitschaft der 
Bevölkerung mitberücksichtigt werden? Ist 
die kulturlinke Gleichsetzung von «no bor-
der» und Humanität wirklich ethisch ein-
deutig? Julian Nida-Rümelin jedenfalls 
bezweifelt dies: «Offene Grenzen würden 
das weltweite Elend nicht wesentlich mil-
dern, die Herkunftsländer weiter schwä-
chen und die sozialen Konflikte in den auf-
nehmenden Ländern verschärfen.»13 

Doch auch das entgegengesetzte Extrem, 
das Grenzziehungen überhaupt kritisiert, 
das fordert, die Zugbrücken der «Festung 
Europa» herunterzulassen und der Auffas-
sung ist, durch Legalisierung aller Zuwande-
rung steige deren Akzeptanz, findet sich im 
sozialdemokratischen Kontext: «Als Reak-
tion auf die gestiegenen Zuzüge im Jahr 
2015 und aufgrund der fehlenden innereu-

13	 Julian Nida-Rümelin: Über Grenzen denken. Eine 
Ethik der Migration. Hamburg 2017. Klappentext.
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ropäischen Solidarität bei der Aufnahme der 
Geflüchteten wurden die Abschottungsmaß-
nahmen noch einmal deutlich intensiviert. 
Dabei wurden auch rote Linien überschrit-
ten wie etwa bei der Kooperation mit Libyen 
oder der Kriminalisierung privater Seenot
rettungsorganisationen. Seit Jahren fordern 
ExpertInnen aus Wissenschaft und Praxis 
den Ausbau sicherer und legaler Wege nach 
Europa. (…) Die Umleitung von Migration in 
legale Wege kann nur dann gelingen, wenn 
migrationswillige Personen diese Wege als 
realistische Chance wahrnehmen. Dazu sind 
ein substanzieller Umfang und das lang-
fristige Offenhalten von Migrationswegen 
erforderlich. Hierfür braucht es internatio-
nale Zusammenarbeit».14

Die Schlüsselfrage ist jedoch eine andere: 
Wie kann eine problemmindernde und not-
wendigerweise europäische Asyl- und Ein-
wanderungspolitik aussehen, die auf den 
unveräußerlichen Menschenrechten basiert 
und zudem nicht zum weiteren Erstarken 
der Rechten beiträgt, deren Potenzial in 
Studien in Deutschland mit beunruhigen-
den 20–30 % beziffert wurde?15 Wie können 
Brücken gebaut werden, die sogenannte 

14	 Marcus Engler: Zugbrücken runter. Die «Festung» 
Europa muss sich öffnen. In: FES-Info 03/1018, 
S. 24.

15	 Vgl. Andreas Zick, Beate Küpper, Daniela Krause: 
Gespaltene Mitte  – feindselige Zustände. Rechts-
extreme Einstellungen in Deutschland 2016, Bonn 
2016: «Verschwörungsmythen in Bezug auf eine 
vermeintliche Unterwanderung durch den Islam, 
die Behauptung eines Meinungsdiktats, eine 
Beschimpfung des ‹Establishments› als illegitim, 
verlogen und betrügerisch, die Forderung nationa-
ler Rückbesinnung gegen die EU und der Aufruf 
zum Widerstand gegen die aktuelle Politik bilden 
ein zusammenhängendes neurechtes Einstellungs-
muster, das von fast 28 % der Bevölkerung vertre-
ten wird.» (Pressemitteilung der Friedrich-Ebert-Stif-
tung zur Buchvorstellung).

«kommunitaristische» (heimatorientierte 
Gemeinschafts-) Haltungen aufnehmen, 
ohne den globalen Blick, den Internatio-
nalismus und die Würde aller Menschen 
zu verraten? Wolfgang Thierse nennt dies 
«sozialdemokratische Beheimatungspoli-
tik», wir müssen den Fremden helfen, hier 
heimisch zu werden, aber auch die Einhei-
mischen dürfen nicht fremd werden im eige-
nen Land: «Die grundgesetzliche Werteord-
nung ist das Fundament unserer Heimat 
und darf niemals zur Disposition stehen. 
Mit dem Blick auf das Grundgesetz und 
auf unsere rechts- und sozialstaatliche Ord-
nung lässt sich durchaus pathetisch sagen: 
Unser Land ist und soll sein: Heimat der 
Menschenrechte, der Grundfreiheiten, des 
Rechts und der Toleranz, der Erinnerungs-
kultur, der Weltoffenheit. Heimat ist also 
auch ein hoher Anspruch. Diesen Anspruch 
haben wir zu verteidigen gegen jede völki-
sche, ethnische, soziale Verengung und Ver-
fälschung. Diesem Anspruch zu genügen, 
auch das ist Ziel und Verantwortung von 
Beheimatungspolitik.»16

Aber, so hält man erschrocken inne, ist 
solch ein Anspruch und rationaler Diskurs 
überhaupt noch möglich? Man kann ver-
zweifeln, liest man beispielsweise, wie AfD-
Chef Gauland, wie Rechtspopulisten auch 
anderswo, den UN-Migrationspakt (eine 
sich der Realität stellende Absichtserklä-
rung zur besseren Steuerung von Wande-
rungsbewegungen) diffamiert: «Linke Träu-
mer und globalistische Eliten wollen das 
Land klammheimlich von einem National-
staat in ein Siedlungsgebiet umwandeln». – 
Haben Argumente überhaupt noch irgend-

16	 Wolfgang Thierse: Heimat ist mehr als funktionie-
rende Infrastruktur. In: Neue Gesellschaft / Frank
furter Hefte 9/2018, S. 10.
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eine Chance angesichts solch ungeheuerli-
cher Parallelwelten, schamloser Lügen und 
irrer Fake News, multipliziert im Internet, 
bewusst geschürt durch die Rechten?

Dies sind, trotz erster Schritte, wie dem 
Zuwanderungsgesetz, wirklich offene Fra-
gen. Das argumentative Überlaufen zur 
autoritär-nationalen Rechten, die pau-
schale Denunziation von emanzipatori-
schen und Demokratiefragen im Namen 
angeblich sozialer Politik17, würde #Aufste-
hen (und erst recht die SPD) in die Irre füh-
ren. Gerade linke und demokratische Poli-
tik muss um offensive Antworten auf den 
demokratiefeindlichen rechtsnationalen 
Autoritarismus ringen (das Gleiche gilt für 
demokratiefeindlich politisierte Religion, 
ob Islamisten oder christliche Evangelikale). 
Nicht Dethematisierung, sondern die demo-
kratische, pluralistische Kommunikation ist 
dem autoritären Kult um Tat und Entschei-
dung entgegenzusetzen. Kann in diesem 
Sinne mit der Sammlungsbewegung nicht 
doch ein Ort entstehen, in dem über sol-
che Fragen ergebnisoffen debattiert wird? – 
Bisher, Redaktionsschluss Ende November 
2018, kamen dazu kaum bemerkenswerte 
Impulse.

4  Kritik am #Aufstehen

Im Folgenden seien drei, meines Erachtens 
relativ fundamentale, Einwände zum Pro-

17	 Z. B. das Zerrbild von Bernd Stegemann, einem Vor-
denker von #Aufstehen: Er kritisierte völlig übertrie-
ben einen «bestimmten Teil des linken Spektrums, 
das sich nur noch auf Fragen der Symbol- und Aner-
kennungspolitik fokussiert, auf Rassismus, Sexis-
mus. Für dieses Lager ist jede Frage nach sozialer 
Politik Hochverrat an seinem Auftrag» (Der Tages-
spiegel vom 17. Oktober 2018, S.  23). Fehlt das 
Soziale, so ist das doch libertär und neoliberal und 
eben gerade nicht links!

jekt der Sammlungsbewegung «#Aufste-
hen» formuliert:

Erstens: Hier droht, bei allen nationalen 
Unterschieden, nach französischem und ita-
lienischem Vorbild, nach La Republik en 
Marche und MoVimento 5 Stelle, eine solch 
neue Form einer populistischen Antipartei-
enpartei auch für Deutschland. Wenig ein-
deutig (von linker Sammlungsbewegung 
ist bewusst nicht die Rede), doch natür-
lich auch linksmodische Gefühlslagen und 
Denkmuster – wie bedingungsloses Grund-
einkommen, Pazifismus, holzschnittartige 
Sozialrhetorik  – bedienend. Dieser neue, 
sich als Bewegung etikettierende Parteien-
typus hat in Frankreich und Italien wesent-
lich zur Abwahl und Schrumpfung der einsti-
gen linksdemokratischen Volksparteien bei-
getragen. Die neuen Bewegungsparteien 
haben dort die Regierung übernommen, sei 
es als erfolgreicher sozialliberaler Gegen-
spieler zu den Rechtsextremen (Emmanuel 
Macrons Wahlsieg gegen Marine Le Pen) 
oder als deren postmoderner Koalitions-
partner (Luigi Di Maio mit Matteo Salvini). 

Dies beschleunigte den Niedergang einer 
parlamentarischen Demokratie, die durch 
die an Grundwerten orientierte Gemein-
wohlalternative zweier potenziell mehrheits-
fähiger Volksparteien charakterisiert war. 
An deren Stelle tritt eine aufbruchseuphori-
sche und medial vermittelte Stimmungsde-
mokratie, eine Verbindung aus autoritärer 
Führung und Pseudo-Basisdemokratie des 
Internets. An die Stelle des weggewischten 
Rechts-links-Gegensatzes tritt das populisti-
sche Muster Volk gegen (abgewirtschaftete, 
korrupte) Elite. Typisch sind weitgehende 
und radikale Wahlversprechen eines Sys-
tembruchs, wie sie kaum umsetzbar sind. 
Dabei wird das politische Handeln selbst 
erratisch, es wird durch organisierte Parti-



perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2  51

Wohin gehen? 

alinteressen, wie dilettantische Neueinstei-
ger aus der Zivilgesellschaft, geschwächt. 
Letztlich erhalten damit Strukturen symbo-
lischer Politik, des Rückbaus tatsächlicher 
politischer Partizipation zugunsten einer 
lediglich demonstrierten Demokratie, einen 
weiteren Schub.

Der Blick über die Alpen lehrt: «Die Lage, 
in die die parlamentarische Demokratie 
in Italien geraten ist, stellt damit die Krö-
nung postdemokratischer Politik dar. Es 
wird nicht mehr um Interessen, Meinun-
gen, Inhalte oder gar Ideologien gerungen. 
Stattdessen geht es lediglich um internet-
gesteuerte Manipulationstechniken, die 
die passenden Mehrheiten für die jeweils 
aktuelle politische Entscheidung produzie-
ren und organisieren sollen.»18 Ob sich Cha-
risma und diffuse Hoffnungen so errunge-
ner Wahlsiege als dauerhaft erweisen, mag 
offenbleiben; doch wo diese digital beweg-
ten Antisystemparteien an sich selbst schei-
tern – wie in Deutschland die Piratenpartei 
bereits im Ansatz –, scheinen eher fließende 
Übergänge zum Rechtspopulismus wahr-
scheinlicher als die automatische Rückkehr 
zur Sozialdemokratie, die jahrelang als Par-
tei der Inkludierten gebrandmarkt wurde 
und der das Etikett «von gestern» anheftet.

Zweitens: Natürlich leidet man am «klei-
neren Übel» der GroKo und an einer SPD, 
die eben derzeit ein anderes Niveau bietet, 
als mit 40 % und über einer Million Mitglie-
der. Natürlich wäre es notwendiger denn 
je mit einer linken Politik mehrheitsfähig 
zu werden, um die neoliberalen Entgren-
zungen des globalen Kapitalismus wieder 

18	 Gregor Fitzi: Sie existieren nicht mehr. Die politi-
sche Linke in Italien nach der Wahl und Regierungs-
bildung. In: Neue Gesellschaft / Frankfurter Hefte 
7/8–2018, S. 6. 

einzufangen. Sonst bleiben die Krisen- und 
Untergangsgefahren des Finanzmarktka-
pitalismus, eine kapitalistische Digitalisie-
rung, die alte Fragen marxistischer Kritik 
im neuen Gewand wieder auf die Tagesord-
nung setzt, die zunehmend nicht mehr rück-
holbare Zerstörung der Lebensgrundlagen 
des Planeten (wohl nicht das Ende jeden 
menschlichen Lebens, wohl aber von ent-
wickelter und demokratischer Zivilisation), 
die steigende Wahrscheinlichkeit großer 
Kriege einschließlich der atomaren Gefahr, 
die zunehmende Ungleichheit und regio-
nale Verelendung mit dramatischen Folgen 
für die Demokratie in den reichen Ländern 
auch durch Immigration.

Doch die Sammlungsbewegung hat 
einen falschen strategischen Ansatz: Der 
Hauptwiderspruch in der politischen Kul-
tur Europas verläuft heute eben nicht zwi-
schen dem von Lafontaine/Wagenknecht 
repräsentierten linksnationalen Flügel der 
LINKEN und allen anderen! Die derzeit ent-
scheidende Bruchlinie geht eigentlich mit-
ten durch die Union (und durch traditio-
nelle SPD-Milieus): Das Feindbild des wie 
auch immer schuldigen Fremden, Emoti-
onen (Angst und Hass) statt rationalem 
Diskurs, das alte deutsche Muster, Vorur-
teile und Ausgrenzung zu radikalisieren  – 
all dies bedroht den humanen Kern dessen, 
was im positiven Sinne einmal «den Wes-
ten» ausmachte. Eigentlich eint soziale und 
andere Demokraten doch: Menschenwürde, 
Gleichheit, gesellschaftlicher Zusammen-
halt, Weltoffenheit, Pluralismus, Minderhei-
tenschutz, Toleranz, demokratische Sensibi-
lität, Europa als Handlungsraum, Meinungs-
freiheit, Freiheit von Religion, Wissenschaft 
und Künste – das alles ist unsere Werteba-
sis, auf der wir darum streiten, wie Demo-
kratisierung, soziale Bürgerrechte und öko-
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logischer Wandel auszugestalten sind, wie 
viele und welche Eingriffe notwendig sind, 
um kapitalistische und andere vermachtete 
Strukturen zu zivilisieren.

Drittens: Eine solche Sammlungsbewe-
gung wird kaum Erfolg haben: Nicht nur 
wegen der  – siehe oben  – falschen Initia-
toren. Auch weil Deutschland  – «vielleicht 
geht es den Deutschen noch zu gut»19  – 
anders als Italien und Frankreich bei allen 
sozialen Verschlechterungen immer noch 
Gewinnerin der europäischen Krise ist 
(Exportnation, Wachstum, ausgegliche-
ner Staatshaushalt, niedrige Arbeitslosen-
quote). Es scheint illusionär, dass AfD-Wäh-
ler jetzt, bloß wegen ein paar ausländer-
feindlichen und sozialpopulistischen Tönen, 
in Scharen zur Sammlungsbewegung wech-
seln, auch wenn Sahra Wagenknecht bereits 
ganz im Sinne der Völkischen formulierte: 
«Weltoffenheit, Antirassismus und Minder-
heitenschutz sind das Wohlfühl-Label, um 
rüde Umverteilung von unten nach oben 
zu kaschieren.»20 Dieser Fehlkalkulation, die 
Leute kämen zurück, wenn man kulturel-
len Autoritarismus nachäfft, saß bereits die 
CSU auf. Die sommerliche Konfrontation 
von Seehofer mit Merkel wirkte letztlich the-
menverstärkend und nützte vor allem dem 
AfD-Orginal. 

5  Defensive des linken Projekts

In der schwersten Krise des Nachkriegsli-
beralismus triumphieren überall die Rech-
ten und schrumpfen die Linken. Auch in 

19	 So in diesem Zusammenhang Cornelia Koppetsch, 
in: Süddeutsche Zeitung vom 5. September 2018, 
S. 2. 

20	 Zitiert nach Thomas Assheuer, in: Die Zeit vom 4. 
September 2018, S. 36.

Deutschland hat weniger die gemeinsame 
Regierungsarbeit, die manches sozialde-
mokratische Projekt vorweisen kann, son-
dern eher die als erratisch und konzepti-
onslos empfundene Migrationspolitik den 
Niedergang der GroKo beschleunigt. Die 
Krise der europäischen Linken verschärfte 
sich in Folge programmatischer Ratlosigkeit 
angesichts von Globalisierung und Migra-
tion. «Wo bleiben die politischen Visionen 
einer neuen, kooperativen Weltpolitik, spe-
ziell zwischen EU und dem subsaharischen 
Afrika, einer fairen Welthandelspolitik jen-
seits von TTIP einerseits und Trump ande-
rerseits, einer demokratisch kontrollierten 
Weltklima- und Weltsozialpolitik, eines fai-
ren Ausgleichs zwischen den Metropolen 
ökonomischer Dynamik und der abgehäng-
ten Peripherie, in der über die Hälfte der 
Weltbevölkerung mit einem verfügbaren 
Einkommen von weniger als fünf US Dol-
lar Kaufkraft am Tag lebt, mit 820 Millio-
nen chronisch Unterernährten, die meisten 
ohne Zugang zu Trinkwasser?»21

Eine defensive Linke, die sich zu Recht 
gegen Sozialabbau stellt und sich von 
Hartz IV verabschiedet, ist verdienstvoll, 
aber sicher nicht ausreichend. Ohne einen 
nationalen und internationalen politischen 
Gestaltungsanspruch, ohne große Kon-
zepte, die integrierend wirken, werden linke 
und sozialdemokratische Parteien wenig 
Chancen wiedergewinnen.

Die Krise der SPD ist eben nicht auf die 
Daily Soap des täglichen Niedergangs redu-
zierbar, sie ist leider tiefgreifender, umfas-
sender, europäischer und historischer, sie 
hängt mit dem beschleunigten gesell-

21	 Julian Nida-Rümelin, 17. 3.2018, zit. n.: https://www. 
theeuropean.de/julian-nida-ruemelin/13700-eine- 
defensive-linke-ist-unattraktiv.
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schaftlichen Wandel zusammen. Die Dyna-
mik des neuen globalen und digital basier-
ten Finanz-Kapitalismus, mit einer Markt-
gesellschaft der «Singularitäten»22, hat sich 
verselbstständigt, wie damals der Gründer-
zeitboom des nationalen Industriekapita-
lismus, auf den vor rund 150 Jahren der 
Aufstieg der Arbeiterbewegung antworten 
konnte.

Der Kern des Problems war damals und 
ist heute, dass der technologisch beschleu-
nigte und Finanzmarkt-entgrenzte Kapitalis-
mus das Primat der Politik verdrängt. Und 
dies in einer Situation, in der sich unsoziale, 
ökologische und existenziell krisenhafte 
Widersprüche verschärfen. Nicht nur von 
rechts ist vom «Kontrollverlust des Staates» 
die Rede, eine durchsetzungsstarke funkti-
onierende EU, gar eine Weltdemokratie23 
sind in weiter Ferne. Die Krise von Mittelinks 
liegt auch daran, dass im Modernisierungs-
diskurs von New Labour und Neuer Mitte 
der klassische SPD-Ansatz demokratischer 
Gegenmacht (Regulierung, Begrenzung, 
Umverteilung, soziale Bürgerrechte, umfas-
sende Sicherheit und öffentliche Güter) 

22	 Vgl. Andreas Reckwitz: Die Gesellschaft der Singu-
laritäten. Zum Strukturwandel der Moderne, Berlin 
2017.

23	 Vgl. Joe Leinen, Andreas Bummel: Das demokrati-
sche Weltparlament. Eine kosmopolitische Vision, 
Bonn 2017.

wegrutschte. Heute ist weitgehend Kon-
sens, dass der beispiellose Niedergang der 
europäischen Sozialdemokratien wesent-
lich an neoliberalen Grenzüberschreitungen 
lag, die mit dem Ziel, im globalen Finanz-
kapitalismus erfolgreich mitspielen zu kön-
nen, begründet wurden: vordringende Herr-
schaft der Märkte in allen Lebensbereichen, 
Ausverkauf öffentlicher Güter, Durchset-
zung des Austeritätsregimes, Abbau und 
Privatisierung sozialer Sicherungssysteme, 
Ausweitung des Niedriglohnsektors zuguns-
ten globaler Wettbewerbsfähigkeit.24 

Der politische Raum wurde so freigege-
ben, dass Populisten und Rechte vorgeben 
konnten, den wirklichen oder vermeintlichen 
Verlierern eine Stimme zu geben, mit der 
Behauptung, die Kontrollfunktion des Staa-
tes sei durch Renationalisierung, Autorita-
rismus, Homogenisierung, Abschottung und 
Ausländerfeindlichkeit wiederzugewinnen. 
Dagegen ist es überfällig soziale, ja sozia-
listische, Gegenkonzepte zu entwickeln. Die 
SPD hat sich – zaghaft und hoffentlich nicht 
zu spät – jetzt auf den Weg gemacht. Mal 
sehen, ob auch die Sammlungsbewegung 
dazu einen konstruktiven Beitrag leisten 
wird. Meine Zweifel überwiegen.

24	 Siehe auch: Oliver Marchart: Liberaler Antipop-
ulismus. Ein Ausdruck von Postpolitik. In: APuZ 
44/45–2017.
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Im Gegensatz zu vielen kritischen Bewer-
tungen der Initiative Wagenknechts sahen 
viele «Qualitätsmedien» und einige etab-
lierte Politiker nach der Vorstellung von 
#Aufstehen am 4.9.2018 in der Bundes-
pressekonferenz und der Veröffentlichung 
des Gründungsaufrufs darin eine Chance, 
den Vormarsch der Rechtspopulisten zu 
stoppen, die Politikverdrossenheit zu dros-
seln und sogar durch eine rot-rot-grüne 
Mehrheit und Koalition einen Politikwech-
sel nach links zu ermöglichen: Die Zeit vom 
6.9.: «Linker Großversuch». Im Interview des 
Freitag vom 6.9. erklärte Simone Lange, 
prominente Unterstützerin aus der SPD: 
«In der Sammlungsbewegung steckt eine 
Chance». Und deshalb sollte die SPD «schon 
aus Eigeninteresse mit ‹Aufstehen› zusam-
menarbeiten.» In seinem Leitartikel «Die 
linke Chance» in der Frankfurter Rundschau 
vom 5.9. begründete Stephan Hebel seine 
Erwartung, dass #Aufstehen tatsächlich 
zu einer rot-rot-grünen Mehrheit und Koa-
lition führen könne, auch mit seiner Inter-
pretation des Gründungsaufrufs: Er sei ein 
Fortschritt, weil er problematische Aussa-
gen von Wagenknecht und Lafontaine nicht 
mehr enthalte. Er sei nicht nur «eine Chance 
für mehrheitsfähige linke Politik», sondern: 
«man könnte sagen: Es ist der rot-rot-grüne 
Koalitionsvertrag der Bewegten.»

Doch im Gründungsaufruf ist nirgendwo 
auch nur angedeutet, dass man überhaupt 
eine rot-rot-grüne Koalition anstrebe. Von 
den «Bewegten» selbst gibt es öfter die 

Interpretation, dass man eine Bewegung 
gründen müsse, weil Rot-Rot-Grün tot sei. 
Mittlerweile Ex-SPD-MdB Marco Bülow argu-
mentierte bei der Vorstellung seiner «Erklä-
rung von Sozialdemokrat*innen zu #aufste-
hen» am 3.9., man müsse bei #Aufstehen 
mitarbeiten, weil Rot-Rot-Grün tot sei.

Alternativen für Deutschland? – Im globalen 
Trend des erfolgreichen Rechtspopulismus!

Wer die politischen Entwicklungsmöglich-
keiten und Weichenstellungen in Deutsch-
land realistisch abschätzen möchte, darf 
den seit Ende des 20. Jahrhunderts glo-
bal dominierenden Trend nach rechts nicht 
ignorieren: Der siegreiche Neoliberalis-
mus begnügte sich mit dem bescheidenen 
Ziel, die Errungenschaften sozialer Kämpfe, 
vor allem der demokratisch-sozialistischen 
Arbeiterbewegung in Westeuropa, weitge-
hend rückgängig zu machen. Doch seit fast 
einem Jahrzehnt kämpft sein legitimer Erbe 
Rechtspopulismus für ein anspruchsvolleres 
Ziel: Auch die Fortschritte der liberal-demo-
kratischen Bewegungen in der Tradition der 
Aufklärung durch eine globale Regression 
Schritt für Schritt zurückzudrängen, und 
zwar auf demokratischem Weg mit Zustim-
mung des «Volkes», das die Rechtspopulis-
ten gegen die «Eliten» mobilisiert haben. 
Und gegen Toleranz in einer freiheitlich-plu-
ralistischen Gesellschaft, gegen internati-
onale Zusammenarbeit und Integration, 
gegen Multikulti, für kleinere homogene 

Horst Heimann

Linke Sammlungsbewegung
#Aufstehen – Chance für die plurale Linke oder die Rechtspopulisten?
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Gemeinschaften und Nationen. Die Rena-
tionalisierung, verbunden mit nationaler 
Abschottung und Wiederbelebung nationa-
listischer Konkurrenzkämpfe zum Schaden 
aller Nationen, hat weltweit und auch in 
Europa große Fortschritte gemacht. 

Welche Chancen gibt es in Deutsch-
land, diesen globalen rechtspopulistischen 
Trend zu stoppen? Welche Weichenstellun-
gen sind möglich und welche sind für Linke 
wünschenswert? Die meisten im linken 
Spektrum, bis weit in die politische Mitte, 
sehen – wie Stephan Hebel in der FR vom 
5.9.2018 – nur die Alternative: Politikwech-
sel nach links durch eine rot-rot-grüne Mehr-
heit und Koalition oder weiter so mit dem 
«Zweikampf zwischen Merkels Stillstands-
politik und dem rechten Rand». Hebel über-
sieht, dass dieser Zweikampf sehr wohl ent-
schieden werden kann, und zwar zuguns-
ten des «rechten Randes», der immer mehr 
Unterstützung aus der mäßigen Mitte 
erhält und sogar von desorientierten Lin-
ken. Wenn Pegida- und AfD-Politiker for-
dern: «Merkel muss weg!» – argumentieren 
sie im Sinne ihrer Ziele «vernünftig». Denn 
wenn es gelänge, Merkel mit Hilfe rechter 
CSU- und CDU-Politiker zu stürzen, dann 
könnte «Merkels Stillstandspolitik» zügig 
beendet werden durch einen radikalen Poli-
tikwechsel nach rechts. Wenn aber linke 
Politiker und Publizisten von einem Sturz 
Merkels eine Linkswende erwarten, sind 
sie – milde ausgedrückt – politisch kurzsich-
tig. Denn es gibt in der CDU keine Gruppie-
rung, die Merkel stürzen möchte, um eine 
politische Linkswende durchzusetzen. 

Welche Rolle kann #Aufstehen bei der 
Abwehr des Rechtspopulismus spielen? Die 
meisten wohlwollenden Kommentare zu 
#Aufstehen enthalten keine Kritik an frag-
würdigen politischen Inhalten, sondern nur 

den personellen Vorbehalt: Sahra Wagen-
knecht. In der Süddeutschen Zeitung (SZ.
de am 4.9.), begrüßte Heribert Prantl die 
Idee einer solchen Bewegung, doch um 
die Chance zu nutzen, müsse sie «sich von 
Wagenknecht emanzipieren.» In der Zeit 
vom 6.9. glaubt Peter Dausend, «die Samm-
lungsbewegung (…) könnte ein Ausweg aus 
der politischen Sackgasse sein», wenn sie 
nicht «ein Problem (hätte): Sahra Wagen-
knecht.»

Alle diese Kommentatoren ignorie-
ren aber das Hauptproblem: Ohne diese 
viel gescholtene Dame gäbe es zwar wei-
terhin, wie schon immer für Insider, viele 
linke Initiativen und Versuche, aber kei-
nen «linken Großversuch». Denn «groß» ist 
gar nicht diese weitere linke Initiative. Was 
im Gründungsaufruf zu brennenden Proble-
men gesagt wird, wurde in vielen Beschlüs-
sen der drei linken Parteien und vor allem 
auch in wissenschaftlichen Publikationen 
und Reportagen und Analysen der Medien 
schon viel früher und prägnanter formu-
liert, war also inhaltlich eindeutig «größer» 
als dieser «linke Großversuch». Megagroß 
war nur die spektakuläre Medienresonanz 
auf Sahra: In jenen Tagen war sie in allen 
Medien präsenter als Merkel, Seehofer, Nah-
les oder Putin und Trump. Ursache dafür 
war aber keineswegs der grandiose Inhalt 
des Gründungsaufrufs, sondern allein die 
unglaubliche personelle Kombination: 
Sahra Wagenknecht («Lockruf einer Spalte-
rin», in: SZ.de) und ihre Absicht, die gespal-
tene Linke zu vereinen und zu stärken. Ein 
ähnlich supergeiles Interesse aller Medien 
gäbe es sonst wohl nur, wenn eine Metzger
innung, die eine aufwändige Werbekampa-
gne für mehr Fleischverzehr plante, mit der 
Durchführung den populärsten Veganer-Su-
perstar beauftragt hätte. 
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Doch unabhängig vom «Problem Sahra 
Wagenknecht» gibt es noch viel wichtigere 
sachpolitische Gründe, #Aufstehen nicht 
für einen «Ausweg aus der Sackgasse» zu 
halten, sondern eher für eine «Einbahn-
straße in eine Sackgasse». Zu diesen Grün-
den gehören die fragwürdigen politischen 
Inhalte einer sog. «linkspopulären Position», 
verbunden mit einem neumodischen Wis-
senschaftskonzept, das die These propa-
giert: Die traditionelle Konfliktlinie «links 
versus rechts» werde durch eine neue Kon-
fliktlinie «Kommunitarismus versus Kos-
mopolitismus» überlagert. Dabei wird ein 
ganz neues, irritierend verwirrendes Verhält-
nis zwischen linken und rechten Ideen und 
Werten konstruiert, denn, zugespitzt formu-
liert: Traditionell linke Werte und Ideen wer-
den umdefiniert zu rechten Positionen, und 
umgekehrt werden diese zu den neuen lin-
ken Ideen und Werten verwandelt. Für die 
linke Sammlungsbewegung und für diese 
neue linke Wissenschaft ist Urmotivation 
und Urerkenntnis:

Die Flüchtlingsfrage ist Mutter aller politischen 
Probleme in unserem Land!

Diese «Erkenntnis» wurde zwar von See-
hofer propagiert und zur Begründung für 
sein politisches Handeln, das nachweis-
lich zur Stärkung der AfD geführt hat. In 
den folgenden Analysen der Texte der 
Sammlungsbewegung und der neuen «K. 
u. K.-Wissenschaft» ist nachzuweisen, dass 
die linke Sammlungsbewegung ebenfalls 
diese rechtspopulistische Ideologie propa-
giert und ergänzt hat durch die «Erkennt-
nis», dass das Thema Emigration, Flücht-
linge und Grenzen auch «Mutter aller wis-
senschaftlichen Probleme» sei. Obwohl erst 
später ausführlich darzustellen, sei hier als 

Beleg nur ein Zitat von Wolfgang Merkel, 
prominenter Vertreter dieses wissenschaft-
lichen Konzeptes, vorweggenommen: Im 
Zentrum dieses wissenschaftlichen Ansat-
zes sieht er «eine einzige normative Frage 
(…): Wie weit sollen die Grenzen der Nati-
onalstaaten geöffnet und inwieweit sollen 
sie geschlossen werden?» Erst später wird 
detaillierter zu begründen sein, dass es sich 
bei dem Gegensatz zwischen «Kommunita-
rismus und Kosmopolitismus» um den tra-
ditionellen Konflikt «Nationalismus versus 
Internationalismus» handelt, wobei in der 
linken Sammlungsbewegung aber «nati-
onal» als links gilt, «international» aber, 
umgetauft auf «kosmopolitisch», zum rech-
ten Gegner der echten Linken erklärt wird. 

Eingebracht in den politischen Theorie-
diskurs wurde diese «K. u. K.-Wissenschaft» 
durch zwei Anfang 2018 erschienene 
Bücher: 1. Andreas Nölke, «Linkspopulär  – 
Vorwärts handeln, statt rückwärts den-
ken». Nölke, Mitverfassser des «Gründungs-
aufrufs» vom 4.9.2018, fordert vor allem 
die SPD zu einer «linkspopulären Wende» 
auf. 2. Nils Heisterhagen, «Die liberale Illu-
sion  – warum wir einen linken Realismus 
brauchen». (Anfang 2018 noch Grundsatz-
referent der SPD-Landtagsfraktion in Rhein-
land-Pfalz.). Diese wissenschaftlich-politi-
schen Angebote können für unzufriedene 
Linke in allen drei linken Parteien attrak-
tiv sein, weil das gesellschaftspolitische 
Programm, also Sozial-, Wirtschafts- und 
Finanzpolitik, eindeutig links vom heuti-
gen Mainstream der drei Parteien angesie-
delt ist. Problematisch ist aber die zweite 
Dimension der «linkspopulären Position», 
die im Bereich der internationalen Politik, 
vor allem der Flüchtlingspolitik, weit rechts 
von den drei linken Parteien und auch weit 
rechts von Merkels CDU angesiedelt ist.
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Der Inhalt des Buches «Linkspopulär» 
von Andreas Nölke, das am 18. Januar 
2018 erschien, wurde am 30.1. im Online-
journal IPG der Friedrich-Ebert-Stiftung für 
den Hauptadressaten SPD in einem Inter-
view mit dem Autor popularisiert: Die SPD 
könne ihren Abstieg nur stoppen durch 
einen «Kurswechsel zu einer linkspopulären 
Position». Um Wähler zurückzugewinnen 
müsse sie «nicht nur sozioökonomisch eine 
konsequente Politik für die unteren 50–60 
Prozent der Bevölkerung machen, sondern 
auch jenen Menschen entgegenkommen, 
die (…) sich ja um die langfristige Schwä-
chung des Sozialstaats durch Migration 
und eine supranational-liberalisierende EU 
(sorgen)». (S. 3) Nölke befürchtet nur, dass 
«der kosmopolitisch ausgerichteten SPD» 
der «linkspopuläre Kurswechsel» schwer-
fallen würde, denn «er würde eine weniger 
liberale Zuwanderungspolitik erfordern» 
und auch den Verzicht auf «kühne Pläne für 
die ‹Vereinigten Staaten von Europa›». (S. 6)

Mit dieser «linkspopulären» Absage an 
die «Vereinigten Staaten von Europa» im 
Januar 2018 strafte Nölke Beatrix von 
Storch von der AfD Lügen, die im Pressepor-
tal von PHOENIX am 7.9.2018 verkündete: 
«Wir sind die Einzigen, die nicht die Verei-
nigten Staaten von Europa wollen». Und 
die «Rechtspopulisten» sind auch nicht, 
wie von Storch erklärte, «die Einzigen», die 
«ein Europa souveräner Demokratien (wol-
len)». (S. 1) Denn im Gründungsaufruf vom 
4.9.2018 hätte von Storch schon nachlesen 
können, dass ihre «linkspopulären» Antipo-
den wortwörtlich dasselbe wollen, nämlich: 
«Ein europäisches Deutschland in einem 
geeinten Europa souveräner Demokratien». 
(S.6) (Dass diese Formulierungen wortwört-
lich übereinstimmen, «ist rein zufällig und 
nicht beabsichtigt».) 

Ähnlich wie die rechte Agitation der CSU 
gegen Merkels Flüchtlingspolitik klingt 
Nölkes Plädoyer für eine «linkspopuläre 
Wende»: «Kommunitaristisch orientierte 
Menschen legen Wert auf den Schutz von 
Demokratie und sozialer Sicherheit auf nati-
onaler Ebene, sie stehen offenen Grenzen 
(… ) und supranationalen Elementen der 
EU skeptisch gegenüber.» Und da die linken 
Parteien für sie (noch) kein entsprechen-
des Angebot haben, «(müssen) alle Wähler, 
denen eine eher kommunitaristische Aus-
richtung wichtig ist, bisher die AfD wäh-
len». (S.4) Obwohl in Bayern die CSU den 
AfD-Wählern ein «kommunitaristisches» 
Angebot gemacht hatte, hat sie gerade des-
halb am 14. Oktober 2018 160 000 Wähler 
an die AfD verloren (FR 16.10.2018). Und 
auch die SPD könnte mit einem «kommu-
nitaristischen» Angebot auch deshalb keine 
Wähler gewinnen, weil fast 100 Prozent 
von ihnen das Modewort «Kommunitaris-
mus» noch nie gehört haben, sie also gar 
nicht wissen, dass sie «Kommunitaristen» 
sind. Aber viele ehemalige SPD-Wähler wis-
sen noch, dass sie «Sozialdemokraten» sind. 
Und diese könnte die SPD mit einem sozial-
demokratischen Angebot zurückgewinnen. 

Das Buch von Nils Heisterhagen «Die libe-
rale Illusion – Plädoyer für einen linken Rea-
lismus» enthält weitgehend auch das Kon-
zept eines linken Kommunitarismus. Aus-
drücklich lobt er «Sahra Wagenknecht, die 
unentwegt für einen realistischen Kurs in 
der Integrationspolitik warb.» (S.  22) Und 
daher kritisiert er den Gegenspieler des «lin-
ken Realismus», den «liberalen Moralismus, 
(…) wie er sich in der Flüchtlingspolitik offen-
barte.» (S.  25) Und dieser «liberale Mora-
lismus», auch «Chor der Postmodernen» 
genannt, «übertönte die Realisten Opper-
mann, Gabriel und Wagenknecht.» (Ebd.) 
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Verbunden mit dieser neuen gesell-
schaftstheoretischen Konstruktion «Kom-
munitarismus versus Kosmopolitismus» ist 
eine uralte praktisch-politische Haltung von 
Linksintellektuellen, nämlich Fundamental
opposition gegen das ganze System. Diese 
fundamentaloppositionelle Mentalität ist 
auch virulent im Gesellschaftsbild des Chef-
theoretikers und -praktikers von #Aufste-
hen, des sehr belesenen und aktiven Bernd 
Stegemann. Seine Bücher  – «Lob des Rea-
lismus» und «Das Gespenst des Populis-
mus» (bescheidene Anspielung auf «Das 
Gespenst des Kommunismus») – dokumen-
tieren diese Fundamentalopposition.

Linke Sammlungsbewegung =  
«Eine Allianz gegen die kosmopolitische Linke»

Für die am 4.9.2018 offiziell vorgestellte 
linke Sammlungsbewegung gibt es vor 
allem ein breites ansprechbares Spektrum 
von politisch interessierten und frustrier-
ten Intellektuellen im akademisch-kulturel-
len Milieu. Sie stehen in Fundamentaloppo-
sition zum ganzen System, zu allen etablier-
ten Parteien, Organisationen, Medien, auch 
zur öffentlich wahrnehmbaren etablierten 
Linken, die sie für nicht wirklich links hal-
ten. In zahlreichen Büchern, Zeitschriften, 
Internet-Initiativen, Kleingruppen etc. pre-
digen sie einen militanten, aber politisch 
ohnmächtigen Antikapitalismus. Obwohl 
Wagenknecht aus diesem Spektrum viele 
einsammeln könnte, gibt es selbst von dort 
Widerspruch gegen #Aufstehen, und zwar 
nicht wegen einer Person, sondern wegen 
politischer Inhalte, die für Linke unzumut-
bar sind.

Als ein Beispiel sei hier nur ein Text der 
«interventionistischen Linken» (iL.) ausführ-
lich analysiert, der im Internet unter dem – 

nicht ironisch gemeinten  – Titel erschien: 
«#aufstehen  – in der Spaltung liegt eine 
Chance!» Einleitend stellt die Redak-
tion die Frage, ob «die radikale Linke» die 
Sammlungsbewegung «überhaupt beach-
ten» solle: «Unser Autor Sam meint, dass es 
höchste Zeit» sei, «um über die richtige Stra-
tegie im Umgang mit #aufstehen zu disku-
tieren!» Der «Autor Sam» kennt sehr gut die 
theoretischen und politischen Inhalte der 
Sammlungsbewegung, die viele Unterstüt-
zer leider nicht zur Kenntnis genommen 
haben, nämlich das oben erwähnte Kon-
zept eines «Links-Kommunitarismus», das 
er auch, sogar zutreffender, «nationalstaat-
lich-kommunitaristisch» nennt. Er hat klar 
erkannt, dass dieses «nationalstaatlich-kom-
munitaristische Konzept» weit rechts von 
der demokratischen Linken steht und daher 
zu noch mehr Spaltung führt. Denn es gehe 
nicht um die Sammlung aller Linken gegen 
die Rechte, sondern um die Sammlung 
der «links-kommunitaristischen Linken» für 
«eine Allianz gegen die kosmopolitische 
Linke», also um eine zusätzliche Spaltung 
der Linken. 

Dieser «größere Konflikt in der gesell-
schaftlichen Linken … führt zu einer Zer-
splitterung progressiver Kräfte». (S. 2) #Auf-
stehen «greift rechte Forderungen auf, (…) 
wird nicht zu einem internationalistischen, 
emanzipativen linken Programm zurückkeh-
ren» und «treibt einen Keil ins progressive 
Lager bzw. spaltet das linksliberale Lager 
nach rechts ab.» (S.  3) Und all das habe 
«fatale Auswirkungen auf eine emanzipa-
tive, antikapitalistische Perspektive.» (S. 4) 
Er hat scharfsinnig diagnostiziert, dass die 
«linke Sammlungsbewegung» einen Teil 
der Linken sammeln will für einen innerlin-
ken Bürgerkrieg der «kommunitaristischen» 
gegen die «kosmopolitische Linke». 
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Da viele Protagonisten von #Aufstehen 
wissen, dass sie mit ihren linkspopulisti-
schen Lockrufen kaum das einfache Volk 
erreichen, weil die Rechtspopulisten mehr 
vom Volk verstehen, wenden sie sich eher 
an frustrierte Linksintellektuelle in der 
SPD, die nach Theorie suchen, und auch an 
linke Publizisten, die einen praktischen Auf-
bruch wünschen und daher über schwarze 
oder gar braune Flecken in der Theorie hin-
wegsehen und sich für den Kampf gegen 
die «kosmopolitische Linke» aufsammeln 
lassen. Einen Erfolg bei diesen Adressaten 
aus dem Spektrum der bekämpften «linksli-
beralen Eliten» dokumentiert exemplarisch 
ein Leitartikel von Steven Geyer in der links-
liberalen FR vom 11.9.2018: Aus den Wahl-
ergebnissen in Schweden und den «Vorfäl-
len in Chemnitz» (Merkel nannte es «Hetz-
jagden») zieht er die Schlussfolgerung, dass 
unsere bisherigen Strategien die Rechts-
populisten nicht stoppen können: «Nicht 
durch Rockkonzerte, wo Zehntausende 
gegen Fremdenangst und Rassismus auf-
stehen. Nicht durch den  – absolut lobens-
werten – Appell, tolerant zu bleiben.» Auch 
«der Impuls, die Rechtswähler pädagogisch 
zurück auf die ‹richtige Seite› zu ziehen, (ist) 
zwar verständlich, aber falsch.» Und zwar 
aus einem einzigen Grund: «Es ist sinnlos, 
den Zusammenhang zwischen wachsendem 
Ausländeranteil und wachsenden Erfolgen 
von Populisten zu leugnen.» Die zugewan-
derten Ausländer sind also schuld daran, 
dass die Rechtspopulisten in Deutschland 
immer stärker geworden sind, in Polen, 
Ungarn, Italien und den USA, inzwischen 
auch in Brasilien, schon regieren. 

Gegen diese «linkspopuläre Erkenntnis» 
eines «Linksliberalen» müssen alle, von links 
bis ganz weit in die demokratische Rechte 
klarstellen: Nicht Juden, sondern Antisemi-

ten sind Verursacher des Antisemitismus, 
nicht Ausländer und Angehörige nicht-ari-
scher Rassen sind Ursache von Ausländer-
feindlichkeit und Rassismus, sondern fanati-
sche Ausländerfeinde und Rassisten! (Auch 
wenn es plausibel klingt: Die Juden sind 
doch schuld, denn wenn es keine Juden 
gäbe, könnte es gar keine Antisemiten 
geben!)

Als einen Erfolg der «Allianz gegen die 
kosmopolitische Linke» kann man auch 
Geyers Anklage gegen die «weltoffenen 
Globalisierungsgewinner» verbuchen: «Viel-
mehr müssen die weltoffenen Globali-
sierungsgewinner, die die Moderne samt 
Zuwanderung und Multikulti eher aufre-
gend finden, einsehen, dass» (…) – des lan-
gen folgenden Bla-Blas kurzer Sinn – Seeho-
fer und seine rechtspopulistische Volksfront 
bis Pegida mit ihrem Kampf gegen Merkels 
«Willkommenskultur» doch recht haben! 
Mit dieser Formulierung hatte Geyer, ohne 
Quellenangabe, sinngemäß einen Satz 
von Wagenknecht übernommen, also eine 
interne Sprachregelung befolgt: «Weltoffen-
heit, Antirassismus und Minderheitenschutz 
sind das Wohlfühl-Label, um rüde Umvertei-
lung von unten nach oben zu kaschieren, 
und ihren Nutznießern ein gutes Gewissen 
zu bereiten.» (Der Juso-Vorsitzende Kevin 
Kühnert hatte diesen Satz Anfang Juli 2018 
zitiert, um darauf hinzuweisen, dass Wagen-
knecht mit dieser Haltung «noch mehr Spal-
tung in der Gesellschaft provoziere» (FR 
5.7.2018). Bei solchen und ähnlichen For-
mulierungen, mit denen Flüchtlingshelfer 
diffamiert und verhöhnt werden, handelt es 
sich keineswegs um einmalige leichtfertige 
Ausrutscher einer Person, sondern um die 
angeblich wissenschaftlichen Erkenntnisse 
der neuen linken «K. u. K.-Wissenschaft» 
und sogar den politisch-moralischen Mar-
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kenkern der Hauptdarsteller von #Aufste-
hen; und auch um eine erfolgreiche interne 
Sprachregelung, wie noch mit weiteren Zita-
ten zu belegen sein wird. 

Denn viele «Unterstützer» wissen nicht, was 
die «Unterstützten» denken, sagen, schreiben 
und wollen

Vieles von dem, was im Umfeld von #Auf-
stehen gesagt, geschrieben und getan wird, 
kann kein Heilmittel gegen die beklagte 
«tiefe Krise unserer Demokratie» (Wagen-
knecht) werden, sondern ist sogar ein Sym-
ptom für den Qualitätsverlust unserer poli-
tischen Kultur. Dazu gehört eine «postfak-
tische» Mentalität vieler Unterstützer, sich 
nicht über die wirklichen Ideen, Werte und 
politischen Meinungen der Unterstütz-
ten zu informieren, um mit ihnen sachlich 
und auch kontrovers diskutieren zu können. 
Viele Unterstützer glauben, dass die politi-
schen Inhalte noch gar nicht feststünden, 
weil die Bewegung ja darüber diskutieren 
und entscheiden solle.

Aus dem Interview mit Simone Lange in 
Der Freitag vom 6.9. geht hervor, dass sie 
die «Wahl zur Unterstützerin» wohl kaum 
angenommen hätte (Sahra Wagenknecht 
hatte ihr persönlich die frohe Botschaft 
überbracht, das sie zu den «80 Auserwähl-
ten» gehöre), wenn sie das politische Welt-
bild der «Unterstützten», in dem «weltoffene 
Kosmopoliten» zum Hauptfeind erklärt wer-
den, auch nur annähernd gekannt hätte. 
Dann hätte sie bemerkt, dass Wagenknecht 
und sie selbst nicht nur «in der Migrations-
politik deutlich unterschiedliche Positio-
nen vertreten», sondern dass es sich dabei 
um «unterschiedliche Positionen» han-
delt, die miteinander absolut unvereinbar 

sind. Im Interview vom 6.9. erwähnte sie, 
dass sie «am Samstag auf einer Demonst-
ration zum Thema ‹Seebrücke› war». Auf 
die Frage, ob sie «anders als Wagenknecht 
[…] zu den Vorgängen in Chemnitz Stellung 
beziehen (würde)», antwortet sie eindeu-
tig: «Klar. Jeder der mich und meine Flücht-
lingsarbeit kennt, weiß das.» Wenn sie aber 
gewusst hätte, welche Rolle der Kampf 
gegen Merkels Flüchtlingspolitik, und damit 
auch gegen Simone Langes «Flüchtlingsar-
beit», in der Vorgeschichte von #Aufste-
hen gespielt hatte, und noch immer spielt, 
dann hätte sie gemerkt: Am 4.9.2018 bin 
ich gegen mich selbst «aufgestanden» und 
auch gegen alle, die mit mir «am Samstag 
zum Thema ‹Seebrücke›» demonstriert hat-
ten. 

Über diese Vor- und Gründungsge-
schichte von #Aufstehen informiert umfas-
send der Artikel «Das rote Sommermär-
chen» von Adam Soboczynski in der Zeit 
vom 9. August 2018: Der Widerstand und 
Kampf gegen Merkels Flüchtlingspolitik hat 
die Hauptakteure von #Aufstehen, Wagen-
knecht, Bernd Stegemann und Wolfgang 
Streeck, zusammengeführt. Stegemann, 
Dramaturg am Berliner Ensemble, ist über-
zeugt, «die Sammlungsbewegung sei mit 
einem Artikel von ihm im Feuilleton der 
Zeit geboren worden». Durch diesen Artikel 
im Frühjahr 2016, einer der wenigen, «die 
die Flüchtlingspolitik der Kanzlerin von lin-
ker Seite aus angriffen», wurde die gleich-
gesinnte Wagenknecht auf ihn aufmerk-
sam, sodass er zur «grauen Eminenz» und 
zum «Ratgeber» werden konnte. Und er 
brachte Wagenknecht mit Streeck zusam-
men, der in einem «Beitrag in der FAZ eben-
falls mit Merkels Flüchtlingspolitik abge-
rechnet (hat).» Stegemann verurteilte in 
seinem Artikel nicht nur Merkels humane 
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Flüchtlingspolitik mit «linken» Argumenten, 
sondern er verhöhnte auch alle, die «Will-
kommenskultur» praktizieren und über aus-
länderfeindliche Demonstranten «die Nase 
rümpfen»: «Wenn man als Akademiker in 
einer Eigentumswohnung lebt, ist es sehr 
gratismutig, eine Willkommenskultur zu for-
dern und die Nase über diejenigen zu rümp-
fen, die gegen ein Flüchtlingsheim protes-
tieren, das in ihrem Wohnghetto gebaut 
wird.» (Vielleicht ist Stegemann sein abfäl-
liges Urteil über Menschen mit «Eigentums-
wohnung» auf der Terrasse seines Sommer-
hauses bei Meseberg eingefallen.)

In den Augen von Stegemann hat sich 
seine Unterstützerin Simone Lange noch 
viel schlimmer diskreditiert und schuldig 
gemacht, weil sie nicht nur über Pegida-De-
monstranten «die Nase rümpfte», sondern 
sogar praktisch gegen #Aufstehen auf-
gestanden ist: Sie wurde zur «weltoffenen 
Kosmopolitin», als sie persönlich mit «See-
brücke» gegen jene kommunitaristischen 
«orbanisierten» Politiker demonstrierte, die 
das christliche Europa retten wollen, indem 
sie die Rettung ertrinkender Flüchtlinge 
im Mittelmeer als Verbrechen bestrafen 
und verhindern wollen. Zu diesem Thema 
hatte auch Streeck klargestellt: «Die See-
notrettung ist ganz bestimmt nicht die ent-
scheidende Zukunftsfrage». Sie entschei-
det ja nur in der Gegenwart darüber, ob ein 
Kind ertrinkt oder durch einen «Kosmopoli-
ten» gerettet wird. Um die für die Mensch-
heit «entscheidende Zukunftsfrage ging es 
ganz bestimmt», als Streeck mit Wagen-
knecht und Stegemann im Edelrestaurant 
«Paris-Moskau, unweit vom Bundeskanzler-
amt» speiste. (Die Zeit, 9.8.2018)

Die neue Konfliktlinie «Kommunitarismus 
versus Kosmopolitismus» =  
«alternative Fakten»!

Schon ein oberflächlicher Blick auf die real 
vorhandenen sozialen Schichten, Gruppie-
rungen oder Klassen einerseits und die 
dort verbreiteten politisch-kulturellen Ein-
stellungen, Meinungen, Ideen und Werte 
bestätigt eindeutig: Es ist «kontrafaktisch» 
oder «postfaktisch», die antagonistischen 
politisch-kulturellen Einstellungen pau-
schal und schematisch bestimmten sozialen 
Schichten und Einkommensklassen zuzuord-
nen: «Kommunitaristisch», also orientiert an 
überschaubaren homogenen Gemeinschaf-
ten, vor allem der eigenen Nation, skeptisch 
gegen supranationale Integration, «gren-
zenlose Willkommenskultur» und «Multi-
kulti», denken und fühlen die unterprivile-
gierten Schichten des «guten» Volkes. Also 
die große Mehrheit des Volkes von über 50 
Millionen, und zusätzlich noch die schon 
etwa 150 000 Unterstützer von #Aufste-
hen. «Kosmopolitisch» dagegen denkt, 
fühlt und handelt die kleine Minderheit 
der superreichen ökonomisch und politisch 
herrschenden Klasse und der mit ihnen ver-
bündeten gut ausgebildeten intellektuellen 
Eliten mit überdurchschnittlichem Einkom-
men. Nur diese Minderheit von Globalisie-
rungsgewinnern könne sich «grenzenlose 
Willkommenskultur» für Flüchtlinge leisten 
und unterstütze daher Merkels Flüchtlings-
politik, die zu Lasten des Volkes gehe. 

Auch von außen kommende «Unterstüt-
zer» tragen kaum dazu bei, die dogmati-
sche Ideologie der Protagonisten von #Auf-
stehen etwas zu differenzieren. In seinem 
«Plädoyer für eine Sammlungsbewegung 
links der Mitte» (Onlinejournal IPG vom 
8.8.2018) hat Peter Brandt nicht gegen 
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diese Ideologie argumentiert, sondern lini-
entreu die fatale «Sprachregelung» nach-
gesprochen, vor allem die Modethese von 
den «neuen gesellschaftlichen Konfliktli-
nien» übernommen, zwischen den «gut aus-
gebildeten und mobilen ‹Kosmopoliten› mit 
überdurchschnittlichem Einkommen», und 
auf der anderen Seite dem Volk, den «Ver-
lierern der Globalisierung», die «Multikultu-
ralismus ablehnen, den ‹Kommunitaristen›». 
(S.  7) Auch kluge Intellektuelle merken 
nicht, dass es real gar keine «Kommunita-
risten» gibt, sondern nur Menschen, die tat-
sächlich «Multikulturalismus» ablehnen und 
dafür von Intellektuellen lobend als «Kom-
munitaristen» geadelt werden.

Diese zentrale These des Kommunitaris-
mus beruht einzig und allein auf «alterna-
tiven Fakten» im Geiste des Rechtspopulis-
ten Trump. Denn normale Fakten belegen: 
Unter den «weltoffenen Kosmopoliten», die 
in einer «grenzenlosen Willkommenskul-
tur» hilfsbedürftigen Menschen solidarisch 
geholfen haben, waren die gescholtenen 
«Kosmopoliten mit überdurchschnittlichem 
Einkommen» nur eine relativ kleine Minder-
heit, während «Kosmopoliten» mit mittle-
rem und auch mit unterdurchschnittlichem 
Einkommen die überwältigende Mehrheit 
der Flüchtlingshelfer stellten. Gegen eine 
schäbige Diffamierung dieser solidarisch 
handelnden Menschen aus allen Schichten 
des Volkes als «Globalisierungsgewinner» 
müssen alle Demokraten von ganz links bis 
ganz nach rechts «aufstehen» und beken-
nen: Wenn es in jüngster Vergangenheit 
etwas gab, worauf Deutsche stolz sein kön-
nen, dann sind das die Hunderttausenden 
von Menschen aus allen sozialen Schichten, 
Vereinen, Kirchen und Parteien, die in die-
sen Jahren Hunderttausenden von Flücht-
lingen ehrenamtlich geholfen haben und 

noch immer helfen. Und sie müssen sich 
als Deutsche dafür schämen, dass diese 
solidarisch handelnden Menschen von lin-
ken Grenzschützern aus der Oberschicht als 
«Globalisierungsgewinner mit überdurch-
schnittlichem Einkommen» verunglimpft 
werden.

Als völlig kontrafaktisch wird aber diese 
zentrale These von den neuen Konfliktlinien 
durch die Liste der «80 auserwählten Unter-
stützer» von #Aufstehen widerlegt: Sie 
gehören sozialstrukturell fast ausnahmslos 
zu den «gut ausgebildeten Globalisierungs-
gewinnern mit überdurchschnittlichem Ein-
kommen». (Zumindest zu den Gewinnern 
der Agendapolitik, da sie dank der «Refor-
men» viel weniger Steuern zahlen als unter 
Kohl; und Streeck konnte als Berater und 
Propagandist für die Arbeitsmarktrefor-
men  – nicht «ehrenamtlich»  – ein beschei-
denes Zubrot erwirtschaften, sogar etwas 
mehr als Hartz-IV-Bezieher dazu verdienen 
dürfen.) Wenn die Erkenntnisse der kom-
munitaristischen Wissenschaft wahr wären, 
müssten sie also fast alle «weltoffene Kos-
mopoliten» sein, die «grenzenlose Willkom-
menskultur», «Zuwanderung und Multikulti 
eher aufregend finden». Doch sie sind trotz 
ihres «überdurchschnittlichen Einkommens» 
zu «kommunitaristischen» Grenzschützern 
geworden.

Fazit dieser Analyse: Für die Hoffnung, 
dass die linke Sammlungsbewegung die 
plurale Linke erneuern und stärken könnte, 
gibt es keine Fakten und Argumente, aber 
für die Befürchtung, dass sie die plurale 
Linke, vor allem die SPD, weiter schwächen 
und die Rechtspopulisten stärken wird. 
Denn es ist keine Sammlungsbewegung, 
die die plurale Linke zum Kampf gegen die 
populistische Rechte sammeln will, sondern 
eine Bewegung, die eine entstehende «kom-
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munitaristische Linke» für einen innerlinken 
Bürgerkrieg gegen die vergehende «kosmo-
politische Linke» mobilisieren will. Und sie 
erklärt zu ihrem rechten Hauptfeind die 
«kosmopolitische Linke», die in der Tradition 
der demokratisch-sozialistischen Arbeiterbe-
wegung noch am solidarischen Internatio-
nalismus festhält.

Die SPD: Hauptadressat und –opfer 
der «linkskommunitaristischen» 
Sammlungsbewegung.

Auf einer Veranstaltung zur Geschichte der 
Arbeiterbewegung erklärte mir ein Ken-
ner der SPD: Sahras Sammlungsbewegung 
kann ein breites Spektrum innerhalb der 
SPD ansprechen, weil sie ein breites Bünd-
nis von ganz links bis nach ganz rechts 
anbietet, bis zu AfD und Pegida. Erst all-
mählich erkannte ich, dass in dieser absurd 
klingenden Behauptung leider mehr steckt 
als nur ein Körnchen Wahrheit, und warum 
die SPD tatsächlich Hauptadressat von 
#Aufstehen ist und auch den größten Scha-
den zu befürchten hat: 1. Der Sammlungs-
bewegung haben sich viel mehr SPD-Politi-
ker angeschlossen als LINKE oder GRÜNE. 
Mit SPD-MdB Marco Bülow rief seine «Pro-
gressive Soziale Plattform», mit 5000 Unter-
stützern, davon die Hälfte SPD-Mitglie-
der, zur Mitarbeit bei #Aufstehen auf. Und 
Wagenknecht weiß, wenn eine neue Par-
tei gegründet wird, kann die SPD, die ein-
mal die «stärkste der linken Parteien» war, 
zum wertvollsten Blutspender werden. 2. 
Die modische «linkskommunitaristische» 
Ideologie von #Aufstehen wird vor allem 
von SPD- oder SPD-nahen Wissenschaftlern 
produziert und rezipiert, aber nicht kontro-
vers diskutiert. Die einflußreichsten Vorden-
ker, Nils Heisterhagen, Andreas Nölke, Wolf-

gang Streeck, wenden sich vor allem an die 
gesamte SPD, die sie durch eine «linkspo-
puläre Wende» zum «Aufstehen» bewegen 
möchten.

Schon jetzt ist zu beobachten, wie die 
linkskommunitaristische Argumentation 
zur weiteren Verwirrung beiträgt und das, 
wofür die SPD steht und was ihre Leitidee 
ist, noch unkenntlicher macht. Diese Lei-
tidee, die einst eine pluralistische Partei 
als solidarische «Ideen- und Wertegemein-
schaft» zusammenhielt, zerfasert immer 
mehr in nicht mehr zusammengehörende 
Bruchstücke. Das Onlinejournal der FES, 
IPG, popularisierte Anfang 2018 die Bücher 
von Nölke und Heisterhagen und warb in 
vielen Beiträgen für den Kommunitarismus, 
der außerhalb seiner globalen scientific 
community bisher kaum bekannt war. Ernst 
Hillebrand, Büroleiter der FES in Warschau, 
also in einem Land, in dem die antikosmo-
politischen Kommunitaristen schon regie-
ren, forderte die SPD zu einem Kurswech-
sel auf, in seinem Beitrag vom 22.10.2018: 
«Raus aus dem linksliberalen La La Land – 
warum sich die SPD für die Kommunitaris-
ten entscheiden muss.» 

Einige andere Beiträge wenden sich zwar 
ausdrücklich gegen eine starre Gegenüber-
stellung von «kommunitaristisch und kos-
mopolitisch» (z. b. von Jan Eichorn, Chris-
tian Krell und Sönke Hollenberg, «Balance 
halten! Warum die Polarisierung zwischen 
Kosmopoliten und Kommunitaristen in die 
Irre führt.»), aber sie kritisieren nur die Pola-
risierung, aber nicht den postfaktischen 
Inhalt des Kommunitarismus. Sie glauben, 
jetzt könne zusammenwachsen, was nicht 
zusammengehört.
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Kommunitarismus = Absage an 
Demokratischen Sozialismus und liberal-
pluralistische Gesellschaft

Aus den zahlreichen Publikationen kom-
munitaristischer Autoren geht hervor, dass 
alle für die SPD eine völlig neue Leitidee 
oder Narrativ konstruieren wollen, das die 
SPD wieder zu Wahlsiegen führt. Besonders 
prägnant demonstriert das Nils Heisterha-
gen in seinem Buch «Die liberale Illusion». 
Als das Spezifische seines Theorie-Ansat-
zes nennt er ausdrücklich «das Neue». Und 
mit dem Buch «Die liberale Illusion» mache 
er «nun einen weiteren Schritt zu etwas 
Neuem, und zwar zu einem ‹republikani-
schen Universalismus›. Vielleicht kann man 
auch von einem ‹kommunitaristischen Uni-
versalismus› sprechen.» (S. 273)

Das spezifisch «Neue» dieses linken The-
orie-Ansatzes ist es also, dass Heisterha-
gen «etwas Neues» sucht und «anstrebt», 
wonach bisher noch niemand gesucht 
hat. Mit dieser Suche ist er nicht der ein-
zige, sondern nur einer von vielen linken 
Denkern, die sich nach der Implosion des 
Sowjetkommunismus «auf die Suche nach 
der verlorenen linken Theorie» begeben 
haben. Obwohl sich jeder für sich allein, 
oder in einer geschützten Echokammer, 
auf diese mühsame Suche macht, wird die-
ses heterogene intellektuelle Milieu durch 
eine Gemeinsamkeit zusammen gehalten: 
Diese Suche nach der neuen linken Theo-
rie bewegt sich fast nur außerhalb der Dis-
kurse in den drei linken Parteien, und vor 
allem strikt außerhalb der reformsozialisti-
schen Arbeiterbewegung und ihrer traditio-
nellen Ideen, Werte und Begriffe. 

Nils Heisterhagen zitiert in seinen 461 
Anmerkungen meist zustimmend Autoren 
aus jenem Milieu außerhalb der SPD-Tra-

dition, aber auch ein Bekenntnis von Willy 
Brandt zum Demokratischen Sozialismus. 
(S. 176) Zutreffend konstatiert er zwar, dass 
die «Neuen Sozialen Bewegungen» sich 
nach 1990 «erst so richtig durchsetzten, 
weil der demokratische Sozialismus final 
vom Mainstream verabschiedet wurde.» 
(S.  275) Doch offensichtlich hat er selbst 
sich auch vom «demokratischen Sozialis-
mus final verabschiedet» und als Alterna-
tive den bei fast allen unbekannten neuen 
Namen «kommunitaristischer Universalis-
mus» erfunden. Dabei handelt es sich auch 
inhaltlich um eine neue Leitidee, ein neues 
Narrativ, das nicht nur die Ideen und Werte 
des Demokratischen Sozialismus über Bord 
wirft, sondern sogar auch die Werte der 
westlichen liberal-pluralistischen Gesell-
schaft, wenn er zustimmend eine Kritik 
zitiert an einer «nicht zu hinterfragenden 
Sakrosanktsprechung einer pluralistischen, 
multikulturellen, liberalen Zuwanderungs-
gesellschaft und des Projekts der Diversity.» 
(S. 273; Anm. 422: Sebastian Müller: Plötz-
lich «Rechtspopulistin» und «sahra-wagen-
knecht-ploetzlich-rechtspopulistin»; online 
verfügbar.) 

Die aktuell entscheidende Konfliktlinie: 
«Offene Gesellschaft versus ihre Feinde»

Die «Sakrosanktsprechung» oder Ableh-
nung dieser Gesellschaft markiert in der 
Tat eine alte und inzwischen wieder aktuell 
gewordene Konfliktlinie, und zwar zwischen 
einer «offenen Gesellschaft» und «ihren 
Feinden» (Karl R. Popper), also einer libe-
ral-demokratischen und pluralistischen und 
einer autoritär-homogenen Gesellschaft. In 
Europa war das die normative Konfliktlinie 
zwischen den liberal-pluralistischen Gesell-
schaften des Westens und dem autori-
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tär-nationalistischen «deutschen Sonder-
weg», der im Dritten Reich seine totalitäre 
Vollendung erreichte. In der politischen Kul-
tur der Bundesrepublik endete dieser «deut-
sche Sonderweg» noch nicht 1945, sondern 
erst im Zuge einer «Linkswende», ausgelöst 
durch die «60er-Reformer». Erst als dank 
dieser «Linkswende» auch die traditionell 
konservativen Kräfte in CDU und teilweise 
sogar CSU nach links rückten und erkann-
ten, dass die kulturelle Vielfalt, die sie als 
«Multikulti» verspottet und bekämpft hat-
ten, die deutsche Kultur nicht bedrohte, 
sondern bereicherte, fanden wir Anschluss 
an die liberal-pluralistischen Werte in der 
Tradition der Aufklärung. 

Gegen diese offene Gesellschaft sind seit 
Ende des 20. Jahrhunderts auch in den 
Geburtsländern der Aufklärung ihre rechts-
radikalen Feinde aufgestanden, die die rund 
ein halbes Jahrhundert «sakrosankt gespro-
chene» pluralistische Gesellschaft verteu-
feln. Mit dem rasanten Aufstieg der AfD 
seit etwa einem halben Jahrzehnt ist auch 
in Deutschland, etwas verzögert, diese alte 
Konfliktlinie zwischen einer offenen Gesell-
schaft und ihren Feinden wieder zum ent-
scheidenden moralisch- politischen Gegen-
satz geworden ist. Was bedeutet das für die 
Entwicklung und Veränderung der Kräfte-
verhältnisse zwischen links und rechts in 
der Bundesrepublik, vor allem nach den 
«Schicksalswahlen» in Bayern (14.10.) und 
Hessen (28.10.2018)?

Wie in den meisten demokratischen Län-
dern in Europa besteht auch in Deutschland 
nicht die Gefahr, dass Rechtspopulisten, wie 
z. B. in Polen, Ungarn, Italien, USA und Brasi-
lien, bei Wahlen allein die absolute Mehrheit 
gewinnen. Bedrohlicher sind Rechtstenden-
zen in der bisher demokratischen Rechten, 
die den Abstand zu den Rechtspopulisten 

verringern und Koalitionen mit ihnen mög-
lich machen, wie schon in Österreich. Die 
dramatischen Verluste der CSU (von 47,7 % 
2013 auf 37,2 %) verleiteten viele zum Trug-
schluss, dass die für rechtspopulistische 
Lockrufe offene CSU stark geschwächt und 
daher die demokratische Linke gestärkt wor-
den wäre, vor allem wegen der Gewinne 
für die GRÜNEN (von 8,6 % auf 17,5 %). 
Doch Politiker der geschrumpften CSU kor-
rigierten diesen Selbstbetrug der Linken tri-
umphierend mit der Rechnung: Unser «bür-
gerliches» (rechtes) Lager aus CSU, Freien 
Wählern, FDP und AfD ist im neuen Land-
tag stärker, das linke aus SPD und GRÜNEN 
aber schwächer als vorher. 

Die Landtagswahl in Hessen am 28.10. 
hat das Ergebnis in Bayern bestätigt. Der 
von Merkel am 29.10. angekündigte Teil-
rückzug von der Macht wurde nicht nur von 
der AfD als Etappensieg bejubelt, sondern 
auch von allen begrüßt, die die CDU auf 
der rechten Seite der entscheidenden Kon-
fliktlinie in Stellung bringen möchten, zum 
Kampf gegen die multikulturelle Zuwan-
derungsgesellschaft. Die Chancen für die 
von Dobrindt angekündigte «konservative 
Revolution» sind gestiegen und sie werden 
zusätzlich verbessert durch die linke «kom-
munitaristisch-nationalstaatliche» Samm-
lungsbewegung, die auch zum Kampf 
gegen die «kosmopolitische Linke» angetre-
ten ist. Mit #Aufstehen gehören nach dem 
Versiegen des Stalinismus in Deutschland 
erstmals wieder «Linke» zu den Feinden der 
«pluralistischen, multikulturellen, liberalen 
Zuwanderungsgesellschaft und des Pro-
jekts der Diversity». (Heisterhagen, S. 273) 
Die Befürworter dieser Gesellschaft müs-
sen also wieder einen Zwei-Fronten-Krieg 
führen, sowohl gegen Rechtspopulisten als 
auch gegen «Linkskommunitaristen». 
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Wer auf welcher Seite dieser wieder vor- 
rangig gewordenen Konfliktlinie steht, wur
de am Tag der Bayernwahl am 14.10.2018 
in Berlin besonders anschaulich deutlich: 
Auf der linken Seite dieser Linie demons
trierten in Berlin rund 240 000 Menschen 
aus allen sozialen Schichten für ihre For-
derung: «#unteilbar – Solidarität statt Aus-
grenzung! Für eine offene und freie Gesell-
schaft». Auf der anderen Seite blieb Wagen-
knecht mit ihren Kommunitaristen sitzen, 
weil sie «offene Gesellschaft» mit dem Teu-
felszeug «offener Grenzen» verwechselt hat-
ten. Auch in vielen anderen Städten betei-
ligten sich viel mehr Menschen «mit Herz» 
an den Demonstrationen für die offene und 
tolerante Gesellschaft als an den Aufmär-
schen, zu denen die Hetzer von Pegida und 
AfD aufgerufen hatten. (In Dresden unter 
dem Motto: «Herz statt Hetze!») Diese 
240 000 Demonstranten in Berlin, und 
auch die Mehrheit der Bevölkerung aus den 
Unter- und Mittelschichten, bis in Teile der 
Oberschicht, die auf der Seite dieser «weltof-
fenen Kosmopoliten» stehen, haben in der 
«K. –K.-Wissenschaft» keinen Namen. Sie 
passen auf keine Seite der «neuen Konfliktli-
nie» und interessieren daher diese linke Wis-
senschaft und #Aufstehen nicht. 

Gerade weil in der SPD ein Einfluss von 
#Aufstehen nicht wahrgenommen wird, 
kann er viel gefährlicher werden und die 
programmatische Zerfaserung verstärken. 
Wie breit das Spektrum in der SPD ist, das 
Wagenknecht erfolgreich ansprechen kann, 
dokumentiert auch die Theoriezeitschrift 
der SPD  – «Neue Gesellschaft/Frankfurter 
Hefte», 10/2018 – zum Schwerpunktthema 
«Zukunft Sozialdemokratie». Nils Heister-
hagen resümiert die Quintessenz seines 
Buches in dem Beitrag «Linker Realismus – 
Eine neue Politik für eine neue Zeit». Und 

der SPD-Intellektuelle, Prof. Julian Nida-Rü-
melin, zeigt in seinem Beitrag «Aufstehen?» 
wie offen er für das Anliegen der linken 
«Grenzschützer» ist. Schon in den ersten Sät-
zen mit seiner Kritik an einer angeblichen 
«Ideologie der offenen Grenzen» von Colin 
Crouch, die auch «der größte Teil der orga-
nisierten Linken» vertrete, wird seine «kom-
munitaristische» und damit «antikosmopoli-
tische» Position deutlich: Diese «Ideologie 
der offenen Grenzen» sei die Ursache für 
die Schwäche der Linken (S. 15) und sie sei 
«zu einer Art Erkennungszeichen des links-
liberalen Kosmopolitismus geworden, der 
von den GRÜNEN über weite Teile der Sozi-
aldemokratie bis zur liberalen CDU und 
dem linken Flügel der Linkspartei reicht.» 
(Ebd. , S.  16) Damit hat er die Kampfan-
sage von #Aufstehen an den «linkslibera-
len Kosmopolitismus» auch terminologisch 
korrekt übernommen und zugleich die Grup-
pierungen in den politischen Parteien beim 
Namen genannt, die eine «falsche» Ideo-
logie vertreten, die er gemeinsam mit der 
linken Sammlungsbewegung bekämpft: 
GRÜNE, weite Teile der SPD, liberale CDU.

Beim Hinweis auf sein 2017 erschiene-
nes Buch «Über Grenzen denken» vermerkt 
er stolz, dass seine «wichtigsten Argumente 
(…) durch Stellungnahmen und Reden von 
Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht, 
auch durch vereinzelte Stimmen aus der 
SPD und der CSU Unterstützung erfahren 
haben». Die linke Sammlungsbewegung 
«verfolgt zwei, durchaus vernünftige Ziele: 
zum einen den aufgrund der Migrations-
thematik Verunsicherten und Besorgten 
eine politische Alternative zur AfD anzubie-
ten». Das ist genau das Argument, mit dem 
Nölke und viele andere die SPD zu einer 
«linkspopulären Wende» auffordern, und 
mit dem Seehofer seinen Kampf gegen Mer-
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kels Flüchtlingspolitik begründet hat und 
seine CSU am 14.10.2018 erfolgreich von 
47,7 auf 37,2 Prozent reduziert hat. Amü-
sant, aber auch realistisch sind seine Speku-
lationen über die Chancen «einer von Sahra 
Wagenknecht angeführten Wahlliste», näm-
lich «von um die 20 %», ermöglicht dank 
einer «Dezimierung der Wählerschaft der 
AfD um (…) die Hälfte, und die Gewinnung» 
von SPD-Wählern (…) in der Größenordnung 
von 10 % der Gesamtwählerschaft». (S. 17) 
Von unseren 13–15 Prozent Anfang Novem-
ber 2018 blieben uns dann noch 3–5 Pro-
zent, in Bayern –1 Prozent. Und auch die 
LINKE müsste durch einen «Aderlass» zum 
Erfolg von Sahra beitragen. 

Nida-Rümelin empfiehlt als Sozialdemo-
krat seiner Partei: die «mit dem Rücken zur 
Wand stehende SPD wird sich inhaltlich 
öffnen müssen, in der Sozialpolitik nach 
links, in der Migrationspolitik nach rechts.» 
(S. 18) Die SPD soll also ihr Fachgeschäft 
zu einem Gemischtwarenladen ausbauen, 
um noch mehr Käufer anzulocken, wenn sie 
alles anbieten kann, was auf dem Wähler-
markt von ganz links bis nach ganz rechts 
nachgefragt wird. Sicher ist Nida-Rümelin 
noch einer der einflussreichen SPD-Intellek-
tuellen. Und sicher ist auch, welcher Seite, 
links oder rechts von der aktuell entschei-
denden Konfliktlinie, sein Einfluss nutzen 
könnte. 

Nach der kritischen Analyse der 
Mode-Wörter Kommunitarismus und Kos-
mopolitismus als politische Kampfbegriffe 
sei hier noch kurz die Rolle dieser Begriffe in 
der rein wissenschaftlichen Arbeit erwähnt 
und gefragt, ob diese vielleicht Defizite 
der politischen Kampfbegriffe ausgleichen 
könnten.

Kosmopolitismus und Kommunitarismus als 
«philosophische Begriffe» in der Wissenschaft

Die im Volk noch unbekannten modischen 
Fremdwörter Kommunitarismus und Kos-
mopolitismus werden in den Debatten 
im Umkreis von #Aufstehen als politische 
Kampfbegriffe benutzt. Aber sie wurden 
nicht in dieser linken Gemeinde erfunden, 
sondern aus internen sozialwissenschaftli-
chen Diskursen übernommen.

Professor Wolfgang Merkel, Direktor am 
Wissenschaftszentrum Berlin, Professor an 
der Humboldt-Universität und Mitglied der 
Grundwertekommission der SPD, gehört zu 
den einflussreichsten Wissenschaftlern in 
den Diskursen um diese neue «K. und K.- 
Konfliktlinie», die die traditionelle Konfliktli-
nie links versus rechts überlagere. Aus der 
Vielzahl seiner Publikationen sei hier nur 
auf seinen das Thema zusammenfassenden 
Artikel «Die populistische Revolte» einge-
gangen (in: Kulturpolitische Mitteilungen, 
II/2017, Nr. 157, S. 53 ff). Einleitend fragt 
er, ob es «eine neue Konfliktlinie (gibt), die 
man unter den philosophischen Begriffen 
Kosmopolitismus und Kommunitarismus 
fassen kann». Aus seiner informativen Dar-
stellung ergibt sich, dass die Wissenschaft-
ler nicht gesellschaftlich-politische Gruppen 
untersucht haben, die sich Kommunitaris-
ten nennen, die gegen andere kämpfen, die 
sich Kosmopoliten nennen. Sie haben poli-
tische Denkweisen und Meinungen in der 
Gesellschaft untersucht und sind dabei zu 
dem Ergebnis gekommen, dass es dort «eine 
neue Konfliktlinie (gibt), die man unter den 
philosophischen Begriffen Kosmopolitismus 
und Kommunitarismus fassen kann.» 

Erst nach dieser Begriffsschöpfung durch 
Wissenschaftler kamen im Vorfeld von 
#Aufstehen politische Intellektuelle auf 
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die Idee: Wir berufen uns auf diese im Volk 
noch unbekannten Fremdwörter und nen-
nen uns selbst, und auch unsere Zielgruppe: 
DAS VOLK , «Kommunitaristen», und unsere 
Gegner: «Die Eliten», nennen wir, abwer-
tend, die Kosmopoliten. Daher gibt es jetzt 
im politischen Kampf Kommunitaristen, die 
sich selbst so nennen, und auf der ande-
ren Seite der Hauptkampflinie die Kosmo-
politen, die nur so genannt werden. Merkel 
kann also keinen einzigen kosmopolitischen 
Autor zitieren, der den Begriff Kosmopolitis-
mus aus seiner Sicht erklärt und verteidigt, 
weil es solche Autoren gar nicht gibt. 

Im Zentrum des Gegensatzes zwischen 
den von den Wissenschaftlern definier-
ten alternativen Positionen sieht Merkel 
die «normative Frage», die auch im politi-
schen Kampfbegriff im Mittelpunkt steht: 
«Wie weit sollen die Grenzen der Natio-
nalstaaten geöffnet und inwieweit sollen 
sie geschlossen werden?» (Damit wird die 
Flüchtlingsfrage auch im wissenschaftli-
chen Diskurs zur «Mutter der neuen Kon-
fliktlinie»!) Die Unterschiede beschreibt er 
ähnlich wie die politischen Kommunitaris-
ten um Wagenknecht, wie hier bereits dar-
gestellt. Auch er ordnet die unterschiedli-
chen ideologischen Positionen pauschal  – 
und kontrafaktisch – den unterschiedlichen 
sozialen Schichten zu: «Kosmopolitische Ein-
stellungen sind vor allem in den Ober- und 
gebildeten Mittelschichten zu finden. Viele 
von ihnen sind Globalisierungsgewinner.» 
Das sind Formulierungen, die man wort-
wörtlich auch bei Wagenknecht und ande-
ren findet. So auch die Formulierungen zur 
Beschreibung der guten Kommunitaristen: 
«Die untere Hälfte der Gesellschaft hinge-
gen ist weniger mobil und kritischer gegen-
über offenen Grenzen, Zuwanderung, Mobi-
liätszumutung, Multikulturalismus und Kon-

kurrenz auf dem Wohnungsmarkt». (Vergl. 
dazu H. Heimann, «Flüchtlingspolitik» in 
Europa: Bankrotterklärung der politischen 
Klasse! – auch der Intellektuellen!?, in pers-
pektivends 1/16.) Mit vielen Zitaten ist dort 
belegt, dass dieser Satz empirisch kontrafak-
tisch ist. Nicht Menschen aus der «unteren 
Hälfte der Gesellschaft», sondern aus der 
Elite der publizistischen Oberschicht und 
preisgekrönte Intellektuelle aus der Ober-
schicht bekennen in diesen Texten wortge-
waltig  – allerdings nicht «ehrenamtlich», 
sondern für hohe Honorare – , dass sie aus 
den Oberschichten «kritischer gegenüber 
offenen Grenzen, Zuwanderung, Multikul-
turalismus» sind als die hunderttausenden 
von ehrenamtlichen Flüchtlingshelfern aus 
allen Schichten der Gesellschaft. Der von 
allen Schichten praktizierten «grenzenlosen 
Willkommenskultur» setzten die Eliten aus 
den Oberschichten gegen Bezahlung ihr 
theoretisches «Lob der Grenzen» entgegen.

Trotz vieler Übereinstimmungen werden 
auch gravierende Unterschiede zwischen 
Merkels «philosophischem Begriff Kommu-
nitarismus» und dem politischen Kampf-
begriff von #Aufstehen sichtbar: Bei den 
Kampfbegriffen handelt es sich um den 
Gegensatz zwischen Gut und Böse. Merkel 
dagegen sieht sowohl im Kommunitaris-
mus als auch im Kosmopolitismus Vorzüge 
und auch Nachteile. Der AfD betätigt er 
«kommunitaristisch-chauvinistische Positio-
nen», kombiniert also seinen positiven mit 
einem negativen Begriff. Im Gegensatz zu 
den politischen Kommunitaristen, die sich 
für AfD-Wähler «nach rechts öffnen» wollen 
(Nida-Rümelin), fordert Merkel von den «eta-
blierten Parteien, die von den Populisten 
eroberten politischen Räume im pluralisti-
schen Wettbewerb mit guten Argumenten 
und einer sensibel-responsiven und verant-
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wortungsvollen Politik zurückzuerobern.» 
Obwohl er für «öffentliche Diskurse» und 
«pluralistischen Wettstreit» plädiert, in der 
«liberalen Demokratie, die den Pluralismus 
ernst nimmt», kritisiert er nicht, dass seine 
Mitstreiter gar keinen «pluralistischen Wett-
streit» wollen und die «liberale Demokratie 
und den Pluralismus» ablehnen. 

Wenn Merkel und andere befreundete 
Wissenschaftler die antiliberal-antiplura-
listischen Positionen ihrer Mitstreiter nicht 
kritisieren, und auch künftig von ihnen 
keine Kritik zu erwarten ist, dann hängt 
das mit dem desolaten Zustand fast der 
gesamten linken Diskurskultur und -menta-
lität zusammen. (Vergl. ausführlich H. Hei-
mann, Das Elend linker Theorie und Dis-
kurskultur  – Ursache für den politischen 
Absturz der Sozialdemokratie, in perspek-
tivends 2/17) Das in der Politik dominie-
rende «Einheitsdenken» («pensée unique»), 
das keine Alternativen und daher keine kon-
troversen Diskussionen kennt, ist auch bei 
linken Wissenschaftlern und im gesamten 
Wissenschaftsbetrieb ziemlich ausgeprägt. 
Etablierte Wissenschaftler sind oft gut ver-
netzte, miteinander befreundete Menschen, 
die in überschaubaren idealen «kommunita-
ristischen» Gemeinschaften leben, in denen 
man intellektuellen Streit lieber meidet. 
Grundsätzliche Kritik an wissenschaftlichen 
Aussagen eines befreundeten Wissenschaft-
lers wäre dann so etwas wie die unfreund-
liche Distanzierung von einem Freund, dem 
man die Freundschaft aufkündigt. Man 
kann sich kaum vorstellen, einen befreun-
deten Wissenschaftler zu respektieren und 
zu schätzen, aber dennoch seine theoreti-
schen Aussagen scharf zu kritisieren. Men-
schen, die in einer überschaubaren kom-
munitaristischen Gemeinschaft leben, kön-
nen sich erst recht nicht vorstellen, dass alle 

Beteiligten an einer heftigen Kontroverse 
sogar mehr Freude haben könnten als an 
der friedlichen Idylle, die kaum Erkenntnis-
fortschritte fördert. Die intellektuelle Subs-
tanz des «Kommunitarismus» förderte die 
Abneigung gegen kritische Diskussionen 
in der eigenen scientific community. Und 
das hatte und hat eine verständliche Folge: 
Auch den «philosophischen Begriffen» Kom-
munitarismus und Kosmopolitismus fehlt 
die notwendige «Liebe zur Weisheit»!

«#Aufstehen und Kommunitarismus als 
Totengräber am Krankenbett der SPD!» oder 
«Die Auferstandene reformsozialistische 
Theorie und Praxis am leeren Grab der SPD!» 

Noch ist nicht entschieden, welche der bei-
den Metaphern für die SPD wahr wird. Nach 
einer ersten Fertigstellung des Manuskripts 
haben noch drei weitere Produkte aus dem 
«Denk-Panzer» IPG die Gefahr bestätigt: Die 
«K. u. K.-Ideologie» könnte sich – weiß ver-
kleidet – als «Arzt ans Krankenbett der SPD» 
schleichen und nach Verabreichung ihrer 
Medizin sich bald als «Totengräber» nütz-
lich machen. 

1  IPG 14.11.2018 – Henning Meyer, «Gerechtigkeit 
braucht Sicherheit – um Volkspartei zu bleiben, muss 
die SPD auf beide Themen setzen». (Dr. Henning Meyer, 
Gründer und Chefredakteur der Online-Zeitung Social Europe, 
London School of Economics and Political Science, Leiter des 
Beratungsunternehmens Global Strategy.) 
Ausgangspunkt ist für ihn das Thema 
«Erneuerung der SPD» und «die bisher unbe-
antwortete Frage: Wie genau soll diese 
inhaltliche Erneuerung aussehen?» Damit 
Wähler «wieder wissen, wofür die Partei 
eigentlich steht?» … müsse die SPD «klare 
Positionen beschließen, statt Kernkonflikte 
weiter zu umschiffen.» 
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Absolut neu ist seine Meinung über die 
Ursachen für die Probleme der SPD: «Schon 
seit längerem wird die Sozialdemokratie 
durch eine Auseinandersetzung zwischen 
Kommunitaristen auf der einen und Kos-
mopoliten auf der anderen Seite aufgerie-
ben.» (S. 2) Dabei handle es sich – ganz im 
Sinne der «K. u. K.-Erkenntnisse» – einerseits 
um diejenigen, die sich durch «Globalisie-
rung und Digitalisierung […] bedroht füh-
len» und denen, die darin «neue Chancen 
sehen». Die «Wählerwanderungen bei den 
letzten Landtagswahlen zeigen deutlich, 
dass sich die politische Landschaft genau 
entlang dieser Konfliktlinie in Richtung AfD 
und Grüne polarisiert.» (S. 2) Die «Volkspar-
teien werden zerrieben», indem sie an beide 
Richtungen Wähler verlieren. Aber die SPD 
könne diesen Trend umkehren und «Volks-
partei bleiben», wenn sie nicht fragt, «an 
welchem Lager man sich künftig orientie-
ren soll.» (S. 2) Sie darf sich also nicht ein-
seitig zwischen «Kosmopoliten», also Grü-
nen, und «Kommunitaristen», also AfD, 
entscheiden. Denn als «Partei des sozialen 
Aufstiegs […] hat sie traditionell eine inte-
grative Funktion zwischen kommunitaris-
tischen und kosmopolitischen Positionen 
innegehabt.» (S. 3) Sie dürfe nicht zwischen 
den zwei Lagern wählen, weil eine Volks-
partei «ein Politikangebot für die gesamte 
Gesellschaft» machen muss, im Sinne einer 
«catch-all party». Die SPD müsse also fra-
gen, warum die «Klammer zwischen kom-
munitaristischen und kosmopolitischen 
Positionen dermaßen überdehnt» wurde 
und was getan werden muss, «um diese 
notwendige Verbindung wiederherzustel-
len.» (S. 3) Daraus folgt: «Eine Ausschluss
entscheidung zwischen dem kommunitaris-
tischen und kosmopolitischen Lager wäre 
strategisch falsch.» Diese falsche Politik 

versuche aber gerade «die Wagenknecht/
Lafontaine-Linke». 

Die von Meyer vorgeschlagene Strategie 
hat zwar den Vorteil, dass dadurch alle Wäh-
ler besser sehen können, wo und wofür die 
SPD eigentlich steht: Sie steht überall und 
für alles, kann also von allen gesehen und 
gewählt werden. Diese Strategie des «sowohl 
kommunitaristisch als auch kosmopolitisch» 
enthält aber das Restrisiko, dass viele Wähler 
das «Sowohl-als auch!» als ein «Weder-noch!» 
verstehen. Aber noch irritierender ist es, dass 
fast niemand weiß, wer eigentlich diese 
«Kommunitaristen auf der einen und Kos-
mopoliten auf der anderen Seite» sind, durch 
die «die Sozialdemokratie (seit längerem) … 
aufgerieben» wird. Und auch gute Kenner 
der SPD-Geschichte kennen nicht einen jener 
Sozialdemokraten, die «traditionell eine inte-
grative Funktion zwischen kommunitaristi-
schen und kosmopolitischen Positionen inne-
gehabt» hatten. (S. 3) Und das liegt daran, 
dass alle Historiker diese wahre Geschichte 
der SPD bewusst verschwiegen haben 
und die «K. u. K.-Historiker», die das alles 
erforscht haben, ihre umwälzenden Erkennt-
nisse noch nicht publiziert haben. Außerhalb 
der «K. u. K.-Gemeinde» kennt man daher nur 
Lassalleaner, Eisenacher, Marxisten, Revolu-
tionäre, Reformisten, Revisionisten, Links-
sozialisten etc., obwohl diese nur frei erfun-
den waren, um den Blick auf die wirklichen 
Akteure unserer Geschichte, auf Kommunita-
risten und Kosmopoliten, zu verdecken.

2  Ein Interview mit Timo Lochocki vom 19.10.2018 
unter dem Titel: «Die Grünen sind nicht das Vorbild». 
(Dr. Lochocki , German Marshall Fund und Humboldt-Universi-
tät in Berlin.) 
Er widerspricht der Strategie des «Sowohl-
als-auch» von Meyer und fordert von der 
SPD eine Entscheidung gegen das Lager 
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der Grünen und für das Lager rechts von 
Merkel. Der Interviewer verweist auf die 
zentrale Aussage seines Buches «Die Ver-
trauensformel», nämlich «dass sich die soge-
nannte populistische Revolte durch mehr 
Sozialpolitik nicht aufhalten lässt.» Locho-
cki begründet seine These mit dem Hin-
weis auf «Die Mutter aller politischen Pro-
bleme»: Da «sich die Bevölkerungsmeinung 
vor allem um Migrationspolitik dreht, kann 
Sozialpolitik beim Wähler gar nicht durch-
dringen.» Zuerst sei daher das «Migrations-
thema abzuräumen», und erst dann könne 
«man in einem zweiten Schritt Sozialpolitik 
hochziehen». (S. 1; um 50 % verkleinert.)

Die neue «Migrationspolitik […], die gerade  
bei den konservativen Flügeln von CDU/
CSU und SPD gut verankert ist», muss «vor 
allem Horst Seehofer oder Alexander Dob-
rindt in der CSU und Jens Spahn in der CDU» 
einbinden. Das «Migrationsthema abräu-
men» bedeute, dass auch CDU/CSU und 
SPD ihre «politische Kommunikation» ändern 
müssen, die «den Sorgen und Nöten einer 
immer größeren konservativen Bevölkerungs-
schicht aggressiv gegenübertritt und nicht 
empathisch.» (S. 2) Hier wäre zu fragen, ob 
die «konservative Bevölkerungschicht», also 
der potenziellen AfD-Wähler, nicht gerade 
deshalb «immer größer» wird, weil AfD und 
Pegida den demokratischen Parteien aggres-
siv und ohne Empathie gegenübertreten, 
während die demokratischen Parteien weni-
ger aggressiv und eher mit Empathie einge-
schüchtert und halbherzig reagieren. Um mit 
Empathie AfD-Wähler zurückzugewinnen, 
müsse man ihnen auch «konservative Sym-
bolprojekte» anbieten: «Integrationsgesetze 
mit starken konservativen Akzenten, eine 
Familiengesetzgebung, in der auch ganz 
klassische Rollenbilder von Mann und Frau 
ihren Platz haben könnten.» (S. 2) 

Aus dieser Analyse von Lochocki folgt 
logisch: Der rechte Flügel der SPD muss 
sich mit dem rechten Flügel der CDU und 
der CSU verbünden, gegen die Grünen, den 
linken Flügel der SPD und gegen die Mer-
kel CDU. Er glaubt, dass die so erneuerten 
Volksparteien mehrheitsfähig sind, da «eine 
konservative Akzentuierung von Volkspar-
teien immer funktioniert.» Das Argument, 
«es lohnt sich nicht, den Rechten hinter-
herzulaufen», sei dagegen «kompletter 
Quatsch.» (S.  2) Die CSU habe in Bayern 
nur verloren, «weil die progressive Kanzle-
rin» Seehofer daran gehindert habe, seine 
konservativen (also rechtspopulistischen) 
Ankündigungen auch praktisch einzulösen. 
(Da er leider keine KI in Anspruch nehmen 
konnte, dachte er tatsächlich, die CSU habe 
deshalb 170 000 Wähler an die Grünen ver-
loren, weil sie auf Druck Merkels eine zu 
stark linkslastige Politik machen musste.) 

Lochocki bleibt aber optimistisch, selbst 
wenn Grüne und SPD im progressiven 
Lager blieben. Denn sein Lager, «das bür-
gerlich-konservative Lager (kommt) in eine 
strukturelle Mehrheit von 60 – 70 Prozent.» 
(S. 3) Die «strukturelle Minderheit» von 30 – 
40 Prozent wäre dann, wie schon in Polen, 
Ungarn, Italien, auch in Deutschland eine 
mutige, aber besiegte oppositionelle Min-
derheit. 

3  Prof. Dr. Anke Hassel in IPG vom 9.11.2018: «Die 
Linke muss verhindern, dass die Arbeiterklasse unter 
Zuwanderung leidet.» (Anke Hassel, Wissenschaftliche 
Direktorin des WSI der Hans-Böckler-Stiftung, lehrt Public 
Policy an der Hertie School of Governance, etc.) 
Unter Berufung auf wissenschaftliche 
Erkenntnisse schildert sie empathisch, wie 
«die Arbeiterklasse» schon längst «unter der 
Zuwanderung» schwer leidet: «dass Einwan-
derer die Löhne von Arbeitnehmern mit ähn-
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licher Qualifikation negativ beeinflussen. 
[…], dass sich die Zuwanderung von Arbeits-
kräften auf das Lohnwachstum insgesamt 
negativ auswirkt. […] Die Gewerkschaften 
haben in Sektoren mit hohen Migrantenan-
teil Probleme, den gewerkschaftlichen 
Zusammenhalt und die gemeinsame Ver-
handlungsmacht aufrechtzuerhalten. […] 
Insgesamt besteht die Gefahr, dass hohe 
Zuwanderungszahlen die Institutionen zur 
Regulierung der Arbeitsmärkte schwächen 
können, auf denen das europäische Sozial-
modell beruht.» (S. 3) 

Endlich wissen wir, mit Hilfe der 
Hans-Böckler-Stiftung und wissenschaftlich 
erkannt, dass linke Intellektuelle nicht aus 
Fremdenfeindlichkeit, sondern aus huma-
nitär-sozialer Verantwortung der Arbeiter-
klasse zurufen: «Die Zuwanderer sind Euer 
Unglück!» (Frei nach v. Treitschke.) Denn 
nicht neoliberale Politik hat das Lohnni-
veau gesenkt, die Macht der Gewerkschaf-
ten eingeschränkt, die Arbeitsmärkte dere-
guliert und «das europäische Sozialmodell» 
gefährdet, sondern die «Zuwanderer». Aber 
dieses Thema werde «in der Linken beinahe 
als Tabu behandelt». Und «diejenigen, die 
sich darauf einlassen – wie die neue deut-
sche Linksbewegung Aufstehen […], werden 
dafür oft angegriffen.» (S. 2)

Der Vorwurf, die Linke behandle das 
Thema Zuwanderung als Tabu, schweige 
dazu, ignoriere die Probleme, beruht auf 
einer völligen Verdrehung der Tatsachen, 
ist eine «alternative Wahrheit». Denn die 
Wahrheit ist: Die 240 000 Demonstranten 
in Berlin am 14. Oktober in Berlin, viele in 
anderen Städten, vor allem die hunderttau-
senden von ehrenamtlichen Flüchtlingshel-
fern, behandeln das Thema nicht als Tabu, 
sie beziehen dazu eindeutig Position, sehen, 
dass es sich dabei um ernsthafte Probleme 

handelt, die auf der einen Seite zu prakti-
schem Handeln aus Solidarität und Nächs-
tenliebe führen. Auf der anderen Seite der 
Konfliktlinie aber zu Hetzjagden auf Flücht-
linge und zur Forderung nach Abschottung 
der Festung Europa, motiviert durch rechts-
populistische Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus. Im Weltbild von Prof. Hassel 
nimmt aber nur der zum Thema Zuwande-
rung (das Wort Flüchtlinge gibt es bei ihr 
nicht) Stellung, der Zuwanderung verhin-
dern und bekämpfen will. Wer aber Flücht-
linge vor dem Ertrinken rettet, wer ihnen 
solidarisch und helfend begegnet, ignoriert 
nach Meinung der Professorin das Thema 
«Migration». 

Die umfangreiche Serie in IPG zum 
Thema «Migration als Mutter aller politi-
schen Probleme in unserem Land» hat die 
Aussage von Lochocki bestätigt: «Es muss 
eine Migrationspolitik gefunden werden, 
die gerade bei den konservativen Flügeln 
von CDU/CSU und SPD gut verankert ist.» 
(IPG 19.10.2018, S- 1) Diese übertrieben 
wirkende Feststellung sollte man nicht ver-
harmlosen mit dem Hinweis: Da nicht ein-
mal 0, 0001 Prozent unserer Wähler diese 
Artikel lesen, kann die «K. u. K.-Ideologie» 
die Umfragewerte und Wahlergebnisse der 
SPD nicht weiter reduzieren. Aber sie kann 
es erschweren oder gar verhindern, dass die 
SPD ihren verlorenen Markenkern wieder-
findet, damit wieder sichtbar wird, wofür 
sie eigentlich steht. Um wieder Volkspartei 
zu werden, ist das aber notwendig. Denn 
das Wählerpotenzial der SPD orientiert 
sich noch an diesem Markenkern mit der 
entscheidenden Konfliktlinie links versus 
rechts. (Nach jüngsten Umfragen erwarten 
etwa zwei Drittel der SPD-Anhänger, dass 
sich die Partei wieder stärker nach links ori-
entiert. Die Frage, ob sie sich mehr Richtung 
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Kommunitarismus oder mehr Richtung Kos-
mopolitismus orientieren solle, wurde nicht 
gestellt, da die Befragten nur verstanden 
hätten «mehr bla-bla» oder «mehr da-da».)

Die «K. u. K.-Wissenschaft» könnte die 
Wiedergeburt der SPD als linke Volkspar-
tei erschweren, weil sie den traditionellen 
Markenkern der SPD, der sie 1972 mit 45,8 
Prozent zur stärksten Partei gemacht hatte, 
endgültig für obsolet erklären und durch 
einen neuen, kommunitaristischen, erset-
zen möchte. Obwohl die IPG-Angebote in 
der innerparteilichen Diskussion noch keine 
Rolle spielen, sollte eine mögliche langfris-
tige Wirkung nicht unterschätzt werden. 
Denn sie sind attraktiv für Linke aus dem 
intellektuell-kulturellen Milieu, für die die 
«K. u. K.-Ideologie» die einzige offensiv pro-
pagierte «Weltanschauung» ist. Dieses ideo-
logische Prunkschloß wird konzipiert und 
konzertiert propagiert von «Linken» in ein-
flussreichen, finanziell gut ausgestatteten 
administrativen Machtpositionen im Wis-
senschafts- und Bildungsbetrieb. Und es 
sind diese einflussreichen Machtpositionen, 
die den kommunitaristischen Anschauun-
gen sogar auch intellektuelles Gewicht ver-
leihen bei der Beeinflussung von Multiplika-
toren, die dann auch die Meinungsbildung 
«im Volk» beeinflussen. 

Diese fatale Wirkung der «K. u. K.-Ideo-
logie» ist nur zu verhindern, wenn die SPD 
wieder fähig wird, jenen Multiplikatoren 
im intellektuell-kulturellen Milieu theore-
tisch-politische Orientierung anzubieten, 
die die Meinungs- und Willensbildung «im 
Volk» beeinflussen. Um ein Übergreifen 
der populistischen «K. u. K.-Ideologie» auf 
das Volk zu verhindern, muss sie das in 
den letzten Jahrzehnten entstandene The-
orie-Vakuum auffüllen, und zwar mit einem 
authentisch-linken Konzept der SPD-Tradi-

tion, das ihre Wähler noch in Erinnerung 
haben. Viele von ihnen hoffen noch, dass 
sich die SPD auch wieder daran erinnert. 
Der politische Wiederaufstieg der SPD zur 
Volkspartei kann also nur beginnen mit der 
Erinnerung an die vergessene reformsozia-
listische Theorietradition und Wiederbele-
bung des von Bernstein und vielen anderen 
konzipierten revisionistisch-reformistischen 
Theorie-Ansatzes des Demokratischen Sozi-
alismus.

Diese «Wiederbelebung» könnte sogar 
auch zu einer praxisrelevanten Renaissance 
der marxistischen Kapitalismuskritik füh-
ren. Denn im Denken von Marx war ja der 
Revisionismus als Embryo schon enthal-
ten, der aber zur Rettung des Kapitalismus 
von den orthodox-dogmatischen Marxisten 
abgetrieben wurde. (Vergl. dazu: Christian 
Krell, Thomas Meyer, Klaus-Jürgen Sche-
rer: 200 JAHRE KARL MARX, Hrsg, SPD 
Parteivorstand: Um die heitere Geburts-
tagsstimmung nicht zu trüben, ist in die-
ser Würdigung von Marx keine Kritik an 
den Marxisten enthalten!) Daher spielte im 
Karl-Marx-Jubeljahr 2018 nur jener Marxis-
mus eine Rolle, der den Kapitalismus nur 
interpretierte, aber nichts zur Frage sagte, 
was die Menschen im Überbau tun kön-
nen, um die Alternative Sozialismus durch 
Reformpolitik zu verwirklichen. Bei diesem 
Marxismus bedankten sich daher auch 
engagierte Verteidiger des Kapitalismus. 
Die reformsozialistische Erneuerung könnte 
innerparteilich auch ein Anstoß zur Erneu-
erung der marxistischen Tradition werden, 
die in der SPD als personelle Gemeinschaft 
um die Zeitschrift spw (Sozialistische Poli-
tik und Wirtschaft) noch real existiert. (Zur 
Analyse und Kritik dieser Tradition vergl. 
H. Heimann, Das Elend linker Theorie und 
Diskurskultur – Ursache für den politischen 
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Absturz der Sozialdemokratie. In: perspekti-
vends 2/17.)

Mit der Wiederbelebung der reformsozia-
listischen Tradition ist auch die Erinnerung 
an die Traditionslinie links versus rechts ver-
bunden, die es der SPD ermöglichen würde, 
den Wählern wieder glaubwürdig zu ver-
mitteln, dass sie auf der linken Seite dieser 
Konfliktlinie handelt und kämpft. Mit einer 
glaubwürdigen Selbstdarstellung als linke 
Volkspartei könnte sie nicht nur Wähler aus 
dem linken Spektrum überzeugen, sondern 
auch aus der Mitte. 

Das Nachdenken über einen künftigen 
Wiederaufstieg zu Volkspartei muss begin-
nen mit einem Rückblick auf die Ursa-
chen des praktisch-politischen Abstiegs, 
der immer begleitet und gefördert wurde 
durch weitere Abkehr vom reformsozialis-
tischen Konzept mit dem Markenkern sozi-
ale Gerechtigkeit. Die Hauptursachen für 
den sich in Etappen vollziehenden Abstieg 
liegen nicht in «naturwüchsigen» Verände-
rungen an der sozioökonomischen Basis, 
sondern in Veränderungen im Denken und 
Handeln der linken Akteure und Eliten im 
Überbau. 

In der ersten Etappe dieses Abstiegs 
wurde die traditionelle Konfliktlinie links ver-
sus rechts «verwässert»: Nach der Implosion 
des Sowjetkommunismus haben die meis-
ten sozialistischen Intellektuellen die Ideen 
und Ziele des Demokratischen Sozialismus 
in der Diskussion über den «Abschied vom 
Sozialismus» als historischen Irrweg bewusst 
verworfen; in der SPD wurde dieses Erbe 
ohne Diskussion nur vergessen. Doch die-
ser Qualitätsverlust war zunächst sogar von 
großen Wahlerfolgen begleitet. Denn unter 
Lafontaine schärfte die SPD ihr linkes Profil 
als «Anwalt des kleinen Mannes», sodass sie 
1998, und auch noch 2002, zusammen mit 

den «grünen Kellnern» (Schröder) eine linke 
Mehrheit gewinnen konnte. 

Aber zur gleichen Zeit distanzierten sich 
die meisten aus den linken intellektuellen 
und politischen Machteliten auch noch von 
den bescheideneren, teilweise schon erreich-
ten, linken Zielen: Einhegung des Kapitalis-
mus durch einen Wohlfahrtsstaat. Sie kon-
vertierten zur neuen neoliberalen Weltre-
ligion und beteiligten sich, gegen einige 
«linke Betonköpfe», am Abbau des Wohl-
fahrtsstaates. Damals entstand die heute 
von Allen beklagte Kluft zwischen den Eli-
ten und der großen Mehrheit des Volkes, 
die die neoliberale Ideologie als pompöses 
Lügengebäude erkannte. (Sogar die Mehr-
heit der FDP-Wähler lehnte immer die Pri-
vatisierung öffentlichen Eigentums ab, die 
von den Eliten aller Parteien zum Schaden 
des Volkes mutig vorangetrieben wurde.)

Aber auch nach der Bekehrung der Eliten 
zum Neoliberalismus hielten fast alle verbal 
an den Werten einer liberal-pluralistischen 
offenen Gesellschaft fest. Doch da das neo-
liberale «Einheitsdenken» (pensée unique) 
so dominierend geworden war, versickerte 
im Überbau «der pluralistische Wettstreit 
mit guten Argumenten», sodass nur noch 
der Wettstreit mit harten Bandagen um 
gute Machtpositionen übrig blieb. Da die 
Eliten fast aller Parteien vorrangig die Inte-
ressen einer reichen Minderheit an noch 
schnellerem Anstieg ihres Reichtums ver-
traten, waren kaum noch Alternativen zwi-
schen linken und rechten Parteien zu erken-
nen. (Das ist keine polemische Bemerkung, 
sondern empirisch belegte wissenschaftli-
che Erkenntnis zahlreicher Studien.)

Daher agierte eine entstehende rechts-
populistische Bewegung «semantisch» sehr 
geschickt, als sie sich den Namen «Alterna-
tive für Deutschland» gab. Erst durch den 
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rasanten Aufstieg der AfD ist die seit der 
Linkswende Ende der 1960er-Jahre obso-
let gewordene Konfliktlinie «Offene Gesell-
schaft und ihre Feinde» wieder aktuell und 
sogar vorrangig geworden, und zwar aus 
folgendem Grund: Erstmals nach der Links-
wende in den 1960er-Jahren des 20. Jahr-
hunderts besteht die Gefahr, dass «die 
Feinde der offenen Gesellschaft» auch in 
Deutschland mehrheitsfähig werden. Nicht 
nur die AfD hat ihr den Krieg erklärt. Auch 
die Linkskommunitaristen  – wie darge-
stellt am Beispiel Heisterhagen  – distan-
zieren sich nicht nur von der Verengung 
des Begriffs Liberalismus auf reinen Wirt-
schaftsliberalismus, sondern auch von der 
progressiv-linken Substanz des geistig-po-
litischen Liberalismus in der Tradition der 
Aufklärung und einer offenen Gesellschaft. 
Für Sozialdemokraten aber ist diese Subs-
tanz spätestens in der von Bernstein ausge-
lösten Revisionismusdebatte in der Theorie 
des Demokratischen Sozialismus im Sinne 
Hegels «aufgehoben». 

Und diese liberale Substanz ist unver-
handelbar, weil sie zu den Grundwerten der 
SPD gehört. Nur auf der Grundlage dieser 
liberalen Werte kann die SPD ihren halbher-
zigen Kampf gegen die hegemoniale neoli-
berale Rechte verstärken und glaubwürdig 
machen. Also den Kampf an der traditio-
nellen Konfliktlinie links versus rechts, um 
wieder zur Interessenvertretung der großen 
Mehrheit zu werden, die von ihrer Arbeit 
lebt. Diese Neupositionierung auf der lin-
ken Seite ist für die SPD verbunden mit 
Internationalismus versus Nationalismus, 
also internationalistisch und sozial ver-
sus national und sozial: #Aufstehen agiert 
also nicht auf derselben Seite wie die SPD. 
Nur eine klare Positionierung auf der linken 
Seite kann die SPD wieder als Alternative 

zur Union kenntlich machen, aber keines-
falls der erwartete Rechtsruck in der CDU. 
Denn die Unterschiede zwischen SPD und 
Union wurden nicht durch das Märchen 
vom Linksruck der Merkel-CDU verwischt, 
sondern durch die neoliberale Rechtswende 
der Schröder Partei Deutschlands. 

Die aktuelle Betonung der «Konfliktlinie 
offene Gesellschaft und ihre Feinde» ist für 
die plurale Linke auch notwendig, um ihr 
Selbstbewusstsein gegenüber den erfolg-
reichen Rechtspopulisten zu stärken. Nicht 
nur CSU, rechte CDU und Linkskommunita-
risten neigen zur defaitistischen Mentalität, 
den AfD-Wählern nach rechts entgegenzu-
gehen, um sie zurückzugewinnen, obwohl 
gerade das der AfD noch mehr Wähler zuge-
führt hat. Die Rechtspopulisten haben auch 
deshalb viele neue Wähler gewonnen, weil 
sie viel selbstbewusster werben: Wir wissen 
zwar, dass die große Mehrheit der Wähler 
noch weiter links orientiert ist als wir. Aber 
um sie als Wähler zu gewinnen, werden wir 
ihnen nicht «entgegenkommen» und wer-
den wir uns nicht «in der Flüchtlingspolitik 
nach links öffnen». Denn wir sind selbstbe-
wusst genug, um in den öffentlichen Diskur-
sen auch «linksliberale Kosmopoliten» von 
unserem alternativen Angebot zu überzeu-
gen. Damit Sozialdemokraten auch wieder 
so selbstsicher werden, müssen sie vorwärts 
denken und sich an die Aufstiegsphase der 
sozialistischen Bewegung erinnern: Ferdi-
nand Lassalle hatte nicht von einem Mei-
nungsforschungsinstitut erfahren, dass 
viele Menschen gern ein Wahlrecht hätten 
und daher diese «populäre» Forderung in 
sein Programm aufgenommen. Sozialisten 
fragten nicht nur, welche Meinungen gibt 
es im Volk, sondern antworteten auch dem 
Volk, welche Ideen, Werte und politischen 
Forderungen sie selbst für gut und sinnvoll 
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halten und von denen sie möglichst viele 
Menschen überzeugen wollen. 

Mit der Erinnerung an ihre Geschichte 
und der Wiederbelebung theoretisch und 
praktisch bewährter Positionen, vor allem 
des revisionistisch-reformistischen Theo-
rie-Ansatzes von Bernstein, kann es auch 
möglich werden, die vergessene systemver-
ändernde Zielsetzung des Demokratischen 
Sozialismus zu reaktivieren. Dieses Ziel 
spielt zwar in der theoretisch unter Hartz-
IV-Niveau lebenden SPD kaum eine Rolle, 
könnte aber aktive Gruppen im intellektu-
ell-kulturellen Milieu links von den linken 
Parteien ansprechen, und sogar eine große 
Mehrheit der Bevölkerung. Eine Emnid-Um-
frage im Jahr 2010 ergab: «88 Prozent der 
Befragten (…) wünschen sich eine ‹neue 
Wirtschaftsordnung›» also das Ende des 
Kapitalismus. 88 Prozent waren der Mei-
nung, dass unser Wirtschaftssystem nicht 
fähig ist, die sozialen und ökologischen 
Probleme zu lösen. (Die Zeit, 19.8.2010) 
Und viele linke Gruppen wollen zwar den 
Kapitalismus überwinden, aber sie haben 
nicht einmal einen Namen für eine Alter-
native zum Kapitalismus, und erst recht kei-
nen Theorie-Ansatz, der wirksam zu einer 
Reformpraxis für dieses emanzipatorische 
Ziel anleiten könnte. 

Ziel einer reformsozialistischen Erneue-
rung linker Theorie könnte die Einsicht sein, 
«dass die sich vollziehenden (…) Umbrüche 
so auf den Begriff gebracht werden müs-
sen, dass eingreifende, gestaltende Praxis 
befördert wird.» So formulierten Michael 
Brie, Rolf Reißig, Michael Thomas das 
Ziel der ersten Transformationskonferenz 
im September 2015 in der Einleitung zu: 
Transformation  – Suchprozesse in Zeiten 
des Umbruchs, Münster 2016. (Vergl. dazu 
auch: H. Heimann, Über die Bundestags-

wahl 2017 hinaus: Den Kapitalismus über-
winden!?, in: perspektivends 1/17) 

Mit einem reformsozialistischen Angebot 
könnte die SPD, wie in den 1960er-Jahren 
des 20. Jahrhunderts, wieder zum Partner 
und sogar Hoffnungsträger auch für par-
teipolitisch heimatlose Linke werden. Und 
sie könnte viele aus ihren sektiererischen 
Echokammern herauslocken und für eine 
praxisorientierte, solidarische und mehr-
heitsfähige Linke gewinnen, die zwar noch 
vielfältig denkt, aber gemeinsam und effizi-
ent handelt. (Statt einfältig zu denken und 
daher vielfältig zu handeln!)

Ein singulärer demokratischer Sozialist, 
der solches denkt und sogar schreibt, muss 
natürlich wissen: Dieser Text ändert nichts 
am desolaten Zustand der pluralen Lin-
ken und kann den globalen Vormarsch der 
Rechtspopulisten auch in Deutschland nicht 
stoppen. Es würde auch nicht helfen, wenn er 
noch schriebe: Da müssten vor allem junge 
Wissenschaftler dieses Theorie-Vakuum 
sehen und auf der «Suche nach der verlore-
nen Theorie» mit einem neuen historischen 
Bewusstsein die vergessene Geschichte und 
den höchst aktuellen revisionistisch-reformis-
tischen Theorie-Ansatz in die aktuellen lin-
ken Diskurse einbringen. Doch wer die Aus-
gaben 1/17 bis 1/18 der perspektivends 
aufmerksam gelesen hat, kann aufatmen 
und feststellen: Die Wiederbelebung des 
revisionistisch-reformistischen Theorie-An-
satzes ist kein «zu weites Feld», sondern 
bereits eine eindrucksvolle Baustelle, auf der 
die «jungen perspektiven» am Rahmen der 
Hochschulinitiative Demokratischer Sozialis-
mus und der Zeitschrift perspektivends effizi-
enter arbeitet als Architekten und Bauarbei-
ter auf dem Flughafen Berlin-Brandenburg. 

Und Hendrik Küpper, Mitinitiator der 
«jungen perspektiven», hat im Sommer-
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semester 2018 am Otto-Suhr-Institut der 
FU (vor 50 Jahren «revolutionäre Kader-
schmiede») eine Bachelorarbeit eingereicht 
zum Thema «Bernsteins revisionistisch-refor-
mistisches Sozialismuskonzept. Ein radika-
ler Reformismus für die heutige Sozialdemo-
kratie?» Hendrik Küpper zeigt darin, dass er 
nicht nur ein zweiter singulärer Revisionist 
ist, sondern dass bereits eine breite wissen-

schaftlich-politische Diskussion begonnen 
hat, durch die mit großer Verspätung aus 
dem verfemten und dann vergessenen gro-
ßen Sozialdemokraten Eduard Bernstein 
doch noch der Anreger für eine geistig ein-
flussreiche Theorie-Tradition im Dienste 
reformsozialistischer Politik werden wird. 

Johannes Steizinger 

Die Identitäre Ideologie
Wiederkehr des völkischen Denkens

Einleitung 

Nationalistische Ideen haben in der gegen-
wärtigen Politik Konjunktur. Dabei ist auch 
die Wiederkehr einer völkisch-traditionalis-
tischen Ideologie zu beobachten. Der völ-
kische Nationalismus behauptet, dass eth-
nisch homogene Gemeinschaften existier-
ten und die Grundlage eines politischen 
Gemeinwesens darstellten. Zudem wird ein 
traditionalistisches Verständnis von sozi-
alen Beziehungen (z. B. Geschlechterrol-
len) propagiert. Dieser konservative Dis-
kurs geht von einer kulturkritischen Zeitdi-
agnose aus: Ökonomische, gesellschaftliche 
und politische Entwicklungen wie Globali-
sierung, Migration oder Feminismus wer-
den als Bedrohung der völkisch-traditiona-
listischen Identität interpretiert. 

Der völkische Nationalismus ist in rechtsex-
tremen Gruppen weit verbreitet. Mittlerweile 
wirken völkische Ideen jedoch weit in die bür-

gerliche Mitte hinein, nicht zuletzt aufgrund 
der erfolgreichen Strategien der sogenann-
ten «Neuen Rechten». Die Identitäre Bewe-
gung (IB) spielt in dieser Szene eine wesent-
liche Rolle und wird zumeist als eine «neu-
rechte Jugendbewegung» (Bruns et al 2017) 
definiert. Diese Einschätzung möchte ich im 
Folgenden näher betrachten. Meine Aus-
einandersetzung mit der Ideologie der IB 
umfasst drei Schritte: Im ersten Schritt wird 
mit dem Konzept des Ethnopluralismus, das 
Grundmotiv der identitären Ideologie, ana-
lysiert. Im zweiten Schritt entfalte ich eine 
genealogische Perspektive. Deshalb wird hier 
eine bestimmte Variante völkischen Den-
kens der 1920er- und 1930er-Jahre thema-
tisiert. Ausgehend von einer kulturkritischen 
Zeitdiagnose entwickelten Philosophen1 wie 

1	 Da sich diese Bezeichnung hier nur auf männliche 
Philosophen bezieht, verzichte ich auf das Gendern. 
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Alfred Baeumler (1887–1968), Ernst Krieck 
(1882–1947) oder Erich Rothacker (1888–
1965) eine identitätspolitische Antwort auf 
die Moderne und sahen diese im Nationalso-
zialismus (NS) verwirklicht. Der völkische Par-
tikularismus war das Grundmotiv dieser poli-
tischen Anthropologie. Meine genealogische 
Analyse wird zeigen, dass die IB keine «neu-
rechte Jugendbewegung» (Bruns et al 2017; 
Hervorhebung J. S.) in einem inhaltlichen 
Sinne ist. Denn die identitäre Ideologie ist 
keine Erneuerung, sondern eine simple Wie-
derkehr völkischen Denkens, das bereits vor 
1945 weit verbreitet war. Im dritten Schritt 
präsentiere ich eine Kritik der völkischen 
Ideologie, die sich auf das Modell der «ethno-
kulturellen Identität» konzentriert. 

1  Ethnopluralismus.  
Der ideologische Kern der IB 

Die Identitären sind eine meta-politische 
Bewegung mit unterschiedlichen Ablegern 
in Frankreich, Österreich, Deutschland und 
Italien, die eine rechte Gegenkultur etab-
lieren will. Aktionen im öffentlichen Raum 
und soziale Medien werden geschickt dafür 
benutzt, um rechtsextreme Botschaften nie-
derschwellig zu vermitteln. Dabei treten die 
Identitären mit einer distinkten Corporate 
Identity auf, die sich in Ideologie und Ästhe-
tik ausdrückt (vgl. Bruns et al 2017). Den-
noch überschneidet sich die Inszenierung der 
IB mit der strategischen Ausrichtung ande-
rer rechtsextremer Gruppen, die das negative 
Bild des ewig gestrigen Nazischlägers hin-
ter sich lassen wollen. Im Folgenden werde 
ich den ideologischen Kern der IB herausar-
beiten. In den Kampagnen der Identitären 
spielt der sogenannte Ethnopluralismus eine 
wesentliche Rolle und kann daher als ihr 
politisches Grundmotiv betrachtet werden.

Die Besinnung auf eine «ethnokulturelle 
Identität» ist das zentrale Anliegen der IB. 
Die Identitären behaupten, dass die mensch-
liche Welt aus einer Pluralität distinkter kol-
lektiver Entitäten bestehe. Dabei wird zwi-
schen der «zivilisatorischen», der «nationalen» 
und der «regionalen» Ebene unterschieden 
(IBD 2018f). Trotz der Berücksichtigung einer 
übergeordneten «Zivilisation» (z. B. Europa) 
und einer untergeordneten «Region» (z. B. 
Salzkammergut), ist die «nationale» Ebene 
eines «Volkes» der wesentliche Referenzpunkt 
der identitären Ideologie. Diese ist deshalb 
ein völkischer Partikularismus. Die behaup-
tete Eigenart von Völkern beruhe auf biolo-
gischen, kulturellen und sozialen Komponen-
ten. «Ethnokulturelle Identität» wird folglich 
als eine «ganzheitliche Beziehung» definiert 
(IBD 2018f). Die Identitären bestimmen Völ-
ker explizit als «Abstammungsgemeinschaf-
ten», denen man durch Geburt angehört. 
Zudem werden Völker als «Kulturgemein-
schaften» betrachtet, die sich durch eine 
gemeinsame Lebensweise, gewachsene Tra-
ditionen und geteilte Werte auszeichnen. 
Dieser Aspekt wird in der Außendarstellung 
der IB ebenso nachdrücklich betont wie der 
soziale: Die Identitären sehen im «Volk» eine 
«Solidargemeinschaft», die für ihre Mitglie-
der – und nur für diese – einsteht. Mehr noch, 
eine «grundsätzliche soziale Homogenität» 
gilt sogar als Grundvoraussetzung für «gesell-
schaftliche Solidarität» (IBD 2018a). Schließ-
lich sei die Etablierung einer «ethnokulturel-
len Identität» nur auf Basis einer «ethnokul-
turelle Kontinuität» möglich, die auf allen 
Ebenen gegeben sein müsse: biologisch, 
kulturell und sozial. Die Bewahrung dieser 
«ganzheitlichen» Kontinuität ist das erklärte 
Ziel der IB (vgl. IBD 2018d).

Das Konzept des Ethnopluralismus 
beruht folglich auf der Vorstellung, der 
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Mensch lebe ganzheitlich in kontinuierli-
chen und homogenen Partikulargemein-
schaften. Diese innere Homogenität der 
menschlichen Gemeinschaften habe eine 
psychologische Seite. Für Identitäre ist die 
persönliche Identität des Einzelnen vor 
allem durch seine «ethnokulturelle» Zuge-
hörigkeit bestimmt. Beispielsweise begreift 
der identitäre Aktivist Felix Menzel die 
Besinnung auf die «ethnokulturelle Identi-
tät» explizit als eine Selbstbesinnung, die 
autonomes Handeln erst ermögliche: «Nur 
wer weiß, wer er selbst ist und woher er her-
kommt, kann eigenverantwortlich handeln» 
(Menzel zit. nach Bruns et al 2017, 188 f.) 
Dieser Logik zufolge sind ‹vaterlandslose 
Gesellen› fremdbestimmt. Als Konsequenz 
wird die Ablehnung von Nationalismus als 
ein «Ethnomasochismus» pathologisiert. 

Der im Schlüsselkonzept der Identitä-
ren angesprochene Pluralismus bezieht 
sich weder auf die Zusammensetzung der 
Gemeinschaften noch auf deren Mitglie-
der: Die IB fordert kulturellen und sozialen 
Konformismus. Eine Vielfalt wird nur nach 
außen zugelassen. Die Identitären treten 
für die Bewahrung der Verschiedenheit der 
Völker ein, die gleichbedeutend ist mit der 
Bewahrung des homogenen Eigenen. Der 
Imperativ «Vielfalt bewahren, nicht zerstö-
ren; Unterschiede wertschätzen, nicht nivel-
lieren» (IBD 2018b) bezieht sich vor allem 
auf die nationale und regionale Ebene der 
«ethnokulturellen Identität». Völker und 
Regionen, die beispielsweise der «europä-
ischen Zivilisation» angehören, sind ver-
wandt und deshalb zum wechselseitigen 
Verständnis fähig. Völker unterschiedli-
cher «Zivilisationen» sind hingegen fremd 
und inkompatibel. Mehr noch, die Begeg-
nung mit «fremden Kulturen» wird als eine 
Bedrohung der eigenen Identität betrach-

tet. Deshalb plädiert die IB für die «Fes-
tung Europa» und verwendet das martiali-
sche Bild der sogenannten «Reconquista», 
um ihre politische Mission zu charakteri-
sieren (IBD 2018c). Dieser Begriff evoziert 
ein historisches Ereignis: Beginnend mit 
einer Rebellion von christlichen Nachkom-
men der Westgoten gegen die muslimische 
Herrschaft im 8. Jahrhundert, wurde die 
iberische Halbinsel bis ins 15. Jahrhundert 
«zurückerobert». In der späten Phase ging 
die politische Rückeroberung nahtlos in reli-
giöse Verfolgungen über (vgl. Bruns et al 
2017, 207 f.). Der Bezug auf die Re-Chris-
tianisierung der iberischen Halbinsel zeigt, 
dass eine Pluralität ethnisch und kulturell 
«reiner» Völker das politische Ideal der Iden-
titären darstellt. 

Das Bild der Reconquista verweist auch 
darauf, dass die IB unentwegt Bedrohungs-
szenarien beschwört und sich selbst in 
einer defensiven Position sieht. Die «ethno-
kulturelle» Identität wird als eine «gefähr-
dete» präsentiert, die in einer Welt von 
Feinden stehe und dementsprechend ver-
teidigt werden müsse. Ihr holistischer Cha-
rakter mache es nötig, die «ethnokulturelle 
Identität» gegen Anderslebende und And-
ersdenkende zu verteidigen. Der prokla-
mierte Abwehrkampf der Identitären rich-
tet sich deshalb nicht nur nach außen, son-
dern ebenso sehr nach innen. Migration 
und «Ethnomasochismus», «Islamisierung» 
und Multikulturalismus, Globalisierung und 
«One-World-Propaganda» sind wesentliche 
Feindbilder, die es zu bekämpfen gilt. Dabei 
spielen verschwörungstheoretische Denk-
muster eine zentrale Rolle: Das komplexe 
Phänomen der Migration wird beispiels-
weise als «großer Austausch» präsentiert, 
d. h. als «der schrittweise Prozess, durch 
den die heimisch angestammte Bevölke-
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rung durch außereuropäische Einwande-
rer verdrängt und ausgetauscht wird» (IBD 
2018d). Die Charakterisierung dieses ver-
meintlichen «Prozesses» als «Selbstabschaf-
fung» verweist darauf, dass westliche Eliten 
als dessen wesentliche Akteure angesehen 
werden. Diese würden den «Multikultura-
lismus als Ideologie» verbreiten und damit 
«eine politisch gewollte und bewusst her-
bei geführte Heterogenisierung von Gesell-
schaften durch fremdkulturelle Einwande-
rung» (IBD 2018a) betreiben. Hier zeigt 
sich noch einmal die Bedeutung der inne-
ren Homogenität von Gemeinschaften im 
identitären Weltbild: die «Heterogenisie-
rung» von «Ethnokulturen» erscheint als 
größte Gefahr, die zum Niedergang durch 
«Überfremdung» führe. 

Aufgrund der aktuellen politischen Ent-
wicklungen stehen die Feindbilder Migra-
tion und Islam im Zentrum der Aktivitäten 
der IB. Darüber sollte jedoch die Bedeu-
tung der Ablehnung von Globalisierung 
und «One-World-Propaganda» nicht verges-
sen werden. Beide Feindbilder sind eng mit-
einander verbunden. Ein Text der IB Wien 
beginnt mit der Behauptung: «Peter Suther-
land, Goldman-Sachs und BP-Bonze […] ist 
das perfekte Beispiel für die Verflechtung 
von Multikulti-Ideologie und internationa-
lem Kapitalismus. […] Er ist das aufgedun-
sene Gesicht des internationalen Liberalis-
mus und Kapitalismus, der die Völker und 
Kulturen vernichtet!» (IBÖ 2013) Hier zeigt 
sich nicht nur, dass die Globalisierung als 
ein kultureller Imperialismus US-amerikani-
scher Provenienz betrachtet wird, der völki-
sche und kulturelle Differenzen nivelliert. 
Vielmehr wird auch deutlich, dass die Insze-
nierung der Identitären von einem roman-
tischen Antikapitalismus getragen wird. 
Mit Slogans wie «Heimat kann man aber 

nicht kaufen» (IBD 2018e) schließt man an 
einen kapitalismuskritischen Zeitgeist an. 
Anstatt einer kritischen Analyse der gesell-
schaftlichen Verhältnisse, setzen die Identi-
tären jedoch auf die affektive Mobilisierung 
eines diffusen Unbehagens in der Moderne. 
Aus identitärer Perspektive liegt den gesell-
schaftlichen Konflikten der Gegenwart ein 
einfacher Gegensatz zugrunde: Die parti-
kulare Identität der «Ethnokulturen», die 
die natürliche Lebensform des Menschen 
darstellten, werde von den «gleichmacheri-
schen Kräften» des Kapitals und den damit 
verbundenen universalisierenden Ideolo-
gien bedroht. Auch der Islam wird als eine 
«universalistische Ideologie» mit «Weltherr-
schaftsanspruch» verunglimpft, der die par-
tikularen Identitäten der Europäer bedrohe 
(vgl. IBD Redaktion 2013). 

2  Genealogie: Grundmotive völkischen 
Denkens 

Die Abhebung vom traditionellen Rechts-
extremismus hat für die IB eine wichtige 
strategische Funktion. Insbesondere mit 
der Distanzierung vom NS verbleibt man 
im Rahmen des politischen Diskurses, der 
durch das Verbotsgesetz begrenzt ist. Weder 
die Ideologie noch die Inszenierung der IB 
ist im juristischen Sinne neonazistisch (für 
Österreich vgl. omark 2017). Sogar Kriti-
ker gestehen den Identitären zu sich mit 
ihrem «originär neue[n] Konzept» des Eth-
nopluralismus vom biologischen Rassismus 
des NS abzusetzen (z. B. Bruns et al 2017, 
200). In der Tat verwehren sich die Identi-
tären gegen die Reduktion des Menschen 
auf den biologischen Aspekt und kritisie-
ren einen simplen Sozialbiologismus (vgl. 
IBD Redaktion 2014b). Zudem behaupten 
sie, dass der NS den völkischen Partikula-
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rismus verraten habe: Mit der «Hierarchi-
sierung der Völker» gehe ein «universalis-
tischer Geltungsanspruch» einher, der den 
NS zu einem «stark kulturimperialistischen 
Ansatz» mache (ebd.).2 Trotz dieser Distan-
zierung urteilte der österreichische Verfas-
sungsschutzbericht des Jahres 2016, dass 
die identitäre Kampagne «der große Aus-
tausch» «wohl nicht zufällig sowohl in Dik-
tion als auch im Geist Anklänge an die nati-
onalsozialistische ‹Rassenhygiene› [impli-
ziert]» (Verfassungsschutzbericht 2016 zit. 
nach vgl. Schattleitner 2017). Mir geht es 
im Folgenden nicht darum der juristischen 
Beurteilung des IB zu widersprechen. Nach 
den Maßstäben der Verbotsgesetze in Öster-
reich und Deutschland ist die IB keine neo-
nazistische Organisation. 

Neuere Forschungen bestätigen die zeit-
genössische Wahrnehmung des NS als einer 
ideologischen Bewegung, deren Erfolg 
auf der Verbindung von Politik und Welt
anschauung beruhte. Historiker wie bei-
spielsweise Lutz Raphael entwickeln dabei 
ein neues Verständnis der Ideologie des 
NS.  Raphael legt überzeugend dar, dass 
die NS-Ideologie aus einer Reihe von Basis-
überzeugungen bestand, die einen gewis-
sen Interpretationsspielraum ließen (vgl. 
Raphael 2014; 2001 vgl. auch Wolters 
1999; Steizinger 2018). Die Interpretation 

2	 Auch mit dieser Argumentation schließen die Iden-
titären an ein typisches Motiv rechtsextremer Den-
ker an. Baeumler verfasste während seiner Internie-
rung von 1945–1947 Aufzeichnungen, in denen 
er sich vom Nationalsozialismus abhob. Er warf 
dem NS aufgrund seiner Eroberungs- und Weltherr-
schaftspläne einen Verrat am völkischen Partiku-
larismus vor. Da die NS-Verwirklichung der Reichs
idee abstrakt und universalistisch gewesen sei, 
«klage [ich] auf Untreue gegen das deutsche Volk», 
so Baeumler (Baeumler 1991, 165; vgl. auch 160 f., 
163 f.).

des NS als eines ideologischen Leitfadens, 
der eine bestimmte politische Richtung vor-
gab, lässt sich am besten an der Funktion 
des Begriffs der «Rasse» verdeutlichen. Im 
Kontext des NS war es obligatorisch sich 
auf den Begriff der «Rasse» zu beziehen. Erst 
wenn man die Bedeutung von «Rasse» für 
jede nur erdenkliche Fragestellung akzep-
tiert hatte, konnte man sich an der hitzigen 
Debatte um die Definition dieses Schlüssel-
begriffs beteiligen. Sogar im inneren Macht-
zirkel der NSDAP herrschte Uneinigkeit über 
die eigentliche Bedeutung des Begriffs der 
«Rasse»: Während Richard W. Darré die bio-
logistische Position einnahm, die man übli-
cherweise mit dem NS verbindet, vertrat 
Alfred Rosenberg einen metaphysischen 
Begriff der «Rasse» (vgl. Steizinger 2018; 
vgl. auch Kroll 1998). Kurz gesagt, füh-
rende Ideologen des NS entwickelten sehr 
unterschiedliche Begründungen ihres Ras-
sismus, die von biologistischen bis zu kul-
turalistischen Modellen reichten. Neuere 
Forschungen zeigen, dass die Bedeutung 
von geisteswissenschaftlichen und damit 
nicht-biologistischen Begründungen des 
Begriffs der «Rasse» im NS-Kontext nicht 
unterschätzt werden darf (vgl. z. B. Mor-
ris-Reich und Rupnow 2017; Smith 2011, 
159−162; Koonz 2003, 190−220). Da die 
Spannungen zwischen ihren unterschied-
lichen Versionen nie ausgeräumt wurden, 
charakterisiert Raphael die NS-Ideologie als 
ein «politisch kontrolliertes, aber intellektu-
ell offenes Meinungsfeld» (Raphael 2001, 
28 f.).3 Die Fluidität und Flexibilität dieses 

3	 Es war also nicht das Anliegen von Mein Kampf, 
«den Kern der Ideologie so präzise wie möglich 
zu vermitteln», wie manche Identitäre behaupten 
(vgl. Redaktion 2014c). Vielmehr sollte der «weltan-
schauliche Diskurs des ‹Führers›» breite Anschluss-
möglichkeiten bieten (vgl. Wolters 1999; Sluga 
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sich «rasch etablierenden offene[n]Weltan-
schauungsfeld[es]» (ebd.) hatte einen wich-
tigen Mobilisierungseffekt, der dem NS eine 
hohe Plausibilität im historischen Kontext 
verlieh: Anstatt sich einer machiavellisti-
schen Manipulation von oben unterwer-
fen zu müssen, sahen sich vor allem Intel-
lektuelle, zu einer aktiven Teilnahme an der 
Bestimmung des Wesens des NS aufgefor-
dert. Insbesondere Philosophen folgten die-
ser Aufforderung, indem sie versuchten den 
geistigen Gehalt des NS auf unterschied-
liche Weise zu bestimmen (vgl. Wolters 
1999).

Ich setze mich im Folgenden mit einer 
solchen philosophischen Interpretation des 
NS auseinander. Philosophen wie Baeum-
ler, Krieck oder Rothacker beurteilten den 
Nationalsozialismus vor allem als eine poli-
tische Revolution, die ein neues Bild des 
Menschen verwirkliche. Ihre eigene Auf-
gabe als Philosophen sahen sie darin, diese 
«Revolution» im Medium des Geistes dar-
zustellen und durchzusetzen. Deshalb ent-
wickelte Baeumler eine «neue Philosophie 
des Menschen» (Baeumler 1942b, 42), 
Krieck eine völkisch-politische Anthropolo-
gie und Rothacker eine Kulturanthropolo-
gie. Das Motiv des völkischen Partikularis-
mus spielte für diese politische Anthropolo-
gien eine wesentliche Rolle.

Völkisch orientierte Philosophen wie 
Rothacker gehen zumeist davon aus, dass 

1993). In ihrer Distanzierung vom NS heben die 
Identitären oft einen ideologischen Strang aus 
Mein Kampf hervor. Damit wird eine Version der 
NS-Ideologie als «das wahre Gesicht des NS», die 
möglichst weit von ihrem Ethnopluralismus ent-
fernt ist (Redaktion 2014c). Andere Versionen und 
Elemente des NS werden als bloße Propaganda 
abgetan, die nicht den «tatsächlichen Ziele Hitlers» 
entsprachen (ebd.). 

«das Leben der Menschheit ausschließlich 
als partikulares Leben [existiert]» (Rotha-
cker 1934, 37 f.). Die Geschichte zerfällt, 
Rothacker zufolge, «in die Lebensläufe einer 
Mehrzahl geschichtlicher Gruppen» (ebd.). 
Diese «Völker» werden als «Träger, Schöp-
fer und Verwirklicher allen politischen, sitt-
lichen, kulturellen und geistigen Lebens» 
definiert (ebd.). Ein «Volk» konstituiere 
sich, wenn eine biologische und eine kultu-
relle Kontinuität gegeben sind. Zum einen 
begründe die «biologische Quelle» einer 
Gruppe einen Generationszusammenhang, 
der faktische Zugehörigkeit schaffe (ebd.). 
Deshalb seien «Familie, Sippe und Stamm» 
die natürlichen Grundlagen eines Volkes 
(ebd.). Zum anderen zeichnen sich Völker 
durch eine gemeinsame Lebensform aus, 
die den «gemeinsamen Besitz von geisti-
gen Gütern», d. h. eine kulturelle Identität, 
miteinbeziehe (ebd.). Für Rothacker entste-
hen damit aus der Verbindung von Natur 
und Kultur die kollektiven Entitäten des 
menschlichen Lebens, die dieses ganzheit-
lich bestimmen.

Baeumler entwickelt ausgehend von die-
ser anthropologischen Grundlage einen 
besonders konsequenten politischen Par-
tikularismus. Baeumlers politischer Volks-
begriff beruht auf der Überzeugung, dass 
Völker als natürlich verfasste Entitäten ihre 
«rassisch-seelische […] Substanz» (Baeum-
ler 1937b, 24) zu verwirklichen hätten. Des-
halb habe sich ein Volk «in allen geschicht-
lichen Lagen politisch zu behaupten» und 
dieses Ringen wird als ein «Kampf rela-
tiv berechtigter Mächte gegeneinander» 
bestimmt (Baeumler 1937c, 48). Baeum-
ler zieht aus diesem politischen Volksbegriff 
innen- und außenpolitische Konsequenzen: 
Nach innen unterstützt er eine «biologische 
Gesetzgebung», die für die «Reinerhaltung» 
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des «Volkskörpers» Sorge tragen soll (ebd., 
47). Nach außen fordert er eine «föderative 
Politik», die das Recht «jedes Volk[es]» auf 
Selbstbehauptung anerkenne (ebd., 49). 
Baeumler behauptet, dass mit dem NS eine 
neue Völkerordnung verbunden sei. Deren 
Prinzipien erläutert er wie folgt: «Die Poli-
tik des Nationalsozialismus, die Reichspoli-
tik des 20. Jahrhunderts, ist nicht expansiv, 
sondern föderativ. Unsere föderative Politik 
folgt mit innerer Notwendigkeit aus dem 
Grundsatz der Einheit von Volks- und Staats
politik. Denn dieser Grundsatz hat nicht nur 
für uns Geltung, sondern gilt für jedes Volk 
und jeden Staat. Es ist ein Grundsatz, der 
aus unserer Weltanschauung fließt. […] Der 
politische Volksbegriff begründet in der 
Außenpolitik ein neues Völkerrecht.» (ebd.). 

Auf den ersten Blick scheint die Ver-
wandtschaft der Völker, auf der Baeum-
lers Bild einer neuen Ordnung beruht, ihre 
politische Gleichberechtigung nahezule-
gen. Gegen diese Auslegung spricht jedoch, 
dass Baeumler von einer «natürliche Rang-
ordnung» (Baeumler 1937e, 292) der Völ-
ker überzeugt ist und diese durch ein his-
torisch-politisches Kriterium ergänzt: Die 
Geschichte eines Volkes kann aus der Per-
spektive des völkischen Partikularismus auf 
dessen Fähigkeit und Willen zur Selbstbe-
hauptung befragt werden. Für Baeumler 
konstituiert das Prinzip der «Konzentration» 
eine politische Überlegenheit gegenüber 
allen Formen des Universalismus (Baeum-
ler 1937b, 24). Deshalb kann Baeumler 
auch den Vorwurf des kulturellen Relativis-
mus von sich weisen.4 Diesem wird eine Ten-
denz zur «Expansion» unterstellt, die wiede-
rum nicht nur als Ausdruck «luftige[r] Ideo-

4	 Zum Problem des Relativismus im Kontext des NS 
vgl. Steizinger in Vorbereitung

logien» oder «grenzenlosen Machtstrebens» 
kritisiert, sondern als Zerstörung von «natür-
lichen und geschichtlichen Zusammenhän-
gen» verurteilt wird, die einen Niedergang 
der Menschheit bewirke (ebd., 24, 23, 27). 
Damit wird der Universalismus zur rea-
len Gefährdung der partikularen Lebens-
form der Völker erklärt. Durch diese existen-
zielle Entgegensetzung von Partikularismus 
und Universalismus stilisiert Baeumler den 
Kampf unterschiedlicher Kulturen zu einem 
Kampf auf Leben und Tod. 

Dieses fiktive Bedrohungsszenario ist der 
Ausgangspunkt einer radikalen Kulturkritik, 
die unter den völkischen Philosophen der 
1920er- und 1930er-Jahre weit verbreitet 
war: Baeumler sieht seine Gegenwart durch 
die «humanistische Tradition» geprägt 
(Baeumler 1937d). Deren universales Men-
schenbild abstrahiere von der partikularen 
Wirklichkeit menschlichen Lebens und sei 
deshalb eine Fiktion. Diese muss Baeum-
ler zufolge nicht nur als falsch erkannt, son-
dern auch als Fälschung, ja als Betrug ent-
larvt werden. Baeumler behauptet, dass 
im «Humanismus» eine bestimmte Art des 
Menschseins zur einzigen Art des Mensch-
seins verabsolutiert werde. Krieck bringt 
diesen Vorwurf des Betrugs auf den Punkt: 
Er bezeichnet die «Humanitätsidee» als 
einen «Kulturimperialismus», der nichts wei-
ter sei als die ideologische «Begleitmelodie 
des politischen und wirtschaftlichen Imperi-
alismus» (Krieck 1938, 26 f.). Hier wird die 
weltweite Expansion des Kapitalismus zur 
Bedrohung der partikularen Identität der 
Völker erklärt. Dieses Motiv der «gefährde-
ten Identität» steht im Zentrum des völki-
schen Denkens, das die Vielfalt der Völker 
durch gesellschaftliche Homogenisierung 
bedroht sieht. Vor diesem Hintergrund über-
rascht es nicht, dass Baeumlers 1934 publi-
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zierter Sammelband Männerbund und Wis-
senschaft mit zwei 1929 gehaltenen Vor-
trägen eröffnet wird, in deren Zentrum die 
immer wiederkehrende Formel steht: «[B]
esinne dich, wer du bist!» (Baeumler 1934a, 
6) Baeumler macht in einem späteren Auf-
satz sehr deutlich, worin das Medium der 
notwendigen Selbstbesinnung bestehen 
soll: «Die Rasse verweist uns stets darauf, 
was wir sind.» (Baeumler 1942, 93)

Die völkische Kulturkritik richtet sich nicht 
nur gegen moderne Denkformen, sondern 
auch gegen die damit verbundenen Lebens-
formen. Ein tiefes Unbehagen gegenüber 
der bürgerlichen Gesellschaft prägt auch 
Baeumlers politische Anthropologie. Aus 
dieser affektiven Perspektive heraus wird 
der philosophischen Kritik an Abstraktion, 
Universalität und Absolutheit ein soziales 
Fundament verliehen. Baeumler beklagt die 
Entfremdung von lokalen Traditionen, die 
Nivellierung von Differenzen und den Ver-
lust an Identität. Ein diffuses Konglomerat 
von ökonomischen und sozialen Verände-
rungen fungiert als «Begründung» für das 
«Chaos» der bürgerlichen Gesellschaft, in 
der laut Baeumler vor allem die «Frau», das 
«Alter», das «Geld» und die «Stadt» herrsch-
ten (vgl. z. B. Baeumler 1934a, 6 ff; 1934b, 
34 ff) Die «Ideologie der Humanität» und 
damit ein universalisierendes Menschenbild 
sollen der gemeinsame Bezugspunkt dieser 
disparaten Phänomene sein, die Baeumler 
in seiner alarmistischen Bestandsaufnahme 
zu einer «Welt von Feinden» amalgamiert 
(Baeumler 1934b, 38, 33).

Das Ergebnis meiner genealogischen 
Analyse ist eindeutig: Blickt man in die 
Geschichte des völkischen Denkens, findet 
man an zentralen Stellen klar und deutlich 
jene Motive, die heute von der IB propagiert 
werden. Die IB aktualisiert ein Modell von 

«ethnokultureller Identität», das zum tradi-
tionellen Repertoire rechtsextremer Ideolo-
gie gehört. Deshalb sollte die IB nicht ver-
harmlosend als eine «neurechte Jugendbe-
wegung» (Bruns et al 2017) charakterisiert 
werden.

3  Kritik der völkischen Ideologie 

Die Attraktivität des kulturalistischen 
Modells völkischer Identität besteht nicht 
zuletzt darin, dass dieses nicht dem Vor-
wurf des Biologismus ausgesetzt ist. Die 
IB betonen ihre Ablehnung von soziobiolo-
gistischen Modellen und begründet damit 
ihre Abgrenzung von traditionellen rechts-
extremen Positionen, die in den verschiede-
nen Gruppen des sogenannten Nationalen 
Widerstands weit verbreitet sind (vgl. IBD 
Redaktion 2014a; 2014b; 2014c). Zudem 
behaupten die Identitären für das Recht 
aller «Ethnokulturen» auf Selbstverwirkli-
chung einzutreten und distanzieren sich 
damit explizit vom Rassismus. Flüchtende 
und MigrantInnen werden als vermeintliche 
Opfer derselben universalistischen Kräfte 
und Ideologien dargestellt, gegen die die 
IB kämpft. Die Identitären geben vor, mit 
der Zurückweisung von Flüchtenden und 
MigrantInnen auch in deren Sinne zu han-
deln (vgl. IBD 2018e).

Die Distanzierung von Biologismus und 
Rassismus hat vor allem eine strategische 
Funktion, sowohl im Machtkampf innerhalb 
der rechten Szene5 als auch im Kampf um 
den Einfluss auf die kulturelle Elite. Bruns et 

5	 Die Kritik am biologischen Rassismus als die Ideolo-
gie des NS dient beispielsweise explizit zur Abwer-
bung von Mitgliedern des sogenannten Nationa-
len Widerstand. Die Artikelreihe «Die Abkehr von 
ausgetretenen Wegen» präsentiert den «Kamera-
den» Argumente, um den eigenen Gesinnungswan-
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al (2017, 69 f., 105 f.) zeigen zudem, dass die 
Abgrenzung von Rassismus eine öffentliche 
Fassade ist, die bei geschlossenen Veranstal-
tungen rasch fallen gelassen wird. Nichts-
destoweniger ist die teilweise perfide Stra-
tegie der IB erfolgreich. Mit dem politischen 
Rechtsruck in vielen europäischen Ländern 
werden Motive wie der Ethnopluralismus zu 
einer plausiblen Option im öffentlichen Dis-
kurs. Deshalb ist eine spezifische Kritik des 
Modells «ethnokulturelle Identität» dringend 
erforderlich. Im Folgenden werde ich eine 
kritische Analyse des identitären Begriffs der 
«Ethnokultur» präsentieren. Mir geht es vor 
allem darum zu zeigen, dass der identitäre 
Kulturbegriff nicht der sozialen Wirklichkeit 
entspricht. Das ist deshalb wichtig, weil die 
Identitären einen Wirklichkeitsanspruch stel-
len und die intuitive Richtigkeit ihrer Ideolo-
gie suggerieren. Die von ihnen behauptete 
«wahre Identität» der Menschen erweist sich 
bei genauerer Analyse jedoch als eine durch-
weg imaginäre.

Das Modell des Ethnopluralismus unter-
stellt einen kulturellen Essentialismus. Die 
Menschheit wird dabei in distinkte kollek-
tive Entitäten mit partikularen Eigenschaf-
ten unterteilt. Diese partikularen Eigen-
schaften sind die wesentlichen Merkmale 
einer kollektiven Entität und machen sie zu 
einer spezifischen «Ethnokultur». Die Identi-
tären stellen sich diese «Ethnokulturen» als 
homogene Einheiten vor, die klar voneinan-
der unterschieden werden können. Die Diffe-
renz zwischen «Ethnokulturen» könne dabei 
so groß sein, dass ein gegenseitiges Ver-
ständnis unmöglich ist. Hier nähern sich die 
Identitären dem kulturellen Relativismus an 
und nehmen teilweise dessen Argumente in 

del erklären zu können (vgl. IBD Redaktion 2014a; 
2014b; 2014c).

Anspruch, um ihre politischen Forderungen 
zu begründen. «Ethnokulturen» sollen sich 
darüber hinaus durch zeitliche Konstanz 
auszeichnen. Es seien fixe Entitäten und der 
Schlüssel zum Verständnis der menschlichen 
Geschichte. Zugespitzt formuliert ist die 
Behauptung: Das Schicksal der «Ethnokul-
turen» bestimme die Geschichte und werde 
nicht von dieser bestimmt. Deshalb seien 
die «Ethnokulturen» nicht zuletzt durch ihre 
Tradition bestimmt. Hier zeigt sich auch das 
wesentliche Kriterium zur Beurteilung des 
Zustands von «Ethnokulturen»: ihre Authen-
tizität. Daraus wird abgeleitet, dass «Ethno-
kulturen» vor «Überfremdung» von außen 
und Korrumpierung von innen bewahrt wer-
den müssten. Aufgrund der inneren Homo-
genität, der Abgrenzung nach außen und 
der zeitlichen Konstanz kann man die Vor-
stellung von «Ethnokulturen» mit einfärbi-
gen Billardkugeln vergleichen, die das Spiel 
des menschlichen Lebens ausmachen.

Als bestimmende Entitäten der mensch-
lichen Welt werden die «Ethnokulturen» 
als der zentrale Faktor personaler Identi-
tät gesetzt. Mitglied einer «Ethnokultur» 
werde man durch Geburt. Jeder Mensch 
gehöre nur einer «Ethnokultur» an und 
seine Persönlichkeit werde von dieser ganz-
heitlich bestimmt: Im Begriff der «Ethnokul-
tur» werden biologische, kulturelle und sozi-
ale Aspekte miteinander verbunden. Die 
Zugehörigkeit zu einer partikularen «Ethno-
kultur» bestimmt dabei auch die Eigenart 
eines Individuums. Der Ethnopluralismus ist 
damit ein holistischer Determinismus. 

Die identitäre Unterteilung der menschli-
chen Welt in «Ethnokulturen» ist empirisch 
unhaltbar.6 Das Problem beginnt schon bei 

6	 Meine Kritik stützt sich auf die Ergebnisse aktueller 
anthropologischer Forschungen, ihrer Verarbeitung 
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den Grundbegriffen, die ihren kulturellen 
Essentialismus tragen: Es gibt keinen allge-
meinen Konsens darüber, welche sozialen 
Gruppen als «Ethnien» oder «Kulturen» cha-
rakterisiert werden können. Blickt man in 
die Geschichte der modernen Anthropolo-
gie, zeigt sich wie wandelbar und willkürlich 
diese Zuschreibungen sind. Dies liegt nicht 
zuletzt an dem Objekt selbst: Wenn sozi-
ale Gruppen aus der Perspektive ihrer Kul-
turen betrachtet werden, findet man keine 
partikularen Entitäten, die klar voneinander 
abgegrenzt sind. Vielmehr haben Kulturen 
fließende Grenzen und gehen ineinander 
über. Jede klare Grenzziehung zwischen Kul-
turen ist eine willkürliche Konstruktion. Dar-
über hinaus gibt es viele Gemeinsamkeiten 
auch zwischen sehr unterschiedlichen Kul-
turen. Dieser gemeinsame Kern kultureller 
Praktiken ist abstrakt und lässt daher viel 
Raum für kulturelle Unterschiede. Nichts-
destoweniger ermöglicht dieser Kern ein 
wechselseitiges Verständnis von allen Men-
schen und schließt damit einen extremen 
Partikularismus aus, der eine Inkommen-
surabilität mancher Kulturen postuliert. 

Die Vorstellung der Partikularität von 
Kulturen ist auch deshalb problematisch, 
weil Begegnung, Austausch und Aneig-
nung wesentliche Merkmale des kulturellen 
Lebens sind. Die Eigenheit einer Kultur ist 
immer eine Konstruktion. Es gibt im Grunde 
nur Mischkulturen, die zudem einem 
beständigen Wandel unterworfen sind. Als 
ein einfaches Beispiel ließe sich die Wiener 
Kaffeehauskultur anführen, die seit 2011 
zum immateriellen Kulturerbes Österreichs 

in der politischen Theorie und auf der Geschichte 
anthropologischen Denkens (vgl. z. B. Mason 2007; 
Moody-Adams 1997; Jahoda 1999; Clifford und 
Marcus 1986). 

gehört. Kaffeehäuser haben ihren kulturel-
len Ursprung in der Türkei und das erste 
Wiener Kaffeehaus wurde von einem Arme-
nier eröffnet. Überhaupt war die rasche Ein-
bürgerung des Kaffees in Wien überwie-
gend armenischen Handelsleuten zu ver-
danken (vgl. Teply 1980). Daraus folgt nicht 
zuletzt, dass Traditionen immer Konstrukti-
onen und historische Kontinuitäten immer 
Fiktionen sind. Dies gilt insbesondere für 
die identitäre Vorstellung von «Ethnokultu-
ren»: Mit letzterem werden Gruppen bezeich-
net, die erst in der Moderne entstehen und 
deren kulturelles Selbstverständnis instabil 
sind. Es ist absurd, diese Bezugspunkte kol-
lektiver Identität in die Geschichte zurück-
projizieren und sich als Kampfgenosse von 
Prinz Eugen zu imaginieren. Um historische 
Richtigkeit geht es der IB jedoch nicht. Der 
Bezug der IBÖ auf Prinz Eugen zeigt, dass 
die Identitären bewusst Geschichtsklitte-
rung betreiben. Die internationale Her-
kunft ihres Kriegshelden wird ebenso wenig 
erwähnt wie seine Flucht aus der französi-
schen Heimat und der Erfolg in der neuen 
Heimat des Habsburgerreiches. 

Die Identitären charakterisieren sozi-
ale Gruppen als «Ethnokulturen», die nicht 
homogen sind. Die von ihnen propagierte 
kulturelle Gemeinschaft verdeckt die sozi-
alen Unterschiede innerhalb dieser Grup-
pen. Überhaupt bilden Kulturen kein homo-
genes Ganzes. Die Unterschiede innerhalb 
einer Kultur sind oft größer als die zwischen 
Kulturen, nicht zuletzt aufgrund der sozia-
len Unterschiede ihrer Mitglieder. Die von 
den Identitären postulierte Homogenität 
kann deshalb nur als ein praktischer Impe-
rativ verstanden werden, der einen sozi-
alen Ausschluss von Anderslebendenden 
und eine Unterdrückung von Andersden-
kenden rechtfertigt. Das identitäre Ideal 



perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2  87

Die Identitäre Ideologie

einer homogenen Kultur macht die ‹Säube-
rung› von als fremd konstruierten Elemen-
ten erforderlich. 

Die soziale Heterogenität der Gruppen, 
die als «Ethnokulturen» verstanden wer-
den, macht auch die Vorstellung kulturel-
ler Authentizität problematisch. Innerhalb 
einer Kultur kann die Bedeutung ein und 
derselben kulturellen Praxis unterschiedlich 
bewertet werden. Was für den einen Teil 
der sozialen Gruppe wesentlicher Bestand-
teil des kulturellen Selbstverständnisses ist, 
kann für einen anderen gleichgültig oder 
negativ behaftet sein. Die Festschreibung 
einer Kultur auf eine authentische Form 
ihrer Realisierung ist deshalb willkürlich 
und repressiv.

Der holistische Determinismus der Iden-
titären ist ebenso problematisch wie deren 
kultureller Essentialismus. Die Festlegung 
auf eine kollektive Bindung als entschei-
denden Faktor für personale Identität ist 
willkürlich. Individuen sind Schnittpunkte 
unterschiedlicher sozialer Kreise und gehö-
ren unterschiedlichen Kulturen an. Die per-
sonale Identität setzt sich zudem aus unter-
schiedlichen kollektiven und individuellen 
Faktoren zusammen. Deren Bedeutung und 
Funktion hängt vom jeweiligen Handlungs-
kontext ab. Daraus folgt auch, dass uns 
kein Faktor personaler Identität ganzheit-
lich bestimmt. Zudem wandelt sich unsere 
aus multiplen Faktoren zusammengesetzte 
Identität im Laufe der Zeit zwangsläufig, 
und teilweise sehr radikal. Personale Iden-
tität ist deshalb nicht einfach gegeben, son-
dern immer auch eine Konstruktion. Schließ-
lich gehören Individuen auch nur wenigen 
sozialen Gruppen durch Geburt an. Diese 
haben auch keinen speziellen identitäts-
bildenden Status. Ein frei gewählter Beruf 
wird beispielsweise als nicht weniger iden-

titätsbildend angesehen als ein ererbter 
Beruf. In liberalen Gesellschaften würde 
man sogar eher dazu tendieren, die freie 
Wahl des Berufs als Voraussetzung dafür 
anzusehen, sich in diesem als Person wie-
derzufinden. 

Zusammenfassend kann man sagen: Der 
Ethnopluralismus der IB propagiert ein fal-
sches Bild der sozialen Wirklichkeit. Die kon-
zeptuellen Grundannahmen der Identitären 
sind willkürlich, schematisch und teilweise 
fiktiv. Das «ethnokulturelle» Modell vermit-
telt deshalb eine imaginäre Identität ohne 
objektive Aussagekraft. Die autoritären und 
repressiven Tendenzen dieser politischen 
Ideologie liegen auf der Hand.7

Literatur
Baeumler, A. (1934a), «Der Sinn des großen Krieges», 

in Männerbund und Wissenschaft Berlin, 1−29.

—	 (1934b), «Das akademische Männerhaus», in: 

Männerbund und Wissenschaft, 30−44.

—	 (1937a), «Das Reich als Tat», in: Politik und Erzie-

hung, Berlin 1937, 7−15.

—	 (1937b), «Rosenberg der Ghibelline», in: Politik 

und Erziehung, 16−28.

—	 (1937c), «Der politische Volksbegriff», in: Politik 

und Erziehung, 43−49.

—	 (1937d), «Der Kampf um den Humanismus», in: 

Politik und Erziehung, 57−66.

—	 (1937e), «Nietzsche und der Nationalsozia-

lismus», in: Studien zur deutschen Geistesge-

schichte, Berlin 1937, 281−294.

—	 (1942), «Nationalsozialismus und ‹Idealismus›», 

in: Bildung und Gemeinschaft, 2. Aufl., 86−97. 

—	 (1991), «Hitler und der Nationalsozialismus. Auf-

7	 Die diesem Artikel zu Grunde liegenden For-
schungsarbeiten wurden vom European Research 
Council finanziert (Grant 339382 «The Emergence 
of Relativism»).



88  perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2

Johannes Steizinger 

zeichnungen von 1945−1947», in;:Der Pfahl. 

Jahrbuch aus dem Niemandsland zwischen 

Kunst und Wissenschaft 5, 159−204.

Bruns, J., Glösel, K. u. N. Strobl (2017), Die Identitä-

ren. Handbuch zur Jugendbewegung der Neuen 

Rechten in Europa, 3. Aufl., Münster. 

Clifford, J. und Marcus, G. (1986), Writing Culture: 

The Poetics and Politics of Ethnography, Berkely. 

IB (Identitäre Bewegung) (2012), «Identitäre Genera-

tion – Die Kampfansage», URL: https://identitaere 

bewegung.wordpress.com/wer-wir-sind/ (10.09. 

2018). 

IBD (Identitäre Bewegung Deutschland) (2018a), 

«Was versteht ihr unter Multikulti und warum seid 

ihr dagegen?» URL: https://www.identitaere- 

bewegung.de/category/faq/ (Call: 10.09.2018). 

—	 (2018b), «Was ist unter dem Begriff ‹Ethnoplura- 

lismus› zu verstehen?» URL: https://www.identitaere- 

bewegung.de/category/faq/ (Call: 10.09.2018).

—	 (2018c), «Was bedeutet der Begriff ‹Reconquista›?»  

https://www.identitaere-bewegung.de/category 

/faq/ (Call: 10.09.2018). 

—	 (2018d), «Was meint der Begriff ‹Großer Aus-

tausch› und wer ist schuld daran?» https://

www.identitaere-bewegung.de/category/faq/ 

(Call: 10.09.2018). 

—	 (2018e), «Seid ihr gegen Ausländer?» https://

www.identitaere-bewegung.de/category/faq/ 

(Call: 10.09.2018). 

—	 (2018f), «Was heißt für euch eigentlich ‹Identität›?»  

https://www.identitaere-bewegung.de/category 

/faq/ (Call: 10.09.2018). 

—	 (2016), «Zukunft für Europa – Identitäre Bewegung»,  

https://www.youtube.com/watch?v=rPXI6tA31yI.

IBÖ (Identitäre Bewegung Österreich) (2013): «Multi-

kultis und Kapitalisten», URL: https://kreidfeuer.

wordpress.com/2013/06/23/peter-suther-

land -eu -so l l -homogenitaet -der -voelker - 

europas-unterminieren/ (Call: 10.09.2018). 

Jahoda, G. (1999), Images of Savages: Ancient Roots 

of Modern Prejudice in Western Culture, London/ 

New York. 

Koonz, C. (2003), The Nazi Conscience, Cambridge/

MA. 

Kroll, F-L. (1998), Utopie als Ideologie. Geschichtsden-

ken und politisches Handeln im Dritten Reich, 

Paderborn.

Mason, A. (2007), «Multiculturalism and the Critique 

of Essentialism», in Multiculturalism and Politi-

cal Theory, hg. von A. Laden u. D. Owen, Cam-

bridge, 221–243. 

Moody-Adams, M. (1997), Fieldwork in Familiar Pla-

ces. Morality, Culture, and Philosophy, New 

Haven. 

omark (2017), «ORF darf Identitäre Rechtsextreme, nicht  

aber Neonazis nennen», Der Standard 08.03.2017, 

URL: https://derstandard.at/2000053737933 

/ORF-darf-Identitaere-Rechtsextreme-nicht- 

aber-Neonazis-nennen (Call: 10.09.2018). 

Raphael, L. (2014), «Pluralities of National Socialist 

Ideology. New Perspectives on the Production 

and Diffusion of National Socialist Weltanschau-

ung», in Visions of Community in Nazi Germany. 

Social Engineering and Private Lives, hg. von M. 

Steber u. B. Gotto, Oxford, 73–86. 

—	 (2001), «Radikales Ordnungsdenken und die 

Organisation totalitärer Herrschaft», Geschichte 

und Gesellschaft 27: 5–40. 

IBD Redaktion (2014a), «Die Abkehr von ausgetre-

tenen Wegen I», URL: https://www.identitaere- 

bewegung.de/blog/die-abkehr-von-ausgetretenen- 

wegen-i/ (Call: 10.09.2018). 

—	 (2014b), «Die Abkehr von ausgetretenen Wegen 

II», URL: https://www.identitaere-bewegung.

de/blog/die-abkehr-von-ausgetretenen-wegen 

-ii/ (Call: 10.09.2018). 

—	 (2014c), «Die Abkehr von ausgetretenen Wegen 

III», URL: https://www.identitaere-bewegung.

de/blog/die-abkehr-von-ausgetretenen-wegen 

-iii/ (Call: 10.09.2018). 

—	 (2013), «Kritik der Islamkritik», URL: https://www. 

identitaere-bewegung.de/blog/kritik-der-islam-

kritik/ (Call: 10.09.2018).

Rothacker, E. (1934), Geschichtsphilosophie, München.



perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2  89

Die Identitäre Ideologie

Schattleitner, C. (2017), «Die ‹Identitären› sind laut 

Innenministerium eine Gefährdung für das fried- 

liche Zusammenleben», VICE, 14.06.2017, URL:  

https://www.vice.com/de_at/article/bj854m/ 

die-identitaren-sind-laut-innenministerium-eine- 

gefahrdung-fur-das-friedliche-zusammenleben 

(Call: 10.09.2018). 

Sluga, H. (2013), Heidegger’s Crisis: Philosophy and 

Politics in Nazi Germany, Cambridge/MA. 

Smith, D. L. (2011), Less Than Human: Why We 

Demean Enslave, and Exterminate Others, New 

York.

Steizinger, J. (in Vorbereitung), «National Socialism 

and the Problem of Relativism», in The Emer-

gence of Modern Relativism: The German Deba-

tes from the Enlightement to National Socia-

lism, London/New York (Routledge), hg. von M. 

Kusch, K. Kinzel, J. Steizinger und N. Wildschut.

—	 (2018), «The Significance of Dehumanization: 

Nazi Ideology and its Psychological Consequen-

ces», in Politics, Religion & Ideology 19: 139–157.

—	 (2016), «Politik versus Moral. Alfred Baeum-

lers Versuch einer philosophischen Interpre-

tation des Nationalsozialismus», in Jahrbuch 

zur Geschichte und Wirkung des Holocaust 20: 

29−48.

Teply, Karl: Die Einführung des Kaffees in Wien. Georg 

Franz Kolschitzky, Johannes Diodato, Isaak de 

Luca, Wien 1980.

Wolters, G. (1999), «Der ‹Führer› und seine Denker. 

Zur Philosophie des ‹Dritten Reichs›», Deutsche 

Zeitschrift für Philosophie 47: 223–251.

renden Gesichtspunkten zu rezipieren sucht, ist 
gut beraten, sich darüber Rechenschaft abzu-
legen, warum ein solcher Schritt sinnvoll ist. 
Bauer wies 1907 und 1924 in den Vorwörtern 
zur ersten und zweiten Auflage darauf hin, in 
Österreich-Ungarn und Russland, also in den 
damals klassischen Vielvölkerstaaten, aber 
auch in den west- und mitteleuropäischen Nati-
onalstaaten habe die Nationalitätenfrage eine 
solche Hegemonie erlangt, dass sich die Poli-

Wien 1975, S. 49–622. Die Fundstellen aus dieser 
Edition sind im Text in runden Klammern kennt-
lich gemacht. Die lateinische Ziffer bezeichnet den 
Band, die arabische die Seitenzahl.

Einleitung

1906 schloss Otto Bauer im Alter von 25 Jah-
ren seine Studie über Die Nationalitätenfrage 
und die Sozialdemokratie ab. Ein Jahr später 
erschien sie als zweiter Band in der von Rudolf 
Hilferding und Max Adler herausgegebenen 
Reihe «Marx-Studien. Blätter zur Theorie und 
Politik des wissenschaftlichen Sozialismus» in 
Wien. Wer diese im ersten Band der Bauer-Werk-
ausgabe erneut abgedruckte Studie mit einem 
Umfang von 573 Druckseiten1 unter aktualisie-

1	 Vgl. Otto Bauer, Die Nationalitätenfrage und die 
Sozialdemokratie, in: ders., Werkausgabe, Band 1, 

Richard Saage

Nation als sozialdemokratisches Projekt
Otto Bauer und die Nationalitätenfrage in der Habsburgermonarchie
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tik im Allgemeinen und die der Arbeiterklasse 
im Besonderen ihr nicht entziehen könne. Auch 
heute ist zu Recht von einer «Renaissance des 
Nationalen» die Rede, wenn auch die sozio-kul-
turellen und ökonomischen Kontexte der Habs-
burgermonarchie von den heutigen sehr unter-
schiedlich sein mögen. Doch immerhin fanden 
Meinungsforscher heraus, dass sich aktuell «86 
Prozent der Befragten von Algier bis Zaire (…) 
‹sehr› oder ‹ziemlich stolz› auf ihre Nation (zeig-
ten). (…) Das Bekenntnis zu Nation und Nati-
onalstaat ist nach wie vor weit verbreitet und 
scheint einem tieferen Bedürfnis nach einer 
besonderen Art von kollektivem ‹Wir› zu ent-
sprechen» (Michael Bröning).

Aber auch auf der Ebene der Nationali-
tätenforschung ist Bauers Rolle als Pionier 
weitgehend anerkannt.2 Er war einer der 
ersten Theoretiker, der den substantiellen 
Begriff der Nation in ihrer biologistischen 
und spirituellen Spielart als unwissenschaft-

2	 Vgl. u.a. Andreas Fisahn, Zur Aktualität der Natio-
nalitätenfrage, in: Andreas Fisahn / Thilo Scholle / 
Ridvan Ciftci (Hrsg.), Marxismus als Sozialwissen-
schaft. Rechts- und Staatsverständnisse im Austro-
marxismus, Baden-Baden 2018, S.195–209; Zyg-
munt Bauman, Retropia, Berlin 2017, S. 96f, 211, FN 
49; Ewa Czerwińska-Schupp, Otto Bauer. Studien 
zur sozial-politischen Philosophie, Frankfurt a. M. 
u.a. 2005, S. 217–254; Eric Hobsbawm, Nationen 
und Nationalismus. Mythos und Realität seit 1780, 
Frankfurt a. M. 1996, S. 12, 18, 58, 183; Benedict 
Anderson, Die Erfindung der Nation, Berlin 1998, 
S. 97f; Helmut Konrad, Otto Bauer und die Nationa-
litätenfrage, in: Erich Fröschl / Helge Zoitl (Hrsg.), 
Otto Bauer (1881–1938). Theorie und Praxis, Wien 
1985, S. 103–112; Ephraim J. Nimni, The Nationali-
ties Theory of Otto Bauer and the Relevance to the 
Analysis of Contemporary National Formations, in: 
Fröschl/Zoitl (Anm. 2), S.113–126; Karl W. Deutsch, 
Nationalism and Social Communication. An Inquiry 
into the Foundations of Nationality, Cambridge/
Mass. u. London 1969, S.  19–20, 22, 99, 271f, 
285f, 295, 308; Hans Mommsen, Die Sozialdemo-
kratie und die Nationalitätenfrage im habsburgi-
schen Vielvölkerstaat, Wien 1963.

lich zurückwies und durch eine historisch 
generische Variante als kulturelle Autono-
mie ersetzte. Die praktischen Folgerungen, 
die Bauer aus seiner Version der Nation zog, 
sind bis auf den heutigen Tag für die kriti-
sche Nationalismusforschung richtungswei-
send: So ist seine Option für das Personali-
tätsprinzip, das es dem mündigen Bürger in 
der k. und k. Monarchie selber überlässt, zu 
welcher Nation er gehören will, als Lösungs-
modell für nationale Konflikte nach wie 
vor relevant.3 Die Ablehnung einer Identi-
tät von Territorium und kultureller Orien-
tierung als Signum der Nation ist so die 
Voraussetzung dafür, dass  – wäre sie zum 
Verfassungsprinzip geworden  – «die Kon-
tinuität der nationalen Identitäten und 
einer dauerhaften (und hoffentlich friedvol-
len) Kooperation zwischen ihnen innerhalb 
eines multiethnischen österreichisch-ungari-
schen Staatsgebildes mit seinem unauflös-
baren Völkergemisch»4 hätte gesichert wer-
den können. Zwar ist der Begriff der Nation 
bei Otto Bauer in der Auseinandersetzung 
mit dem Vielvölkerstaat Österreich-Ungarns 

3	 Dieser Ansatz setzt sich zwar der Kritik aus, eine 
Variante des Voluntarismus zu sein, «der behaup-
tet, alles, wessen es zu einer Nation bedürfe, sei 
der Wille, eine zu sein» (Hobsbawm, Anm. 2, S. 18). 
Doch differenzierte Beobachter wie Otto Bauer 
wussten sehr wohl, «daß Nationen auch objektive 
Elemente gemeinsam hatten. Wie auch immer, das 
Herausstellen des Bewußtseins oder der persön-
lichen Entscheidung als Kriterium für die Nation 
bedeutet unausgesprochen, die komplizierten und 
vielfältigen Weisen, wie Menschen sich als Mitglie-
der von Gruppen definieren und ständig neu defi-
nieren, einer einzigen Option unterordnen: der Ent-
scheidung für die Zugehörigkeit zu einer ‹Nation› 
oder ‹Nationalität›» (ebd., S. 19).

4	 Bauman (Anm. 2), S. 211, FN 49. Umso erstaunli-
cher ist, dass Bauers Ansatz in einem neueren For-
schungsbericht nicht erwähnt wird. Vgl. Christian 
Jansen / Henning Borggräfe, Nation, Nationalität, 
Nationalismus, Frankfurt a. M. / New York 2007.
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entstanden. Aber seine Aktualität besteht 
darin, dass er von seinem Ursprung gelöst 
und auf heutige nationale Minderheiten 
in den Einwanderungsländern übertragen 
werden kann.5 

Auch im marxistischen Kontext kann 
Bauer für sich in Anspruch nehmen, als ers-
ter neue Wege in der Nationalitätenfrage 
beschritten zu haben.6 Er brachte nämlich 
gegen Marx die These in Stellung, der im 
Gefolge der kapitalistischen Entwicklung 
erstarkende Sozialismus werde die Kultur 
nicht weltweit homogenisieren, sondern 
sie im Gegenteil vertiefen und differenzie-
ren. Umgekehrt nimmt aber auch der Sozi-
alismus nationale Züge an  – je nach der 
Eigenart der jeweiligen Nation, deren nati-
onales Kulturerbe er weiterentwickelt.7 Und 
im Unterschied zu dem ökonomistischen 
Reduktionismus bzw. dem Klassenreduk-
tionismus in der Nationalitätenfrage bei 
Kautsky und Lenin beginnt seine Analyse 
jenseits des mechanistischen Basis-Über-
bau-Syndroms der Zweiten Internationale 
nicht mit der Rolle der Bourgeoisie und 

5	 Vgl. Hobsbawm (Anm. 2), S. 185.

6	 Vgl. hierzu grundlegend Nimni (Anm.2) , S.113–125.

7	 Bauer übernimmt zwar das von Marx geprägte ana-
lytische Rüstzeug, aber er geht in seinem Begriff der 
Nation deutlich über dessen Ansatz hinaus. «Marx 
hatte angenommen, wie er auch im Kommunisti-
schen Manifest schrieb, daß ‹die nationalen Abson-
derungen und Gegensätze der Völker mehr und 
mehr verschwinden, schon mit der Entwicklung 
der Bourgeoisie, mit der Handelsfreiheit, dem Welt-
markt, der Gleichförmigkeit der industriellen Pro-
duktion und der ihr entsprechenden Lebensverhält-
nisse›. Bauer hingegen zeigte, daß in dem Maße, in 
dem die Arbeiterklasse Anteil an den Kulturgütern 
erringt und schließlich in der sozialistischen Gesell-
schaft ein volles Mitglied der nationalen Kulturge-
meinschaft wird, sich die Nationen immer stärker 
in ihrem Nationalcharakter differenzieren müssen» 
(Julius Braunthal, Einleitung, in: I 11).

den Produktionsverhältnissen, sondern mit 
dem Nationalcharakter.8 In dem Maße, wie 
Bauer ein direktes Kausalverhältnis zwi-
schen der Nation und der ökonomischen 
Basis und den Klassenverhältnissen vermei-
det, öffnet er seinen Ansatz für kulturelle, 
historische, politische, soziale etc. Einflüsse, 
die auf die Nation einwirken und sie kons-
tituieren. 

Trotz dieser Revisionen der marxistischen 
Orthodoxie blieb Bauer in seiner Studie 
den Prämissen der Geschichtsauffassung 
des Historischen Materialismus verhaftet. 
So stellt Andreas Fisahn zu Recht fest: «Die 
marxistische Geschichtsschreibung beginnt 
Bauer bei den alten Germanen und lässt 
sie zu seinen Lebzeiten enden. Marxistisch 
ist diese Geschichtsschreibung vielleicht 
deshalb, weil Bauer gleichsam versucht, 
einen dialektischen Verlauf zu konstruie-
ren: die geeinte, aber sich ihrer nicht selbst 
bewusste germanisch-deutsche Nation ent-
äußert sich im Feudalismus und zerfällt in 
unterschiedliche Teile, die mit dem Natio-
nalstaat zu einer erneuten, nun sich selbst 
bewussten Einigung kommen».9 Es liegt 
nahe, Fisahns einschränkendes «vielleicht» 
bei seiner marxistischen Zuordnung des 
Bauerschen Ansatzes zu streichen, wenn 
man bedenkt, dass in dieser Studie zum 
ersten Mal das Phänomen der Nation aus 
der ökonomischen Entwicklung, aber unter 
Berücksichtigung nichtökonomischer, d. h. 
historischer, kultureller, politischer und sozi-
aler Vermittlungsebenen heraus rekonstru-
iert wird.

Doch Bauers marxistisch grundier-
ter Begriff der Nation steht in einem Kon-
kurrenzverhältnis zu den beiden in sei-

8	 Vgl. Nimni (Anm.2), S. 119.

9	 Fisahn (Anm.2), S. 196. 
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ner Gegenwart hegemonialen Ansätzen: 
dem spiritualistischen und dem naturalisti-
schen Paradigma. Daher wird im Folgenden 
zunächst diskutiert, wie Bauer die Defizite 
beider Konzeptionen bestimmte, die sein 
eigener Ansatz angeblich vermeidet. Sodann 
haben wir uns den Sackgassen zuzuwenden, 
in denen sich nach Bauer der naive Natio-
nalismus und der naive Kosmopolitsmus 
verheddern. Anschließend ist auf die prak-
tische Anwendung des Bauerschen Begriffs 
der Nation auf die Konflikte des Habsbur-
gerschen Vielvölkerstaates einzugehen. Im 
letzten Teil schließlich wird erneut das Prob-
lem der Aktualisierung thematisiert.

Bauers «dritter Weg» jenseits des  
nationalen Spiritualismus und des  
nationalen Materialismus

Bauer ist diesen Fragen nicht ausgewichen. 
Für den Stand der Diskussion zum Zeit-
punkt der Publikation seiner Schrift sah er 
es als charakteristisch an, dass er auf die 
Bestimmung des Nationalcharakters der 
einzelnen Völker als einer absolut gesetzten 
Entität fokussiert war. Bauer bestritt nicht, 
dass es übereinstimmende Merkmale der 
Individuen der einzelnen Nationen gebe. 
Aber diese seien im Gegensatz zu der herr-
schenden Auffassung nur relativ. Abgese-
hen von aus der Klassenlage und den Beru-
fen folgenden Differenzen des individuellen 
Verhaltens, sei nämlich der Nationalcharak-
ter bei aller Konstanz offen für einen Wan-
del im historischen Prozess. Es reiche also 
nicht aus, den Nationalcharakter in einer 
Art Momentaufnahme als Entität10 statisch 

10	 Es ist das Verdienst Bauers, die Nation als «natür-
liche» Substanz oder Entität, die dem Einzelnen 
als ehernes Schicksal vorgegeben ist, in ein im his-

abzubilden, weil er dann durch Ausblen-
dung seiner historischen Variabilität defor-
miert werde. In Wirklicheit sei das bloße 
Konstatieren eines Nationalcharakters 
keine Erklärung, «sondern er ist zu erklä-
ren. Mit der Feststellung der Verschieden-
heit der Nationalcharaktere hat die Wissen-
schaft das Problem der Nation nicht gelöst, 
sondern erst gestellt. Wie jene relative Cha-
raktergemeinschaft entsteht, woher es 
kommt, daß alle Nationsgenossen bei aller 
individuellen Verschiedenheit und bei aller 
körperlichen und geistigen Gleichartigkeit 
mit anderen Menschen sich doch von den 
Zugehörigen der anderen Nationen unter-
scheiden, das eben wird die Wissenschaft 
zu begreifen haben» (I 74).

Genau in dieser Gleichsetzung des Prob-
lems mit seiner Lösung gipfelt Bauers Kri-
tik am nationalen Spiritualismus. Diese 
Denkschule, die bekanntlich in Georg Wil-

torischen Prozess entstandenes Artefakt verflüs-
sigt zu haben, das von Menschen gemacht und 
von ihnen zu verantworten ist. So gesehen, ruhen 
renommierte Nationalismusforscher wie Eric Habs-
bawm und Ernest Gellner auf den Schultern von 
Otto Bauer. «Hobsbawm ist weit davon entfernt, 
die rapide Zunahme der Nationalismen durch das 
Hinzutreten neuer politisch autonomer Entititäten 
zu jenen, in die die Menschheit ohnehin schon auf-
geteilt war, als ein naturgegebenes ‹alternativlo-
ses› Produkt der ‹objetiven› Gesetze der Geschichte 
oder eine endemische Eigenschaft der Seinsweise 
der menschlichen Spezies zu bezeichnen. Im Gegen-
teil: Er versichert wiederholt, dass diese Zunahme 
durch von Menschen getroffene Entscheidungen 
verursacht wurde – die, wie es bei Entscheidungen 
nun einmal der Fall ist, auch anders hätten ausfal-
len können» (Bauman, Anm. 2, S.  94). Ähnliches 
trifft auf Gellners Ansatz zu. Er falsifiziert die Vor-
stellung, dass «dass ein Mensch (…) eine Nationali-
tät (braucht), so wie er eine Nase und zwei Ohren 
haben muß; das Fehlen eines dieser Attribute ist 
zwar nicht unvorstellbar und mag von Zeit zu Zeit 
vorkommen, aber nur als Ergebnis eines Unglücks: 
Es ist selbst eine Art Unglück» (Zit. n. ebd., S. 80).
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helm Friedrich Hegels Geschichtsphiloso-
phie ihren systematisierten Ausdruck fand, 
führt die Handlungen der Mitglieder einer 
Nation auf den sogenannten «Volksgeist»11 
bzw. auf eine geheimnisvolle «Volksseele» 
zurück. Diese Konstruktion, wie sie von der 
historischen Rechtsschule vertreten wurde, 
erzeuge in den Individuen einer Nation 
nicht nur eine Rechtsgemeinschaft, son-
dern darüber hinaus alle Handlungen, alle 
Schicksale der Nation als Manifestationen 
des Volksgeistes. Dieser avanciere so zum 
Substrat, zur Substanz der Nation, die das 
beharrende Moment im historischen Wan-
del ausmacht. Die Individuen innerhalb der 
Nation fungieren nach diesem Paradigma 
in ihrer Verschiedenheit als «bloße modi, 
bloße Erscheinungsweisen dieser geistigen 
Substanz» (I 74). Es ist klar, dass im Licht 
des Bauerschen Begriffs der Nation diese 
metaphysische Konstruktion zu einer kau-
salen Erklärung des empirischen Charak-

11	 In Hegels teleologischer Identitätsphilosophie ist 
die Weltgeschichte die Entwicklung vom «an sich 
Sein», d. h. von der Potenzialität der freilich dyna-
misierten Substanz des Weltgeistes zu dessen «für 
sich Sein», d. h. zu seiner Aktualisierung in der 
Geschichte. Der Volkgeist bezeichnet eine fortge-
schrittene Entwicklungsstufe in diesem Prozess. 
Dass eine solche metaphysische Konstruktion bei 
einem Marxisten wie Bauer, der zudem einem 
naturwissenschaftlichen Weltbild anhing, auf Skep-
sis stieß, kann nicht verwundern. Für ihn ist der 
Volksgeist «nichts anderes mehr als ein romanti-
sches Gespenst» (I 76). Das Gleiche gilt für die in 
Analogie zum Volksgeist konstruierte Substanz der 
«Volksseele», an deren Stelle nach Kants «zersetzen-
der» Kritik an der rationalen, mit dem Substanzbe-
griff operierender rationaler Psychologie eine empi-
rische Variante getreten sei, «die uns das durch 
unmittelbare Erfahrung gegebene Vorstellen, Füh-
len und Wollen und das durch mittelbare Erfahrung 
gegebene Vorstellen, Fühlen und Wollen der ande-
ren empirisch gegebenen Individuen in ihrer wech-
selseitigen Abhängigkeit von einander zu verste-
hen» (I 76) lehrt.

ters der Mitglieder einer Nation nicht taugt: 
Sie erklärt ihn nicht, sondern umgeht die 
Lösung durch den Rekurs auf das Göttli-
che, dessen Emanation der Volksgeist und 
die von ihm zu einer Nation verbundenen 
Individuen sind. Im Kern endet, so Bauer, 
der nationale Spiritualismus in einer Tau-
tologie: «Wir wollen etwas erklären, indem 
das, was erklärt werden soll, doch schon im 
angeblich Erklärenden selbst enthalten, die 
angebliche Ursache nichts anderes als eine 
Abstraktion aus den zu erklärenden Wirkun-
gen ist» (I 76).

Aber dem nationalen Spiritualismus 
stand im Entstehungskontext der Bauer-
schen Schrift der nationale Naturalismus 
bzw. Materialismus gegenüber. Im Gegen-
satz zum nationalen Spiritualismus sieht 
der nationale Materialismus das Substrat 
der Nation nicht in einem metaphysischen 
Volksgeist, sondern in dem von Geschlecht 
zu Geschlecht durch Vererbung weiterge-
reichten Keimplasma12, das wir heute wohl 
als einen kollektiven Genpool bezeichnen 
könnten. Die Geschichte der Nation ist 
in dessen Licht nicht die Entwicklung des 
Volksgeistes, sondern die Genese der Verän-
derung des Keimplasmas. «Die Gebär- und 
Zeugungskraft der Rasse entscheidet über 

12	 Die Keimplasma-Theorie geht auf den deutschen 
Zoologen August Weismann (1834–1914) zurück. 
Sie besagt, «dass multizellulare Organismen aus 
Keimzellen, die die Erbinformationen enthalten, 
sowie aus somatischen Zellen bestehen, die die 
Körperfunktionen ausführen. Die Keimzellen wer-
den weder beeinflusst durch das, was der Körper 
lernt, noch durch irgendwelche Fähigkeiten, die 
dieser während seines Lebens erwirbt. Sie kön-
nen somit diese Informationen auch nicht auf die 
nächste Generation weiterreichen (Weismann-Barri-
ere)» (Richard Saage, Zwischen Darwin und Marx. 
Zur Rezeption der Evolutionstheorie in der deut-
schen und der österreichischen Sozialdemokratie vor 
1933/34, Wien 2012, S. 242).
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die Geschichte des Volkes; die Erhaltung 
der Reinheit des Blutes, die Vermischung 
der Keime verschiedener Abstammungsge-
meinschaften  – das sind die wahren gro-
ßen Ereignisse der Weltgeschichte, die in 
den Lebensschicksalen der einzelnen Men-
schen und ganzer Nationen in Erscheinung 
treten» (I 79). Bauer attestierte dem natio-
nalen Naturalismus eine höhere Stufe der 
Erkenntnis der Nation als der des nationa-
len Spiritualismus, weil er seinen Ausgang 
nimmt von der empirischen Tatsache der 
Vererbung von Eigenschaften der Eltern auf 
die Kinder und weil er dadurch metaphysi-
sche Umdeutungen vermeidet. Außerdem 
fuße «der nationale Materialismus auf dem 
auch unserer Naturwissenschaft unentbehr-
lichen Begriff der Materie, der nationale 
Spiritualismus auf dem von der Psycholo-
gie aufgegebenen Begriff der Seelensubs-
tanz» (I 80). 

Dennoch lehnte es Bauer ab, die natura-
listische Antwort des nationalen Materialis-
mus auf das Problem der Nation zu akzep-
tieren. Er baue nicht nur auf dem Mythos 
einer «reinen» Abstammunggemeinschaft 
auf, die es längst nicht mehr gebe, aber 
als Ideologie zur Exklusion von Minoritä-
ten instrumentalisiert werden könne.13 Dar-
über hinaus, gründe er auf einen überhol-
ten Kausalitätsbegriff, wonach das Ich die 
Ursache und die daraus folgende Hand-
lung die Wirkung ist. Von diesem substan-
tiellen Kausalitätsbegriff ausgehend, gebe 
sich der nationale Materialismus damit 
zufrieden, über eine monokausale Ur-Sache 
für die Nation zu verfügen, nämlich in dem 

13	 Auf diesen Sachverhalt weist neuerdings auch hin 
Wolfgang Streeck, Nicht ohne meine Identität? Die 
Zukunft der Nationalstaaten, in: Universitas, 73. Jg. 
(2018), Nr. 861, S. 7 f.

von einer Generation zur anderen vererb-
ten Keimplasma. Doch dieser substantielle 
Kausalitätsbegriff sei naturwissenschaftlich 
obsolet. Dessen angeblich beharrende Sub-
stanz werde nämlich als bewirkte Erschei-
nung sofort wieder selbst zur Ursache, die 
neue Wirkungen hervorbringe und so den 
endlosen Kausalnexus fortsetze. In dem 
Augenblick aber, in dem man den substan-
tiellen durch den aktuellen Kausalitätsbe-
griff ersetze, erscheine der nationale Mate-
rialismus in einem neuen Licht. Sein subs-
tantieller Charakter löse sich auf, weil er 
in die Kausalität des historischen Kontex-
tes eingebunden werde, in dem er Gestalt 
annehme. Mit anderen Worten: Zwar prägt 
nach Bauer die biologische Abstammungs- 
und Naturgemeinschaft den Nationalcha-
rakter mit. Aber diese sehe sich ihrerseits 
von den Kausalitäten des sozio-kulturel-
len und historischen Prozesses beeinflusst, 
denen sie sich nicht zu entziehen vermag. 

Das Keimplasma determiniert also nicht 
einseitig und nach außen hermetisch abge-
schlossen den Charakter einer Nation, 
sondern wird seinerseits in seiner Ausfor-
mung durch die soziokulturelle Umwelt 
geprägt. Als Beweis für seine These führt 
Bauer Charles Robert Darwins evolutio-
näre Selektionstheorie an. Sie widerspre-
che keineswegs der sogenannten Materi-
alistischen Geschichtsauffassung von Karl 
Marx, sondern verleihe ihr eine neue Bedeu-
tung. Doch worin besteht die gemeinsame 
Schnittmenge? Die Antwort lautet: «Die 
Bedingungen, unter denen ein Volk seinen 
Lebensunterhalt produziert, regeln seine 
Auslese. Die diesen Bedingungen Bestan-
gepassten überleben und pflanzen ihre Art 
fort, vererben also ihre Eigenschaften auf 
die späteren Geschlechter, die Minderan-
gepassten werden bei längerer Dauer glei-
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cher Produktionsbedingungen allmählich 
ausgeschieden; in den erreichten Charak-
termerkmalen späterer Generationen spie-
geln sich daher die Produktionsbedingun-
gen früherer Geschlechter wider» (I 85). Der 
Schluss aus diesem Kausalzusammenhang 
ist unausweichlich. Wenn es zutrifft, dass 
die biologisch vermittelten, durch Selektion 
geprägten Charaktereigenschaften einer 
Nation nichts weiter sind als ihre «erstarrte 
Geschichte» (I 87), dann ist der nationale 
Materialismus nicht zu halten: Er rekurriert 
nicht nur auf einen überholten, weil subs-
tantiellen Kausalitätsbegriff, sondern redu-
ziert die Geschichte der Nation auf eine ein-
zige Ursache: die «mit geheimnisvoller Kraft 
begabten Materie, des Keimplasmas» (l 85).

Die entwicklungsgeschtliche Dimension 
der Nation bildet sich nach Otto Bauer 
also in der Konvergenz zweier analytisch 
zu unterscheidenden Paradigmen ab: Einer-
seits haben wir es mit einer genetisch ver-
mittelten Abstammungsgemeinschaft, an
derseits mit einer sozio-kulturellen, auch 
aus ökonomischen Artefakten bestehenden 
Überwölbung des naturalistischen Subst-
rats der Nation zu tun, die den biologischen 
Selektionsprozess steuert. Die eine Linie ist 
mit der Evolutionstheorie von Darwin ver-
bunden, die andere verweist auf den metho-
dischen Ansatz des Historischen Materialis-
mus von Marx.14 Bauer gibt sich aber nicht 
mit dem Aufweis dieser Konvergenz zufrie-
den. Er zeigt in seiner Studie, dass es im 
Verlauf der Geschichte zu einer umfassen-
den Vermischung der zahlreichen Abstam-
mungsgemeinschaften kam: Sie drängte 

14	 Bauer folgte insofern einer Denkströmung in der 
Auseinandersetzung marxistisch orientierter Sozial-
demokraten, die charakteristisch für deren Rezep-
tion der Evolutionstheorie Darwins war. Vgl. hierzu 
Saage (Anm.12).

die naturalistische Komponente bei der 
Herausbildung eines nationalen Selbstbe-
wusstseins immer mehr in den Hintergrund, 
bis am Ende, vorangetrieben durch die kapi-
talistische Entwicklung, die sozio-kulturelle 
Dimension hegemonial wurde. 

Doch wie bewährte sich Bauers histo-
risch-generischer Begriff der Nation auf der 
praktischen Ebene in der Konfrontation mit 
dem extremen Nationalismus einerseits und 
dem extremen Kosmopolitismus anderer-
seits? Den extremen Nationalismus erlebte 
Bauer als Ursache einer Dauerkrise des Viel-
völkerstaats der Habsburgermonarchie. Der 
extreme Kosmopolitismus hatte einen nicht 
unbeträchtlichen Einfluss auf die sozialde-
mokratishe Arbeiterbewegung vor dem Ers-
ten Weltkrieg. Was setzte Bauer beiden Strö-
mungen aus der Sicht seines Ansatzes ent-
gegen? Was meint er und wogegen wendet 
er sich, wenn er beiden Ansätzen Naivität 
bescheinigt? Und vor allem: Welche Kon-
sequenzen zog er aus seinem Begriff der 
Nation für eine Verfassungsreform der Mon-
archie einerseits und für die Strategie und 
Taktik der Sozialdemokratie andererseits?

Gegen den naiven Nationalismus und  
den naiven Kosmopolitismus sowie  
deren Alternative

Der naive Nationalismus ist nach Otto 
Bauer Ausfluss des nationalen Materialis-
mus und muss mit denselben Argumen-
ten kritisiert werden, die gegen ihn vorzu-
bringen sind. Die Naivität dieser Nationa-
lismusvariante rührt daher, dass sie die 
Nation zu einer «eigenartigen materiellen 
Substanz» reduziert, der sie die Kraft attes-
tiert, aus sich heraus die nationale Cha-
raktergemeinschaft zu generieren. «Darum 
wird ihm die Geschichte der Menschheit zu 
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einer Geschichte der Kämpfe und der Ver-
mischungen der beharrenden, unveränder-
lichen Rassensubstanzen, Vererbungssub-
stanzen untereinander» (I 181). Was diese 
monokausale naturalistische Geschichts-
konstruktion zu einer unwissenschaftlichen 
Betrachtungsweise macht, ist der Umstand, 
dass sie sich mit der Feststellung der Ver-
schiedenheit der Ethnien begnügt, ohne 
auch nur den Versuch zu unternehmen, 
diese Differenzen multikausal in ihrem his-
torischen Kontext zu erklären. Ließe sie sich 
aber auf diese Fragestellung ein, «so wird 
die Rasse nichts anderes mehr als eines 
jener Mittel, durch die die Bedingungen des 
Kampfes ums Dasein ihre Wirksamkeit ent-
falten, durch die die Produktivkräfte, deren 
sich die Menschen im Kampfe mit der Natur 
bedienen, die nationale Charaktergemein-
schaft bilden» (I 181).

Wie ist nun aber zu erklären, dass der 
naive Nationalismus trotz aller berechtig-
ten wissenschaftlichen Kritik vor allem 
unter dem Einfluss Gobineaus eine Aufwer-
tung erfuhr, deren Attraktivität sich selbst 
die Arbeiterbewegungen jener «geschichts-
losen» Nationen15 nicht zu entziehen ver-

15	 Der Terminus «geschichtslose Nationen» und der 
Gegenbegriff «historische Nationen» ist bei Bauer 
mit keinem Werturteil verbunden, sondern neut-
ral gemeint. Nationen sind dann «geschichtslos», 
wenn es die nationale Unterdrückung ihnen nicht 
erlaubt, eine eigene Kultur als Voraussetzung poli-
tischer Handlungsfähigkeit zu entwickeln. Sie 
sind aber auf diesen Status nicht festgelegt, son-
dern könnnen, bestimmte Bedingungen vorausge-
setzt, zu historischen Nationen «erwachen». Umge-
kehrt verfügen die historischen Nationen über eine 
eigene Kultur, die sie zu einer politisch handlung-
fähige Größe reifen lässt. Doch andererseits kön-
nen sie aber auch wie das tschechische Volk von 
einer einer ehemals historischen Nation in der Frü-
hen Neuzeit infolge politischer Ereignisse auf den 
Status einer geschichtslosen Nation absinken, um 

mochten, die – wie die tschechischen Arbei-
ter  – unter der sozio-kulturellen Hegemo-
nie einer fremden, nämlich der deutschen 
Herrenklasse, leben mussten? Bauer sieht 
diesen Tatbestand in den sozialen Bedin-
gungen begründet, unter denen sich der 
«revolutionäre Instinkt» der Arbeiterklasse 
auslebte. Von der herrschenden Kultur aus-
geschlossen, unzufrieden mit der geltenden 
Verfassung und den kapitalistischen Aus-
beutungsverhältnissen mussten sie erleben, 
wie die eigenen nationalen Zeitungen kon-
fisziert und die kleinbürgerlichen Vorkämp-
fer des tschechischen Nationalismus gegen 
die deutsche Bourgeoisie und Bürokratie 
eingekerkert wurden. Bauer betont, dass die 
Nationalisierung der Massen nicht primär 
deren eigenes Werk war. Vielmehr spielten 
die Lehrer und die niedere Geistlichkeit die 
Rolle der «Erwecker der Nation» (I 285), die 
engen Kontakt zu den Arbeitern pflegten. 
So gerieten diese unter den Einfluss eines 
Nationenbegriffs, der «nicht reflektiert, son-
dern aus Zuneigung und Haß geboren, 
unreflektiert, naiv» (I 353) war. Das Signum 
dieses naiven Nationalismus fasste Bauer in 
der Formel zusammen: «Nationaler Haß ist 
transformierter Klassenhaß» (I 315).

Doch ebenso große Bedeutung wie dem 
naiven Nationalismus maß Bauer dem nai-
ven Kosmopolitismus bei. Dieser setze den 
Nationalcharakter nicht nur nicht abso-
lut, sondern negiere ihn, indem er als ein-
zige Differenz die Verschiedenheit der Spra-
che akzeptiere. Was zählt, sei der Mensch 
an sich, losgelöst von allen nationalen Prä-
gungen und Konnotationen. Als Vertreter 
dieser kosmopolitischen Richtung machte 

dann erst wieder im 19. Jahrhundert in der Habs-
burgermonarchie allmählich ihre kulturelle und 
damit nationale Identität wiederzugewinnen. 
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Bauer Strömungen in der katholischen 
Glaubenslehre, in der Humanitätsphiloso-
phie der Aufklärung, aber auch in der pro-
letarischen Arbeiterbewegung aus. Am 
reinsten bildete sich ihm zufolge freilich die-
ser Kosmopolitismus in der Gesellschafts-
theorie des modernen Naturrechts ab, in 
welcher die Gesellschaft als bloße Summe 
äußerlich durch Sprache und Vertrag ver-
bundener Individuen erscheint (I 187). Naiv 
ist nach Bauer dieser Kosmopolitismus des-
wegen, weil er das ausblendet, was er «nati-
onale Apperzeption» nennt16.

Gewiss, die Nation ist nach Bauer weder 
eine naturalistische Substanz noch eine 
metaphysische Entität. Doch das bedeutet 
nicht, dass sie beliebig dekonstruiert wer-
den kann.17 Vielmehr zeigt Bauer in seinem 
kulturgeschichlichen Enwicklungsszenario 
der Nation, wie es in diesem während eines 

16	 Der analytische Begriff der «nationalen Apperzep-
tion» geht auf die Transzendentalphilosophie Imma-
nuel Kants zurück. Er ist ein Synonym für das, was 
Kant die Transzendentale Subjektivität nennt: Sie 
stiftet dem menschlichen Bewusstsein die apriori-
schen Kategorien wie Kausalität etc. und Anschau-
ungsformen wie Raum und Zeit, in deren Spektrum 
wir zwar nicht die Totalität, aber doch Aspekte der 
uns umgebenden Wirklichkeit erkennen können. In 
Analogie zu dieser erkenntnistheoretischen Vorrich-
tung konstruierte Bauer den Begriff der nationa-
len Apperzeption: Wir können nur Einflüsse ande-
rer Nationen aufnehmen, indem wir sie mit der 
Kultur unserer Herkunftsgesellschaft kompatibel 
machen. Diese kulturelle Horizontverschmelzung 
bringt Bauer auf folgende Formel: «Durch diese 
große Tatsache der nationalen Apperzeption wird 
jeder Gedanke, den eine Nation von der anderen 
übernimmt, dem ganzen Sein einer Nation immer 
erst angepasst, von ihr erst verändert werden müs-
sen, ehe sie aufgenommen wird. (…) Anpassung an 
die bestehende geistige Kultur der Nation bedeu-
tet aber Verknüpfung, Ineinssetzung mit der gan-
zen Geschichte der Nation» (I 168).

17	 Vgl. zu diesem Sachverhalt auch Streeck (Anm. 13), 
S. 8.

langen historischen Prozesses zu einem je 
spezifischen Mantra kommt, das wie ein Fil-
ter für Einflüsse von außen wirkt. Diese wirk-
ten niemals mit der gleichen Kraft «auf die 
Individuen ein, wie die ursprüngliche nati-
onale Kultur. Sie werden nie unverändert 
aufgenommen, sondern unterliegen in dem 
Prozess der Aufnahme selbst einer Verände-
rung, einer Anpassung an die schon beste-
hende nationale Kultur. Das ist die (…) 
Erscheinung der nationalen Apperzeption» 
(I 178).18

Warum konnte dieser naive Kosmopoli-
tismus zu einer prägenden Strömung inner-
halb der österreichischen Arbeiterbewegung 
werden? Im Gegensatz zur tschechischen 
Sozialdemokratie stand die österreichi-
sche Variante nicht einer fremden Nation 
in Gestalt der herrschenden Klasse gegen-
über. In dem Maße, wie sie in einem weit-
gehend identischen, über Sprache und Ins-
titutionen vermittelten Kontext mit der 
Oberschicht verbunden war, trat der nati-

18	 Wenn man den Begriff über seine Anwendung auf 
die Nation hinaus weiter fasst, könnte man auch 
heute von einer «westlichen Apperzeption» reden. 
Sie gerät zunehmend unter den Druck eines kunst-
historischen Kosmopolitismus, wie er sich heute in 
dem Konstrukt einer virtuellen «Weltkunst» Bahn 
zu brechen scheint. Doch deren Realisierung z. B. 
in Berliner Ausstellungen und Museen lassen die 
Kohärenz eines nachvollziehbaren Narrativs vermis-
sen. Stattdessen reduzieren sich die Ausstellungs-
objekte auf «den kleinsten gemeinsamen Nenner, 
dass nämlich Künstler irgenwann, irgendwo, irgend-
etwas in eine in irgendeine Form gebracht und sich 
dabei gelegentlich fremder Idiome bedient haben. 
Die angestrebte Morphologie einer vermeintlich 
weltumspannenden Kunst gerät da leicht zur Kako-
phonie» (Andreas Beyer, Die Unmöglichkeit einer 
Weltkunst. Kunstgeschichte im Konjunktiv: Wie die 
Berliner Museen aus dem westlichen Kanon ausbre-
chen wollen und sich dabei verrennen, in: Frankfur-
ter Allgemeine Sonntagszeitung, 6. Mai 2018, Nr. 
18, S 47).
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onale Streit gegenüber dem sozialen Klas-
senkampf in den Hintergrund. Nicht natio-
nale Forderungen, sondern soziale Optionen 
nach einem materiell und kulturell besseren 
Leben beherrschte das Denken des österrei-
chischen Arbeiters, das seiner Ansicht nach 
nicht ein Privileg des Besitz- und Bildungs-
bürgertums bleiben darf. «So lebt in den 
Arbeitern wieder der Gedanke der Humani-
tät auf, die Forderung nach Gleichheit alles 
dessen, was Menschenantlitz trägt. Nun wird 
die Nation (…) zu einem bürgerlichen Vorur-
teil. Die nationalen Unterschiede verblassen 
vor seinem Auge, und wie er gegen Ausbeu-
tung und Unterdrückung kämpft, so will er 
die Ausbeutung und Unterdrückung über-
haupt beseitigen. (…) Er fühlt sich als Kämp-
fer für die Befreiung der ganzen Mensch-
heit» (I 354). Bauers These läuft also auf die 
Formel hinaus, dass die Unterschichten der 
national unterdrückten Völker zu einem nai-
ven Nationalismus, die unterdrückte Klasse 
in den national gesättigten Ländern aber zu 
einem naiven Kosmopolitismus neigen.

Bauer siedelte den naiven Nationalismus 
und Kosmopolitismus auf der untersten 
Entwicklungsstufe des sozialen Emanzipa-
tionskampfes an. Er gewinnt erst dann an 
sozialistischer Reife, wenn er die obersten 
Sprossen der Emanzipationsskala erklom-
men hat. Dieses Stadium ist nach Bauer 
dann erreicht, wenn sich die Einstellung der 
Arbeiter zur nationalen Frage ändert und 
ihre internationale Politik die Sonderart 
des Proletariats aller Nationen klar erkennt 
und akzeptiert. Bei voller Anerkennung der 
Verschiedenheit der Nationen, propagiert 
Bauer als Orientierungsnorm den proleta-
rischen Internationalismus, der im Namen 
der Solidarität mit den Arbeitern anderer 
Völker im Kampf gegen den unmittelbaren 
Klassengegner und den ihn begünstigen-

den bürgerlichen Staat den naiven Natio-
nalismus und Kosmopolitismus hinter sich 
lässt. Aber was folgt aus einem so struktu-
rierten Nationenbegriff, der die nationale 
Eigenart mit der Offenheit für eine völker-
verbindende Solidarität synthetisiert? Wel-
cher Verfassungstyp blockiert eine solche 
Synthese und welcher konstitutionelle Ent-
wurf ist geeignet, ihr Geltung zu verschaf-
fen? Und vor allem: Welche konkrete Taktik 
und Strategie der SDAP in der Habsburger-
monarchie ist aus ihr abzuleiten?

Politische Konsequenzen aus Bauers 
historisch-prozessualem Nationenbegriff

Die nationale Frage der Habsburgermonar-
chie, so müssen wir Otto Bauer interpretie-
ren, ist untrennbar mit der Verfassungsfrage 
verbunden. Denn ihm zufolge sind die nati-
onalen Konflikte der Monarchie unmittelba-
rer Ausfluss des zentralistischen Staates auf 
kontraktualistisch-atomistischer Grundlage. 
Der liberale Staat, der die zentralistische 
Souveränitätskonzeption des Absolutismus 
übernahm, gründet sich bekanntlich auf 
der Fiktion ursprünglich Gleicher und Freier, 
die über einen Vertrag aller mit allen einen 
Staat konzipieren, der durch seine Gesetze 
die Regeln bestimmt, unter denen die als 
Egoisten vorgestellten Einzelnen koexistie-
ren wollen und können. Nach diesem atomis-
tisch-zentralistischen Konzept, an dem sich 
auch die vom Liberalismus geprägte Verfas-
sung der Monarchie orientierte, reservieren 
sich zwar die Einzelnen bestimmte Abwehr-
rechte gegenüber dem Staat. Zugleich treten 
sie ihm aber als Vertragspartner ohne nati-
onal geprägte Zwischeninstanzen gegen-
über: Ihre Zugehörigkeit zu einer Nation ist 
in diesem Entwurf vollständig ausgeblendet. 
Denn die Interessendurchsetzung erfolgt 
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ausschließlich über die politischen Parteien 
(I 326), in denen die Gleichen und Freien in 
der Massendemokratie ihre Interessen bün-
deln und in den Staat zu integrieren suchen.

Die Politisierung der nationalen Anliegen 
ist also die notwendige Folge der Tatsache, 
dass sie nur dann zur Geltung kommen kön-
nen, wenn die Parteien sie aufgreifen. Diese 
Transformation der nationalen Interessen 
in parteipolitische Projekte ist aber ver-
hängnisvoll, weil die aus ihnen folgenden 
Konflikte im Parlament in der Regel nicht 
in einen Konsens einmünden, sondern die 
Obstruktion der parlamentarischen Willens-
bildung begünstigen. Handlungsunfähig 
geworden, sieht sich der Reichsrat im Viel-
völkerstaat mit einer Dauerkrise konfron-
tiert, die an den Grundlagen der Monarchie 
rüttelt, weil die parlamentarische Selbst-
blockade die Lösung der nationalen Frage 
verhindert. Für Bauer ist dieses Problem im 
Licht seines Nationenbegriffs nur dann zu 
lösen, wenn die nationalen Konflikte par-
teipolitisch zugunsten der nichtnationalen 
Interessenlagen politisch entschärft wer-
den. Oder anders formuliert: Die Neutrali-
sierung der kulturell grundierten nationa-
len Autonomie der Völker der Monarchie 
muss Grundlage und nicht Gegenstand der 
parteipolitischen Konflikte im Parlament 
sein. Bauer konnte sich bei der Bewältigung 
dieser Herausforderung auf die zahlreichen 
Veröffentlichungen seines austromarxisti-
schen Mitstreiters Karl Renner berufen.

Renner schlug in seinen Schriften zur Ver-
fassungsreform vor, die zentralistisch-ato-
mistische Konstitution der k. und k. Mon-
archie durch einen organischen Ansatz zu 
ersetzen.19 Darunter verstand er, dass ein 

19	 Vgl. exemplarisch Karl Renner (Synopticus), Staat 
und Nation. Staatsrechtliche Untersuchung über 

Verband der Nationen zu gründen sei, der 
als rechtliche Einheit im Staat zusammen-
geführt werde. Diese organische Regelung 
des Zusammenlebens der Staatsbürger ver-
schiedener Nationalität könne in doppel-
ter Weise erfolgen. Einerseits sei sie nach 
dem Territorialprinzip vollziehbar. In die-
sem Fall grenzten sich die von den Natio-
nen bewohnten Gebiete von einander ab, 
in denen sie ihre nationalen Angelegenhei-
ten autonom verwalten, während der über-
nationale Staat der Monarchie die gemein-
samen Angelegenheiten aller Nationen 
regelt. Aber die Nation als Gebietskörper-
schaft hatten nach Renner und Bauer den 
Nachteil, dass in Mischgebieten der Minder-
heitsschutz nicht absolut gesichert war. Die 
Möglichkeit, dass die Mehrheitsnation ihre 
kulturellen Ansprüche homogenisiert und 
die Minderheitsnationen z. B. durch «Säube-
rungen» ihren Willen aufzwingt, stellte eine 
Gefahr dar, die nicht von der Hand zu wei-
sen war.

Bauer setzte sich daher für Renners 
zweite Option ein, die Nation als Personen-
gemeinschaft aufzufassen, ohne ihr die aus-
schließliche Herrschaft über ein Territorium 
zu überlassen. Nach diesem Personalitäts-
prinzip können die Mitglieder einer jeden 
Nation des Vielvölkerstaats, in welchem 
Teil des Reiches sie auch wohnen mögen, 
eine rechtliche Gemeinschaft gründen. Sie 
verwalten ihre nationale Kulturaufgaben 
autonom durch einen gewählten National-
rat, der die Pflicht hat, für die Mitglieder 
der jeweiligen nationalen Rechtsgemein-
schaft z. B. Universitäten, Schulen, Biblio-
theken und Theater einzurichten und für 

die möglichen Prinzipien einer Lösung und die juris-
tischen Voraussetzungen eines Nationalitätenge-
setzes. Mit einer Literaturübersicht, Wien 1899.
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diese kulturellen Zwecke Steuern zu erhe-
ben (I 326). Bauer hatte gute Gründe, im 
Sinne seines Nationenbegriffs für das Ren-
nersche Personalitätsprinzip zu optieren. 
Der Gefahr eines homogenisierenden Über-
griffs einer nationalen Mehrheit auf eine 
nationale Minderheit wurde der Boden ent-
zogen. Die kulturelle Autonomie der einzel-
nen Nationen konnte als gesichert gelten. 
Dem von Bauer bekämpften naiven Kos-
mopolitismus und dem naiven Nationalis-
mus waren die Entfaltungsmöglichkeiten 
gekappt. Vor allem aber hatte nun das Nati-
onalitätenprinzip Verfassungsrang und war 
dadurch dem parteipolitischen Konflikt ent-
zogen, was das Ende der Parlamentskrise 
bedeutete. Und als Marxist hatte für ihn 
diese Regelung den Vorteil, den Klassen-
kampf zu entnationalisieren und dadurch 
den Basiskonflikt von Kapital und Arbeit 
jenseits der nationalistischen Vernebelung 
allen, vor allem aber dem Proletariat selber, 
transparent zu machen.

Welche Aufgaben erwuchsen nun aber der 
Sozialdemokratie aus dem Personalitätsprin-
zip, wie Renner es vorgesehen hatte: Wie zu 
erwarten ist, folgten sie dem Muster der kul-
turellen Autonomie der Nationen bei gleich-
zeitiger Integration in das übernationale 
Gefüge der Habsburgermonarchie. An erster 
Stelle steht für die SDAP der Einsatz für die 
«Konstituierung der nationalen Minderhei-
ten als öffentlich-rechtliche Körperschaften» 
(I 619) auf der politischen Tagesordnung. 
Sodann seien «zweitens unsere parlamen-
tarischen Vertreter und unsere Parteipresse 
auf die prinzipielle internationale Taktik» 
(ebd.) bei voller Anerkennung der Besonder-
heit der einzelnen nationalen Sozialdemo-
kratien zu verpflichten. Zugleich habe die 
Partei «für eine organische Föderation der 
sozialdemokratischen Organisationen ver-

schiedener Nationalität in den einzelnen 
Orten, Wahlkreisen und Ländern» zu sorgen. 
Zugleich müsse überall dort, wo Organisatio-
nen verschiedener Nationalitäten existieren, 
Gesamtorganisationen gegründet werden, 
deren Beschlüsse die Aktion der Partei bei 
öffentlichen Wahlen, Demonstrationen etc. 
jedes Parteimitglied «ohne Unterschied der 
Nation» binden, und zwar so, dass dadurch 
die Autonomie der nationalen Organisatio-
nen unangetastet bleiben. Außerdem sei die 
Partei mit der Aufgabe konfrontiert, sich für 
die einheitliche zentralistische Entwicklung 
der Gewerkschaften und Konsumgenossen-
schaften unter Berücksichtigung ihrer natio-
nalen Eigenart einzusetzen. 

Scheitere dieser Ansatz und setze sich 
der naive Nationalismus auf den Trüm-
mern der internationalen Gesamtpartei mit 
ihren fünf nationalen Sektionen der SDAP 
innerhalb des Territoriums der Habsburger-
monarchie durch, so war Bauer zuversicht-
lich genug, eine solche Fragmentierung der 
internationalen Sozialdemokratie und der 
Gewerkschaftsbewegung als vorüberge-
hend einzustufen. Er setzte in dem Maße, 
wie der Kapitalismus selbst die Bedingun-
gen seiner Überwindung bei gleichzeitiger 
(unfreiwilliger) Förderung des Aufstiegs der 
internationalen Arbeiterbewegung schuf, 
auf eine Umkehrung des nationalistischen 
Trends. Da diese Erwartung enttäuscht 
wurde, konnte Bauers Ansatz trotz einer 
realistischen Krisenstrategie die Spaltung 
der multinationalen Sozialdemokratie in 
der Habsburgermonarchie nicht verhindern.

Abschließende Bemerkungen

Auf eine scharf gemeißelte Formel gebracht, 
geht Bauer von einem integrativen Begriff 
der Nation aus, der zwar kulturell aufgela-
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den ist, aber seine Antriebsenergie aus den 
kapitalistischen Produktionsverhältnissen 
bezieht. Die Nation und der Nationalstaat 
sind für Bauer nichts anderes als kulturelle 
Erscheinungsformen der sozio-ökonomi-
schen Struktur ihrer jeweiligen Herkunftsge-
sellschaft. Sie nehmen in der bürgerlichen 
Gesellschaft eine negative und eine posi-
tive Gestalt an. Der nationale Hass, der sich 
z. B. in Formen eines zerstörerischen Kultur-
kampfes in der k. u. k. Monarchie äußerte, 
erscheint dann negativ als der ins Kulturelle 
übersetzte pervertierte Klassenkampf. Und 
die kulturelle Partizipation avanciert positiv 
für die Arbeiterbewegung als das Ziel des 
Sozialismus, der vollendet, was der Kapita-
lismus mit seinen neuen Kommunikations-
strukturen eingeleitet hat.

In historischer Perspektive ist gegen 
Bauer eingewandt worden, seine Genese 
der Nation kranke daran, dass er den Begriff 
der Nation, erst im 19. Jahrhundert unter 
kapitalistischen Bedingungen entstanden, 
auf die tribalistische Gesellschaft der Ger-
manen anwendete. «Staatstheoretisch aus-
gedrückt: die Verbindung von Nation und 
modernem Staat, die Konstituierung des 
bürgerlichen Staates als Nationalstaat, 
entgeht Bauer, weil er analog zum Marx-
schen ‹Urkommunismus›, der zu sich selbst 
auf höherer Stufenleiter zurückfindet, eine 
‹Ur-Nation› konstruiert, deren geschichtli-
che Aufgabe die nämliche ist».20 Aber Bauer 
ging es weder um eine Begriffsgeschichte 
der Nation noch um die Konstituierung des 
bürgerlichen Staates als Nationalstaat, son-
dern um die Analyse jenes Integrationspro-
zesses ökonomischer, sozialer und kulturel-
ler Phänomene, deren Resultat die moderne 
Nation ist. Dabei war für ihn zweitrangig, 

20	 Fisahn (Anm. 2), S. 196.

ob das Kunstprodukt Nation das Kunst-
produkt Staat hervorbrachte oder ob das 
Umgekehrte der Fall war: In der Realität 
kamen ohnehin beide Varianten vor.

Im Übrigen darf nicht verschwiegen wer-
den, dass im zeitgenössischen Kontext 
die Einführung des Personalitätsprinzips 
als Lösung der Nationalitätenfrage durch 
Renner und Bauer im eigenen Lager, aber 
auch von Vetretern der einzelnen Natio-
nen im Vielvölkerstaat kritisiert worden 
ist. Die Argumente sind bekannt und sol-
len hier nicht wiederholt werden. Ewa Czer-
wińska-Schupp hat sie in ihrer Studie präg-
nant zusammengefasst21: Sie reichen von 
der Fehleinschätzung, die nationalen Inte-
ressen der Völker der Monarchie ließen sich 
durch die Gewährung der kulturellen Auto-
nomie befriedigen, bis hin zu der These, 
Bauers Reformvorschläge seien von Elemen-
ten einer deutschnationalen Kulturhegemo-
nie unterfüttert.

Aber selbst eine Kritikerin wie Ewa Czer-
wińska-Schupp kommt um das Zugeständ-
nis nicht herum, dass Bauers Konzept der 
national-kulturellen Autonomie «der bei 
weitem fortschrittlichste Vorschlag der 
Lösung der Nationalitätenfrage (war), der 
zu dieser Zeit in Österreich entstanden 
ist».22 Auch sollte bedacht werden, dass 
Bauers Konzeption, rechzeitig umgesetzt, 
nicht an der nationalen Frage gescheitert 
ist. Die Ursache war vielmehr die Tatsache, 
dass äußere Umstände ihre Anwendung 
und damit auch die Chance ihrer Bewäh-
rung verhinderten. Als sich die traditio-
nellen Eliten der k. und k. Monarchie dem 
Personalitätsprinzip am Ende des Ersten 
Weltkrieges zuwandten, hatte sich der Nati-

21	 Ewa Czerwińska-Schupp (Anm.2), S. 275–284 

22	 Ebd., S. 280.
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onalismus der einzelnen Nationen so ver-
festigt, dass der Zerfall des Vielvölkerstaats 
vollzogene Tatsache war.

Allerdings hinterlassen Bauers und Ren-
ners Versuche, die Nationalitätenprobleme 
der k.u.k. Monarchie zu lösen, ein Problem. 
Zwar ist es ihre Intention, nationale Identi-
tät als Kulturgemeinschaft mit den unversa-
len Normen der Aufklärung eine belastbare 
Synthese eingehen zu lassen. Doch der Weg 
zu diesem Ziel verläuft widersprüchlich. So 
konfrontieren sie den atomistisch-kontraktu-
alistischen Ansatz mit dem organisch-natio-
nalen Konzept, den sie jenseits eines naiven 
Nationalismus und eines naiven Kosmopo-
litismus präferieren. Aber dadurch trennen 
sie, was zusammengehört. Sie nutzen die 
Chance der Zusammenführung beider Para-
digmen bestenfalls nur teilweise. Geschähe 
dies, konsequent zu Ende gedacht, so hät-
ten wir es mit einem Nationalstaat zu tun, 
der seine Autonomie als kulturelle und his-
torische Schicksalsgemeinschaft mit den 
universalistischen liberalen Errungenschaf-
ten des modernen Konstitutionalismus ver-
bindet und so den Nationalstaat strukturell 
vor dem Absturz in den völkischen Homoge-
nitätswahn schützt.

Doch kann Bauers generischer Nationen-
begriff in seiner Abgrenzung zum naiven 
Kosmopolitismus und naiven Nationalismus 
heute noch Aktualität beanspruchen? Vie-
les spricht dafür, dass Bauer zwischen den 
Ursachen der Krise der EU heute angesichts 
der Renaissance eines aggressiven Nationa-
lismus und dem kritischen Umgang mit ihr 
unterscheiden würde. Was die Gründe für 
den rechtslastig aufgeladenen nationalis-
tischen Populismus betrifft, so liefe seine 
Empfehlung vermulich darauf hinaus, «die 
jeweiligen ökonomischen Entwicklungen 
und Brüche infolge der Austeritätspolitik, 

die wohlfahrtsstaatllichen Pfade, die spe-
zifischen Krisenwahrnehmungen und -Bear-
beitungen der sozialen Milieus, die Kämpfe 
sozialer Bewegungen und Gewerkschaften 
sowie die Repräsenationskrise insbeson-
dere der Sozialdemokratie»23 zu untersu-
chen. Aber er würde davor warnen, auf den 
naiven Nationalismus von rechts mit einem 
abstrakten Kosmopolitismus zu antworten. 
Beide Strömungen enden in einer Sack-
gasse, vor der Bauer gewarnt hatte.

Die Kosmopolitisten verschließen die 
Augen vor der Tatsache, dass die neuen 
sozio-kulturellen Einflüsse, die im Gefolge 
der wirtschaftlichen Globalisierung von 
den weltweit vernetzten neuen Kommu-
nikationstechnologien transportiert wer-
den, durch das Filter der nationalen Kultu-
ren hindurch müssen, bevor sie nachhaltig 
in den jeweiligen Herkunftsgesellschaften 
assimiliert werden können. Und die naiven 
Nationalisten des Rechtspopulismus in der 
EU haben die Lehren aus der Katastrophe 
des extremen Nationalismus ignoriert, dass 
die Nation, zur Substanz erklärt, auf ein 
selbstdestruktives nationales Homogeni-
tätsstreben hinausläft, das niemand wollen 
kann, wer an einem guten Leben in einer 
friedlichen Welt interessiert ist.

Dies vorausgesetzt, haben die Ansätze 
von Bauer und Renner Konstitutionsprin-
zipien in ihrem Angebot, die durchaus für 
die Zukunft der EU relevant sein könnten. 
Wenn die nationale Apperzeption ebenso 
unhintergehbar ist wie das Aufbrechen nati-
onaler Egoismen in Richtung auf eine über-
nationale Gemeinschaft, dann kann das 
zukünftige Europa nur dann eine Zukunft 
haben, wenn seine Entwicklung einem drit-

23	 So Stefan Stache in seinem Brief an den Verfasser 
vom 5. Juli 2018.
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ten Weg folgt. Die nach außen hin offenen 
nationalen Kulturen dürfen ebensowenig 
einem abstrakten Kosmopolitismus geop-
fert werden wie dem naiven Nationalismus 
die Integration der Herkunftsgesellschaf-
ten in ein europäisches Ganzes, und zwar 
in den Bereichen globaler Herausforderun-
gen, in denen nationale Regelungen nicht 
mehr ausreichen.

Alle diese Problemlagen sind in Otto Bauers 
Nationenkonzept präsent: Grund genug, sich 
mit ihm nicht nur in historischer, sondern auch 
in aktueller Perspektive auseinander zu setzen: 
Das Ziel und die Motivation kann nicht sein, 
seinen Ansatz Eins-zu-Eins zu übernehmen. 
Vielmehr kommt es darauf an, ein altes Orien-
tierungswissen für die Bewältigung neuer Her-
ausforderungen fruchtbar zu machen.

Hagen Weiler

Renaissance des Demokratischen Sozialismus
Die radikal-konsequente Alternative zum Globalen Finanzkapitalismus1

1  Hypothesen und Leitfragen1

Zu befürchten sind die interdependenten, 
einander verstärkenden Überlebensrisi-
ken des Globalen Finanzkapitalismus, der 
«koste es, was es wolle», Waffen herstellt, 
lagert, verteilt und in Bürger- und Stellver-
treterkriegen anwenden lässt, ganze Regio-
nen zerstört, Millionen von Menschen ver-
treibt, staatliche Haushalte und öffentli-
che (Sozial)-Versicherungen überschuldet, 
die ökologischen Systeme überlastet und 

1	 Aus Gründen des Platzes konnte ich hier keine 
quellenbelegte Diskussion zentraler Einwände 
vorlegen. Stattdessen ließ sich nur eine monolo-
gische Thesenskizze zur Diskussion stellen. Quel-
lenhintergrund bilden meine Untersuchung Die 
Gerechtigkeit gleicher Rechte und Pflichten, Berlin 
Lit. Verlag 2008 sowie mein Essay zum Logischen 
Sozialismus (Hrsg. Bernhard Claußen, Hamburg 
2018).

ruiniert, Hunderte von Millionen Men-
schen ihrer beruflichen Existenz-Sicherung 
beraubt, die Zahlen von Millionären und 
Milliardären multipliziert.

Ob dagegen mein radikal-konsequentes 
Alternativ-Modell egalitärer Verteilungs- 
und Haftungsgerechtigkeiten sich in sei-
ner zukünftigen Praxis hinreichend bewäh-
ren wird, kann ich natürlich nicht solide 
prognostizieren. (Leider gibt es für mein 
Modell bisher keine hinreichend erprob-
ten Vergleichserfahrungen.) Historische 
Vergleichserfahrungen negativer Art gibt 
es allerdings: Sowohl die antiken Sklaven-
haltergesellschaften als auch die mittelal-
terlichen Feudalgesellschaften und auch 
der Staats-Kapitalismus des Ostens sowie 
der Privat-Kapitalismus des Westens waren 
geprägt von strukturellen Ungleichbehand-
lungen ihrer Menschen. Das war ihr gemein-
samer Nenner.
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Alle diese Systeme versagten darin, allen 
ihren Mitgliedern hinreichende Bedingun-
gen, Mittel und Hilfen für ihr gemeinsa-
mes Leben zur Verfügung zu stellen, selbst 
wenn sie dazu die entsprechenden Produk-
tiv-Kräfte hätten entwickeln können. Statt-
dessen verteilten und legitimierten sie 
(Luxus-)Privilegien für ihre Minderheiten 
und tolerierten Nachteile für ihre Mehrhei-
ten.

Nicht zuletzt kann ich auch nicht wissen, 
ob mein Alternativ-Modell gegen bzw. nach 
dem Globalen Finanzkapitalismus (d. h. 
nach dessen Implosion?) nicht zu spät kom-
men wird, ob noch genug Zeit bleiben wird, 
wenigstens für die Reformen/Revolutionen 
durch die sog. Wissenschaftlich-technischen 
Intelligenzen, soweit diese überleben wol-
len und können in einem Demokratischen 
Sozialismus.

1.		Während die marxistisch/leninistisch/
stalinistische «Diktatur des Proletari-
ats»  – ohne die historischen Fortschritte 
allgemeiner, gleicher Staats-Bürger-
Rechte scheitern mussten, bleibt der (bis-
herige) «Demokratische Sozialismus» so 
lange erfolglos, wie ihr Hauptträger, die 
SPD, ihr ursprüngliches, notwendiges Pro-
gramm der «Sozialisierung der Produkti-
onsmittel» aufgibt.

2.		Welche Argumente («Verdienste, Leistun-
gen und Verantwortungen») werden zu 
Ausreden, welche Einwände zu Vorwän-
den, um die Privilegien für Minoritäten, 
zu Lasten der Allgemeinheit, effektiven 
Kontrollen und Korrekturen zu entziehen?

3.		Mit welchen Gegnern muss man rech-
nen? Auf welche Bündnispartner darf 
man setzen?

2  Kategorien und Kriterien

Meine folgenden Definitionen bezeichnen 
die Überschriften über ihre zugrundeliegen-
den Theorien. Gleichzeitig umschreiben ihre 
Zuordnungen deren Beziehungen. Deren 
Reihenfolge ist nicht zufällig, sondern fol-
gen ihrer Gleichordnung: Freiheit  – Gleich-
heit  – Solidarität; Gerechtigkeit  – Friede; 
Kapitalismus – Demokratischer Sozialismus.

•	 Freiheit = (Emanzipation) aus: Autoritären, 
orthodoxen Bevormundungen, a-sozialen 
(Herrschafts- und Ausbeutungs-) Zwän-
gen, «sittengesetzlich, kategorisch» verab-
solutierten Pflichten als Selbstzwecke.

•	 Gleichheit: Korrespondierende Bedin-
gung und Kehrseite allgemeiner (not-
wendig nur gleicher) Freiheiten; verallge-
meinerte Gegenseitigkeiten im Sinne all-
gemeiner, gleicher Rechte und Pflichten; 
Dreh- und Angelpunkt egalitärer Gerech-
tigkeit.

•	 Solidarität: (Inhaltlicher) Zweck gleicher 
Freiheiten, Rechte und Pflichten; Verant-
wortungen für das Wohl (=Bedingungen, 
Mittel und Hilfen für das gute Leben) 
aller Menschen – wie für das eigene.

•	 Frieden: Gegenteil aller Kriege; Konflik-
tregelungen ohne (militärische) Gewalt; 
Grundlage und Notwendigkeit mensch-
licher Zivilisationen und Kulturen; all-
gemeine Zufriedenheit mit der Produk-
tion und Distribution sozialer Güter und 
Dienstleistungen.

•	 (Industrie-) Kapitalismus: ursprünglich 
produktives Wirtschaftssystem; (poten-
zielle) Massenfabrikationen notwendi-
ger Gebrauchsgüter für die Mehrheiten 
der Menschen; Privateigentum an Pro-
duktionsmitteln; Konkurrenzen auf den 
Märkten um die größten und schnellsten 
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Gewinne; Wachstum ohne quantitative 
und qualitative Grenzen; Sozialisierung 
ökologischer und sozialpolitischer Kos-
ten; Privatisierung der Gewinne; Luxus-, 
Verschleiß- und Vergeudungsprodukti-
onen für Minoritäten; Mängel an allge-
mein notwendigen, energie- und rohstoff-
sparenden Gebrauchsgütern.

•	 Globaler Finanzkapitalismus: Politisch 
nicht mehr kontrollierbare Flexibilisie-
rungen, Deregulierungen, Privatisierun-
gen öffentlicher Aufgaben; grenzloser 
Kapital-, Güter- und Personen-(Arbeits-
kräfte-)Verkehr; Steuerbefreiungen inter-
nationaler Kapitalanleger; sich verselbst-
ständigende und unbegrenzte Spekula-
tions-Kreisläufe.

•	 Demokratischer Sozialismus: radikal kon-
sequentes Gegenmodell zum Kapitalis-
mus; allgemeine, gleiche staats- und wirt-
schaftsbürgerliche Rechte und Pflichten/
Haftungen; politische und ökonomische 
Wahlämter  – und Gewaltenteilung  – 
ohne ideelle und materielle (ungleiche) 
Vorteile (Korruptionen); institutionelle 
und prozedurale Grundlagen allgemei-
ner, gleicher, ideeller und materieller Inte-
ressen am gemeinsamen Wohl – wie für 
das eigene.

3  Kapitalismus

3.1  Anfang und Ende?  
Adam Smith: «Reichtum der Nationen» (1776)
Historisch eröffneten die Emanzipationen 
der Wirtschaftsbürger aus den Bedingun-
gen und Grenzen der antiken Sklaven sowie 
der mittelalterlichen Feudalordnungen und 
staatsmerkantilistischen Wirtschaften bis-
her unvergleichliche Produktivitätssprünge.

Ihre Grundlagen waren die Entdeckun-
gen Amerikas, die Erfindung der Maschi-

nen, Geldhandel in und zwischen den Städ-
ten, die Entwicklungen der Verkehrswege 
und –mittel. Kaufleute und Unternehmer 
sorgten nicht nur für ihre eigenen Vorteile. 
In ihren Fabriken entstanden Massenpro-
duktionen von Massengütern, die einen 
zunehmenden Massenkonsum auch für ihre 
Arbeiter ermöglichten. Diese dynamischen 
Fortschritte spiegelten die bürgerlichen 
Wirtschaftstheorien des 18. und 19. Jahr-
hunderts wider.

Besonders legitimiert wurde dieser Indus-
trie-Kapitalismus durch den primären Volks-
wirtschafts-«Klassiker» (und schottischen 
Moralphilosophen) Adam Smith: «Reichtum 
der Nationen (1776)». Gegenüber den sta-
gnierenden, unproduktiven, antiken Skla-
ven  – bzw. mittelalterlichen (faulen) Feu-
dal – Wirtschaften, als auch gegenüber dem 
absolutistisch–zentralistischen Merkanti-
lismus (Frankreich) fingierte Smith (pseu-
do-theologisch) «eine unsichtbare Hand»: 
Solange jeder «nur seinen eigenen Vorteil 
… im Auge hat, … sein Kapital so zu leiten, 
dass sein Produkt den größten Wert erhält, 
lediglich seinen eigenen Gewinn beabsich-
tigt, muss er einen Zweck befördern, den 
er sich in keiner Weise vorausgesetzt hatte, 
zieht er diejenige Kapitalnutzung vor, wel-
che zugleich für die Nation die vorteilhaf-
teste ist». (Hervorhebung nicht im Original).

Zu erinnern sind jedoch unsere (heuti-
gen) Volkswirtschafts-Lehrer an die beiden 
anderen Bedingungen, die in Smith’ Lehre 
(vgl. bes. 4. Buch, 9. Kap.), in den immer 
noch vorherrschenden «neoliberalen» Pro-
grammen bezeichnenderweise unterschla-
gen (?) werden. 

Smith nimmt den Staat in die Pflicht, 
«jeden Bürger gegen Unrecht und Unterdrü-
ckung durch genaue Rechtspflege zu schüt-
zen, … vollkommene Gerechtigkeit, vollkom-
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mene Freiheit und vollkommene Gleichheit 
herzustellen» als «das so einfache Geheim-
nis, welches allen drei Klassen (= «Kauf-
leute  / Gewerbetreibende», «Grundeigen-
tümer/Landwirte», «Handwerker/Fabrikar-
beiter») die höchste Stufe des Wohlstandes 
aufs Beste sichert.» (Hervorhebung nicht im 
Original).

Für Smith ist also die freie unternehme-
rische Produktivität im allgemeinen Inter-
esse gebunden an einen effektiven Rechts- 
und Sozialstaat, der die Freiheit und Gleich-
heit aller Klassen sichert. Leider finden sich 
bei Smith keine Antworten auf die (Kont-
roll-) Frage, wie in Konflikten dieser Rechts- 
und Sozialstaat gegenüber Usurpationen 
von Unternehmern bewahrt werden soll 
und kann. 1776 konnte sich Smith noch 
gar nicht vorstellen, dass die (zu seiner Zeit) 
geringen Reich‑ und Tragweiten der dama-
ligen Produktiv‑Kräfte, erst recht ihrer Kapi-
tal‑Ausstattungen, nur ein Jahrhundert spä-
ter ausreichen würden, die ursprüngliche 
Produktivität – gegen Smith – in ihr doppel-
tes Gegenteil verkehren zu lassen:

Erstens waren die Unternehmer zum 
einen tatsächlich imstande, anders als 
zuvor, die meisten Waren zu niedrigsten 
Preisen auf den Märkten anzubieten; zum 
anderen jedoch waren sie jetzt auch in der 
Lage, ihre Konkurrenten so zu überflügeln, 
dass diese von den Märkten verschwinden 
mussten. An die Stelle der zuvor produkti-
ven Konkurrenzen traten Monopole und Oli-
gopole, Konzerne und Kartelle, welche die 
Konkurrenzen durch ihre Macht‑Konzentra-
tionen aufzuheben suchten.

Zweitens stellte sich nicht mehr  – wie 
noch unter Smith gegenüber dem Merkan-
tilismus – die Frage nach der Emanzipation 
der Unternehmer aus der Vormundschaft 
des Staates, sondern umgekehrt die Frage 

nach der Unabhängigkeit des Staates von 
den Interessen der Unternehmer. Mit ihrer 
neuen Kapital‑Macht konnten sich die 
Unternehmer jetzt ihren Einfluss auf staatli-
che Gesetzgebung und Verwaltung so lange 
kaufen, wie ihnen nicht dabei andere Unter-
nehmer‑Interessen in die Quere kamen.

3.2  Vom Industrie- zum Globalen Finanz-Kapitalismus
Auf diesem Hintergrund lassen sich die 
Übergänge vom Industrie‑ zum Finanz-
Kapitalismus (schematisch) in zwei Stufen 
skizzieren:

Erstens: Die Unternehmer waren nicht mehr 
wie ihre Gründer-«Väter» darauf angewie-
sen, ihre Investitionen in neue Maschinen 
und Vertriebs‑Wege aus früheren Gewinnen 
zu finanzieren. Sie konnten sich das notwen-
dige Kapital quasi als Vorschuss von den 
Banken leihen.

Zweitens: Die Unternehmen entwickelten 
sich zu Aktiengesellschaften. Deren Vor-
stände und Aufsichtsräte lösten die frühe-
ren Unternehmer‑Verantwortungen ab: Hat-
ten diese noch mit ihrem persönlichen Ver-
mögen gegenüber ihren Geschäftspartnern 
gehaftet bzw. sich gegenüber ihren Ange-
stellten und Arbeitern (zumindest verbal) 
gerechtfertigt, so beschränkten sich die 
Rechenschaftspflichten der Vorstände und 
Aufsichtsräte gegenüber ihren (fremden) 
Aktionärs‑Mehrheiten allein auf deren Divi-
denden und Aktienkurse. Damit gaben sie 
die «produktive» Funktion auf, welche die 
traditionellen Unternehmer für sich in An
spruch nahmen, nämlich durch Erfindun-
gen, Mut zum Risiko, Organisations‑Kom-
petenzen und Führungsstärken wesentlich 
zum wirtschaftlichen Erfolg ihrer Betriebe 
beizutragen. Dagegen beschränkten sich 
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die «Leistungen» der Aktionäre darauf, 
andere für ihr Geld arbeiten zu lassen. Hier 
zeigt sich der parasitäre Gehalt des Slo-
gans: «Leistung soll sich wieder lohnen»  – 
am deutlichsten bei denen, die selbst nichts 
mehr dazu beitragen  – wie auch bei den 
Erben großer Vermögen.

Diese Entwicklung des Finanzkapitalis-
mus entpersönlicht, verdinglicht und ent-
fremdet nicht nur die Produzenten von 
ihren Profiteuren, sondern steigert deren 
Reich‑ und Tragweite über ihre Produktion 
und deren Absatz hinaus. Sie können ihren 
Einfluss in die veröffentlichten Meinun-
gen durch Aktien‑Anteile in den Verlagen 
sowie über ihre Annoncen einkaufen. Nicht 
zuletzt können sie – vor allem über ihre Ver-
bände – Einfluss nehmen auf Abgeordnete 
und Ministerien.

Dazu das letzte repräsentative Beispiel für 
die politische Macht der großen Finanz-Ins-
titute: Im Oktober 2008 ließen die ame
rikanischen Groß‑Banken sowie die Regie-
rung der USA die Firma der «Lehman-Brü-
der» fallen. Gegen ihre Insolvenz leistete 
auch kein anderes Finanz‑Institut Wider-
stand. Schließlich hatten die «Lehman-Brü-
der» die meisten ihrer sog. «Derivate» (wie 
«Hütchen‑Spieler») in West‑Europa verkauft. 
Ihre Käufer waren erfolgreich von ihren 
Anlage‑Beratern und «Analysten» über die 
(endgültigen) Risiken getäuscht worden. 
Als letzte Gläubiger blieben sie ohne Ent-
schädigungen. Entschädigungen erhielten 
nur die Banken, die nicht alle ihre sorgfäl-
tig «verpackten» Kredit‑Briefe ohne Sicher-
heiten vor diesem «Crash» an andere Gläu-
biger losgeworden waren. Die Regierungen 
in den USA und in West‑Europa erwiesen 
sich wieder einmal überzeugend als Repa-
ratur‑Instanzen des Kapitalismus. Sie ret-
teten die sog. («System»)‑Banken vor ihren 

Insolvenzen. Damit setzten sie die traditio-
nell «liberale» Regel jeder Marktwirtschaft 
außer Kraft: Wenn ein Unternehmen sei-
nen Konkurrenten nicht mehr standhalten 
kann, dann ist seine Liquidation unvermeid-
lich. Der Markt «reinigt sich selbst» von sei-
nen Versagern.

Doch auch in anderer Hinsicht galt 
diese Markt‑Regel für die (Groß)‑Banken 
nicht mehr: Hatte bis zu diesem Zeitpunkt 
die Rechts‑Praxis vorgeherrscht, dass Ban-
ken nicht als «Produktionsmittel» i. S.  des 
Art. 15 GG gelten sollten und damit auch 
nicht «sozialisiert» werden konnten, galt die-
ser Verfassungsgrundsatz auf einmal nicht 
mehr für (selbstverschuldet) zahlungsunfä-
hige Banken. Wieder einmal dominierte die 
Regel finanzkapitalistischer Staaten: Privati-
sierung der Gewinne, Sozialisierung der Ver-
luste. So machten die Banken aus ihren Ver-
lusten Gewinne. Ihre Banken erhielten wei-
ter ihre «Boni», – ihre (Groß)-Gläubiger und 
Aktionäre hafteten nicht für ihre Schulden. 
Die leistungslosen Ertragssteuern unter-
boten Lohn- und Einkommenssteuern (aus 
Arbeit) nach wie vor um die Hälfte. Inter-
nationale Regelungen zur Kontrolle der 
Banken wurden ebenso auf die lange Bank 
geschoben wie effektive Kontrollen der Bei-
hilfen zu Steuerhinterziehungen. (Diese ent-
sprechen inzwischen den Überschuldun-
gen der Europäischen Union). Es lag in der 
Logik dieses Systems der anhaltenden bzw. 
anwachsenden Umverteilungen von unten 
nach oben, dass die Regierungen sich das 
Kapital «für oben von unten» wiederholten. 
Versicherte und Sparer wurden schleichend 
enteignet. Sie erhielten weniger Zinsen, als 
die Inflationsraten ausmachten.

Auf dieser Grundlage wuchsen die Ein-
kommen, erst recht Geld- und Sach-Vermö-
gen der (Groß)-Aktionäre, Vorstände und 
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Aufsichtsräte, und nicht zuletzt deren Erben 
von Jahr zu Jahr disproportional. Die sog. 
Drittel-Gesellschaft bildete sich weiter fort: 
Das untere Drittel muss sich mit weniger als 
die Hälfte der durchschnittlichen Netto-Ein-
kommen einrichten. Die oberen und unte-
ren Mittelschichten laborieren zwischen 
Aufstiegshoffnung und Abstiegsängsten. 
Die Oberschichten (zunehmend freigestellt 
von «leistungshemmenden» Steuern und 
«Neid»-Abgaben können nicht einmal mehr 
die Zinsen ihrer Einkünfte (ohne Vermögen) 
verbrauchen.

Der letzte Durchbruch der internationa-
len Kapital-Anleger-Interessen drohte mit 
dem sog. Transatlantischen Handels- und 
Investitionspartnerschafts- (TTIP) Abkom-
men zwischen der Europäischen Union und 
den USA. In bisher überwiegend geheimen 
Verhandlungen sollten nicht nur Arbeits-, 
Sozial-, Umwelt-, Datenschutz und Verbrau-
cherschutzstandards gesenkt sowie öffent-
liche Dienstleistungen (z. B. Wasserversor-
gung) und Kulturgüter (z. B. Buchpreis-
bindungen) dereguliert, flexibilisiert und 
privatisiert werden, sondern auch nicht 
öffentliche Investorschutz-Entscheidungen 
staatliche Gesetze und Gerichte unterlau-
fen.

Diese inzwischen globalen Überle-
bens-Kämpfe sind keine bloßen Auswüchse 
vor allem des Finanz-Kapitalismus, dessen 
Wachstumszwänge sind geradezu regel-
haft angelegt in den Konkurrenzen um die 
höchsten und schnellsten Profite. Wer da 
nicht mithalten kann, wird auf den Märk-
ten liquidiert.

Die Kosten zahlen nicht nur die Verlierer, 
sondern die Allgemeinheit. Hatte der Kapi-
talismus – ohne effektive Kontrollen durch 
staatliche Gesetze, verwaltungsmäßige 
Erlasse, gerichtliche Urteile – seine Arbeiter 

und Angestellten ausgebeutet, seine Kun-
den übervorteilt, seine schwächeren Kon-
kurrenten verdrängt, die Politik korrumpiert, 
produziert er nun immer weniger allgemein 
notwendige, langlebige, umweltschonende 
Gebrauchswerte. Seine neuen «Wertschöp-
fungen» bezieht er als sog. virtuelle Tausch-
werte aus Daten- und Geldhandel. In die-
sem (End?) Kampf der Reichen gegen die 
Armen, die nicht mehr als «marktkonforme» 
Produzenten und Konsumenten interes-
sieren können, wird als nächster auch der 
sog. Mittelstand gespalten. Der integrative 
Zusammenhalt der Gesellschaften erodiert 
(endgültig?).

4  Demokratie, Rechts- und Sozialstaat

4.1  Allgemeine, gleiche, staatsbürgerliche Rechte 
und Pflichten
Der (Verfassungs-)Grundsatz «allgemei-
ner, gleicher staatsbürgerlicher Rechte und 
Pflichten» bestimmt moderne parlamentari-
sche Rechtsstaaten. Unter diesem Anspruch 
normiert auch unser Grundgesetz: «Jeder 
hat das Recht auf die freie Entfaltung sei-
ner Persönlichkeit, soweit er nicht die 
Rechte anderer verletzt und nicht gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung oder das Sit-
tengesetz verstößt.» (Art. 2, I); «Alle Men-
schen sind vor dem Gesetz gleich.» (Art. 
3, I); «Jeder Deutsche hat in jedem Lande 
die gleichen staatsbürgerlichen Rechte und 
Pflichten.» (Art. 33,I); «Jeder Deutsche hat 
nach seiner Eignung, Befähigung und fach-
lichen Leistung gleichen Zugang zu jedem 
öffentlichen Amte.» (Art. 33, II); «Die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages wer-
den in allgemeiner, unmittelbarer, freier, 
gleicher und geheimer Wahl gewählt.» 
(Art. 38, I); «In den Ländern, Kreisen und 
Gemeinden muss das Volk eine Vertretung 
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haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, 
freien, gleichen und geheimen Wahlen her-
vorgegangen ist.» (Art. 28, I, 2) (Hervorhe-
bungen nicht im Original).

Danach gelten diese egalitären Schutz-, 
Leistungs- und Teilnahmerechte aller Bür-
ger gegenüber Regierungen und Parlamen-
ten, Verwaltungen und Gerichten. Grund-
rechtslogisch und verfassungssystematisch 
ist damit das Rechtsverhältnis zwischen all-
gemeinen Freiheits- und Gleichheitsrech-
ten gelöst. Beide stehen in keinem (angeb-
lichen) «Spannungs-Verhältnis» zueinan-
der; erst recht kann die «Freiheit» nicht der 
«Gleichheit» übergeordnet werden, als wäre 
sie ein privilegienhaftes «Vorrecht», sondern 
Freiheit und Gleichheit entsprechen einan-
der, setzen sich gegenseitig voraus: Wider-
spruchsfreiheit kann es nur bei gleichen 
Freiheiten geben! Diese Gleichheit staats-
bürgerlicher Rechte (und Pflichten) ent-
spricht der notwendigen Allgemeinheit aller 
Gesetze bzw. der (rechtlich) vergleichbaren 
Verallgemeinerungsfähigkeit aller Verwal-
tungsakte und Gerichtsentscheidungen. 
Diese in sich widerspruchsfreie Struktur ent-
spricht den (nach Art. 79, III) jeder Ände-
rung entzogenen «Verfassungsgrundsät-
zen» des gleich – rangigen demokratischen 
und sozialen Bundesstaates» (Art. 20, I; 28, 
I) sowie der «unverletzlichen und unveräu-
ßerlichen Menschenrechte als Grundlage 
jeder menschlichen Gemeinschaft und des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt» 
(Art. 1, II) sowie der «natürlichen Lebens-
grundlagen.» (Art. 20a). (Hervorhebungen 
nicht im Original.)

Diesen allgemeinen Aufgaben bzw. glei-
chen Rechten und Pflichten aller Bürger 
dienen die staatlichen Politik- und Rechts-
ordnungen. Sie unterscheiden sich von den 
privaten Angelegenheiten einzelner (Wirt-

schafts-) Bürger. Solange deren Vereinba-
rungen und Verträge nicht zu Lasten Dritter 
gehen bzw. die allgemeinen Rechts- und Ver-
kehrregelungen nicht verletzen sowie keine 
höherrangigen Interessen des Gemeinwohls 
berühren, bedürfen sie keiner politischen 
Entscheidungen und rechtlichen Kontrollen.

4.2  Allgemeine, gleiche wirtschafts-bürgerliche 
Rechte?
Die bisherigen verfassungsrechtlichen 
Bestimmungen zum «Sozialstaat» (Art. 
20, I GG) sowie zum «Eigentum» (Art. 14 
GG): (1) «Das Eigentum und das Erbrecht 
werden gewährleistet. Inhalt und Schran-
ken werden durch Gesetze bestimmt. (2) 
Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit die-
nen. (3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle 
der Allgemeinheit zulässig. … Die Entschä-
digung ist unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Betei-
ligten zu bestimmen …» erst recht zur «Sozi-
alisierung» (Art. 15 GG): «Grund und Boden, 
Naturschätze und Produktionsmittel kön-
nen zum Zwecke der Vergesellschaftung 
durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der 
Entschädigung regelt, in Gemeineigentum 
oder in andere Formen der Gemeinschaft 
überführt werden. Für die Entschädigung 
gilt Art. 14, III, 3 und 4 entsprechend.» 

sind bisher verfassungsrechtlich nur den 
sog. einfachen Gesetzgebern zur Ausfüh-
rung überlassen worden. Dazu bedarf es 
lediglich entsprechender parlamentarischer 
Gesetzgebungsmehrheiten. Bisher verpflich-
tet das Grundgesetz den einfachen Gesetz-
geber (wie die Verwaltungen und Gerichte) 
sozialstaatlich allein darauf, die sog. Grund-
bedingungen und Mittel (sozialhilfe-recht-
lich) zur Verfügung zu stellen, die sie unbe-
dingt brauchen, um ihre Grundrechte 
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(wenigstens minimal) ausüben zu können. 
Der Gleichheits-Grundsatz ist wirtschafts-
rechtlich noch zu vollenden bzw. materiell 
zu begründen. Auch der «Demokratische 
Sozialismus» hat erst die gleichen Staats-
bürger-Rechte und –Pflichten erreicht. Die 
wirtschaftsbürgerlichen Rechte und Pflich-
ten stehen noch aus.

Die Gründe liegen nicht nur in den bishe-
rigen parlamentarischen Mehrheitsverhält-
nissen in der Bundesrepublik Deutschland, 
sondern auch in den bisher überwiegen-
den politisch-ökonomischen Interessen in 
bzw. hinter den vorherrschenden Rechtsleh-
ren bzw. «tragenden» Gründen der Entschei-
dungen des Bundesverfassungsgerichts. 
In diesen erscheint im Ergebnis der Primat 
des Privateigentums an Produktionsmitteln 
vorrangig gegenüber der verfassungssyste-
matisch-grundrechtslogischen Verbindung 
von Art. 3, I; 14, II; 15 und 20, I GG. Weder 
erklärten diese veröffentlichten Meinungen 
hinreichende Gründe, nach denen die all-
gemeinen, gleichen Staats-Bürgerrechte als 
Wirtschafts-Bürgerrechte (zumindest kon-
sequent paritätisch) von den Fabriken und 
Büros der Wirtschaft stehen bleiben sollten, 
noch stellten sie sich den (inzwischen mehr 
als nur drohenden) Risiken, dass bereits die 
staatsbürgerlichen Rechte – mangels ökono-
mischer Potenziale – (nicht zuletzt ausländi-
schen) Kapital-Anlegern weichen (sollen).

5  Historische Sozialismen

5.1  «Diktatur des Proletariats»
Der «Demokratische Sozialismus» ist nach 
zwei Seiten hin zu unterscheiden. Zuerst 
gegenüber der sog. «Diktatur des Proleta-
riats». Diesen Terminus hat Marx 1) (MEW 
18 : 529) in seiner « Kritik des Gothaer Pro-
gramms  » der SPD von 1875 eingeführt: 

«Zwischen der kapitalistischen und der kom-
munistischen Gesellschaft liegt die Periode 
der revolutionären Umwandlung der einen 
in die andere. Der entspricht auch eine 
politische Übergangsperiode, deren Staat 
nichts anderes sein kann als die revolutio-
näre Diktatur des Proletariats». Diese «revo-
lutionäre Diktatur des Proletariats» ist zu 
verstehen auf dem Hintergrund einer frü-
heren «Instruktion für die Delegierten des 
Provisorischen Zentralrats (1867 in MEW 
16; 194) der «Ersten Internationale» zu der 
Frage, wie Kinder und Jugendliche vor Aus-
beutung geschützt werden könnten: «Das 
kann nur erreicht werden durch die Ver-
wandlung gesellschaftlicher Einsicht in 
gesellschaftliche Gewalt, und unter gege-
benen Umständen kann das nur durch all-
gemeine Gesetze geschehen, durchgesetzt 
durch die Staatsgewalt. Bei der Durchset-
zung solcher Gesetze stärkt die Arbeiter-
klasse keineswegs die Macht der Regierung. 
Im Gegenteil, sie verwandelt jene Macht, 
die jetzt gegen sie gebraucht wird, in ihre 
eigene Diktatur. Sie erreicht durch einen all-
gemeinen Gesetzesakt, was sie durch eine 
Vielzahl isolierter individueller Anstrengun-
gen vergeblich erstreben würde.»

Leider hat Marx keine systematische 
Staats-Theorie2 entwickelt, die erklärt hätte, 
wie die «Arbeiterklasse» die parlamentari-

2	 Für Marx (MEW: 4, 482) «tritt an die Stelle der 
Regierung die Verwaltung von Sachen und die 
Leitung von Produktionsprozessen. Der Staat wird 
nicht abgeschafft, er stirbt ab». Nach meiner Kritik 
hat Marx die damals bereits absehbaren notwendi-
gen Quantitäten und Qualitäten wachsender staat-
licher Aufgaben in (internationalen) Massengesell-
schaften verkannt (selbst wenn man zuvor von den 
größeren Aufwand an bürokratischen Regelungen 
absehen könnte, um die Ungleichverteilungen vor 
allem ökonomischer Macht-Potenziale aufrecht zu 
erhalten).
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sche Regierungs- bzw. Gesetzgebungs-Mehr-
heit gegen den Widerstand der «Kapitalis-
ten-Klasse» hätte erreichen können. Ins-
besondere stellt sich die Frage nach den 
jeweiligen Verhältnissen von Reformen und 
Revolutionen sowie nach den Verhältnismä-
ßigkeiten der Ziele und Mittel: Hätte die 
«Kapitalisten-Klasse» sich gegen die «revo-
lutionäre Diktatur des Proletariats» mit ille-
galer Gewalt gewehrt? Hätte die «Diktatur 
des Proletariats» ihrerseits diesen Wider-
stand mit (illegaler?) Gewalt brechen sollen 
und dürfen? Hätte «dieser Zweck die Mit-
tel geheiligt»? Unter welchen Umständen 
wäre dazu «die Zeit reif gewesen und wäre 
die «Stunde der Revolution» erst gekom-
men, wenn die Gegensätze zwischen den 
technischen Fortschritten der Produktiv-
kräfte einerseits und den (anachronistisch 
stagnierenden) Produktionsverhältnissen 
andererseits allgemein unerträglich gewor-
den wären, sodass «die Herrschenden nicht 
mehr könnten und die Beherrschten nicht 
mehr wollten» (Marx)?

In diesem Sinne hat Marx (MEW 18:529) 
mit einer Kritik an Blanqui die Diktatur einer 
revolutionären Avantgarde – im Namen des 
Proletariats – abgelehnt, (wie Lenin sie 1917 
in St. Petersburg organisiert hat): «Daraus, 
dass Blanqui jede Revolution als den Hand-
streich einer kleinen revolutionären Minder-
zahl auffasst, folgt selbst die Notwendigkeit 
der Diktatur nach dem Gelingen der Dikta-
tur, wohlverstanden, nicht der ganzen revo-
lutionären Klasse des Proletariats, sondern 
der kleinen Zahl derer, die den Handstreich 
gemacht haben und die selbst schon im vor-
aus unter der Diktatur eines oder einiger 
wenigen organisiert sind.»

Ist es danach ein (historischer?) Zufall, 
dass nach Lenins Staats-Putsch (?) Sta-
lins «Diktatur» der zentralbürokratischen 

«Nomenklatura» über das Proletariat folg- 
te? Danach konnte es kein Zufall sein, 
wenn nicht nur die Industrie- und Land-Ar-
beiter, sondern auch die anderen Schichten 
der Angestellten und Funktionäre  – ohne 
eigene Grundrechte gegen und im Staate, 
ohne effektive politische wie ökonomische 
Mitbestimmungs-Befugnisse ihre ideellen 
und materiellen Interessen am Gesamtwohl 
verloren  – und die sog. Nomenklatura  – 
soweit wie möglich – korrupt «in ihre eige-
nen Taschen» wirtschaftete.

5.2  «Demokratischer Sozialismus»
Der «Demokratische Sozialismus» wäre 
nicht zu rechtfertigen gegenüber dem (heu-
tigen) Privat- bzw. Finanz-Kapitalismus, 
ohne dessen (oben skizzierte) historische 
Entwicklungen und Strukturen, destruktive 
Mechanismen und Aussichten. Weder war 
der Kapitalismus darauf angelegt, seine 
ursprünglichen Leitbegriffe «Freiheit, Gleich-
heit» über seine «Klasse» der sog. Besitz- 
und Bildungsträger hinaus «solidarisch» zu 
öffnen für die «Klasse» der lohnabhängigen 
Arbeiter und Angestellten, noch konnte er 
seine historischen Fortschritte zu gleichen 
Staats-Bürgerrechten- und Pflichten wirt-
schaftsbürgerlich für alle arbeitsfähigen 
Menschen vollenden und begründen.

Zu rechtfertigen ist der «Demokratische 
Sozialismus» gegenüber dem Ein- bzw. Vor-
wand, er sei bereits gescheitert im Marxis-
mus/Leninismus/Stalinismus. Zwar hat 
Marx (leider als abgebrochener Jura-Stu-
dent) die ersten Anfänge seiner Zeit zu par-
lamentarisch-rechtsstaatlichen Demokra-
tien als bloß bürgerlichen «Überbau» (unhis-
torisch-undialektisch?) verkannt. Er hielt die 
«Diktatur des Proletariats» (wie in der Pari-
ser Commune 1871) für den notwendigen 
Übergang zum Sozialismus/Kommunismus.
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Sicher jedoch hätte er die tatsächlichen 
Opfer, Unfreiheiten und Ungleichheiten der 
Massen unter Stalin abgelehnt, unter dem 
es nie eine «Diktatur des Proletariats» gege-
ben hat, sondern nur eine parteibürokra-
tisch zentralistische Planwirtschaft. Diese 
funktionierte – ohne rechtsstaatlich demo-
kratische Kontrollen – allein im Kriegs-Kom-
munismus und danach in der Rüstungs‑ 
und Schwerindustrie. Im Vergleich dazu 
stagnierte die allgemeine Versorgung der 
Bevölkerung mit Lebensmitteln und sozia-
len Diensten. Die Verwaltung richtete sich 
nach den ideellen und materiellen Privile-
gien der sog. Nomenklatura, die sich am 
Ende von den USA zu Tode rüsten ließ. Gor-
batschows Reformversuche kamen zu spät.

Braucht sich der «Demokratische Sozi-
alismus» zu rechtfertigen vor den Reform-
-Versprechen der SPD‑Koalitionsregierun-
gen, welche die grundgesetzlichen Möglich-
keiten (in Art. 15 GG), durch Sozialisierung 
der Produktionsmittel, den «Sozialstaat› (in 
Art. 20) für eine genossenschaftliche Wirt-
schafts‑Demokratie zu öffnen (in ihrem 
Godesberger Programm, 1959) von vornhe-
rein aufgegeben hatte?

Programmatisch hat die SPD zunächst 
über neun Jahrzehnte an ihren Leitbegrif-
fen: Freiheit, Gleichheit und Solidarität als 
Prinzipien des «Demokratischen Sozialis-
mus» festgehalten:

Bereits im Programm der «Sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei» (Eisenach 1869) for-
dert sie … gleiche Rechte und Pflichten» … 
Abschaffung der jetzigen Produktionsweise 
(Lohnsystem) durch genossenschaftliche 
Arbeit (und) den vollen Arbeitsvertrag für 
jeden Arbeiter» «Die politische Freiheit ist 
die unentbehrliche Vorbedingung zur öko-
nomischen Befreiung der arbeitenden Klas-
sen … Aufhebung aller Vorrechte des Stan-

des, des Besitzes, der Geburt und Konfes-
sion.»

Im Programm der «Sozialistischen Arbei-
terpartei Deutschlands» (Gotha 1875) heißt 
es: «Die Befreiung der Arbeit erfordert die 
Verwandlung der Arbeitsmittel in Gemein-
gut der Gesellschaft und genossenschaftli-
che Regelung der Gesamtarbeit mit gemein-
nütziger Verwendung und gerechter Vertei-
lung des Arbeitsertrages, die Abschaffung 
des Systems der Lohnarbeit, die Aufhebung 
der Ausbeutung … die Beseitigung aller und 
sozialen und politischen Ungleichheit».

Ähnlich heißt es im Programm «der» Sozia-
listischen Partei Deutschlands» (Erfurt 1891):

«Nur die Verwandlung des kapitalisti-
schen Privateigentums an Produktionsmit-
teln … in gesellschaftliches Eigentum und die 
Umwandlung der Warenproduktion in sozia-
listische, für und durch die Gesellschaft betrie
bene Produktion kann es bewirken, dass … die 
stets wachsende Ertragsfähigkeit der gesell-
schaftlichen Arbeit für die bisher ausgebeu-
teten Klassen … zu einer Quelle der höchs-
ten Wohlfahrt … werde». Die SPD kämpft … 
«für die Abschaffung der Klassengesellschaft 
und der Klassen selbst und für gleiche Rechte 
und Pflichten aller ohne Unterschied des 
Geschlechts und der Abstammung».

In diesem Sinne fordert die SPD (Pro-
gramm Heidelberg 1925): «Das Ziel der 
Arbeiterklasse kann nur erreicht werden 
durch die Verwandlung des kapitalistischen 
Privateigentums an den Produktionsmitteln 
in gesellschaftliches Eigentum … Sie kann 
die Vergesellschaftung der Produktionsmit-
tel nicht bewirken, ohne in den Besitz der 
politischen Macht gekommen zu sein.» (Her-
vorhebung nicht im Original).

Dieser, ihrer demokratisch-sozialistischen 
Programmatik war die SPD verpflichtet bis 
zum «Godesberger Programm» (1959). Noch 
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ein Jahrzehnt zuvor setzte die Partei – aller-
dings ohne ausreichende Mehrheit im Par-
lamentarischen Rat  – auf ihr Modell des 
«Sozialstaates» im Sinne einer genossen-
schaftlichen Wirtschafts-Demokratie nach 
folgenden Prinzipien: Die sog. «Gemein-
wohl-Verpflichtung des Eigentums» (Art. 14, 
II GG) sollte gesetzlich eingelöst werden. 
«Grund und Boden, Naturschätze und Pro-
duktionsmittel sollten in Gemeineigentum 
oder in andere Formen der Gemeinschaft» 
(Art. 15 GG) «durch Gesetze überführt wer-
den». Durch Gesetze sollte die paritätische 
Mitbestimmung der Arbeiter in ihren Betrie-
ben eingeführt werden. Der Primat der Poli-
tik sollte durch staatliche Investitionslen-
kungen erfüllt werden.

Im Gegensatz dazu brach diese Program-
matische Tradition des «Demokratischen 
Sozialismus» nach 90 Jahren im Godesber-
ger Programm von 1959 ab. Dieser Bruch 
erfolgte in drei Stufen: (1) Der «Demo-
kratische Sozialismus» verlor seinen aus-
schlaggebenden Leitbegriff der «Gleich-
heit». Dieser wurde ersetzt durch den (pro-
grammatisch nicht definierten) Begriff 
der «Gerechtigkeit». (2) Der «Demokrati-
sche Sozialismus» wurde nicht mehr poli-
tisch-ökonomisch hergeleitet, sonder nur 
noch «in christlicher Ethik, im Humanis-
mus und in der klassischen Philosophie ver-
wurzelt». Zwar erstrebt der Demokratische 
Sozialismus «eine neue und bessere Ord-
nung», (nachdem) «in der von Gewinn- und 
Machtstreben bestimmten Wirtschaft und 
Gesellschaft, Demokratie, soziale Sicherheit 
und freie Persönlichkeit gefährdet sind». 
Doch der «Sozialstaat» hat (lediglich) «für 
seine Bürger Daseinsvorsorge zu treffen, 
um jedem die eigenverantwortliche Selbst-
bestimmung zu ermöglichen und die Ent-
wicklung einer freiheitlichen Gesellschaft 

zu fördern». (3) Dementsprechend wird der 
«Demokratische Sozialismus» programma-
tisch überführt in «freien Wettbewerb und 
freie Unternehmer-Initiative … (als) wich-
tige Elemente sozialdemokratischer Wirt-
schaftspolitik. … Deshalb bejaht die SPD 
den freien Markt, wo immer wirklich Wett-
bewerb herrscht. … Wettbewerb soweit wie 
möglich  – Planung soweit nötig!» (Hervor-
hebungen nicht im Original).

Was unterscheidet diese und die nächs-
ten Programmsätze noch von der sog. 
Sozialen Marktwirtschaft der CDU: «Wirk-
same öffentliche Kontrolle muss Macht-
missbrauch der Wirtschaft verhindern. Ihre 
wichtigsten Mittel sind Investitionskontrolle 
und Kontrolle marktbeherrschender Kräfte», 
wenn dieser Machtmissbrauch der Wirt-
schaft von vornherein hätte verhindert wer-
den können, wenn die SPD den Kampf um 
die gesetzgeberischen Mehrheiten zur Sozi-
alisierung der Produktionsmittel nicht von 
sich aus aufgegeben hätte?

Doch sie gibt sich mit «Gesundbeterei» 
zufrieden: «Wo mit anderen Mittel eine 
gesunde Ordnung der wirtschaftlichen 
Machtverhältnisse nicht gewährleistet wer-
den kann, ist Gemeineigentum zweckmäßig 
und notwendig». (Hervorhebungen nicht im 
Original).

Und so ist es bis heute geblieben: Die 
SPD als (Assistenz)-Arzt am Krankenbett des 
Kapitalismus, als wenn dieser noch zu hei-
len wäre? War es danach nicht wenigstens 
ehrlicher, als unmittelbar vor dem letzten 
Partei-Programm der SPD, aus der zweiten 
Reihe der Geschäftsführung der (allerdings 
gleich gescheiterte) Versuch unternommen 
wurde, – ersatzlos – den Leitsatz des «Demo-
kratischen Sozialismus» zu entfernen?

Wenn die «Vision» wie die des «Demo-
kratischen Sozialismus» (vorerst) geschei-
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tert sein sollte, könnte dieses drei (mutmaß-
liche, interdependente) Gründe haben: (1) 
Das Konzept enthielt (strukturelle) Fehler; 
(2) die historische Konstellation erlaubte 
(noch) keine adäquaten Gelegenheiten; (3) 
es fehlten die möglichen und notwendigen 
Akteure.

Nach meinem vorangegangenen Ver-
gleich der früheren Parteiprogramme der 
SPD – bis in die Beratungen des Parlamen-
tarischen Rates  – erscheint das Konzept  – 
in seinem ersten Ansatz  – historisch sys-
tematisch überzeugend. Gegen die m.E. 
selbst unhistorisch bzw. undialektisch über-
zogene Polemik von Karl Marx gegen das 
Gothaer Programm von 1875 resümiere 
ich drei Feststellungen: (1) Recht hatten 
die Programme die (gerade nicht nach 
Marx ideologischen) historischen Errun-
genschaften der (damaligen) rechtsstaatli-
chen Demokratien zugrunde gelegt. Damit 
war der erste Grundsatz der allgemeinen, 
gleichen Staatsbürger-Rechte anerkannt. 
(2) Ebenfalls zu Recht verlangten die Pro-
gramme allgemeine, gleiche Wirtschafts-
bürger-Rechte. (3) Grund-, mittel- und fol-
gerichtig erkannten die Programme, dass 
diese Rechte nur mit einer «genossenschaft-
lichen Wirtschafts-Demokratie» verwirklicht 
werden konnten.

Damit erscheint das Konzept des «Demo-
kratischen Sozialismus» in sich konsis-
tent – und nicht nur auf der (theoretischen) 
Höhe seiner Zeit; es überzeugte auch seine 
(bewussten) Anhänger: Nicht umsonst 
wurde die SPD zur stärksten Partei Deutsch-
lands. Dieses hätte sie auch bleiben kön-
nen, hätte sie nicht 1914 den Kriegs-Kre-
diten zugestimmt bzw. 1918/19 sich ein-
deutig auf die Seite der Arbeiter- und 
Soldatenräte gestellt und somit die Abspal-
tung der USPD/KPD verhindert.

6  Die Anachronismen ungleicher Verdienste, 
Leistungen und Verantwortungen

Die historischen Fortschritte zu gleichen 
staatsbürgerlichen Rechten und Pflich-
ten vor den (nur so) allgemeinen Geset-
zen, bei öffentlichen Wahlen und Abstim-
mungen werden zumindest als Programm-
sätze nicht mehr in Frage gestellt. Dahinter 
zurückgeblieben sind jedoch ihre materi-
ell fundierenden und abschließenden wirt-
schafts-bürgerlichen Rechte und Pflichten. 
Deren Ungleichheiten werden traditionell 
nach «Verdiensten», «Leistungen» und «Ver-
antwortungen» in Anspruch genommen.

Dieser Anspruch abstrahiert inzwischen 
von seinen ursprünglichen materiellen 
Grundlagen, Verhältnissen und Folgen.

Im sog. Klassischen Altertum in Athen 
und Rom gehörte es zu den Verdiensten der 
freien und gleichen (Besitz- und Bildungs-)
Bürger, sich (zuerst) ehrenamtlich um das 
Wohl ihrer Stadt politisch «verdient» zu 
machen. An die Stelle dieser «Verdienste» 
bildete sich in der Neuzeit Aufstiege und 
Gratifikationen nach «Leistungen» heraus. 
Das sich vom Adel emanzipierte Bürger-
tum besetzte die neuen Leitungsfunktio-
nen in Handel und Gewerbe, Kultur, Verwal-
tung und Justiz. In den modernen Indust-
rie- und Wissensgesellschaften lassen sich 
jedoch individuelle (Teil-)Leistungen (wenn 
überhaupt) nur noch als «Störquellen» und 
«menschliches Versagen» isolieren und 
gewichten.

Im Zuge der Automatisierungen, Com-
puterisierungen sowie Vernetzungen indus-
trieller Fertigungsprozesse und Team-Ko-
operationen kann kein Individuum mehr 
derart mehrdimensionale Abläufe so über-
schauen, erst recht deren Zusammenwir-
ken allein koordinieren und steuern, dass 
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es (allein schon gar nicht) für deren Erfolge 
oder Miss-Erfolge eigenverantwortlich, d. h. 
persönlich haften könnte.

Tatsächlich «verdienen» am wenigsten 
durchschnittliche «Handarbeiter», mehr 
Kaufleute, die nicht nur ihre Waren bewe-
gen (lassen), sondern vor allem (spekula-
tive) «Finanzprodukte», am meisten jedoch 
Erben großer Vermögen und Aktien-Pakete. 
Worin sollten deren «Leistungen», gar «Wert-
schöpfungen» bestehen?

Woran, wie sollten «Leistungen» über-
haupt intersubjektiv kontrolliert werden? 
Welche «Daten» und Relationen sollten 
gelten: die Arbeits-Zeiten, der Energie-Auf-
wand, die Material-Kosten, die Seltenheit 
des Materials, der Bedarf, die Qualifikatio-
nen, die Vertriebs-Kosten oder die – wach-
senden  – Kombinationen all’ dieser Fakto-
ren?

Erst recht unüberschaubar werden diese 
Gewichtungen. Wenn es – zusätzlich – um 
sog. (sozialpsychologische) Zufriedenheit 
der Produzenten sowie der Konsumenten 
gehen soll.

Was folgt aus den sog. Gesetzen des 
Marktes, welche (angeblichen) die Bewer-
tungen ausrichten nach ihren Verhältnissen 
von Angebot und Nachfrage, die ihrerseits 
abhängen von dem jeweiligen Aufwand 
an Marketing und Reklame? Orientieren 
sich die Erträge der Aktionäre nicht wie die 
«Vergütungen» ihrer Manager an ihren sog. 
Marktwerten, d. h. an ihren (schwankenden) 
Börsen-Kursen? Stellt sich danach die Frage 
nur noch rhetorisch: «Wer verdient schon, 
was er verdient»?

7  Vorbehalte gegen gleiche Rechte und 
Pflichten aller arbeitsfähigen Menschen in der 
Ökonomie

7.1  Die – egalitäre – Wirtschafts-Demokratie  
sei nicht effizient genug.
Gegenwärtig ist die Hypothese von der Inef-
fizienz egalitärer Wirtschafts-Demokratien 
noch ohne hinreichende empirische Grund-
lagen. Die Legende, im Sozialismus sei die 
ökonomische Gleichbehandlung geschei-
tert, ist längst durch die historischen Tatsa-
chen widerlegt. 

Bereits Marx hat die primäre Notwen-
digkeit radikal-konsequenter, ökonomi-
scher Gleichbehandlung aller arbeitsfähi-
gen Menschen von Anfang an verkannt und 
diese verschoben auf seine Utopie: «Jeder 
nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen». Lenin hat von vornherein für 
seine Parteifunktionäre das Sechsfache des 
regulären Lohns von Industrie- und Land-
arbeitern vorgesehen. Stalin hat für seine 
«demokratisch-zentralistische» Parteidikta-
tur die Privilegien der sog. Nomenklatura 
institutionalisiert. Danach war das Ende  – 
wenn auch erst nach dem relativ erfolgrei-
chen Kriegskommunismus – programmiert: 
Das sowjetische System – ohne die histori-
schen Fortschritte rechts- und sozialstaat-
licher Demokratien, ohne effektiv gleiche 
Rechte und Pflichten aller Staats- und Wirt-
schaftsbürger – ließ sich von den USA so zu 
Tode rüsten, dass es am Ende nicht nur öko-
nomisch pleite war.

Ähnlich zuverlässig lassen sich die Resul-
tate, d. h. Ineffizienzen antiker Sklavenhal-
tergesellschaften sowie mittelalterlicher 
Feudalordnungen beurteilen. Ihr gemein-
samer Nenner, nämlich die Ausbeutung 
und Unterdrückung der großen Mehrheiten 
durch privilegierte Minderheiten, konnte 
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(wenn überhaupt) gleiche ideelle Interessen 
am gemeinsamen Wohl nur durch religiöse 
Jenseitsversprechungen manipulieren.

Wie dagegen sich Menschen unter ganz 
anderen Verhältnissen verhalten werden, 
wenn sie nur noch für das eigene wie das 
gleiche Wohl aller anderen verantwortlich 
zu sorgen haben, können wir nur ex nega-
tivo vermuten:

Beginnen wir dazu mit der Vorstellung, 
all die Kosten und Aufwendungen abzuzie-
hen, die heute notwendig sind, vor allem 
um die ökonomischen Vorrechte von Min-
derheiten gegenüber Mehrheiten durch-
zusetzen und zu konservieren, nämlich vor 
allem Rüstung, Reklame und Finanz‑Speku-
lationen sowie erhebliche Anteile der Büro-
kratie, Polizei und Justiz. Wie ließen sich 
danach die freiwerdenden Mittel einset-
zen, um die für alle Menschen notwendigen 
Lebensmittel und sozialen Dienste so zu ver-
bessern, dass deren gleiche Verteilung freie 
und gleiche Zustimmungen erwarten darf?

7.2  Die «Natur des Menschen» sei nur auf ihren 
eigenen Vorteil angelegt.
Das Vorurteil über die sog. Natur des Men-
schen, die nur auf ihren eigenen Vorteil hin 
angelegt sei, ist bisher (natur‑)wissenschaft-
lich nicht zu belegen: Die Gene, erst recht 
ihre Struktur bzw. ihre verbindenden Boten-
stoffe, erscheinen im Verhältnis zu unseren 
heute verfügbaren Messinstrumenten in der 
Neurobiologie so komplex, dass zumindest 
unmittelbare Konsequenzen für soziale Tei-
lungsprozesse nicht analysiert werden kön-
nen.

(Historisch-sozial-)wissenschaftlich dage-
gen lassen sich – im Rahmen ihrer Verhält-
nisse  – keine eindeutigen Gegensätze zwi-
schen sog. egoistischen und altruistischen 
Verhaltensweisen erkennen.

Tatsächlich hing das Sozialverhalten ab 
von den Verhältnissen (=Wasser, Vegeta-
tion, Klima, Rohstoffe, Energie‑Vorräte, Nah-
rungsmittel usw.), in denen sie ihr Verhal-
ten zum Zwecke ihres Überlebens einzurich-
ten hatten.

Dieses Verhalten orientierte sich darü-
ber hinaus an Traditionen und Interpretatio-
nen des sozialen Verhaltens: In allen Kultu-
ren haben Menschen ihre Lebensmittel und 
Dienstleistungen nicht nur mit ihren Kin-
dern, Eltern, Geschwistern geteilt und ausge-
tauscht, sondern auch mit ihren Nachbarn, 
Freunden, Gästen.  – Wie hätten sie sonst 
als Gattung überleben können? Wie bzw. 
wozu hätten sie ihrem Verhalten einen Sinn 
geben können ohne gegenseitige Empathie, 
Fürsorge, Solidarität und Kooperation? Wie 
und wozu hätten sie überhaupt eindeutige 
Gegensätze zwischen sog. egoistischen und 
altruistischen Verhaltensweisen entwickeln 
können? Wo könnte und sollte das «egois-
tische» Interesse des einen beginnen und 
enden – gegenüber den anderen, auf deren 
Hilfen man selbst von Anfang bis Ende sei-
nes Lebens angewiesen bleibt? Gehört es 
nicht selbst zu den relativ späteren Sichtwei-
sen  – in entwickelten Kulturen den Einzel-
nen von den anderen, von seiner Gruppe/
Stamm zu unterscheiden? Auf welchem 
(anderen?) Hintergrund lässt sich die sog. 
«Goldene Regel der Gegenseitigkeit» erklä-
ren? Doch aus welchen Gründen appellierte 
diese «Goldene Regel» später quasi nur ober-
halb, lediglich moralisch‑kompensatorisch 
gegen die ökonomisch wachsenden, hierar-
chischen Arbeitsteilungen, Ausbeutungen, 
Unterdrückungen, Benachteiligungen? Wie 
früh wurden diese Arbeitsstrukturen von 
den Eltern zu ihren Kindern weitergegeben 
und von Anfang an verinnerlicht? Wie sehr 
waren diese Eltern gezwungen zu sparen an 
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Zeit, Energie, Lust und Kraft? Wie konnten 
sie danach sich ihren Kindern so zuwenden, 
wie sie es gebraucht hätten, um sich ohne 
größere soziale Ängste entwickeln zu kön-
nen? Wie tief haben diese Primär‑Erfahrun-
gen und Sinnes‑Eindrücke Gefühle konser-
viert, denen das Bewusstsein nachhinkte? 
Wie gravierend blieben die frühkindlichen 
Ängste, welche dem bewussten Sein im 
Wege standen, das die Realität prüft? Wel-
che Aufklärungs-Hilfen ließen sich gegen 
diese Hypotheken mobilisieren? Wie ließen 
sich die (vor allem emotionalen) Anstren-
gungen unterstützen, um die notwendigen 
Frustrations-Toleranzen zu stärken  – und 
nicht in den Trägheiten der Wiederholungs-
zwänge zu stagnieren? Welche Lern‑Hilfen 
brauchte es, um die Lust am Denken zu 
wecken – und zu erhalten gegen die Neigun-
gen des Gehirns  – ökonomisch Energie zu 
sparen? (Schließlich verbraucht das mensch-
liche Gehirn ca. ein Fünftel des Energie‑Auf-
wandes des Gesamtkörpers, selbst in dessen 
sonstigem Ruhezustand. Von daher war es 
zweckmäßig für die menschliche Evolution, 
auch hier Energie zu sparen.)

Dass immer noch zu viele Menschen, die  
nicht lernen konnten, Lust am Denken zu 
entwickeln, mit Un‑Lust auf die Anstren-
gungen des (vor allem abweichenden!) 
Denkens reagieren – und dieses versuchen 
abzuwehren, lässt sich weiter psychoanaly-
tisch im Anschluss an Sigmund Freuds (vgl. 
S. F.: «Jenseits des Lustprinzips», 1920, in: 
Studienausgabe, Bd. 111, 1975, S.  217 ff) 
«Annahme … der Trägheit des Wiederho-
lungszwangs» (erklären): «dass es ein Bestre-
ben des seelischen Apparates sei, die in ihm 
vorhandene Quantität von Erregung mög-
lichst niedrig oder wenigstens konstant zu 
halten … der Wiederholungszwang ist dem 
unbewussten Verdrängten zuzuschreiben».

Mit dieser Annahme zur Genese und 
Funktion der «Trägheit des Wiederholungsz
wangs als Energie‑Ersparnis bzw. Unlust‑Ver-
meidung» können wir weiter den Hinter‑
Gründen bei den Gegnern unseres erkennt 
nisleitenden Interesses auf die Spur kommen.

Welche Einstellungen sind bereits in 
ihren Kindheiten von ihren Eltern vorge-
geben worden? Welche Möglichkeiten hat-
ten ihre Eltern – auf dem Hintergrund ihrer 
eigenen Biografien, abhängig von ihren 
Verhältnissen  – ihren Kindern die Empa-
thie und Fürsorge zuwenden zu können, 
welche die Kinder brauchten, um tragfä-
hige Bindungen, Vertrauen zu anderen und 
zu sich selbst aufzubauen? In welchen Ver-
hältnissen lebten ihnen welche Vorbilder 
soziales oder a‑soziales Verhalten vor? Wel-
che Er‑Kenntnisse wurden ihnen zuteil, um 
diese Vorbilder und ihr Verhalten (nicht 
zuletzt in deren Ambivalenzen) kritisch ver-
gleichend beurteilen zu lernen? Wie weit 
haben sie die – negativen – Menschen‑Bil-
der und Gesellschafts-Modelle verinnerlicht, 
sodass sie gegen deren Strich  – nur unter 
Unlust und Abwehr‑Ängsten  – andenken? 
Welche Gelegenheiten hatten sie, gegentei-
lige Erfahrungen zu machen, sich durch wis
senschaftliche Modell‑Vergleiche bessere 
Alternativen vorzustellen? Wie weit haben 
sie sich in ihren Berufen – unter den Zwän-
gen des Geld-verdienen-müssens abgefun-
den mit feindseligen Konkurrenzen und Intri
gen, gegenüber denen sie keine Auswege 
mehr erkannten? Wie abgestumpft muss-
ten sie werden, um sich mit (Sinn)‑Surroga-
ten wie Geld‑ und Status‑Symbolen abfin-
den zu lassen? Wie hätten sie über die Rän-
der ihrer «Jobs» hinausblicken können und 
deren «Kurzsichtigkeiten» in «Kurz‑Schlüsse» 
zu verwandeln, die bequem – von der «ego-
istischen Natur des Menschen» auf die 
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«schlechten Verhältnisse» herunterkamen 
und nicht umgekehrt? Wie viele Ängste hat-
ten sie zu überwinden, um die Risiken ein-
zugehen, gegen den «Mainstream» der herr-
schenden Ideologien ihrer Umgebung zu 
opponieren? Wie viele Feigheiten vor ihren 
Freunden  – auch außerhalb ihrer Berufe  – 
ließen sie verstummen, um – wenigstens – 
ihre kleinen, gemeinsamen Privilegien nicht 
in Gefahr zu bringen? Welche Rationalisie-
rungen brauchten sie, um diese Vorteile als 
«leistungsgerecht» gegen die zu verteidi-
gen, die sich nicht so viel «leisten» können? 
Wieweit lassen sich danach Rivalitäten und 
Konkurrenzen um zu knappe Lebensmit-
tel als Mangel-Kompensationen erklären, 
solange diese Defizite nicht als allgemein 
und gleich überwindbar erkannt werden?

Beruhen nicht die meisten Vorbehalte, 
hinter den oben vorgestellten Vorurtei-
len, gegen die allgemeine Vorteilhaftig-
keit gleicher Rechte und Pflichten aller 
arbeitsfähigen Menschen in der Ökonomie 
auf vier (aufeinander aufbauenden) tiefen‑ 
bzw. sozialpsychologischen Widerständen 
bzw. Rationalisierungen? (1) Trägheit der 
Wiederholungszwänge (2) Verdrängungen 
unangenehmer Konsequenzen (3) Orientie-
rungen an Mehrheiten (4) (Fehl‑)Schlüsse 
von eigenen Privilegien auf allgemeine 
Vorteile.

1.		Trägheit der Wiederholungszwänge las-
sen sich  – gleichermaßen genetisch wie 
funktional – entschlüsseln als Abwehrme-
chanismen, gegen den Strich bisheriger 
Einstellungen umzulernen. Diese Einstel-
lungen sind doppelt fixiert:
Zum einen ist ihre Struktur häufig von 
den Eltern auf ihre Kinder so autoritär 
sanktionierend einsozialisiert und ver-
innerlicht worden, dass Abweichungen 

nur unter Trennungs- und Verlustängsten 
gewagt werden können. 
Zum anderen ist der Zweck der Entlas-
tung durch wiederholte Vorbehalte (und 
Vorurteile) nicht zu verkennen: Die einge-
übte Reduktion von Komplexität erlaubt 
zumindest subjektive Sicherheiten und 
rasche Entscheidungen nach dem Mus-
ter, so lange am (anscheinend) Bewähr-
ten festzuhalten, wie dieses sich ohne 
größere Risiken bewahren lässt.

2.	Verdrängungen unangenehmer Konse-
quenzen erscheinen wiederum genetisch 
und funktional erklärbar: Wie viele Kin-
der werden von ihren Eltern, wenn sie 
etwas «falsch» gemacht haben, konfron-
tiert mit der vorwurfsvollen (Pseudo‑)
Frage, was sie sich dabei gedacht hätten, 
ohne Rücksicht darauf, wie wenig ihnen 
absehbare Konsequenzen tatsächlich 
erklärt und erst recht vorgelebt worden 
sind. Unangenehm fixiert werden danach 
Einstellungen, sachliche Kritik als per-
sönlichen Vorwurf misszuverstehen. Die 
Chancen, ohne Angst vor peinlichen Vor-
behaltungen Alternativen modellhaft 
zu probieren, werden vertan. Nur unter 
großen Widerständen und wiederholten 
Rückfällen lassen sich nachträglich Kor-
rekturen erlernen.

3.	Orientierungen an Mehrheiten setzen die 
bisherigen Wiederholungszwänge und 
Verdrängungen fort, indem sie diese sozi-
alpsychisch erweitern. Ihr gemeinsamer 
Vorteil ist genauso wenig zu verkennen 
wie ihr gemeinsamer Nachteil. Vorteil-
haft ist die soziale Reduktion von Kom-
plexität: Ist man nicht «auf der sicheren 
Seite» bei den Mehrheiten? Erspart man 
sich nicht Unsicherheiten, Ängste und 
Risiken, die bei gravierenden Konflikten 
mit diesen Mehrheiten drohen (können)? 
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Nachteilig dagegen stellen sich in der 
bisherigen Wissenschaftsgeschichte die 
Orientierungen an dem sog. Mainstream 
der herrschenden Meinungen heraus: 
Wie viele Erkenntnisfortschritte sind von 
sog. Außenseitern und Querdenkern vor-
getragen worden, die erst viel später all-
gemein anerkannt worden sind? Wie oft 
hätte der Widerspruch der Minderheiten 
blinden Mehrheiten die Augen rechtzei-
tig öffnen können?

4.	(Fehl-)Schlüsse von eigenen Vorrechten 
auf allgemeine Vorteile vollenden die bis-
her vorgestellten tiefen- und sozialpsychi-
schen Vorbehalte. Deren Kurzsichtigkeit 
entspricht ihrer Kurzschlüssigkeit, seine 
eigenen (ungleichen) Vorteile zu «ratio-
nalisieren»: Wie könnte ein Wirtschafts-
system als solches insgesamt schlecht 
sein, das immerhin noch gut erscheint für 
seine eigenen (Vorteils-)Interessen?

8  Träger von Reformen/Revolutionen?

Wie bzw. durch welche Gruppen könnte der 
«Demokratische Sozialismus» politisch-öko-
nomisch-technisch verwirklicht werden? 
Nach meiner Vermutung kommen nur drei 
Gruppen in Betracht: (Eine vierte Gruppe, 
die dauerhaft auf staatliche (Sozial-)
Arbeitslosenhilfen angewiesen bleibt, hat 
in der Regel sich damit abgefunden, nicht 
mehr an den «Leistungen» des Mittelstan-
des aktiv und passiv teilzuhaben. Diese 
Gruppe beteiligt sich kaum noch an politi-
schen Wahlen und wird von den «Volkspar-
teien» effektiv aufgegeben).
1.	Die Privilegierten, die (noch) vom kapita-

listischen Finanz- und Wirtschafts-System 
so profitieren, dass sie glauben, deren all-
gemein destruktive Konsequenzen igno-
rieren zu können.

2.	Die lohnabhängigen Arbeiter, und 
(Pseudo-) Selbstständigen, die zwar noch 
keine Not leiden, wohl aber darüber hin-
aus sich keinen «Luxus leisten» können.

3.	Die sog. wissenschaftlich-technische Intel-
ligenz, die – in der Regel – hochqualifiziert 
als «Leitende» Angestellte und Beamte 
sowie freiberufliche «Berater» (Juristen, 
Ökonomen, Ingenieure und Medien-Ex-
perten) systematisch-relevante Entschei-
dungen vorbereiten und organisieren. 

1.	Vermutlich sind die meisten Privilegier-
ten bereits von ihrer Herkunft so sozia-
lisiert worden, dass sie die «Leistungen» 
ihrer Eltern und Großeltern gar nicht 
mehr bezweifeln (können). Auf diesem 
Hintergrund erscheinen die Wege und 
Umstände ihrer Ausbildungen/Studien 
und Karrieren, in denen man weitge-
hend «unter sich» bleibt, «Netzwerke» bil-
den konnte, sich als «Eliten» fühlte. In die-
sen Beziehungen reproduziert man die 
Gewohnheiten, «oben zu sein». Warum 
sollte man diese «Kultur» aufgeben, 
deren «Leistungen» man sich «verdient» 
hatte durch Herkunft, Bildung und «Ver-
antwortung»?
Wie könnte diese «In-group»-Orientierung 
ohne gravierende Störungen von außen 
aus ihrem Gleichgewicht gebracht wer-
den? Da sie «es nicht nötig haben», selbst 
erwerbstätig zu werden, nachdem sie 
sich bereits von den Zinsen ihres Vermö-
gens jedes Luxus-Leben «leisten» können, 
werden sie kaum – direkt – von den «Kri-
sen» der Weltwirtschaft betroffen. Nicht 
zuletzt fehlen den meisten die theoreti-
schen Voraussetzungen, die «Krisen» in 
ihren regelhaften Verläufen als systema-
tisch-notwendig zu erkennen, die gerade 
nicht vorübergehen.
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2.	Die lohnabhängigen Arbeiter und Ange-
stellten: Die Angehörigen der sog. unte-
ren Mittelschicht sind wie keine andere 
Gruppe im Kapitalismus von ihrer Arbeit 
entfremdet. Im Anschluss an Karl Marx’ 
Theorie der Entfremdung (vgl. die sog. 
Pariser Manuskripte 1844 in MEW, Erg. 
Bd. 1) erscheinen sie tendenziell über-
wiegend in ihren bewussten Interessen – 
entfernt sowohl von ihren Arbeiten und 
deren Produkten sowie deren Abnehmern 
als auch von ihren (wechselnden) Mitar-
beitern und nicht zuletzt von sich selbst: 
«In der Arbeit ist der Arbeiter außer sich 
und erst außer der Arbeit bei sich» (Karl 
Marx).
So müssen ihnen ihre Arbeiten gleich‑gül-
tig werden; diese werden nicht (wie bei 
Künstlern oder Wissenschaftlern) selbst‑ 
und mit‑bestimmt um ihrer selbst wil-
len erledigt, sondern gegen Entlohnung, 
worauf sie  – ohne Alternativen  – ange-
wiesen sind, um ihren Lebensunterhalt 
zu finanzieren. Dabei stehen sie  – auch 
gegen ihre Kollegen – unter der Peitsche 
der Konkurrenz um die Höhe der Lohn-
kosten. Ihre «Mitbestimmung» im Sinne 
(unfreiwilliger) sog. «Zielvereinbarun-
gen» dient dazu, ihre Tätigkeiten zu «eva-
luieren» bis zu ihrer «Freisetzung»: Sie 
selbst sollen ihre Arbeitskraft überflüssig 
machen.
Doch damit nicht genug. Auch in ihrer 
sog. «Freizeit› sollen sie nicht über diese 
(Selbst)Ausbeutung und Liquidation ihrer 
Arbeitskraft nachdenken: Fungierten sie 
in der Arbeit als «Anhängsel der Maschi-
nen» (Marx), «hängen» sie außerhalb am 
Fernseher, Internet, an Video‑Spielen ab, 
gehen zu Massen‑Veranstaltungen (z. B. 
Fußball), in denen auch keine Diskussio-

nen über ihre Tätigkeiten oder gar politi-
sche Organisationen stattfinden können.

3.	Die sog. wissenschaftlich-technischen 
Intelligenzen: Zwischen die alten Klas-
sen des Industrie‑Proletariats und den 
sog. Kapitalisten, d. h. den Inhabern bzw. 
Verfügungsberechtigten über die Produk-
tions‑ und Distributions-Mittel, ist eine 
neue Schicht (leitender) Angestellten, 
Beamten und Freiberufler getreten. Diese 
sind in der Regel wissenschaftlich qualif﻿i-
ziert: Sie verfügen sowohl über die theo-
retischen Kompetenzen als auch über die 
beruflichen Erfahrungen, um die tragen-
den und weitreichenden Entscheidungen 
in Politik, Wirtschaft und Kultur zu analy-
sieren, zu antizipieren, vorzubereiten, zu 
organisieren, deren Resultate zu evaluie-
ren und zu korrigieren. Dementsprechend 
könnten sie auch die «Leistungen» erbrin-
gen, Risiken abzusehen bzw. deren Ver-
drängungen zu durchschauen und (öffent-
lich) zu kritisieren. Damit könnten sie sich 
unterscheiden von den (Groß)-Privilegier-
ten und ihren habitualisierten Einstellun-
gen und gesellschaftlichen Rücksichten 
auf ihre Gruppen‑(Zwänge). Nicht zuletzt 
unterscheiden sich die Angehörigen die-
ser sog. technisch‑wissenschaftlichen 
Intelligenz weiter in doppelter Weise von 
den Inhabern großer Vermögen und Ein-
kommen (die nur noch andere für sich 
arbeiten lassen):

Meist haben die Mitglieder technisch‑wis-
senschaftlicher Intelligenz wesentlich grö-
ßere Anstrengungen erbracht, um durch «Bil-
dung» «aufsteigen» zu können. Während die 
reichen Kinder auf das «Sponsoring» ihrer 
Eltern vertrauen konnten, auf Privat‑Schu-
len bzw. Privat-Universitäten «durchkamen», 
waren die anderen auf Stipendien angewie-
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sen oder mussten «nebenbei» Geld verdie-
nen. Sie standen bereits im Studium in Kon-
kurrenzen gegen ihre Kommilitonen. Diese 
Konkurrenzen setzten sich fort in ihren 
Berufen. Sie mussten fortdauernd «auf der 
Höhe» wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
beruflicher Fertigkeiten bleiben. Ihre leiten-
den Tätigkeiten erlaubten und erzwangen 
ständig vergleichende Überblicke. Diese 
konnten gar nicht enden an den Rändern 
ihrer Tätigkeits-Bereiche. Damit kamen auch 
die System‑Strukturen und ‑Krisen in ihren 
Blick. Wie lange können und wollen sie die 
daraus resultierenden Widersprüche verar-
beiten: Auf der einen Seite die von ihnen 
erwarteten «Leistungen», um nicht von 
ihren Konkurrenten überholt und erledigt zu 
werden; auf der anderen Seite die – destruk-
tiven  – Konsequenzen dieser «Leistungen», 
die sie nicht länger ignorieren und verdrän-
gen (können?).

Damit muss ich enden mit den Schluss‑Fra-
gen, die diesen Konflikt entscheiden wer-
den: Wie lange werden sich diese Mitglie-
der der sog. wissenschaftlich‑technischen 
Intelligenz ideell und materiell (weiter) kor-
rumpieren, d. h. ihre Zustimmungen zu den 
«Leistungen» des Kapitalismus abkaufen 
lassen? Wie lange werden sie deren Legen-
den und Lügen noch vertreten? Was sind 
ihre (Rest)‑Privilegien wert, wenn ihre «Leis-
tungen» ihren Kindern und Kindes-Kindern 
nicht mehr zu gute kommen werden? Wel-
che «Gerechtigkeiten» können sie rechtferti-
gen, wenn deren «Güte» in ihre Gegenteile 
verkehrt? Wer wollte noch an öffentliche 
Schulden, Kriegen und Umwelt-Zerstörun-
gen «verdienen», wenn dagegen in einer 
friedlichen, gerechten und guten Weltord-
nung alle arbeits- und lernfähigen Men-
schen – nach gleichen Rechten und Pflich-
ten – nur die Güter herstellten und egalitär 

miteinander teilten, die sie wirklich gemein-
sam brauchen?

9  (Vorläufiges) Resümee – Thesen 

Mein Vorschlag zum «Demokratischen Sozi-
alismus» konzentriert sich auf dessen «Ver-
fahrens-Rationalität» auf drei Ebenen, die 
aufeinander aufbauen:

1.	Die Argumentationen erfolgen diskur-
siv-prozessual  – nach gleichen Rechten 
und Pflichten der Diskutierenden.

2.	Diese Prinzipien und Regeln gelten in 
gleicher Weise für die tragenden Instituti-
onen und Verfahren des Demokratischen 
Sozialismus.

3.	Die politisch-ökonomischen bzw. sozialen 
Wege dahin haben den Prinzipien und 
Regeln des Demokratischen Sozialismus 
zu entsprechen.

Zentraler Maßstab ist in doppelter, d. h. 
formaler wie inhaltlicher Weise das all-
gemeine Wohl möglichst aller Menschen 
(auch in ihrer absehbaren Zukunft). Diese 
Wohl lässt sich nur prozessual bestimmen: 
Alle Menschen sollen die sozial möglichen 
Bedingungen, Mittel und Hilfen erhalten, 
die sie durchschnittlich brauchen – jenseits 
von (überflüssigem) Luxus einerseits und 
(vermeidbaren) Mängel andererseits. Diese 
Universalisierung ist nur möglich durch das 
Prinzip der (sozialen) Gleichbehandlung 
aller Menschen. (Für die Ausnahmen der 
Kinder, Kranken, Behinderten, Alten gel-
ten – positiv – die Regeln der Gegenseitig-
keit: Diejenigen, die mehr als nur für sich 
selbst sorgen können, erbringen für die 
anderen, die dazu nicht imstande sind, die 
Leistungen, die sie für sich selbst an Stelle 
der anderen – beanspruchen könnten).
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Unter dem Anspruch des allgemeinen, 
gleichen Wohls werden alle (lern- und 
arbeitsfähigen) Menschen in gleicher Weise 
berechtigt und verpflichtet, die durch-
schnittlich möglichen und notwendigen 
(Gebrauchs-)Güter und sozialen Dienstleis-
tungen egalitär, kooperativ und solidarisch 
herzustellen bzw. adäquat zu verteilen.

Die Institutionen und Verfahren des 
Demokratischen Sozialismus beruhen zuerst 
auf den historisch bewährten Grund- und 
Menschenrechten sowie auf den Verfas-
sungsgrundsätzen der demokratischen 
Rechts- und Sozial-Staaten, d. h. im einzelnen 
der Volkssouveränität i.S.  allgemeiner, glei-
cher, direkter, geheimer, gesetzlich periodi-
scher Wahlen, sowie der parlamentarischen 
Mehrheitsbildungen und Gesetzgebungen:

1.	Minderheitenschutz der parlamentari-
schen Opposition,

2.	Recht- und Gesetzmäßigkeiten der Ver-
waltungen,

3.	Gewaltenteiligen, unabhängigen Rechts-
sprechungen,

4.	Freien und gleichen Rechte in und für 
politische Parteien und Verbände,

5.	Freiheiten der  – staatsunabhängigen  – 
öffentlichen Medien,

6.	Freiheiten der – unabhängigen – Wissen-
schaften und Künste.

In der Hauptsache geht es darum, die allge-
meinen, gleichen Staats-Bürgerrechte und –
Pflichten

7.	vor den (nur so) allgemeinen Gesetzen,
8.	bei allen Wahlen und Abstimmungen,
9.	beim Zugang zu allen öffentlichen Ämtern

durch entsprechend allgemeine, gleiche 
Wirtschafts-Bürger-Rechte und –Pflichten 

ökonomisch zu begründen und zu vollenden, 
d. h. die Produktionsmittel (= Grund und 
Boden, Naturschätze, Versicherungen und 
Banken) in Gemeineigentum zu überführen.

Dieses genossenschaftliche Gemeinei-
gentum wäre durch paritätische Aufsichts- 
und Vorstands-Gremien zu verwalten.

Zu gleichen Teilen wären diese  – nach 
einmaligen – Wahlperioden zu besetzen mit 
Vertretern (je nach Bedarf) aus den Bundes- 
und Länderparlamenten, den Städten und 
Landkreisen sowie Repräsentanten aus den 
Belegschaften.

Um das – durchgängig egalitäre – Prinzip 
gleicher Rechte und Pflichten aller Amtsträ-
ger und Leiter von Anfang bis Ende durch-
zuhalten, sollten drei Regeln verbindlich 
gelten: Niemand sollte mehr als ein öffent-
liches Amt oder eine andere Leitungsfunk-
tion innehaben. Die Amtszeit bzw. Leitungs-
funktion wäre  – endgültig  – nur für eine 
Wahlperiode festzulegen

(Deren Inhaber sollten jedoch für die 
gleiche Zeit ihren Nachfolgern als reguläre 
Berater zur Verfügung stehen, um Leitungs-
erfahrungen und –Kompetenzen kontinu-
ierlich weiterzugeben). Die Vergütungen 
hätten den allgemeinen, gleichen Durch-
schnittslöhnen zu entsprechen. (Lediglich 
die regulär notwendigen Aufwandsent-
schädigungen wären zu entgelten. Sonstige 
Zuwendungen an die Amtsträger und Lei-
ter sowie an ihre Verwandten und Freunde 
müssen sofort zum Ausschluss von allen 
Ämtern und Leitungen führen).

Könnten diese drei Regeln nicht die egalitä-
ren Verfassungsgrundsätze der Rechts-, Sozial- 
und Wirtschaftsdemokratien vollenden:

10.	Parlamentarisch-politische Gesamtver-
antwortung für alle öffentlichen Ange-
legenheiten,
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11.	rechtsstaatlich rotierende Gewaltentei-
lungen,

12.	gleiche staats- und wirtschafts-bürgerli-
che und Pflichten – ohne Privilegien und 
Korruptionen,

13.	politisch-rechtlich-administrative Qualifi-
zierungen der Wähler und ihrer Engage-

ments für das Allgemeinwohl – wie für 
ihr Eigenes?

Könnte diese Renaissance ihrer demokra-
tisch-sozialistischen Tradition die SPD davor 
bewahren, sich als Koalitions-(«Schwester») 
der CDU überflüssig zu machen?
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Gerade jetzt eine falsche Entscheidung – ein Weckruf!

tigen Umgang, um Symbole und Parolen 
und Wege des gemeinsamen gesellschaftli-
chen Protests. Die SPD wirbt mit «Herz statt 
Hetze», Leute protestieren unter den Labeln: 
#wirsindmehr, Jetzt reicht’s, Aufstehen 
gegen rechte Hetze, Bunt statt braun und 
vielen mehr. Es gibt gesitteten Protest mit 
Kerzen und Schweigen, gewitzten Protest 
mit «Spendenlauf für antirassistische Pro-
jekte», an dem Pegida und AfD unfreiwillig 
teilnahmen, Verunglimpfung und Lächer-
lichmachen zum Beispiel durch Kampag-
nen wie «Storch Heinar», Prügeln mit dem 
Schwarzen Block – welche dieser Protestfor-
men ist wie einzuschätzen? Hinzu kommt 
der parlamentarische Umgang mit der AfD: 
Wie sind die Parlamente in der jüngsten 
Vergangenheit mit dieser umgegangen, wie 
sind sie ehedem mit DVU und Republika-
nern umgegangen, was bringt das jeweils 
ein? Wenn wir schon aus der Geschichte 
lernen wollen, dann brauchen hier verglei-
chende Studien, die aus historischer Pers-
pektive Argumente und Einschätzungen lie-
fern. Vertiefende Studien sollten uns zeigen, 
wie stark solche wehrhaften Demokratieäu-
ßerungen jeweils in der Gesellschaft veran-
kert und mitgetragen wurden. 

Jetzt zum Beispiel könnte man doch eine 
Historische Kommission des Parteivorstan-
des gut brauchen. Man könnte sie beauftra-
gen, den umfänglichen und vielschichtigen 
Gerechtigkeitsdiskurs der SPD zu analysie-
ren, um herauszufinden, wer wann mit wel-
chen Argumenten ernsthafte Alternativen 
zu den Hartz-Gesetzen diskutiert hat. Inte-
ressant wäre zu erfahren, ob es Brücken in 
die Zivilgesellschaft gibt, welche das sind, 
wie die Debatte verankert ist. Der Auftrag 
müsste beinhalten, die Modelle und Argu-
mente zusammenzutragen und sie jeweils 
mit der historischen Umgebung, den wirt-
schaftlichen Daten und der gesellschaftli-
chen Meinung in Beziehung zu setzen. 

Wäre das eine Aufgabe für die Fried-
rich-Ebert-Stiftung? Für die Grundwertekom-
mission? Auch, aber den zeithistorischen 
Überblick über die verschiedenen Strömun-
gen und Publikationen hätte viel eher eine 
breit gefächerte Historische Kommission. 

Auch sehr hilfreich wäre ein Auftrag 
an die Historische Kommission, aus der 
Geschichte Formen des Protestes und 
des Umgangs mit Rechtsextremen mitei-
nander zu vergleichen. Seit Monaten rin-
gen wir in der Öffentlichkeit um den rich-
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Vielleicht sollte diese Aufgabe besser sozial-
wissenschaftlich und politologisch untersucht 
werden? Ja, vielleicht, allerdings könnte eine 
historische Kommission hier die geschichtli-
chen Perspektiven ergänzend eintragen und 
ehrliche Antworten darauf geben, wie unter-
schiedlich sich zum Beispiel Parteivorstände 
gegenüber parteieigenen und zivilgesell-
schaftlich nahen Initiativen verhalten haben. 

Eine Historische Kommission in der SPD 
würde ich weiterhin dazu befragen, wie die 
SPD mit größeren Umwälzungen und histo-
rischen Aufgaben jeweils umgegangen ist. 
Es wäre interessant, zu erfahren, ob es Bei-
spiele für das gibt, was sich in der SPD seit 
einigen Jahren abspielt und das im sogenann-
ten Debattencamp gerade seinen Höhepunkt 
fand: die innerparteiliche Entdemokratisierung 
zugunsten einer vorwiegend symbolischen 
Beteiligung vieler, die angeblich sonst keine 
Stimme haben: vulgo Internetplattformen, 
Regionalkonferenzen, Debattenportale, Debat-
tencamps und «moderierte» Veranstaltun-
gen, auf denen große Stichwortsammlungen 
entstehen, über deren ordentliche Weiterver-
wendung jedoch berechtigte Zweifel bestehen. 

Um das Debattencamp anständig zu 
inszenieren, wurde das scheinbar wichtigste 
Ergebnis gleich vorweggenommen, aller-
dings in Form einer Absage an etwas, was 
man sich bis dahin weder politisch noch his-
torisch so richtig zu eigen gemacht hatte 
und das in dem Schlagwort zu einer Art 
Antichrist der Linken gerann: Hartz IV. Große 
Teile der SPD haderten mit den Sozialgeset-
zen von 2002 und 2003. Anstatt offensiv 
damit umzugehen, verfiel die Parteispitze 
nun auf die Formel «Hartz IV werden wir hin-
ter uns lassen», damit es die neue Kommu-
nikationsform Debattencamp nicht sprengt.

Dieser ganze Vorgang ist vermutlich bei-
spiellos in der Geschichte der SPD. Er igno-

riert alles, innerparteiliche Demokratie, 
Beschlusslagen, Kenntnisstände, Wissens
pools und Expertenmeinungen in der SPD. 
Darum wirkt die Parteiführung geschichts-
los und selbstvergessen; und das an einem 
Kernpunkt der Sozialdemokratie: der Sozi-
alpolitik. Für die Protagonisten beinahe 
revolutionär, aber im Ergebnis viel zu kurz 
gegriffen, wird das «Bürgergeld» in die 
Runde gebellt. Das hilft uns nicht weiter, 
denn der Kern dessen, was für eine echte 
Reform wirklich nötig ist, wäre eine Neude-
finition des Arbeitsbegriffs. 

Aber vielleicht kommen wir da noch hin. 
Das wäre immerhin wirklich eine Neuerung. 
Eine kühne Idee wäre, dass alles dies zusam-
men hinweggespült wird von der kommen-
den jungen Generation, die die Debatte vor 
2002 gar nicht mitgemacht hat. Denn wer 
derart unverfroren am offenen Herzen der 
Sozialdemokratie herumpuhlt, wie es die 
jetzige Parteispitze tut, hat es eigentlich 
nicht besser verdient, als in den Orkus der 
Parteigeschichte verbannt zu werden und 
zwar möglichst rasch. Kevin Kühnert, Del-
ara Burkhardt, bitte übernehmt den Laden! 

Das soll nicht heißen, dass die Geschichte 
der SPD selbiger im Wege sei. Aber es könnte 
heißen, dass die Verwerfungen, die die 
Hartz-Gesetze erzeugt haben, ganz unabhän-
gig davon, was an den Gesetzen sinnvoll oder 
unsinnig ist, auch unabhängig davon, ob 
und welche Kampagnen dagegen medienin-
duziert oder linksparteigesteuert wären, dass 
diese Verwerfungen so arg sind, dass sie uns 
in der Weiterfahrt ernsthaft behindern. 

«Sprungentwicklung» um sich die Geschichte 
neu anzueignen? 

Werfen wir sie also über Bord? Könnte die 
SPD eine «Sprungentwicklung» benötigen, 
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die nicht nur große Teile des alten Establish-
ments, also jetzt über 50-Jährige, die eigent-
lich noch was werden wollen, mitsamt der 
Alt-68er Riege auskehrt, sondern auch noch 
einen guten Teil des «Mittelalters» gleich 
mit in die politische (Früh-) Rente schicken 
wird? Natürlich wäre das schmerzhaft, weil 
diese mittlere Generation lange Jahre har-
ter Arbeit hinter sich hat und sich derzeit 
abwartend in Stellung hält, um mit dem 
Scheitern der Großen Koalition ansprechbar 
zu sein für höhere Weihen?

Umso wichtiger wäre jetzt eine Histori-
sche Kommission bzw. eine umfassende 
historische Aufarbeitung, wie es zu die-
sem Desaster kommen konnte. Manche der 
Geschassten und beiseite Tretenden könn-
ten kräftig mitarbeiten. Die junge Genera-
tion käme einfach so ans Ruder und würde 
sich relativ unbelastet die Geschichte der 
innerparteilichen Entscheidungswege an
eignen, ohne selbst verstrickt zu sein. 

So eine «Sprungentwicklung» in der SPD 
würde möglicherweise den Verlust vieler Mit-
glieder bedeuten, vielleicht auch die Spal-
tung, weil mancherorts doch wieder «alte 
Sozis» gewählt werden würden und andern-
orts nur junge neue Leute. An wenigen Stel-
len mit verständigem Personal würde viel-
leicht der familiäre, gemeinschaftliche Über-
gang gelingen, der alle mitnimmt, aber das 
wäre die Ausnahme. Aber schon bald pen-
delte sich das aus und die junge Generation 
formte dann eine neue Partei.

Dass die SPD das nicht von allein machen 
würde, sehen wir deutlich an den Nominie-
rungen für das Europa-Parlament. In keinem 
der 14 Verbände, in denen junge Männer 
und vor allem junge Frauen durchaus zur 
Wahl standen, haben sie sich durchsetzen 
können. Am Ende hat der Juso-Bundesvorsit-
zende interveniert und der PV hat durchge-

griffen, um die Nominierungen in eine Vor-
schlags-Liste zu übersetzen, auf der die junge 
Generation angemessen berücksichtigt ist. 
Die betroffenen Landesverbände regen sich 
zu Recht auf, müssen sich aber dennoch fra-
gen lassen, wieso sie nicht von allein den 
Mut zu Neuem aufgebracht haben. 

Freisprechen von der Geschichte können 
wir die junge Generation nicht. Ein Grund-
problem der SPD liegt nämlich zur Zeit 
darin, dass sie wie erwähnt ihren Weg und 
ihre Entscheidungen, die Hartz-Gesetze ein-
zuführen weder richtig aufgearbeitet hat, 
noch in irgendeiner Form als ihre Geschichte 
angenommen hat. Keine Zukunft ohne 
Geschichte, das bedeutet auch, zumindest 
die Sache als Fehler anzunehmen. Dabei 
wird man rasch herausfinden, dass nicht 
alles falsch war und das wäre tatsächlich 
ein Schritt in die richtige Richtung. 

Zwischen den Polen «Wer nicht arbei-
tet, soll auch nicht essen» und einem abso-
lut bedingungslosen Grundeinkommen für 
alle liegen viele Möglichkeiten der Gestal-
tung einer neuen Sozialpolitik. Historisch 
hat der Aufbau und Ausbau des Sozial-
staats mindestens zwei wichtige Antriebs-
kräfte gehabt: Einerseits die Verelendung 
großer Massen in unmenschlichen Arbeits- 
und Lebensverhältnissen mit der indust-
riellen Revolution am Ende des 19. Jahr-
hunderts, weiterhin die Integration von 6 
Millionen Kriegsbeteiligten nach dem Ers-
ten Weltkrieg. Beides hat zu umfassenden 
Bemühungen und großen Schüben, den 
Sozialstaat zu gestalten, geführt. Danach 
kam die Wohlstandsbeteiligung mit der 
Bildungsoffensive nach dem Zweiten Welt-
krieg. Erwerbsarbeit gab es bis dahin mas-
senhaft. Das hat sich geändert. Heute heißt 
die Herausforderung: Das Ende der Arbeits-
gesellschaft. Ausgehend von den Thesen 
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Jeremy Rifkins werden die Ideen dazu seit 
den 1980ern intensiv diskutiert.

Die SPD hat sich des Themas immer mal 
wieder mit mäßigem Erfolg angenommen. 
Im Diskurs über soziale Gerechtigkeit, den 
die Partei ständig führte, tauchen in den 
1980er-Jahren zum Beispiel in den pers-
pektivends die Schriften des 2013 emerier-
ten Prof. Georg Vobruba auf. Er skizziert 
dort, was er «grundgesicherte Vollbeschäf-
tigung» nennt. Richtig drangeblieben an 
dem Thema sind die perspektivends nicht. 
Die Debatte von damals wurde von der 
Deutschen Einheit weggespült. Danach 
machten New Economy und der Rückgang 
an Beschäftigung ihr den Garaus. 

Das Grundeinkommen in all seinen Schat-
tierungen und Varianten wird sich heute 

nicht einfach so beseitigen lassen. Arte 
zeigt eine sechsteilige Doku zum bedin-
gungslosen Grundeinkommen, die Gazet-
ten debattieren, die Parteispitze fordert uns 
dazu auf, im Debattenportal dazu Stellung 
zu nehmen. Ob das das richtige Format ist, 
sei mal dahingestellt, es geht hier um eine 
ziemlich radikal andere Sichtweise auf den 
Sozialstaat. 

Da wäre es gut, eine kluge Historische 
Kommission zu haben, wie wir sie hatten, 
die die Bemühungen der SPD in den letz-
ten Jahrzehnten, den Sozialstaat anders zu 
gestalten, nachzeichnet und Argumentati-
onslinien sammelt. Denn wir brauchen jetzt 
gute Erklärungen, wenn wir die Sozialpolitik 
auf neue Füße stellen. 

Daniela Rüther / Karsten Rudolph

Sozialdemokratie und Geschichte
Reflexionen aus gegebenem Anlass

kaden und verfasste unter der Überschrift 
«Ohne Geschichte keine Zukunft» in der 
Form eines offenen Briefes einen von über 
tausend Historikerinnen und Historikern 
unterzeichneten mahnenden Appell an die 
Parteiführung der SPD, den «geschichts- 
und gegenwartsvergessenen Beschluss»,, 
die Historische Kommission beim Parteivor-
stand der SPD abzuschaffen, zu revidieren. 

Das renommierte Gremium war im Okto-
ber 1981 auf Vorschlag des damaligen 
SPD-Bundesgeschäftsführers Peter Glotz, 
unter dem Parteivorsitz Willy Brandts, 

Im August dieses Jahres ging ein Rauschen 
durch den Blätterwald. Es war bekannt 
geworden, dass die Parteiführung der SPD 
beschlossen hatte, die Historische Kom-
mission beim Parteivorstand der SPD, kurz 
HiKo, aufzulösen. Die Erinnerung an das 
eigene historische Erbe sei der SPD zum 
Ballast geworden, sie werfe ihre Vergangen-
heit in den Brunnen, schimpfte die Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, und ähnlich hieß es 
in der Welt, Nahles schaffe die SPD-Vergan-
genheit ab. Auch die Historikerzunft ent-
deckte die SPD wieder, ging auf die Barri-
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gegründet worden. Auf der (noch bestehen-
den) Internetseite der HiKo ist zu lesen: «Als 
wesentliches Motiv für ihre Gründung stand 
das Ziel der sozialdemokratischen Identi-
tätsvergewisserung durch die Aneignung 
und Vermittlung ihrer Geschichte. Die Dis-
kussion über den NATO-Doppelbeschluss, 
Leistungskürzungen im Sozialbereich und 
Schwierigkeiten mit dem damaligen Koa-
litionspartner FDP hatte die Bundes-SPD 
Anfang der 1980er-Jahre in eine schwie-
rige Phase gebracht und Flügelkämpfe aus-
gelöst.»1 

Als das in der deutschen Parteienland-
schaft bis dahin einzigartige Gremium 
gegründet wurde2, sollte es der SPD helfen, 
aus einer innerparteilichen Krise heraus zu 
kommen. 37 Jahre später steckt die Sozial-
demokratie wieder in einer schweren Krise. 
Diesmal bildet sie den Hintergrund für die 
Abschaffung des Gremiums. Ein Schritt, 
der auch innerhalb der Partei auf Unver-
ständnis stieß. Zunächst wurden finanzielle 
Gründe für die Auflösung der Kommission 
genannt, danach wurde der Beschluss, sie 
zu liquidieren in den Kontext des Erneue-
rungsprozesses der Partei gestellt, der zur 
Reduktion der großen Zahl an Kommissio-
nen und Foren geführt habe, wie auf der 
Website der HiKo ausgeführt wird.3 Inhalt-
liche Gründe für die Beendigung der Arbeit 
der HiKo in ihrer ursprünglichen Form wer-
den nicht genannt. Eine Evaluation der 
Arbeit der HiKo erfolgte nicht. 

1	 https://hiko.spd.de/.

2	 Ähnliches wird jetzt bei der CDU versucht, bei 
der Partei Die Linke existiert eine Historische 
Kommission beim Parteivorstand. Sie wurde erst-
mals 2007 berufen. www.die.linke.de/partei/
parteistruktur/kommissionen/historische-kommis 
sion.

3	 https://hiko.spd.de/.

Fremdelt die Sozialdemokratie also 
doch mit ihrer Vergangenheit? SPD und 
Geschichte, das Thema ist facettenreich 
und voller Widersprüche und keineswegs 
allein auf die Historische Kommission zu 
verengen, die im Laufe ihres Bestehens viele 
Publikationen über die Geschichte der SPD 
herausgegeben hat. Die Berufung der HiKo 
markierte nicht den Anfang der Beschäfti-
gung der Partei mit ihrer Vergangenheit. 

Die SPD lebt mehr als jede andere Par-
tei aus ihrer historischen Erfahrung, ihre 
Geschichte dient als moralische Ressource 
für ihre Mitglieder, als Jungbrunnen und 
Motivation für die Basis.4 Dies hat eine 
lange Tradition. Die Sozialdemokratie 
hat sich frühzeitig, schon im 19. Jahrhun-
dert mit ihrer Geschichte befasst, eher als 
jede andere Partei nach ihr. Beispielhaft 
ist die 1895 im Dietz Verlag erschienene 
Geschichte des Sozialismus in Einzeldar-
stellungen. Darin ist das bis heute beliebte 
Plakat «Stammbaum des modernen Sozia-
lismus» abgebildet, das einen wuchtigen 
Baum mit Wurzeln, Stämmen und Ästen 
zeigt, durch den die Ursprünge des Sozialis-
mus illustriert werden sollten.5 Er demonst-
riert ein die nationalen Grenzen überschrei-
tendes Geschichtsverständnis und den Ver-
such, eine eigene Identität in Abgrenzung 
zu bürgerlichen Werten und Vorstellun-
gen aufzubauen.6 Auf dem Hintergrund 
der Ghetto- und Pariasituation, in der sich 
die Sozialdemokratie seit den Anfängen 

4	 Dietmar Süß: «Krise» als Lebenselexier. Eine kleine 
Geschichte sozialdemokratischer Sinnsuche. In: per-
spektivends 1/18, S. 14.

5	 Beatrix Bouvier: Die Französische Revolution und die  
Grundwerte der Sozialdemokratie, in: Anja Kruke / 
Meik Woyke, (Hrsg.), Deutsche Sozialdemokratie in 
Bewegung 1848 – 1863 – 2013, Bonn 2012, S. 28 f.

6	 Ebd.
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der Partei befand, und die auch in den 
zwölf Jahren der Weimarer Republik, deren 
demokratisch-parlamentarische Verfassung 
die SPD maßgeblich trug, nicht überwun-
den werden konnte7, ist es verständlich, 
dass die eigene und sei es auch noch so 
junge Geschichte zur Selbstvergewisserung 
beschworen wurde. Auch an der Parteiba-
sis spielte die Tradition früh eine wichtige 
Rolle. Ein besonderes Artefakt des Traditi-
onsbewusstseins ist das so genannte «Sozi-
alistenbanner». Zum zehnjährigen Bestehen 
des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins 
wurde eine Fahne hergestellt, die die Zei-
ten größter Bedrängnis unter Sozialistenge-
setz und NS-Diktatur überlebte, weil Sozial-
demokraten sie unter Gefahr für Leib und 
Leben schützten.8

Die SPD ist die älteste demokratische Par-
tei Deutschlands. Sie hat maßgeblich zum 
Aufbau unserer heutigen sozialen und poli-
tischen Ordnung beigetragen. Das 1891 in 
Erfurt entworfene Programm der Sozialde-
mokratischen Partei Deutschlands enthielt 
konkrete sozialpolitische Forderungen, die 
heute eine Selbstverständlichkeit sind, 
wie den Achtstundentag, Schaffung eines 
gerechten sozialen Sicherungssystems, das 
Verbot der Kinderarbeit sowie des Wahl-
rechts für Frauen. Während die deutsche 
Geschichte allgemein über lange Strecken 
eher zur Verdrängung eingeladen hat, benö-
tigte die SPD keine «Stunde Null». Andrea 
Nahles hob in ihrer Rede auf der Festver-
anstaltung «200 Jahre Karl Marx» Bezug 
nehmend auf Sascha Lobo hervor, dass die 

7	 Hans Mommsen: Einleitung, in: ders. (Hrsg.), Sozial-
demokratie zwischen Klassenbewegung und Volks-
partei, Frankfurt a. M. 1974, S. 15.

8	 Manuel Gogos: Wir sind viele  – Der Aufstieg zur 
Massenpartei, in: Kruke/Woyke, S. 62.

SPD die «Technologiebewältigungspartei» 
gewesen sei, die dazu beigetragen habe, 
dass aus technologischem Fortschritt auch 
gesellschaftlicher Fortschritt geworden sei. 
«Heute  – und das ist mein Appell», sagte 
sie, «ist das aktueller denn je. Heute erleben 
wir etwas Ähnliches. Wir sind Zeugen der 
Digitalisierung und damit auch der Entste-
hung einer neuen Produktionsweise, oder 
eine neuen, nämlich des digitalen Kapitalis-
mus.» Sie betrachtet darin eine neue Gestal-
tungsaufgabe für die Sozialdemokratie.9 

Von dritter Seite wird die heutige Krise 
der Sozialdemokratie historisch verortet. 
In den Medien ist von einem «historischen 
Tief» die Rede. Es ist, wie Dietmar Süß in die-
ser Zeitschrift festgestellt hat, «ein eigener 
Markt für sozialdemokratische Apokalypti-
ker entstanden, die den nahen Untergang 
prognostizieren und sich an der demosko-
pischen Endzeitstimmung ergötzen».10 Wäh-
rend die Geschichte der SPD im öffentlichen 
Umgang bisweilen politisch instrumentali-
siert wird, hat die Geschichtswissenschaft 
sie schon lange historisiert, wenn auch 
die Beschäftigung mit der Geschichte der 
Arbeiterbewegung innerhalb der Fachwis-
senschaft erst später einsetzte, als die frühe 
Nabelschau der SPD. Bis in die unmittelbare 
Nachkriegszeit blieb die Geschichte der 
Arbeiterbewegung ein «Stiefkind der histo-
rischen Disziplinen» und etablierte sich erst 
im Zuge des Booms der Sozialgeschichte zu 
Beginn der 1970er-Jahre als Spezialdisziplin 
des historischen Fachs.11 

9	 Andrea Nahles: Denken und Handeln für den Men-
schen. Rede zum 200. Geburtstag von Karl Marx. 
In: perspektivends 1/18, S. 10.

10	 Süß, S. 14.

11	 Mommsen, s. 7. S.a. Lutz Raphael: Geschichtswis
senschaft im Zeitalter der Extreme, München ²2010, 
S. 186 ff.
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Was kann die Geschichte für die Sozialde-
mokratie leisten, kann sie überhaupt etwas 
für sie leisten? Im Begleitband zur Wander-
ausstellung der Friedrich-Ebert-Stiftung 150 
Jahre deutsche Sozialdemokratie heißt es, 
die lange Geschichte der Sozialdemokratie 
mache deutlich, wie sehr das Spannungsfeld 
zwischen sich bewegen und beharren die 
Entwicklung der Partei geprägt habe. Erwäh-
nung finden auch Stimmen, die die Tradition 
kritisch sehen und in der Fixierung auf Ver-
gangenes den Schnittpunkt des Problems 
erblicken, weil etwas wiederholt werde, ohne 
zu verändern, anstatt sich fortzubewegen.12 

Ist die Geschichte der SPD auserzählt? 
Mit dem Ende des real existierenden Sozi-
alismus, der dem Kapitalismus den Gegen-
spieler nahm, sei auch der Sozialdemokratie 
ihr Narrativ verloren gegangen, stellte Tho-
mas Beschorner im Spiegel fest.13 Wenn die 
Sozialdemokraten überhaupt noch zu retten 
seien, scheine dies nur über eine radikale 
Neuorientierung der SPD möglich, die an 
der Idee sozialer Gerechtigkeit in sozialde-
mokratischer Tradition anknüpfe, diese aber 
zukunftsorientiert auf neue «Sujets» beziehe.

Auch für die SPD gilt, dass das historische 
Denken eine unverzichtbare kulturelle Orien-
tierungsfunktion besitzt. «Die Vergangenheit 
ist nicht vergangen, sondern zukünftig».14

12	 Anja Kruke / Meik Woyke: Lange Entwicklungslinien: 
Deutsche Sozialdemokratie in Bewegung, in: dies., 
S. 10.

13	 Thomas Beschorner: Sozialdemokratie in der Krise. 
Linke Heldengeschichte dringend gesucht, in: Der 
Spiegel, 15.1.2017.

14	 Jörn Rüsen: Kann gestern besser werden. Zum 
Bedenken der Geschichte, Berlin 2003, S. 25 f.

Der SPD-Parteivorstand scheint die 
Bedeutung der Geschichte und die Not-
wendigkeit eines historischen Experten-
gremiums inzwischen wieder entdeckt zu 
haben. «Nahles gibt im Historikerstreit 
nach» titelte der Spiegel Ende Oktober. Es 
solle eine Neuauflage der HiKo geben. Der 
SPD-Parteivorstand bekenne sich ausdrück-
lich zu seiner Verantwortung für eine zeit-
gemäße geschichtspolitische Arbeit, ist nun 
auf der Internetseite der HiKo zu lesen. 
Er werde diese neu konzipieren. Erstmals 
sei mit dem Schatzmeister der SPD, Diet-
mar Nietan, ein direkt gewähltes Mitglied 
der SPD-Parteiführung als Verantwortli-
cher für Geschichtspolitik benannt worden. 
Nur wirft dies ein grundlegendes Problem 
auf, das die SPD mit der HiKo 1981 klug 
umschifft hatte: Es gab und es gibt selbst 
in der SPD kein einheitliches Bild auf die 
eigene Geschichte; sie war, ist und bleibt 
umstritten. Man muss dafür nicht um mehr 
als hundert Jahre, zum Beispiel auf den 
Streit um die Kriegskredite, zurückkehren. 
Es reicht schon der Rückblick auf die Agen-
da-Jahre. Die HiKo stand für eine plurale 
Erinnerung an Geschehenes, und sie fand 
im jeweiligen Parteivorsitzenden ihren ers-
ten Ansprechpartner. Ein «Geschichtsbe-
auftragter» des Parteivorstandes ist – auch 
wenn man ihm einen Beirat an die Seite 
stellt  – eine bedenkliche Form intellektu-
eller Regression und dementiert in einer 
Hinsicht die ansonsten erfolgreiche Arbeit 
der HiKo, nämlich zu einer angemessenen 
politisch-historischen Bewusstseinsbildung 
in der Führung der Partei beigetragen zu 
haben. 
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Zum drohenden Verlust der historischen Dimension 
sozialdemokratischer Politik

I.

Als 1981 auf Vorschlag von Peter Glotz Willy 
Brandt und der Parteivorstand die Histori-
sche Kommission gründeten, war die SPD – 
auf dem Hintergrund der Spätphase der 
sozial-liberalen Koalition  – in heftige Aus-
einandersetzungen über den NATO-Doppel-
beschluss und über die Finanz- und Sozial-
politik geraten, die die Handlungsfähigkeit 
der Partei zu beeinträchtigen drohten. In 
dieser Situation sollte die Rückbesinnung 
auf die Geschichte und ihre kritische Refle-
xion zur Orientierung in der damaligen 
Gegenwart beitragen.

Bemerkenswerterweise wurde die neue 
Einrichtung als eine unabhängige Kommis-
sion von Historikern und Politikern gegrün-
det, die den Titel erhielt «Historische Kom-
mission beim Parteivorstand», wobei der 
Begriff «Historische Kommission» des Wis-
senschaftsbetriebs bewusst mitschwang, 
hier jedoch mit dem Parteivorstand ver-
knüpft wurde. Die Kommission, in die mei-
nungsführende Historiker berufen wurden, 
war also keine normale Kommission «des» 
Parteivorstandes. Sie sollte zweifellos nicht 
nur mit der Partei, sondern auch mit dem 
Wissenschaftsbetrieb verbunden sein.

So strebte die SPD-Führung gewiss keine 
Restauration des traditionellen sozialde-
mokratischen Geschichtsglaubens an, der 
durch die Weltkriege erschüttert worden 
war und in der kulturpolitischen Konferenz 
in Ziegenhain definitiv aufgegeben wor-

Die deutsche Sozialdemokratie kann – trotz 
schwerer Niederlagen und auch bei ihr 
unübersehbaren Irrungen und Wirrungen – 
auf eine große Geschichte zurückblicken, 
die sie von den anderen Parteien unter-
scheidet. Diese reicht bis ins mittlere Drit-
tel des 19. Jahrhunderts zurück und zeich-
net sich dadurch aus, dass die Sozialdemo-
kratie nie von der Linie der Demokratie, der 
Freiheit, der sozialen Gerechtigkeit und des 
friedlichen Ausgleichs in ihrem Politikver-
ständnis abgewichen ist und dafür große 
Opfer gebracht hat.

Zu Recht war die Partei bisher auf ihre 
Geschichte stolz. Wenn die Parteivorsit-
zende und der Parteivorstand in der gegen-
wärtigen Krise der Partei im Juni 2018 auf 
die Weiterführung der Historischen Kom-
mission glauben verzichten zu können, so 
ist dies ein bedenklicher Vorgang voll hin-
tergründiger Symbolik.

Hier soll skizziert werden, was von Willy 
Brandt und Peter Glotz 1981 mit der Kom-
mission intendiert war und welche Arbeits-
gebiete und inhaltlichen Schwerpunkte sich 
herausbildeten.1 Abschließend ist zu fra-
gen, inwieweit tiefere Ursachen hinter der 
Entscheidung stehen und was der Verzicht 
auf die Historische Kommission für die SPD 
und ihre politische Kultur bedeutet.

1	 Einzelnachweise würden den Rahmen sprengen. 
Der Verfasser erwägt, eine Geschichte der Histori
schen Kommission beim Parteivorstand 1981–2018 
zu schreiben, die entsprechende Belege enthalten 
müsste.
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den war. Keineswegs lief die Geschichte  – 
wie man inzwischen wusste – naturnotwen-
dig auf den Sozialismus zu, katastrophale 
Regressionen waren möglich und sozialde-
mokratisches politisches Handeln für die 
Realisierung einer neuen Gesellschaft voll-
zog sich vor einem offenen Horizont.

Dementsprechend wurde keine «par-
teiamtliche» neue Geschichtsauffassung 
angezielt, vielmehr galt es die Instrumen-
tarien kritischer Wissenschaft auch hier 
anzuwenden. Wie Willy Brandt 1987 fest-
stellte, schrieb die SPD als Partei nicht ihre 
Geschichte. Sie schuf den Raum, in dem 
die Geschichte der SPD rekonstruiert wer-
den konnte. Und doch erhoffte man sich 
durch die Arbeit der Kommission nicht 
nur eine Intensivierung der Beschäftigung 
mit der Geschichte der Sozialdemokratie 
(im weiteren Sinne der Arbeiterbewegung) 
und ihrer Kontexte, sondern auch eine Stär-
kung des sozialdemokratischen Identitäts-
bewusstseins und auch der Beachtung der 
Geschichte der Sozialdemokratie in der deut-
schen Öffentlichkeit, ein Ziel, das in Krisen-
situationen verständlich erscheint. Es ging 
dabei keineswegs nur um die Geschichte 
der Programme, der Organisation, der Par-
teiführung, der Sozialdemokraten in Regie-
rungen und Parlamenten, sondern auch um 
die Sozialdemokratie in ihrer ganzen Breite, 
d. h. auch der «Geschichte von unten», wie 
sie von der neuen Geschichtsbewegung der 
1980er-Jahre gefordert wurde. Im Kontext 
der Arbeit bildete sich ein Netzwerk von 
Historikern und anderen historisch-politisch 
arbeitenden Wissenschaftlern und Publizis-
ten heraus, gleichzeitig aber auch ein neues 
Interesse an Geschichte in der Partei und 
ihren Umfeldern.

Im Laufe der 1980er-Jahre entstanden 
vielfältig erweiterte Formen der Arbeit der 

Historischen Kommission, die anfangs zwei-
mal, später nur noch einmal jährlich (ergänzt 
freilich durch regelmäßige Vorstandssitzun-
gen) zweitägig tagte. Die Formen reichten 
von der Beratung des Parteivorstandes bzw. 
des Präsidiums bei der Abfassung von his-
torisch-politischen Resolutionen bei ent-
sprechenden Anlässen über Stellungnah-
men zu geschichtspolitischen Projekten und 
große Tagungen, auf denen sich die Ausei-
nandersetzungen mit Geschichte und politi-
schen Fragen begegneten, bis hin zu Work-
shops zu historisch-politischen Themen und 
Gesprächen mit Zeitzeugen und der Abfas-
sung von Wegweisern zur Geschichtsarbeit 
und Materialien zur historisch-politischen 
Bildungsarbeit und zu größeren Publikatio-
nen, die meistens aus Tagungen hervorgin-
gen.

II.

Die Kommission empfing über die Jahre stets 
wesentliche Impulse für ihre Arbeit aus den 
Spannungsfeldern von Staat, Gesellschaft 
und Öffentlichkeit. Verstärkt stellten seit 
den 1980er-Jahren historische Daten bzw. 
ihre Wiederkehr Themen der öffentlichen 
Diskussion dar. Dass die großen Parteijubi-
läen von 1988 (125 Jahre) und 2013 (150 
Jahre) umfassende Diskussionen über die 
Geschichte bzw. die Geschichten der Partei, 
ihre Gründung, ihre sich verändernde Iden-
tität und gegenwärtige Herausforderun-
gen auslösten, zu diversen Veranstaltungen 
und Publikationen der Historischen Kom-
mission führten, ist verständlich. Natürlich 
nahm man auch zu Thesen über die Sozi-
aldemokratie Stellung, wie zu der von Dah-
rendorf, dass man am Ende des sozialdemo-
kratischen Zeitalters stehe. Hinzu kamen 
Würdigungen von Ereignissen und Zäsu-
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ren deutscher und europäischer Geschichte, 
die für die Sozialdemokratie wichtig waren, 
z. B. 1998 die Revolution von 1848 und die 
von ihr ausgehende Tradition, in den Jah-
ren seit 2014 der Ausbruch des Ersten Welt-
kriegs und seine Folgen, die Russische Revo-
lution 1917 und die Deutsche Revolution, in 
der die Weimarer Republik entstand. Erör-
tert wurden wiederholt auch die Bedeutung 
des sozialdemokratischen Widerstandes 
gegen Hitler sowie grundlegende Entschei-
dungen in der Nachkriegsepoche. Zuletzt 
erwog die Kommission ein historisches Gut-
achten zum Agenda-Prozess, das jedoch 
auf kein besonderes Interesse im Vorstand 
stieß. Charakteristisch war bei vielen Ver-
anstaltungen die Verbindung von kritischer 
Aneignung von Geschichte und der Bestim-
mung von Einsichten für die Gegenwart  – 
bei dem zweiten Schritt waren politische 
Dispute geradezu zwangsläufig, an denen 
in der Regel neben Wissenschaftlern auch 
Politiker beteiligt waren. Keine Frage, dass 
Narrative zur Geschichte der Sozialdemo-
kratie auf diese Weise über die Sozialdemo-
kratie hinaus in der Öffentlichkeit Verbrei-
tung fanden, auch Erfahrungen und Wer-
torientierungen der Partei mit beachtlicher 
Relevanz für die Gegenwart.

Darüber hinaus hat die Historische Kom-
mission im Kontext der Programmdiskussi-
onen sozialdemokratische Erfahrungs- und 
Traditionslinien umrissen und auf das Anre-
gungspotenzial der Geschichte hingewiesen, 
wie es sowohl in der  – von Helga Grebing 
auch in der Kommission thematisierten  – 
Geschichte der sozialen Ideen und Theorien 
als auch in der politischen Praxis beispiels-
weise der Weimarer Zeit enthalten ist.

Die Historische Kommission fragte frei-
lich nicht nur nach der Bedeutung der 
Geschichte für die Gegenwart, sondern 

betrachtete ganz bewusst auch Gegen-
wartsprobleme in einer historischen Dimen-
sion. So wurden aktuelle deutsche und euro-
päische Sozialstaatsdiskussionen nach der 
Jahrtausendwende in eine – teilweise kom-
parative  – historische Dimension gerückt 
und nach der Bedeutung von Pfadabhän-
gigkeiten gefragt. Erörtert wurden auch in 
den letzten Jahren, insbesondere auf einer 
Tagung 2015, angesichts der Auflösungs-
erscheinungen der bisherigen internatio-
nalen Ordnung sozialdemokratische Prin-
zipien zur Außenpolitik in verschiedenen 
Epochen und in der Gegenwart. Aufgegrif-
fen wurde während der 1990er-Jahre und 
danach auch das deutsch-russische Verhält-
nis im 20. Jahrhundert.

Manche Gegenwartsprobleme wurden 
thematisiert, so das Wiedererstehen des 
Nationalismus in Europa, auch das Verhält-
nis von Nationalstaaten und europäischer 
Gemeinschaft. Auch die neueren illiberalen 
und autokratischen Tendenzen, nicht zuletzt 
der Populismus wurden in den letzten Jah-
ren aus historischer Perspektive untersucht 
und die Frage sozialdemokratischer Gegen-
strategien diskutiert. Der politischen Ori-
entierung in der Gegenwart diente etwa 
die Auseinandersetzung mit den Thesen 
des französischen Ökonomen Piketty über 
die langfristige Entwicklung von Kapital-
akkumulation und sozialer Ungleichheit in 
Europa und daraus zu ziehender politischer 
Konsequenzen. 

Einen nicht unwesentlichen Teil der 
Arbeit der Kommission wird man als his-
torisch-politische Zeitdiagnostik bezeich-
nen können, was schon ein flüchtiger Blick 
in die Tagungsdokumentationen, die meist 
publiziert wurden, zeigt. Historisches Wis-
sen und historische Erfahrungen wurden für 
die Gegenwart nutzbar gemacht.
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III.

Seit den 1980er-Jahren bildete sich in 
Deutschland (doch auch in anderen euro-
päischen Ländern) verstärkt die Geschichts-
politik als eigenständiges Politikfeld her-
aus. Geschichtspolitik gestaltet den öffent-
lichen Umgang mit Geschichte, durch die 
Archivgesetzgebung, den Aufbau Histori-
scher Museen und Ausstellungen sowie die 
Errichtung von Denkmälern, in Deutschland 
in besonderer Weise durch die Erinnerungs-
kultur, die den Opfern der NS-Gewaltherr-
schaft und der Kriege, doch auch denen der 
kommunistischen Herrschaft gewidmet ist. 
Die Historische Kommission hat sich an der 
geschichtspolitischen Willensbildung konti-
nuierlich auf vielfältige Weise beteiligt.

Erwähnt seien nur die Auseinanderset-
zung mit der Geschichtspolitik Helmut 
Kohls, die mit den Museumsgründungen 
der 1980er-Jahre (DHM und HDG) ein tra-
ditionelles nationales Geschichtsbild als 
Kristallisationskern der Restauration des 
deutschen Nationalbewusstseins «von 
oben» stiften wollte. Die Historische Kom-
mission wandte sich gegen diese Politik, kri-
tisierte Versuche, die Ungeheuerlichkeit des 
Holocaust und der anderen Verbrechen der 
NS-Zeit einhegen zu wollen und nahm Par-
tei im Historikerstreit, auch in den Debat-
ten um eine breit getragene kritische Erin-
nerungskultur, die noch in den 1980er-Jah-
ren in einer Spannung zu konservativen 
Geschichtsauffassungen stand. Die in der 
Historischen Kommission arbeitenden His-
toriker haben den Diskussionsprozess über 
zentrale zeithistorische und politische Fra-
gen durchaus beeinflussen können.

Die Friedliche Revolution, die deutsche 
Vereinigung und das Ende des kommunis-
tischen Lagers sowjetischer Prägung nach 

1989/91 schufen eine neue geschichtspoli-
tische Konstellation, die von der Historischen 
Kommission als Herausforderung begriffen 
wurde. So hat sich die Historische Kommis-
sion nicht nur mit der Deutschlandpolitik 
der gesamten Nachkriegsepoche beschäf-
tigt, sondern auch mit der Geschichte des 
SED-Staates, dem Schicksal der Sozialdemo-
kraten in der SED, in Ost-Berlin und in der 
DDR. Sie hat während der 1990er-Jahre 
wichtige Fragen der beiden Enquete-Kom-
missionen des Bundestages zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur ebenso erörtert wie 
die Gründung und Entwicklung der SAPMO, 
der Stasiunterlagenbehörde und der Stif-
tung Aufarbeitung. Wichtig war der Histori-
schen Kommission, dass trotz der zweifellos 
notwendigen Aufarbeitung der SED-Dikta-
tur die Auseinandersetzung mit dem NS und 
seinen ungeheuerlichen Verbrechen wei-
tergehen müsse (die sog. Faulenbach-For-
mel wandte sich gegen jede Relativierung 
der NS-Verbrechen durch Hinweis auf das 
kommunistische Unrecht, gleichzeitig aber 
auch gegen eine Bagatellisierung des kom-
munistischen Unrechts). Auch wurden die 
Unterschiede zwischen dem NS-System auf 
der einen Seite und dem von außen auf die 
SBZ übertragenen kommunistischen Regime 
auf der anderen Seite betont. Die Histori-
sche Kommission und ihre Mitglieder hatten 
nicht unerheblichen Anteil an Weichenstel-
lungen zur heutigen deutschen Erinnerungs-
kultur, die eine wichtige Komponente des 
deutschen Selbstverständnisses abstützt. 
Sowohl die Gedenkstättenkonzeption wurde 
hier beraten als auch das Projekt eines Denk-
mals für die ermordeten Juden Europas.

In der neuesten Zeit hat die Historische 
Kommission  – wie der Verein «Gegen Ver-
gessen  – Für Demokratie»  – versucht, die 
Demokratiegeschichte zu einem Thema der 
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Erinnerungskultur zu machen, ohne das 
Gewicht des negativen Gedächtnisses zu 
beeinträchtigen.

Seit den ausgehenden 1990er-Jahren hat 
sich die geschichtspolitische Konfrontation 
zwischen den verschiedenen politischen 
Lagern abgeschwächt. Dies muss freilich 
nicht bedeuten, dass dies so bleiben wird. 
Insbesondere am rechten Rand des politi-
schen Spektrums werden die älteren nati-
onalkonservativen und völkischen Interpre-
tationsmuster deutscher Geschichte wieder-
hergestellt, die Erinnerungskultur in Frage 
gestellt und teilweise ein rechtsextremes 
Geschichtsbild gepflegt. Manches spricht 
dafür, dass wir neuen harten geschichtspo-
litischen Auseinandersetzungen entgegen-
gehen, in denen die Historischen Kommis-
sion hilfreich sein könnte.

Selbstverständlich hat sich geschichts-
politische Diskussion der Kommission in 
enger Kommunikation mit dem parlamen-
tarischen Raum, den Verwaltungen und 
den kulturellen Institutionen vollzogen, 
etwa bei der Frage des Umgangs mit der 
NS-Raubkunst.

IV.
Vergegenwärtigt man sich die Vielfalt der 
Tätigkeiten der Historischen Kommission 
über mehr als dreieinhalb Jahrzehnte, so 
ist die Entscheidung von Parteivorsitzender 
und Parteivorstand im Juni 2018 schlicht 
unverständlich. Die Frage ist unbeantwor-
tet, warum es dazu kommen konnte und 
warum sie  – trotz heftiger Kritik in Partei, 
Öffentlichkeit, Wissenschaft – bislang nicht 
korrigiert worden ist. Die Kommission, die 
mit Wissenschaft, Öffentlichkeit und politi-
schem Betrieb recht gut vernetzt war, hat 
wiederholt signalisiert, dass sie über die bis-

herigen Formen der Arbeit selbstverständ-
lich zu reden bereit wäre.

Beunruhigend ist der wachsende Verlust 
historischen Denkens in den politischen Füh-
rungsgruppen, auch denen der SPD  – der 
Parteivorstand fand überwiegend offenbar 
nichts dabei, dem Vorschlag der Parteivorsit-
zenden zu folgen und das Mandat der Histo-
rischen Kommission zu beenden. Die Bereit-
schaft und die Fähigkeit, Politik in Prozessen 
zu denken, hat deutlich nachgelassen, über-
haupt die Bereitschaft zur Reflexion über 
grundsätzliche Fragen. Man sieht sich selbst 
nicht als Akteur in einem politischen Projekt, 
das vor dem eigenen Wirken begonnen hat 
und nach dem eigenen Wirken fortgesetzt 
wird. Nicht nur für Willy Brandt, sondern für 
seine Generation und die folgende war das 
noch selbstverständlich. Nicht wenige heute 
an verantwortlicher Stelle Stehende schei-
nen nur noch im Heute zu leben, dement-
sprechend keine Vergangenheit und keine 
Zukunft zu kennen. Ihre politische Praxis ist 
dementsprechend kurzatmig.

Nur auf dem Hintergrund einer derarti-
gen Entwicklung ist erklärbar, dass die gra-
vierende Bedeutung der Auflösung der His-
torischen Kommission nicht erkannt wurde 
und nur als Geringschätzung der großen 
Geschichte der Sozialdemokratie verstan-
den werden konnte. Die Krise der Sozial-
demokratie, die auch die innerparteiliche 
politische Kultur umfasst, hätte nicht ein-
drucksvoller zum Ausdruck gebracht werde 
können.

Ob der Parteivorstand – nachdem beträcht-
licher Schaden entstanden ist – aus Einsicht 
oder anderen Gründen bereit sein wird, seine 
Entscheidung zu korrigieren, ist im Novem-
ber 1918 noch unklar. Dass man nicht ganz 
ohne historische Orientierung auskommt, 
scheint inzwischen manchem zu dämmern. 
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Zur Historischen Kommission der SPD
Aus der Geschichte lernen oder weiter in der Sackgasse der Geschichte?

ligen Koalitionspartner FDP hatte die 
Bundes-SPD Anfang der 1980er-Jahre in 
eine schwierige Phase gebracht und Flü-
gelkämpfe ausgelöst.» (HiKo SPD online 
Geschichte)

SPD-Vorsitzender war in dieser Zeit noch 
Willy Brandt; sein Geschäftsführer Glotz 
zeichnete sich durch umsichtige Intellektua-
lität und Vernetzungen bis weit hinein auch 
in sozialistische Kreise aus, die auch später 
trotz seiner politischen Wendungen hin zu 
wirtschaftsliberalen Positionen anhielten 
(vgl. z. B. Bischoff/Wendl 2005). 

1  Historische Kommission der SPD: Pluralität 
der Strömungen und Themen

Exemplarisch für die oben genannte Iden-
titätsvergewisserung ist die Publikation 
«Gesellschaftlicher Wandel. Sozialdemokra-
tie. 125 Jahre SPD. Historische Erfahrun-
gen, Gegenwartsfragen, Zu-kunftskonzepte» 
(Miller/Ristau 1988), einem am 3. und 
4.3.1988 durchgeführten Forum der HiKo 
der SPD (ebd., S. 7), in zweierlei Hinsicht:

•	 in der Vielfalt der Zusammensetzung 
der ReferentInnen als Sinnbild der poli-
tischen Repräsentation unterschiedlicher 
Strömungen einer Volkspartei; es waren 
nicht nur Mitglieder und der BeraterIn-
nenkreis der HiKo der SPD geladen.

•	 in der Aktualität und Pluralität der The-
men wie die Volkspartei, der Sozialstaat 
und seine Reform, die Arbeit, die sozialen 

Die Geschichtsschreibung der Historischen 
Kommission der SPD (HiKo SPD) soll hier 
exemplarisch dargestellt werden. Es besteht 
also angesichts zahlreicher Publikationen 
kein Anspruch auf Vollständigkeit. Jedoch 
wurden gezielt einige Veröffentlichungen 
von Mitgliedern der Historischen Kommis-
sion der SPD ausgewählt. Während am Bei-
spiel der Publikation zur Feier «125 Jahre 
SPD» die Pluralität von Strömungen und 
Themen, einschließlich ihrer Aktualität und 
ihrer integrierenden Wirkung aufgezeigt 
werden kann, zeigen spätere Publikationen 
einen zum Teil sehr bedenklichen Schwenk 
in Richtung einer reinen Legitimation der 
SPD-Regierungsarbeit. 

Angesichts des Beschlusses der SPD-Füh-
rung, die HiKo SPD aufzulösen und in die 
Hände des SPD-Schatzmeisters Dieter Nie-
tan zu legen (HiKo SPD online), soll es hier 
auch nicht darum gehen, die Arbeit der 
HiKo der SPD zu mystifzieren. Gleichzeitig 
aber zeigt der Entschluss, wie wenig der 
SPD-Führung an intellektueller Arbeit und 
historischer Aufarbeitung liegt. Ursprüng-
lich war die Hiko der SPD «auf Vorschlag 
des damaligen SPD-Bundesgeschäftsfüh-
rers Peter Glotz […] im Oktober 1981» (HiKo 
SPD online Geschichte) mit dem «Ziel der 
sozialdemokratischen Identitätsvergewisse-
rung durch die Aneignung und Vermittlung 
ihrer Geschichte» (ebd.) gegründet worden:

«Die Diskussion über den NATO-Doppel-
beschluss, Leistungskürzungen im Sozialbe-
reich und Schwierigkeiten mit dem dama-
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Milieus, die Wachstumsgesellschaft, das 
Ende der Arbeiterkultur und der Demo-
kratische Sozialismus.

Der SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vogel 
sah damals die SPD in der Rolle einer Par-
tei, die maßgeblich verantwortlich ist

•	 für eine Politik der Friedenssicherung und 
Entspannungspolitik, 

•	 für Europas Einigung, 
•	 für eine Kritik der Skandale von Massen-

arbeitslosigkeit und Armut (vgl. Vogel 
1988, S. 21),

•	 für eine Abwehr der «Demontage des 
Sozialstaates und gegen die Beschnei-
dung der Rechte der Arbeitnehmer und 
ihrer Organisationen» (Vogel 1988, S. 21) 

•	 und für eine Politik für einen «Übergang 
zu einer sicheren Energieversorgung 
ohne Atomkraft» (Vogel 1988, S. 21). 

Und Vogel zitiert abschließend den franzö-
sischen Sozialisten Jean Jaurès: «Traditionen 
pflegen heißt nicht, kalte Asche weiterge-
ben. Traditionen pflegen heißt, die Flamme 
am Brennen halten und von Generation 
zu Generation weiterreichen. Die Flamme 
der Freiheit, die Flamme des Friedens, der 
Gerechtigkeit und der Solidarität.» (zit. nach 
Vogel 1988, S. 25) Vogel verwahrte sich, hier 
sicherlich auch in Abgrenzung zur SED, auch 
dagegen, dass die SPD «nur einer Kader-
gruppe die Möglichkeit zum solidarischen 
Zusammenschluss bietet» (Vogel 1988, 
S. 25). Vielmehr müsse sie diese Möglichkeit 
«möglichst vielen Menschen» (ebd.) bieten.

Die stellvertretende Vorsitzende der HiKo 
der SPD stellte auf diesem Forum die kri-
tische Frage nach dem «lange(n) Abschied 
von der Arbeiterbewegung» (Grebing 1988, 
S. 29). Und fragt weiter: «Die Gewerkschaf-

ten, ein recht traurig gewordener Versiche-
rungsverein der Arbeitsplatzbesitzer gegen 
Lohnabzug und Kilometergeld-Absenkung? 
Die SPD, eine Partei wie die anderen, viel-
leicht noch oder auch noch Arbeiterpartei? 
Aber was sind dann die Kraftquellen und 
die personifizierten Antriebskräfte der post-
sozialistischen Emanzipationsbewegung im  
nachindustriellen Zeitalter?» (Grebing 1988,  
S. 29)

Diese Fragen wollte Helga Grebing auch 
historisch beantworten und stellt die Frage: 
«Wenn es, wie manchmal gesagt wird, nach 
1918 den ‹unbewussten Sozialismus› der 
Arbeitermassen gegeben hat, so vielleicht 
nach 1945 den ‹unbewussten› Kapitalis-
mus dieser Massen, zu dem im Vergleich die 
Funktionäre weit links standen? Und wenn 
das so ist, wo sind seither die emanzipatori-
schen Wertgehalte aufgehoben?» (Grebing 
1988, S. 31)

Und weiter greift sie die These von Ulrich 
Beck von einem «Kapitalismus ‹jenseits von 
Klasse und Stand›» (Grebing 1988, S.  31) 
auf, bei der sich die Frage danach stellt, wie 
«heute ein Klassenkampf zu führen» (ebd.) 
sei und welche Aufgabe die SPD dann habe, 
die «auch keine Volkspartei im ursprüngli-
chen Sinne mehr» (ebd.) sei, «sondern eine 
Lehrer- und Intellektuellenpartei, eine Par-
tei des Öffentlichen Dienstes und der tra-
ditionellen Arbeiteraristokratie» (ebd.). Die 
SPD müsse sich entscheiden, ob sie «eine 
Allerwelts- und Jedermannspartei» (ebd.) 
werden wolle, «von der anderen großen Par-
tei nur noch unterschieden durch ein höhe-
res politisch-moralisches Anspruchsniveau? 
Oder schlägt sie den Weg des organisieren-
den Zentrums breiter sozialer Bündnisse 
für eine mehrheitsfähige Linke ein, wie von 
Peter Glotz und Peter von Oertzen gefor-
dert?» (ebd, S. 31 f.)
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Auch eingeladen war der englische Mar-
xist Eric Hobsbawm, der etwas resigniert, 
aber auch optimistisch festhielt: «Denn 
heute ist es nicht das Klassenbewusstsein, 
das unsere Parteien zusammenhält, sondern 
umgekehrt ist es die nationale Existenz sol-
cher Parteien, welche Gruppen und Schich-
ten vereint, die ohne sie wohl riskierten zu 
zerbröckeln.» (Hobsbawm 1988, S. 41)

Schlussendlich fordert Hobsbawm «die 
Koalition aller Demokraten um die, Gott 
sei Dank, noch bestehenden lebensfähi-
gen großen Parteien der Linken in Europa. 
Soviel ist, Gott sei Dank, doch noch von der 
klassischen Arbeiterbewegung übriggeblie-
ben.» (Hobsbawm 1988, S. 42)

Der Sozialhistoriker Jürgen Kocka weist 
in seinem Referat auf «die großen Unter-
schiede zwischen damaligen Handwerks-
gesellen, Heimarbeitern und Fabrikarbei-
tern» (Kocka 1988, S. 48) hin. Gleichzeitig 
sei «trotz aller Tendenzen zur Umstrukturie-
rung und vielleicht Individualisierung sozia-
ler Ungleichheitsmuster […] doch der Inte-
ressen- und Erfahrungsgegensatz zwischen 
Arbeit und Kapital, zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern ein zentraler, 
Bewusstsein und Handlungspotenziale for-
mender Gegensatz unserer Gesellschaft» 
(ebd.) erhalten geblieben, «wenn auch 
seine Erscheinungsformen sich glücklicher-
weise geändert haben, wenn auch sein rela-
tives Gewicht abgenommen hat.» (ebd.)

Die Soziologin Gisela Losseff-Tillmanns, 
aus dem BeraterInnenkreis der HiKo der 
SPD, stellte schon damals Fragen, die auch 
heute angesichts einer digitalen Revolution 
wieder gestellt werden, nämlich

•	 ob «wir also — angesichts der ‹dritten 
industriellen Revolution› — weniger arbei-
ten oder weniger Arbeit gerechter vertei-

len» (Losseff-Tillmanns 1988, S. 50) müs-
sen, oder ob «wir mehr arbeiten» (ebd.) 
müssen, «um durch mehr Wachstum 
mehr Arbeit verteilen zu können, um wie-
der mehr Arbeit zu erarbeiten?» (ebd.)

Zudem stellte sie die «im 19. Jahrhundert» 
(Losseff-Tillmanns 1988, S. 55) zum «Struk-
turelement für die Familie» (ebd.) gewor-
dene «Trennung von Produktion und Haus-
halt» (ebd.) grundsätzlich in Frage, zumal 
sich parallel zu den Forderungen nach «Ver-
besserung ihrer Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen» (ebd) durch «die Frauen in der 
Arbeiterbewegung […] die Institution Ehe 
und Familie» (ebd.) verfestigt habe, «anstatt 
sich aufzulösen.» (ebd.) Genau deshalb kriti-
siert Losseff-Tillmans auch Forderungen von 
Renate Schmidt nach einer Aufwertung des 
«Dienstleistungsbereichs (pflegen, heilen 
und erziehen)» (ebd., S. 56), weil «man doch 
schlechterdings nicht ein anderes Lohnsys-
tem verlangen kann, ohne zu sagen, wie 
denn das ohne Veränderung der Grund-
strukturen zu bewerkstelligen sei.» (ebd.) In 
diesem Sinne forderte die Soziologin und 
Frauenforscherin Ute Gerhard eine «Neuver-
teilung der Arbeiten, der Berufs- und Haus-
arbeiten» (Gerhard 1988, S. 124).

Auch eingeladen war Michael Vester, 
zunächst Assistent von dem SPD-Linken Pro-
fessor Peter von Oertzen und später selbst 
Professor für Politische Soziologie an der 
Universität Hannover. Er trat der These von 
dem «Untergang der klassischen Arbeiterbe-
wegung» (Vester 1988, S. 58) insofern ent-
gegen, als sich die sozialen Milieus, auch die 
der Arbeiter, nicht im Sinne von Ulrich Beck 
aufgelöst, sondern neuformiert haben (vgl. 
ebd., S. 58 f.). Die SPD hatte schon damals, 
wie Vester auf der Basis von SINUS-Daten 
herausarbeitet, mit dem Schrumpfen des 
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«traditionellen Arbeitermilieus» zu kämp-
fen, das bereits Ende der 1980er-Jahre nur 
noch 8 Prozent der Erwachsenenbevölke-
rung betrug, während in dem «traditionslo-
sen Arbeitermilieu» (etwa 10 %) «wenig […] 
von Solidarität und Zusammenhalt» (ebd.) 
übriggeblieben sei. Und das größte Arbeit-
nehmermilieu sei das «aufstiegsorientierte 
Milieu, das sich vor allem aus Facharbeitern 
und Angestellten rekrutiert.» (ebd.) Alle 
sozialen Milieus werden nicht nur von einer 
Partei politisch repräsentiert, sondern sind 
politisch umkämpft, so auch die genannten:

•	 52 % SPD-WählerInnen im «traditionel-
len Milieu»

•	 49 % SPD-WählerInnen im «traditionslo-
sen Milieu»

•	 40 % SPD- und ebenso viele Unions-Wäh-
lerInnen im «aufstiegsorientierten Milieu», 
dessen weitere Ausdifferenzierung in wei-
tere Teilfraktionen der ArbeitnehmerIn-
nenschaft erst in späteren Publikationen 
erfolgte (vgl. z. B. Vester u.a. 2001).

Schon damals hatte die Forschungsgruppe 
um Vester und Peter von Oertzen erkannt, 
dass die WählerInnen der Grünen nicht 
nur aus bürgerlichen Milieus kamen und 
sich ihr Wählerpotenzial auch nicht nur auf 
das «hedonistische» und das «alternative 
Milieu» beschränkten. Vielmehr, so schon 
die damalige These, würden die Grünen 
künftig zunehmend auch die modernen 
ArbeitnehmerInnen mobilisieren und so 
in noch stärkere Konkurrenz mit SPD und 
Union treten (vgl. Vester 1988, S. 65–68).

Entscheidend ist, dass die modernen 
ArbeitnehmerInnen nicht sich einfach indi-
vidualisiert haben. Vielmehr haben sie sich 
wegentwickelt «von der alten, an Körperlich-
keit und Solidarität orientierten Arbeiter-

kultur» (Vester 1988, S. 70) hin zu moder-
nen Auffassungen, einschließlich einer 
«Zunahme sozialen Zusammenhalts» (ebd.).

Peter von Oertzen führte in der darauffol-
genden Diskussion aus, dass die Einengung 
auf das Industrieproletariat immer schon 
falsch gewesen sei:

«Das Subjekt der gesellschaftlichen 
Umwälzung sind für Marx nicht die empi-
rischen Arbeiter, sondern es ist der empiri-
sche gesellschaftliche Gesamtarbeiter. In 
diesem Sinne gehört zur arbeitenden, lohn-
abhängigen Klasse der Manager (man lese 
das ‹im Kapital› erster und dritter Band 
nach) genauso wie der Wissenschaftler 
und natürlich der Angestellte. […] Es galt 
immer, ein Programm zu entwickeln und 
Menschen davon zu überzeugen, dass die 
Verfolgung dieser Ziele in ihrem Interesse 
war, im Interesse ihrer Position als Arbeit-
nehmer, als Industriearbeiter, als Bankange-
stellter, als angestellter Wissenschaftler, als 
was auch immer. Das gilt für alle Menschen, 
außer denen, die direkt andere ausbeuten, 
das heißt von der Arbeit anderer leben oder 
sich auf durch nichts gerechtfertigte gesell-
schaftliche Privilegien berufen.» (von Oert-
zen 1988, S. 79)

Zwei weitere Beiträge des Forums der 
HiKo der SPD 1988 zeigen, wie aktuell ihre 
Analysen heute noch sind. So beschäftigte 
sich Klaus Lompe mit der «Neuen Armut in 
der ‹Risikogesellschaft›» (Lompe 1988), in 
der nicht Arbeitsunfähige, sondern auch 
junge Arbeitsfähige arbeitslos werden 
(vgl. ebd., S.  111). Bereits damals war die 
ArbeitnehmerInnenschaft nicht nur gespal-
ten «in jene Gruppen, die aus gut bis sehr 
gut Verdienenden besteht und vor allem» 
(ebd., S. 112) in jenen «Teil der arbeitsfähi-
gen Bevölkerung, der als Dauerarbeitslose, 
stille Reserve oder ständig von Arbeitslosig-
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keit Bedrohte in immer schwierigere Lebens-
lagensituationen gerät.» (ebd.) Die Prekari-
sierung der ArbeitnehmerInnenschaft war 
schon damals ein zentrales Problem, denn 
«über 15 Millionen Arbeitnehmer waren in 
den zurückliegenden Jahren einmal oder 
mehrmals arbeitslos.» (ebd.) Lompe sah 
damals die Gefahr, dass «die anhaltende 
Beschäftigungskrise und die sie überlagern-
den technologischen Veränderungen in 
den Produktionsbedingungen […] zu einem 
Strukturwandel des Beschäftigungssystems, 
durch den wachende Teile der Erwerbsbe-
völkerung ausgegrenzt oder in unterwer-
tige Beschäftigungsformen abgedrängt 
werden» (ebd.), führen könnten. Aufgabe 
sei es, «den Marsch in die Zwei-Drittel-Ge-
sellschaft aufzuhalten, zurückzuschrauben 
oder die Ausgrenzung und Zerstörung der 
Lebenschancen und damit den Entzug von 
Bürgerrechten einer großen Minderheit zu 
beseitigen» (ebd., S. 113).

2  Historische Verengungen von Mitgliedern 
der HiKo der SPD

Die HistorikerInnen Heinrich Potthoff, frühe-
rer stellvertretender Vorsitzender der HiKo 
der SPD (1989–2003), und Susanne Miller, 
frühere Vorsitzende der HiKo der SPD (1981–
1989), haben mit «Kleine Geschichte der 
SPD. 1848–2002» (Potthoff/Miller 2002) 
ein Standardwerk zur SPD-Geschichte ver-
öffentlicht. Es ist bei allem Respekt für die 
wissenschaftlichen Lebensleistungen der 
beiden Genannten ein Nachweis dafür, wie 
unkritisch die SPD-Geschichte aus der Pers-
pektive der Logiken von SPD-Regierungspoli-
tikerInnen und SPD-SpitzenparteipolitikerIn
nen geschrieben wurde. 

So wird die SPD-Geschichte als Geschichte 
der politischen Repräsentation der Mitte 

geschrieben. So seien die am Beispiel des 
Parteitags 1973 in Hannover ausgeführ-
ten «Bemühungen Willy Brandts, seine Par-
tei zu einen und die aufmüpfigen Jungen zu 
integrieren, […] an Grenzen» (Potthoff/Mil-
ler 2002, S. 240) gestoßen. Und mit Bezug 
auf die «Aprilbeschlüsse» 1974 des Parteivor-
standes fassen Potthoff und Miller zusam-
men: «Die Sozialdemokratie musste sich in 
der Mitte behaupten, wenn sie weiter regie-
ren wollte. Der Kanzlerwechsel von Brandt zu 
Schmidt stellte dafür wenige Wochen später 
die Weichen.» (Potthoff/Miller 2002, S. 241)

Und Potthoff und Miller legitimierten 
ebenso die Regierung Schröder, wenn sie 
die Einführung der Riester-Rente und wei-
tere Flexibilisierungsmaßnahme verteidig-
ten: «Die Partei der sozialen Demokratie 
trug damit nicht nur den Anforderungen 
der gravierend veränderten Alterspyramide, 
sondern auch den Bedürfnissen nach mehr 
Eigenverantwortung Rechnung. Wie ihre 
Schwesterparteien in den west- und nord-
europäischen Ländern schlug die deutsche 
Sozialdemokratie neue Wege im sozialen 
und staatlichen Sektor ein. Sie versuchte 
unter Beibehaltung ihrer Grundsätze zeit-
gemäße Lösungen zu finden, die auch den 
künftigen Generationen gerecht werden 
sollten. Mit der Steuerreform wurden die 
unteren Einkommen entlastet und die Leis-
tungen für die Familien verbessert. Schwe-
rer fiel sozialdemokratischen Traditionalis-
ten die Herabsetzung des Spitzensteuersat-
zes und die steuerliche Besserstellung von 
Unternehmen, von der große Kapitalgesell-
schaften besonders profitierten. Es war das 
Anliegen der Regierung Schröder, den Wirt-
schaftsstandort Deutschland zu stärken.» 
(Potthoff/Miller 2002, S. 402 f.)

Hier gerät eine historische Begründung 
zu einer Regierungserklärung. Regierungs-
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handeln der «eigenen» Partei wird nicht kri-
tisiert, sondern vor allem legitimiert. Selbst 
das Verhältnis zu den Gewerkschaften wird 
«trotz dieser Belastungen» (Potthoff/Miller 
2002, S. 403: gemeint sind die Steuersen-
kungen und die Flexibilisierung des Arbeits-
marktes) euphemistisch «als tragfähig» 
(ebd.) beschrieben.

Hier verlässt Geschichtsschreibung auch 
den Pfad der Sozialgeschichte mit ihrem 
Anspruch, Geschichte auch aus Sicht der 
Alltagspraxis zu analysieren (zur Sozialge-
schichte und ihrer Integrationsfähigkeit 
vgl. Kocka 2002, 22; vgl. auch Reinhardt 
2018a, S.  58). Auch Jürgen Kocka legiti-
mierte den Wandel der SPD durch «einen 
Verzicht auf mehr Verteilungsgerechtigkeit» 
(Kocka 2004, S. 62) und einen Ausbau von 
Niedriglohnarbeitsplätzen.

Kritischer hingegen — und hier zeigte sich 
zumindest noch ein Mindestmaß an Plurali-
tät in der HiKo der SPD — war die Historike-
rin Helga Grebing, die in ihrer Publikation 
zur SPD-Geschichte «einen Strukturfehler» 
(Grebing 2007, S. 252) des 1999 publizier-
ten Schröder-Blair-Papiers beschrieb, «weil 
es sich an dem auf Deutschland nicht zutref-
fenden englichen Sozialmodell orientierte, 
das noch weitgehend auf den alten Klassen-
strukturen beruhte. Schröder brachte in die 
aufgeregte Diskussion des Papiers rasch das 
Markenzeichen eines neoliberalen Arbeiter-
verräters ein, besonders aus gewerkschaftli-
cher Sicht, und er galt nun als der «Genosse 
der Bosse».» (Grebing 2007, S.  252). Und 
doch sah auch Grebing richtige Punkte in 
dem Papier, die rückwirkend sicherlich kriti-
scher bewertet werden müssten:
•	 «dass zwischen Angebots- und Nachfrage-

politik nur ein Schweinwiderspruch besteht;
•	 dass die erste Priorität Investitionen in 

menschliches und soziales Kapital haben 

und der Staat hierin seine vorrangige 
Rolle sehen müsse;

•	 dass der Arbeitsmarkt einen neuen Sek-
tor mit niedrigen Löhnen braucht, da 
die Arbeitslosen lieber schlechte und 
schlecht bezahlte Jobs haben wollen als 
gar keine.» (Grebing 2007, S. 254)

3  Warum die HiKo der SPD nicht hätte 
aufgelöst werden dürfen: historische 
Selbstvergewisserung als Grundlage eines 
Blicks nach vorn

Der bisherige Vorsitzende der HiKo der SPD, 
der Historiker Bernd Faulenbach, kritisierte 
die Auflösung der HiKo der SPD in einem 
Interview im Deutschlandfunk zu Recht: 
«Die sind immer im Heute. Die haben kein 
Gestern, und deshalb leider auch kein Mor-
gen. Und das führt zu einer Kurzatmigkeit 
der Politik, die dann auch bedeutet, dass 
man Geschichte geringschätzt  – aber zum 
eigenen Schaden, zum Schaden der eigenen 
Durchsetzungsfähigkeit.» (Faulenbach 2018)

Und er merkte zudem an, dass die 
SPD-Führung «auf das Angebot der Kom-
mission, ein historisches Gutachten zum 
Agenda-2010-Prozess zu erstellen, […] nie 
eingegangen» (Faulenbach 2018) sei. Fau-
lenbach, der in seiner Geschichtsschreibung 
auch vergleichsweise loyal zur SPD ist, ist 
aber gleichzeitig auch Realist und Kritiker 
genug, um bereits in seiner Publikation aus 
dem Jahre 2012 festzuhalten, dass die SPD 
die Bundestagswahl 2009 aufgrund eines 
«Mangel(s) von polarisierenden Themen 
gegenüber der CDU» (Faulenbach 2012, 
S. 134), dem Nachwirken der Agenda 2010 
und einer «realistische(n) Machtperspek-
tive» (ebd.) verloren hatte.

Dies ist bezeichnend, da die SPD-Spitze 
sich bis heute nie an eine Aufarbeitung 
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ihres Sozialabbauprogramms und ihrer 
Deregulierungspolitik am Arbeitsmarkt, bei 
den Steuern und im Finanzsektor gewagt 
hat — trotz aller Notwendigkeiten (vgl. Rein-
hardt 2018b).

Die HiKo SPD bedarf sicher auch selbst 
der Erneuerung hin zu einer stärker plura-
len Zusammensetzung und der politischen 
Repräsentation der SPD-Flügel, die bis 
heute entscheidend für die SPD-Politik sind 
(zu den SPD-Flügeln vgl. Reinhardt 2018b). 
Dass die SPD-Führung nun die Historische 
Kommission nach den öffentlichen Protes-
ten nicht abschaffen, sondern durch einen 
Kreis ersetzen will, in den auch SPD-Funk-
tionäre berufen werden sollen, erregt den 
Verdacht eines Eingriffs in die unabhängige 
Arbeit eines solchen Kreises (vgl. Wiegrefe 
2018). Leider zeigt es auch die Art der Füh-
rung von Andrea Nahles, die sehr empfind-
lich auf Kritik reagiert, statt aus ihr zu ler-
nen. Umso erfreulicher ist es, dass die Mit-
glieder der jetzigen HiKo der SPD auf ihre 
Unabhängigkeit zu pochen scheinen (vgl. 
Wiegrefe 2018). Dabei hätten sie schon 
in der Vergangenheit viel stärker davon 
Gebrauch machen sollen, statt so überloyal 
Geschichte zu schreiben, auch wenn sich 
einige HistorikerInnen der HiKo der SPD 
durchaus graduell in ihrer mindestens par-
tiellen Kritik (neben der verstorbenen Gre-
bing und Faulenbach vor allem auch Peter 
Brandt und Stefan Berger) von anderen 
sehr SPD-loyalen GeschichtsschreiberInnen 
unterscheiden.

Alles in allem bedarf die Historische 
Kommission der SPD nicht der Abschaf-
fung, sondern vielmehr der Reform hin zu 
einer offenen wirklichen Diskussionswerk-
statt mit einer kritischen Aufarbeitung der 
SPD-Geschichte und einer programmati-
schen Neukonzeption nach internationalen 

Vorbildern, die zum Beispiel in Jeremy Cor-
byn (Vorsitzender Labour UK) oder Bernie 
Sanders (Demokratischer Sozialist/Demo-
krat, Senator Vermont, USA) gefunden wer-
den könnten. Themen könnten auch heute 
wie damals (vgl. Miller/Ristau 1988) die 
Frage der Neuformierung der Arbeitneh-
merInnenschaft, die Digitalisierung (die 
Technisierung erweiternd) und die Arbeits-
gesellschaft sowie ein sozialdemokratischer 
Pfad des Wohlfahrtsstaates und die Wachs-
tums-Postwachstumsgesellschaft sein. Für 
eine neue Historische Kommission der SPD 
gäbe es viel zu tun.
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Auf dem Weg zu einer neuen Historischen Kommission?
Ein Blick auf Anträge aus der SPD

widersprüchlich. Von Desinteresse bis zu 
großem Engagement gab es in der Mitglied-
schaft alle Varianten. Diejenigen Anträge, 
die Argumente anführen, warum die Sozi-
aldemokratie wieder eine Historische Kom-
mission benötigt, verweisen auf ganz unter-
schiedliche Begründungen. Prominent ver-
treten ist der Stolz auf die Geschichte der 
SPD, der Arbeiterbewegung insgesamt. 
Ohne Historische Kommission bestünde 
die Gefahr, dass diese Geschichte in Ver-
gessenheit gerate. Damit gerate aber auch 
die Identität der Partei in Gefahr, denn sie 
werde auch durch den Stolz auf vergan-
gene Leistungen und Haltungen definiert. 
Die HiKo erscheint hier in gewisser Weise 
als Gedächtnisstütze der Partei, ihr wird ein 
Bildungsauftrag zugeschrieben. Ohne ihr 
Zutun traut man weder der Parteiführung 
noch dem Gros der Mitgliedschaft zu, dass 
sie die Erinnerung an die Geschichte der 
Arbeiterbewegung wachhalten.

Als eine Art von Instrument der Par-
tei wird die Historische Kommission auch 
in anderer Hinsicht betrachtet. Man hält 
sie für erforderlich, um sachkundig der 
Um- und Entwertung zurückliegender sozi-
aldemokratischer Erfolge (Demokratisie-
rung, Frauenwahlrecht, Ostpolitik werden 
genannt) durch die politischen Gegner ent-
gegentreten zu können. 

Ein weiterer Argumentationsstrang arbei-
tet mit dem Topos «Wer seine Vergangen-
heit nicht kennt, kann die Zukunft nicht 
gestalten». Aktuelle Probleme und langfris-

Die öffentliche Reaktion auf die von Andrea 
Nahles persönlich vorangetriebene Auf-
lösung der Historischen Kommission war 
desaströs. Keine überregionale Zeitung 
sparte das Thema auf, selbst Regionalblät-
ter beschäftigten sich damit. Nirgendwo 
fand sich jemand, der den Beschluss des 
PV verstand. Einzig der «Vorwärts» tat so, 
als wäre nichts geschehen. Ihm konnte man 
zwar entnehmen, dass Dietmar Nietan zum 
Geschichtsbeauftragten des PV ernannt 
wurde. Aber in dem Blatt, das doch die Mit-
glieder über wichtige Entwicklungen in der 
Partei informieren soll, fand der breite Pro-
test keinen Widerhall.

Auch aus den Ortsvereinen und Unterbe-
zirken kam klarer Widerspruch. Als Akt der 
Geschichtsvergessenheit und Gedankenlo-
sigkeit geißelten ihn beispielsweise Berliner 
Parteigliederungen. Einen vollständigen 
Überblick über alle Beschlüsse zu geben, ist 
nicht möglich. Mit großer Wahrscheinlich-
keit gibt es noch weit mehr Protest als das, 
was den Vorstand der aufgelösten HiKo 
erreicht hat. Aus manchen Untergliederun-
gen wissen wir nur, dass Beschlüsse gefasst 
wurden, kennen aber nicht den Wortlaut. 

Nicht alle Anträge begründen, warum die 
SPD einer Historischen Kommission bedarf. 
So verfährt z. B. die Antragskommission 
zum Berliner Landesparteitag. Ist es heute 
womöglich selbstverständlich, dass man 
sich mit der Geschichte der Sozialdemokra-
tie befasst? Die Erfahrungen der HiKo-Mit-
glieder waren in den letzten Jahren sehr 
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tige Entwicklungen wie z. B. das Aufkom-
men des Populismus könnten nur verstan-
den werden, wenn man deren Vorgeschichte 
kenne. Auch die Erneuerung der Partei 
sei ohne Berufung und Besinnung auf die 
Geschichte unmöglich. Dies wird von vielen 
Antragstellern axiomatisch gesetzt. Umso 
empörter sind sie, dass die Parteiführung 
ihre Grundannahme nicht teilt.

Die Anträge befassen sich auch mit der 
Zukunft der, oder besser: einer Historischen 
Kommission. Selbst dort, wo dem Wort-
laut nach eine einfache Revision des PV-Be-
schlusses vom Juni gefordert wird, erkennt 
man doch, dass nicht einfach eine Wieder-
belebung der alten Kommission gemeint 
ist. Am ausführlichsten geht die Antrags-
kommission zum Berliner Landespartei-
tag auf die Zukunft sozialdemokratischer 
Geschichtsarbeit ein:

•	 Die Historische Kommission «soll sich in 
ihrer Arbeit an den modernen, partizipa-
tiven Wissenschaftskonzepten […] orien-
tieren.

•	 Sie soll nicht nur Fachpublikationen pro-
duzieren, sondern Handreichungen für 
die historische, geschichtspolitische und 
erinnerungskulturelle Arbeit von Laien.

•	 Sie soll Kontakte herstellen und pflegen 
zu Fachleuten, die vor Ort bei der Arbeit 
helfen können. […] Dieses Netzwerk kann 
perspektivisch als historischer Think Tank 
der SPD fungieren, um weit über den 
engen Kreis der Kommission hinaus in 
intellektuelle Debatten eingebunden zu 
sein und die Expertise und Ideen dieser 
Wissenschaftler für die Arbeit der SPD 
nutzbar zu machen.

•	 Sie soll, in Zusammenarbeit mit den His-
torischen Kommissionen der SPD-Landes-
verbände, in der ganzen Bundesrepublik 

Workshops anbieten. Webseminare sind 
eine gute Ergänzung bei dieser Arbeit.

•	 Sie soll einmal im Jahr ein BarCamp/
(Un-)Konferenz ausrichten, auf dem sich 
alle Interessierten über ihre Arbeit aus-
tauschen können. […] Auch soll einmal 
jährlich eine Twitter-Conference organi-
siert werden.

•	 Über ihre Arbeit soll sie mit aktiver Öffent-
lichkeitsarbeit […] informieren.

•	 Sie soll aktuelle politische Diskurse auf 
dem Fundament der Parteihistorie beglei-
ten.

•	 Die Historische Kommission schlägt bei 
und mit ihrer Arbeit Brücken in das sozi-
aldemokratische Umfeld […].»

Das ist ein anspruchsvoller Katalog. Er 
nimmt Ideen aus Bremen und Schles-
wig-Holstein auf, wo sich ebenfalls Genos-
sinnen und Genossen Gedanken über 
eine erneuerte Geschichtsarbeit der Par-
tei gemacht haben. Fraglich ist, ob ange-
sichts enger gewordener finanzieller Spiel-
räume der Parteivorstand in der Lage sein 
wird, dafür die organisatorischen Voraus-
setzungen zu schaffen. Zumindest scheint 
man an der Spitze der Partei eingesehen 
zu haben, dass es nicht reicht, eine ein-
zelne Person zur Geschichtsbeauftragten zu 
machen. Die breiten Proteste und das ver-
heerende Presseecho haben sicherlich die-
sen Prozess des Nachdenkens befördert. Bei 
Redaktionsschluss Mitte November arbei-
tete Dietmar Nietan an einem Konzept, das 
kurz gesagt beinhaltete, wieder eine Histo-
rische Kommission ins Leben zu rufen, die 
nur nicht so heißen darf. Zugleich konsti-
tuiert sich gerade ein «Historisches Forum 
Soziale Demokratie», das aus dem Kreis 
der Unterzeichnerinnen und Unterzeich-
ner des Offenen Briefes an Andrea Nahles 
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entstand. Ihn hatten über 1 000 Historike-
rinnen und Historiker unterschrieben; initi-
iert hatte ihn Christina Morina, die an der 
Universität Amsterdam lehrt und ein viel 
beachtetes Buch über die Entstehung des 
Marxismus geschrieben hat. Das Forum will 
sich mit der dort versammelten historischen 
Expertise an der Debatte um die Zukunft 
der Sozialdemokratie beteiligen.

Wenn die Vorgänge um die Auflösung 
und eventuell Wiedereinrichtung der Histo-
rischen Kommission überhaupt etwas Gutes 
hatten, dann durch die Selbstvergewisse-
rung der Partei, wie wichtig für sie die eigene 
Geschichte ist. Sie ist für nicht wenige Mit-
glieder zur einzig noch verbliebenen Quelle 
von Stolz geworden, welche die Enttäuschun-
gen der Gegenwart aushaltbar macht.
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Wolfgang Wiemer

Aktuelle Migrationspolitik: intellektuelle Arbeitsverweigerung

vollen Hilfsorganisationen behandeln 
(beide Motive entstammen im Übrigen dem 
vielbeschworenen christlich-jüdischen Wer-
tekanon, auf den sich Alle berufen sowie 
gleichermaßen den Tugenden des Islam. 
Die aber sind offenbar nur für das Sabbat-, 
Sonntags- oder Freitagsgebet vorgesehen 
und keineswegs für den politischen und 
sozialen Alltag. Das kennt man schon – und 
nicht nur in Europa), sondern vor allem ist 
die xenophobe Abschottungseinigkeit ein 
intellektuelles Problem. Fünf Beispiele intel-
lektueller Arbeitsverweigerung sollen das 
im Folgenden zeigen.

Es gibt kein historisches Beispiel dafür, 
dass Abschottung dauerhaften Nutzen 
gebracht hätte. Im Gegenteil: die berühm-
teste Abschottungspolitik ist die japani-
sche. Dank der Insellage gelang sie 200 
Jahre lang. Das Ergebnis war eine in Ritu-
alen erstarrte, geistig und materiell ver-
armte Gesellschaft. Andere Abschottun-
gen, Grenzbefestigungen und Mauern dien-
ten eher der Verteidigung nach außen und 
der Machtsicherung nach innen als der Ver-
hinderung von Immigration. Trotz Limes, 
Hadrianswall etc. ist die lange Geschichte 
des antiken Rom eine Geschichte der Inte-
gration und wechselseitigen Bereicherung 
der Kulturen innerhalb wie außerhalb der 

Der italienische Staatsbürger und konserva-
tive Präsident des Europa Parlaments, von 
dem man bisher wenig über die Gestaltung 
der Europäischen Union gehört hat, meldet 
sich jetzt zu Wort.

6 Milliarden Euro auszugeben empfiehlt 
er der EU, um die Wege nach Europa über 
das Mittelmeer abzusperren.

Obwohl das Problem der Anzahl der an 
unsere Grenzen gelangenden Bittsteller um 
Hilfe und eine Zukunftsperspektive schon 
weitaus größer war als heute, dröhnt aus 
allen politischen Richtungen und aus allen 
Medien unisono das Verlangen: es dürfen 
keine Menschen mehr nach Europa kom-
men! Die Fremdenangst hat der Willkom-
menskultur eine vollständige, eine totale, 
wohl sogar eine letale Niederlage beige-
bracht. Nach Europa flüchtende Menschen 
werden missbraucht als Katalysatoren zum 
Zwecke der Machtsicherung. Es gibt bei die-
sem Thema keinen Unterschied zwischen 
der rechten italienischen Lega, der Pis-Regie-
rung Polens, Orban-Ungarn, Tschechien, Slo-
wakei, Marine le Pen, der AFD und der CSU.

Abgesehen von ihrem politischen Miss-
brauch ist die Migration, besser gesagt 
die weltweit millionenfache Flucht nicht 
nur ein moralisches Problem, nicht nur ein 
humanitäres, als welches es die verdienst-
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imperialen Grenzen. Erst als den Römern 
die Kraft dazu ausging, ließ sich die ange-
sichts vergeblicher römischer Abschottungs-
versuche inzwischen gewalttätige Immigra-
tion nicht mehr steuern und die Geschichte 
des Imperium Romanum nahm ein unrühm-
liches Ende.

Natürlich gibt es nicht nur einen Grund, 
nicht nur eine Ursache für historische, poli-
tische, soziale Entwicklungen, Ereignisse 
und Taten, aber über Migration und Nach-
barschaft darf man sicher sagen: vielfältige 
historische Erfahrungen lassen Abschot-
tung als wenig ratsam erscheinen. Dies zu 
ignorieren ist die erste geistige Arbeitsver-
weigerung.

Der dümmliche Satz: «Wir können nicht 
alle aufnehmen» gilt heute als gedankli-
che Hochleistung. Immerhin wurde damit 
die Niederlage der Willkommenskultur 
eingeleitet. Obwohl er also aus Sicht der 
Fremdenfeindlichen ein voller Erfolg ist, 
schmiert seine Aussage geradezu ab, misst 
man sie an der Wirklichkeit. Wieviel Men-
schen leben auf der Erde? Knapp 8 Milliar-
den. Wieviele sind auf der Flucht? 68 Mil-
lionen Das ist ein schlimmer Rekord. Aber 
verlangt irgend jemand, «wir» (die AfD, Bay-
ern, Deutschland, Europa …) müssten diese 
68 Millionen alle aufnehmen? Nein. Die 
allermeisten fliehen vor Krieg und Katastro-
phen innerhalb ihrer eigenen Lebensräume, 
Heimatstaaten und deren unmittelbarer 
Nachbarschaft. Diese Mehrheit hat erkenn-
bar keinerlei Absicht, von «uns» aufgenom-
men zu werden, sondern hegt offenbar die 
Hoffnung, möglichst bald in ihr Dorf, ihre 
Stadt, ihre Wohnung zurückkehren zu kön-
nen. Wozu europäische Abschottungspoliti-
ker Flüchtende durch allerlei Maßnahmen 
und starke Sprüche erziehen wollen, näm-
lich bitte nach Hause zu gehen, ist genau 

das, was die allermeisten Fliehenden am 
allerliebsten tun würden. (auch ganz ohne 
die Söders, Seehofers und Gaulands  – um 
nur vor der deutschen Tür zu kehren)

Der Tiefpunkt gedanklicher Arbeitsverwei-
gerung ist das dritte Beispiel: die Unterschei-
dung zwischen Asylsuchenden und «Wirt-
schaftsflüchtlingen». Wirtschaftsflüchtlinge 
fliehen ja nicht einer Wirtschaft, sondern sie 
wollen irgendwohin, wo sie überhaupt erst 
wirtschaften, arbeiten könnten. Die Unter-
scheidung ist die Folge eines gut gemein-
ten historischen Missverständnisses, das wir 
seit der französischen Revolution mit uns 
herumschleppen. Damals vor bald 300 Jah-
ren stellte sich die Frage, wer zu dem neu-
artigen Gemeinwesen «Nation» gehört, wer 
nicht und warum? Angesichts der persönli-
chen Erfahrung politischer Verfolgung durch 
autoritäre, monarchische Regime, klärte man 
aber zunächst, dass anderswo verfolgte Frei-
heitskämpfer auf jeden Fall Aufnahme in der 
Nation finden, dass sie sie schützen und ihnen 
Asyl gewähren müsse. Die andere Frage, 
wer zu dem neuen Gebilde namens Nation 
gehört und wer nicht, ist genau genommen 
bis heute nicht abschließend beantwortet.

Für die gegenwärtige deutsche Demokra-
tie hat das Recht auf Asyl noch das beson-
dere Gewicht, eine eindeutige Konsequenz 
aus der Hitlerdiktatur zu sein. Der Satz 
«Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.» 
ist einer der gelungensten des Grundgeset-
zes  – aber wegen einer rückblickend über-
schaubaren Einwanderungszahl Anfang der 
1990er-Jahre des vorigen Jahrhunderts mit-
tels umständlicher Zusatzformulierungen 
inzwischen eingemauert.

Durch Umkehrschluss wird die Aussage, 
dass politisch Verfolgte auf jeden Fall her-
ein dürfen, dahin interpretiert, dass anders
artig Not Leidende auf keinen Fall herein 
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dürfen; eventuelle Ausnahmen sollen diese 
Regel bitteschön bestätigen. 

Dieser Simpellogik kommt zwar schon seit 
1951 die Genfer Flüchtlingskonvention in die 
Quere, die das Gebot zur Hilfeleistung allen 
147 Unterzeichnerstaaten (von denen Ade-
nauer-Deutschland (sic!) einer der ersten war) 
auferlegt – nur leider nicht strafbewehrt, wie 
es der individuelle Tatbestand der unterlasse-
nen Hilfeleistung in unserem Strafrecht ist.

Auf den ersten, fremdenfeindlichen Blick 
war dieses politische Asyl eigentlich eine 
bequeme Regel gewesen: Da Heldentum 
eine relativ seltene Erscheinung unter den 
Menschen ist, wird die Zahl derjenigen, die 
wegen politischer Verfolgung aufgenom-
men werden müssen, stets entsprechend 
klein bleiben und das politische Asyl kann 
zur Berufungsgrundlage dafür herhalten, 
dass alle anderen nicht aufgenommen wer-
den müssten. Die bewusste politische Privi-
legierung politischer Helden wird zur Recht-
fertigung der unterlassenen Hilfeleistung 
gegenüber allen anderen ohne jeweilige 
Staatsbürgerschaft. Ein Fluch der guten Tat, 
gewissermaßen.

Das ist der Hintergrund. vor dem jetzt 
geschachert wird, welcher EU-Mitglieds-
staat überhaupt Hilfe leisten müsse und 
wenn ja, dann doch für möglichst wenige. 
Der kleinste gemeinsame Nenner ist dabei 
die Abschottung der EU-Außengrenzen. 
Und das ist die nächste, vierte Arbeitsver-
weigerung der Ratio. Denn je größer die 
kollektive «wirtschaftliche» Not außerhalb 
der EU sein und von den betroffenen emp-
funden werden wird, je aussichtsloser wird 
die Abschottung, also umso überwindbarer 
werden sich alle Mauern, Zäune, Patrouil
len und NATO-Draht-Spiralen erweisen. Ver-
zweiflung setzt ungeheure Energien frei. 
Angst ums zukünftige Überleben führt zu 

sehr viel durchschlagskräftiger Verzweiflung 
als politische Verfolgung, die nicht lebens-
bedrohlich für die Vielen ist. Dagegen kann 
Abschottung letztlich nichts bewirken.

Natürlich führt diese Argumentation zur 
berüchtigten Floskel von der Bekämpfung 
der Fluchtursachen. Berüchtigt ist die Flos-
kel, weil ihr selten Taten folgen. Verwundern 
kann das zunächst nicht, solange ein EU-Par-
lamentspräsident schneller mit 6 Milliarden 
Euro für die Blockade des Mittelmeers zu 
hantieren bereit ist, als diese Summe zusätz-
lich gegen reale Not wo auch immer außer-
halb der EU anzubieten. Angesichts der 
Dimension von Fluchtursachen verwundert 
aber die fünfte gedankliche Arbeitsverwei-
gerung: Wer geht ernsthaft der Frage nach, 
wie man Bürgerkriege bekämpft (erst recht, 
wenn man an ihrer Entstehung etwa in 
Syrien nicht ganz unbeteiligt ist), wie mar-
odierende Gewalttätigkeit in Nigeria, dem 
Südsudan, Hungersnot in Somalia und 
Äthiopien, die voranschreitende Desertifi-
zierung im Norden Afrikas, die Korruption 
in Simbabwe, die Wasserknappheit in Süd-
afrika, die Bandenkriminalität in Mexiko, 
durchgeknallte Ex-Sozialisten in Venezuela 
und Nicaragua, Drogen dealende Taliban in 
Afghanistan, iranisch-saudiarabische Stell-
vertreterkriege im Jemen oder dank EU-Bil-
ligimporten bankrotte Agrarwirtschaften? 
Zwar gibt es unzählige löbliche Projekte der 
wirtschaftliche Zusammenarbeit genann-
ten Entwicklungshilfe, die ganzen Regionen 
auf eigene Beine helfen können, auf diese 
Fragen aber kann bisher niemand überzeu-
gend antworten.

Es gibt keine Menschen, die sich mor-
gens beim Frühstück mit Nutellabrot, Frisch
wurstaufschnitt oder hochpreisigem vega-
nen Brotaufstrich überlegen, «Kinder, wisst 
ihr was, wir werden jetzt zur Abwechslung 
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mal flüchten, illegal Grenzen überschreiten, 
in Lagern leben, in Schlauchbooten über 
Meere schwimmen, damit wir, wenn wir das 
überleben, uns in bayrisch-ungarische sozi-
ale Hängematten legen können.» Was es 
gibt, sind Menschen, die aus Angst, Not, 
Hoffnungslosigkeit Verzweiflung und weil 
alles besser ist als der Tod (Bremer Stadtmu-
sikanten) Wege einschlagen, die irgendwo-
hin führen sollen, wo die Verhältnisse besser 
und das Überleben wahrscheinlicher sind 
als in Krieg und Hungersnot. Diese Men-
schen haben darüber hinaus keine Gemein-
samkeiten, sie können gläubig, andersgläu-
big oder ungläubig, hilfsbereit oder ego-
istisch, anständig oder kriminell sein. Wie 
alle anderen Menschen auch – und natür-
lich versuchen sie auch Strategien, an ihren 
ausgesuchten oder zufälligen Zielorten blei-
ben zu dürfen  – ob sie da nun gesetzlich 
sind oder nicht.

Die intellektuelle Anstrengung muss drin-
gend neu ausgerichtet werden. Die Migra-
tion ist eine Tatsache, der wir uns nicht 
verschließen können. Vielleicht kann man 
sie vorübergehend «stauen», sicher kann 
man Migranten weiträumig verteilt ansie-
deln, vielleicht kann man eine Zeit lang 

steuern, welche Qualitäten und Fähigkei-
ten Menschen haben müssen, um prob-
lemlos einwandern zu können, gegen die 
Verzweiflung durch Krieg und die neu auf-
kommende Unwirtlichkeit der Lebenswel-
ten wird alles das nicht ankommen. Die-
sem Szenario muss mit anderen, offenbar 
noch ungedachten Vorkehrungen begegnet 
werden als mit Abschottungen und Mittel-
meer-Blockaden.

1994 hat eine UN Konferenz über Bevöl-
kerung und Entwicklung in ihrer Kairoer 
Erklärung übrigens einige Schritte hin zu 
einer international abgestimmten Migrati-
onspolitik definiert.

Das war das Jahr des deutschen «Asyl-
kompromisses», der die Zuzugsmöglichkei-
ten per Verfassungsänderung verringern 
sollte.

Was wir heute an Realitätsverweigerung, 
politischem Ignorantentum und nationalen 
Egoismen zu erwarten haben, scheint jenes 
1994 weit in den Schatten zu stellen, weil 
alle – wirklich alle – Parteien zu feige sind 
eine öffentliche Debatte über Migration zu 
führen. Sie klagen lediglich über angeblich 
zu viel Einwanderung oder halten gleich 
ganz die Klappe.
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Die AfD ist eine rechtsextremistische Partei!
Eine Klarstellung zur demokratietheoretischen Verortung

«Leitkultur» der damaligen Integrationsbeauf-
tragten der Bundesregierung Aydan Özoguz 
mit den Worten: «Das sagt eine Deutsch-Tür-
kin. Ladet sie mal in Eichsfeld ein und sagt 
ihr dann, was spezifisch deutsche Kultur ist. 
Danach kommt sie hier nie wieder her, und 
wir werden sie dann auch, Gott sei Dank, in 
Anatolien entsorgen können».2 Die mediale 
Empörung über dieses Statement bezog sich 
meist auf die Forderung nach einem «Entsor-
gen». Es geht bei dieser Äußerung aber auch 
um einen Eingriff in die Grundrechte einer 
Bundesbürgerin: Ihr sollte offenkundig das 
Recht auf Meinungsfreiheit abgesprochen 
und sie des Landes verwiesen werden. Dass 
Özoguz in der genannten Frage eine andere 
Position als die AfD vertrat, reichte Gauland 
offenbar für diese Forderung aus. Er distan-
zierte sich nach kritischen Anfragen nur von 
der «Entsorgen»-Wortwahl. Die zweite Spit-
zenkandidatin im Wahlkampf Alice Weidel 
sah dies ebenso.

Als weiteres Beispiel sei darauf hingewie-
sen, wie ein AfD-Politiker in Ausübung des 
Richteramtes die Wissenschaftsfreiheit ein-
schränken wollte: Die NPD klagte gegen 
den Politikwissenschaftler Steffen Kailitz, 
der ihr die Absicht einer millionenfachen 
Vertreibung von Menschen mit Migrations-
hintergrund vorgeworfen hatte. Für diese 
Einschätzung lassen sich einfach Belege 

2	 Gauland zit. nach: Özoguz war schwer geschockt (7. 
September 2017), in: www.faz.net (gelesen am 25. 
September 2018). 

Die «Alternative für Deutschland» (AfD) hat 
nicht nur Kontakte in den Rechtsextremis-
mus, sie ist mittlerweile selbst eine rechtsex-
tremistische Partei geworden.1 Belege dafür 
finden sich nicht nur an ihrem Rand, sondern 
in ihrem Zentrum. Damit hat die AfD eine 
bestimmte Grenze überschritten: Begann sie 
noch als rechtsdemokratische Alternative 
zur etablierten Politik, entwickelte sie sich 
angesichts eines parteiinternen «Rechtsruck» 
immer weiter in Richtung von rechtsextre-
mistischen Positionen. Diese Einschätzung 
gilt zumindest für ihr Führungspersonal, was 
anhand von einschlägigen Kommentaren 
und Stellungnahmen veranschaulicht wer-
den soll. Dabei offenbart sich eine Distanz 
zu den Grundprinzipien moderner Demokra-
tie und offener Gesellschaft, die in Abwahl-
möglichkeit und Gewaltenteilung, Men-
schenrechten und Pluralismus, Rechtsstaat-
lichkeit und Volkssouveränität zu sehen sind. 
Die damit einhergehenden Auffassungen 
werden zwar meist nicht offensiv negiert, 
gleichwohl formulieren hochrangige Funkti-
onsträger der Partei kontinuierlich ein Span-
nungsverhältnis zu eben diesen Werten. 

Aberkennung von Individualrechten

Dazu gehört erstens die Aberkennung von 
Individualrechten: Alexander Gauland kom-
mentierte 2017 Auffassungen zur deutschen 

1	 Die Arbeit am Manuskript endete am 3. Oktober 2018. 
Das ist demnach auch der Kenntnisstand zur Partei.
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benennen: Die NPD plädiert für ein rein 
ethnisches Staatsbürgerschaftsverständ-
nis, welches das «Deutsch-sein» allen Bür-
gern mit Migrationshintergrund abspricht. 
Gleichzeitig plädiert die Partei für ein «Aus-
länderrückführungsgesetz», es würde letzt-
endlich für all diese Menschen in einer Ver-
treibung münden. Der damalige Richter am 
Landgericht Dresden und heutige AfD-MdB 
Jens Maier hatte der NPD 2016 hier Recht 
gegeben. Später hob das Gericht dieses 
Urteil wieder auf.3 Maier handelte hierbei 
zwar nicht für die Partei, sondern als Rich-
ter. Gleichwohl negierte die Haltung des 
Mandatsträgers die Wissenschaftsfreiheit.

Bekundung von rassistischen Positionen

Es lässt sich zweitens auch die Bekundung 
von rassistischen Positionen belegen: Kurz 
vor Beginn der Fußball-Europameisterschaft 
2016 äußerte sich Gauland gegenüber 
Redakteuren einer Zeitung wie folgt über den 
deutschen Nationalspieler Jerome Boateng: 
«Die Leute finden ihn als Fußballer gut, aber 
wollen einen Boateng nicht als Nachbarn 
haben.»4 Nachdem diese Aussage öffent-
lich stark beachtet und kritisiert worden war, 
erfolgten diverse Erklärungen, wonach diese 
Aussage so nie gefallen, der Name von der 
Redaktion ins Spiel gebracht und dann das 
Gesagte falsch verstanden worden sei. Beacht-
lich soll hier aber nicht das schrittweise Einge-
ständnis, sondern der Inhalt des Satzes sein. 
Was meinte Gauland mit dem Hinweis, was 
nicht gefiel. Boateng ist in Deutschland gebo-

3	 Vgl. Bastian Brandau, Zweifel an der juristischen 
Unabhängigkeit (2. Februar 2017), in: www.deutsch 
landfunk.de (gelesen am 25. September 2018). 

4	 Gauland zit. nach: Markus Wehner / Eckart Lohse, 
Gauland beleidigt Boateng (29. Mai 2015), in: 
www.faz.net (gelesen am 25. September 2018). 

ren und aufgewachsen, spricht die deutsche 
Sprache und geht einer geregelten Berufs-
tätigkeit mit hohen Steuerzahlungen nach. 
Es gibt daher nur einen Grund, der für Gau-
land als störend empfunden werden könnte: 
Boateng hat eine schwarze Hautfarbe. Dies 
macht die rassistische Position deutlich.

Eine Argumentationsweise entsprechend 
des biologistischen Rassismus findet man 
auch bei Höcke, der bei einer Konferenz des 
«Instituts für Staatspolitik» der Neuen Rechten 
2015 einen Vortrag hielt. Dort äußerte er sich 
zu Bevölkerungspolitik und Reproduktions-
strategien wie folgt: «In Afrika herrscht näm-
lich die sogenannte R-Strategie vor, die auf 
eine möglichst hohe Wachstumsrate abzielt. 
Dort dominiert der sogenannte Ausbreitungs-
typ. Und in Europa verfolgt man überwiegend 
die K-Strategie, die die Kapazität des Lebens-
raums optimal ausnutzen möchte. Hier lebt 
der Platzhalter-Typ. Die Evolution hat Afrika 
und Europa vereinfacht gesagt zwei unter-
schiedliche Reproduktionsstrategien beschert 
[…] Im 21. Jahrhundert trifft der lebensbeja-
hende afrikanische Ausbreitungstyp auf den 
selbstverneinenden europäischen Platzhal-
ter-Typ.»5 Hier werden nicht nur spekulative 
Auffassungen auf die Menschen- aus der Tier-
welt übertragen. Bedeutsam ist bei der zu 
erörternden Frage die sozialdarwinistische 
Prägung der vorgetragenen Positionen. 

Delegitimierung der gewählten Regierung

Es kommt drittens auch immer wieder zur 
Delegitimierung der gewählten Regierung: 
Die Bundeskanzlerin bezeichnete Gauland  
bereits 2016 als «Kanzler-Diktatorin», die das 
«Volk völlig umkrempelt und viele Menschen 

5	 Asyl. Eine politische Bestandsaufnahme. Höcke beim  
IfS, in: www.youtube.com (gesehen am 3. Oktober 2018).



perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2  153

Die AfD ist eine rechtsextremistische Partei!

uns aufpfropft».6 Derartige Aussagen wieder-
holte er immer wieder. Besonders bekannt 
wurden seine Diktaturgleichsetzungen dann 
in der Parteitagsrede 2018. Die aktuelle 
Lage setzte er mit der Niedergangsphase der 
SED-Diktatur gleich: «Ich fühle mich an die 
letzten Tage der DDR erinnert.» Die «Rolle 
Honeckers» falle hier Merkel zu. Es genüge 
aber nicht nur die «Merkel muss weg»-Pa-
role umzusetzen. «Doch hier muss ein ganzer 
Apparat, ein ganzes System, eine ganze Men-
talität weg.»7 Wie genau eine solche Ablö-
sung des «Systems» erfolgen solle, lies Gau-
land offen. Er machte aber in den Ausfüh-
rungen deutlich, dass es ihm nicht nur um 
die behauptete «Kanzler-Diktatorin» gehe, 
sollte doch das ganze «System» weg. Da aber 
die Legitimation von Merkel auf diesem fußt, 
bedeutet dies in der Konsequenz die Negie-
rung von dessen Regeln und Strukturen.

Die Anspielung auf die DDR-Diktatur 
diente auch Höcke dazu, eine Delegitimie-
rung der gewählten Regierung in seinen 
politischen Vorträgen vorzunehmen. In der 
bekannten Dresdener Rede von 2017 heißt es: 
«Weder ihr erstarrter Habitus noch ihre flos-
kelhafte Phraseologie unterscheidet Angela 
Merkel von Erich Honecker.» Und nach einer 
durch «Merkel muss weg»-Rufe entstandenen 
kurzen Pause geht es dann weiter mit den 
Worten: «Diese Regierung ist keine Regierung 
mehr, diese Regierung ist zu einem Regime 
mutiert!»8 Bereits bei der ersten Aussage wird 

6	 Gauland, zit. nach: Gauland nennt Merkel «Kanz-
ler-Diktatorin» (5. Juni 2016), in: www.faz.net (gele-
sen am 25. September 2018). 

7	 Gauland, zit. nach: Kordula Doerfler, Gauland ver-
gleicht Merkel mit Honecker (30. Jun 2018), in: 
www.fr.de (gelesen am 25. September 2018). 

8	 «Gemütszustand eines total besiegten Volkes». 
Höcke-Rede im Wortlaut (19. Januar 2017), in: www.
tagesspiegel.de (gelesen am 21. September 2018).

deutlich, dass es Höcke nicht um eine Kritik 
an Merkel als Politikerin geht. Er setzt sie mit 
einem Diktator gleich und beschreibt sie als 
Feindbild. Dass dies nicht nur auf die Bun-
deskanzlerin gemünzt ist, zeigt dann der fol-
gende Satz. Die Bezeichnung «Regime» wird 
hier im alltäglichen Sprachgebrauch und 
nicht im wissenschaftlichen Sinne genutzt. 
Demnach handele es sich um eine Art Dik-
tatur, die durch Unvermögen und Versagen 
geprägt sei und überwunden gehöre.

Forderungen nach einem Systemwechsel

Insofern können viertens deutliche Forde-
rungen nach einem politischen Systemwech-
sel nicht verwundern. Gauland bekannte 
sich 2018 in einem Interview zwar zur frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung, 
wollte aber ein anderes politisches System. 
Deutlich formulierte er, «dass dieses politi-
sche System wegmuss». Doch dafür bildet 
die freiheitliche demokratische Grundord-
nung die inhaltliche Legitimationsbasis, 
man kann nicht das eine bejahen und das 
andere verneinen. Er formulierte deutlich: 
«Ja, gegen das politische System», womit 
auch die Angehörigen anderer Parteien 
gemeint sein sollen, welche die Merkel-Po-
litik stützten. Es handelt sich dabei aber 
um die gewählte Bundeskanzlerin, die auch 
wieder abgewählt werden kann. Gauland 
formulierte indessen für einen Machtwech-
sel eine andere Perspektive: «Diejenigen, 
die die Politik Merkels mittragen, das sind 
auch Leute aus anderen Parteien und leider 
auch aus den Medien. Die möchte ich aus 
der Verantwortung vertreiben. Das kann 
man eine friedliche Revolution nennen.»9

9	 «Friedliche Revolutionen machen mir nie Sorgen». 
Im Gespräch: Alexander Gauland, Bundesvorsitzen-
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Auch Höcke äußerte sich in ähnlicher 
Weise. In seiner bekannten Dresdener Rede 
heißt es: «Die AfD ist die letzte evolutionäre, 
sie ist die letzte friedliche Chance für unser 
Vaterland.»10 Diese Formulierung klingt 
zunächst wie eine bloße Selbstbeweihräuche-
rung. Doch was meint Höcke, wenn man ihn 
beim Wort nimmt? Gelinge mit der AfD und 
deren Wahlkandidatur kein evolutionärer 
und friedlicher Wandel, dann wäre die Folge 
und das Gegenteil davon ein revolutionärer 
und gewalttätiger Wandel. Eine derartige 
Eskalation von Handlungsoptionen ist in der 
Formulierung integriert, dies wäre die schlüs-
sige Konsequenz. So darf dann wohl auch 
folgende Bekundung von Höcke in einem 
Interviewbuch verstanden werden: «Ein paar 
Korrekturen und Reförmchen werden nicht 
ausreichen. Aber die deutsche Unbedingt-
heit wird der Garant dafür sein, dass wir die 
Sache gründlich und grundsätzlich angehen. 
Wenn einmal die Wendezeit gekommen ist, 
dann machen wir Deutschen keine halben 
Sachen.»11 Es soll nicht nur um Korrekturen, 
sondern einen Systemwechsel gehen. 

Pauschalisierungen durch fremdenfeindliche 
Stereotype

Auch können fünftens Pauschalisierungen 
durch fremdenfeindliche Stereotype immer 
wieder konstatiert werden: Dafür stehen die 
Ausführungen des von Nicolaus Fest, dem 
ehemaligen Stellvertretenden Chefredak-

der der AfD, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
5. September 2018, S. 2.

10	 Björn Höcke AfD zu Gast bei der Jungen Alterna-
tive in Dresden (Vortag am 17. Juni 2017) (17. Juni 
2017), in: www.youtube.com.

11	 Höcke, zit. nach: Miriam Lau, Auftrag: Umsturz, in: 
Die Zeit, Nr. 39. vom 20. September 2018, S. 8–9, 
hier S. 8.

teur der «Bild am Sonntag» und erfolglosen 
Direktkandidaten seiner Partei zu den Bun-
destagswahlen. Er schrieb 2017 in einem 
Blogeintrag über «Gruppen von arabischen, 
türkischen und afrikanischen Jugendli-
chen»: «Alle sind laut, aggressiv, präpotent, 
ohne den Willen zu einfachster Höflich-
keit, ohne jede soziale Intelligenz […] Nicht 
einfach sind diese Leute, sondern primitiv 
und bösartig.» Und dann bemerkte er in 
Anspielung auf ein bekanntes Max-Frisch-
Zitat, wonach man Gastarbeiter rief und 
Menschen kamen: «Wir riefen Gastarbei-
ter, bekamen aber Gesindel.»12 Die genauen 
Formulierungen machen die Pauschalisie-
rungen deutlich. Es heißt «alle» und «Gesin-
del», «bösartig» und «primitiv». Nachdem 
diese Äußerungen bekannt wurden, formu-
lierte der zuständige Landesverband eine 
verhaltene Distanzierung nur aufgrund der 
Wortwahl.

Demgegenüber folgten den Ausführun-
gen im folgenden Beispiel doch Konsequen-
zen. Anlässlich des politischen Aschermitt-
woch 2018 erklärte André Poggenburg, der 
damalige Landesvorsitzende in Sachsen-An-
halt, in einer Rede über Sprecher der «Tür-
kischen Gemeinde in Deutschland»: «Diese 
Kümmelhändler haben selbst einen Völ-
kermord an 1,5 Millionen Armeniern am 
Arsch … und wollen uns irgendetwas über 
Geschichte und Heimat erzählen? Die spin-
nen wohl! Diese Kameltreiber sollen sich 
dahin scheren, wo sie hingehören.»13 Gegen 

12	 Fest, zit. nach: Sabine Beikler, Berliner AfD-Politiker 
Fest nennt Zuwanderer «Gesindel» (29. März 2017), 
in: www.tagesspiegel.de (gelesen am 25. Septem-
ber 2018).

13	 Poggenburg zitiert nach: Politischer Aschermitt-
woch der AfD Sachsen – André Poggenburg …. Pat-
riotismus pur!!!, in. www.youtube.com (gesehen 
am 25. September 2018).
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die Aufnahme dieses Beispiels spricht wohl-
möglich, dass Poggenburg nach dieser 
Rede seine Ämter als Fraktions- und Landes-
vorsitzender aufgab. Dies war aber ohne-
hin absehbar, hatte er sich doch durch per-
sönliches Gebaren – aber nicht durch seine 
politischen Positionen – unbeliebt gemacht. 
Beachtenswert sind nicht nur seine Aus-
sagen selbst, sondern auch die Stimmung 
in dem Video.14 Es dokumentiert wie das 
AfD-Publikum gerade in diesem Moment 
mit hasserfüllter Stimmung reagierte.

Relativierung der NS-Vergangenheit

Fünftens lässt sich die Relativierung der 
NS-Vergangenheit ebenfalls immer wie-
der feststellen. Auch hier mag als Beispiel 
erneut Gauland dienen, äußerte er doch 
2017: «Man muss uns diese zwölf Jahre 
nicht mehr vorhalten. Sie betreffen unsere 
Identität heute nicht mehr». Und weiter 
bemerkte er: Wenn Franzosen und Briten 
stolz auf ihren Kaiser oder Churchill seien, 
«haben wir das Recht, stolz zu sein auf Leis-
tungen deutscher Soldaten in zwei Welt-
kriegen.»15 Die Anerkennung im letzten Fall 
bezieht sich aber auf ein Engagement für 
eine politische Führung von Kriegsverbre-
chern und Massenmördern, insofern bedeu-
tet diese Denkperspektive auch eine Rela-
tivierung der NS-Vergangenheit. Sie zeigte 
sich bei Gauland auch in einer Rede vor der 
Parteijugend 2018 deutlich, wo er äußerte: 
«Ja, wir bekennen uns zu unserer Verant-
wortung für die zwölf Jahre. Hitler und 

14	 Vgl. ebenda. 

15	 Gauland zit. nach: Gauland will stolz sein «auf Leis-
tungen deutscher Soldaten in Weltkriegen» (14. Sep- 
tember 2017), in: www.fr.de (gelesen am 25. Sep-
tember 2018).

die Nazis sind nur ein Vogelschiss in unse-
rer über 1000-jährigen Geschichte.»16 Diese 
Auffassung verkennt die demokratietheore-
tische Bedeutung einer kritischen Sicht auf 
die NS-Vergangenheit.

Auch Höcke thematisiert immer wie-
der die NS-Zeit in einem geschichtspoliti-
schen Sinne. Bekannt wurde seine Bezeich-
nung «Denkmal der Schande» für die 
Holocaust-Gedenkstätte in Berlin, wobei 
die Deutung dieser Formulierung hier nicht 
weiter thematisiert werden soll. Demgegen-
über sei auf seine folgende Forderung ver-
wiesen: «Und diese dämliche Bewältigungs-
politik, die lähmt uns heute … Wir brauchen 
nichts anderes als eine erinnerungspoliti-
sche Wende um 180 Grad.»17 Dabei kommt 
gleich drei Aspekten besondere Bedeutung 
zu: Der kritische Blick auf den Nationalsozi-
alismus wird als Hindernis für die Praxis der 
eigene Politik verstanden, es geht um ein 
politisches, weniger um ein wissenschaftli-
ches Geschichtsbild, und eben dieses soll 
in sein grundlegendes Gegenteil verkehrt 
werden. Wenn man aber die Formulierung 
von einer «Wende um 180 Grad» wört-
lich nimmt, dann bedeutet dies, dass eine 
angeblich einseitig negative Betrachtung 
des «Dritten Reiches» in ein doch eher posi-
tives Bild münden soll. 

Kontakte zu anderen Rechtsextremisten

Es gibt sechstens immer wieder Kontakte 
zu anderen Rechtsextremisten, wofür hier 
folgendes Beispiel steht: Andreas Kalbitz 
ist AfD-Fraktions- und Landesvorsitzender 

16	 Gauland zit. nach: Gauland: Hitler nur «Vogelschiss 
in deutscher Geschichte (2. Juni 2018), in: www.faz.
net (gelesen am 25. September 2018). 

17	 Björn Höcke AfD zu Gast … (Anm. 17).
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in Brandenburg und einer der Beisitzer im 
Bundesvorstand. 2007 hatte er noch an 
einem Lager der neonazistischen «Heimat-
treuen Deutschen Jugend» teilgenommen. 
Kalbitz war zwischen 2010 und 2015 Vor-
sitzender des rechtsextremistischen Ver-
eins «Kultur- und Zeitgeschichte. Archiv der 
Zeit» und legte dieses Amt erst nach kriti-
schen Presseberichten nieder. 2016 wurde 
bekannt, dass er einen ehemaligen Neo-
nazi-Aktivisten als Mitarbeiter im Land-
tag beschäftigte.18 Beachtenswert ist auch 
die AfD-Einstellung zur Pegida-Bewegung, 
gab es zu ihr doch einen Unvereinbarkeits-
beschluss. Allerspätestens 2018 wurde er 
in der Praxis aufgehoben, demonstrierte 
man doch fortan zusammen. Dabei beleg-
ten Filmaufnahmen die direkte Nähe zu 
Lutz Bachmann, dem vorbestraften Pegi-
da-Sprecher, der durch eindeutig rassisti-
sche Abwertungen von Flüchtlingen seine 
eigentlichen Positionen offenbart hatte.19

Besondere Aufmerksamkeit verdient in 
diesem Kontext, dass durch die AfD-Einzüge 
in die Parlamente auf Bundes- und Ländere-
bene viele Mitarbeiterstellen für die Abge-
ordneten entstanden. Bei diesen konnte 
immer wieder eine Herkunft aus rechtsex-
tremistischen Organisationen festgestellt 

18	 Vgl. Brandenburger AfD-Chef gibt Teilnahme an 
rechtsextremem Lager zu, in: www.sueddeutsche.
de (gelesen am 3. Oktober 2018); Obskurer Ver-
ein: AfD-Politiker unter Druck (15. Oktober 2015), 
in: www.maz-online.de (gelesen am 3. Oktober 
2018); Alexander Fröhlich, Ex-NPD-Mann arbeitete 
für AfD-Landtagsabgeordneten (19. März 2016), in: 
www.pnn.de (gelesen am 3. Oktober 2018).

19	 Vgl. Monnia Meiborg, AfD beschließt offenbar 
Zusammenarbeit mit Pegida (17. Februar 2018), 
in: www.zeit.de (gelesen am 25. September 2018); 
Malene Gürgen / Christian Jacob, «Wir sind keine 
Nazis» (2. September 2018), in: www.taz.de (gele-
sen am 25. September 2018). 

werden. Folgt man den Ergebnissen eines 
journalistischen Recherche-Projektes, so 
entstammten mindestens 27 von 297 die-
ser Mitarbeiter einschlägigen Organisatio-
nen, wozu die NPD, die verbotene neonazis-
tische «Heimattreue Deutsche Jugend», dar-
über hinaus die «Identitäre Bewegung» und 
die Gruppe «Ein Prozent» und schließlich ein-
schlägige Burschenschaftler und Ideologen 
der Neuen Rechten zählten. Auch Gauland 
selbst hatte zeitweise einen Mitarbeiter, 
der aus der Neonazi-Szene stammte.20 Der 
AfD-Fraktionsvorsitzende sprach hier von 
einer bloßen «Jugendsünde». Unabhängig 
von der Frage, ob es sich um eine bewusste 
Einstellungspraxis oder eine gezielte Unter-
wanderung handelt, führt diese Entwick-
lung noch mehr zu einem «Rechtsruck». 

Einstellung gegenüber den Identitären

Ein besonderer Aspekt der vorgenannten 
Thematik ist siebtens die Einstellung gegen-
über den «Identitären», wozu es eigentlich 
einen Abgrenzungsbeschluss aufgrund ihres 
Rechtsextremismus gibt. Bemerkenswert 
ist, wie dieser von Gauland 2016 in einem 
Interview kommentiert wurde: «Wir haben 
einen Beschluss im Bundesvorstand gefasst, 
dass es keine Zusammenarbeit mit der Iden-
titären Bewegung gibt. … Wir sind die AfD, 
wir sind das Original. Wer ähnliche Ziele ver-
folgt, kann zu uns kommen.» Und dann wei-
ter: «Ich muss auch taktisch damit umge-
hen, dass die IB zum Teil vom Verfassungs-

20	 Vgl. Kai Biermann u.a. AfD-Abgeordnete beschäf-
tigen Rechtsextreme und Verfassungsfeinde (21. 
März 2018), in: www.zeit.de (gelesen am 23. Sep-
tember 2018), siehe auch: Rechercheprojekt Netz-
werk AfD, 300 rechte Helfer im Bundestag (ohne 
Datum), in: www.taz.de (gelesen am 23. September 
2018). 
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schutz beobachtet wird. […] Deswegen sehe 
ich überhaupt nicht ein, warum wir mit der 
Identitären Bewegung zusammenarbeiten 
sollen, denn die können alle zu uns kom-
men.»21 Demnach distanziert sich Gauland 
hier nur aus strategischen Gründen von den 
«Identitären», da sie ihm als Konkurrenz für 
die eigene Partei erscheinen. Inhaltlich sieht 
er offenkundige keine Differenzen, formu-
liert er doch sogar eine Einladung zur Mitar-
beit aufgrund dieser Übereinstimmung.

Dass die AfD und die «Identitären» 
eigentlich das Gleiche wollen bestätigte 
auch Hans-Thomas Tillschneider, Landtags
abgeordneter seiner Partei in Sachsen-An-
halt. Unter der gleichen Adresse wie ein 
Hausprojekt von diesen in Halle konnte 
man zeitweise sein Wahlkreisbüro erreichen. 
Angesichts von öffentlich bekannt gewor-
denen Absichten, die AfD oder Teile von 
ihr vom Verfassungsschutz beobachten zu 
lassen, erklärte Tillschneider: «Wir müssen 
auch eine unglückliche Verquickung mit der 
Identitären Bewegung lösen». Gleichzeitig 
meinte er: «Die AfD will das Gleiche wie die 
Identitäre Bewegung, inhaltlich gibt es kei-
nen Dissens.» Es gehe nur um eine «struktu-
relle Entflechtung», es werde ein «Angriffs
punkt zugemacht».22 Auch hier wird ein 
ideologisch inhaltlicher Konsens deutlich, 
während Verbindungen nur als strategisch 
ungünstig gelten. Gleichwohl belegen diese 
Aussagen, dass sowohl Gauland wie Till-
schneider politisch keinen Gegensatz sehen 
zwischen ihrer eigenen Partei und den vom 
Verfassungsschutz genannten «Identitären». 

21	 «Wir bleiben Fundamental-Opposition!». Fragen an 
Björn Höcke und Alexander Gauland, in: Compact, 
Nr. 10 vom Oktober 2016, S. 30 f., hier S. 31.

22	 Tillschneider, zitiert nach: jbe, «AfD will das Gleiche 
wie die Identitäre Bewegung», in: Frankfurter Allge-
meine Zeitung vom 22. September 2018, S.4.

Extremismusvorwürfe aus der Partei selbst

Extremismusvorwürfe gibt es achtens auch 
aus der Partei selbst: 2017 beantragte die 
damalige AfD-Spitze noch um Frauke Petry 
ein Parteiausschlussverfahren gegen Höcke, 
wofür eine Auswertung seiner Auftritte, 
Reden und Schriften mit einem sechzigseiti-
gen Umfang vorgelegt wurde. Darin sprach 
man gar von einer «Wesensverwandtschaft 
mit dem Nationalsozialismus». Bei dem 
Thüringer Landesvorsitzenden werde ein 
«Menschenbild sichtbar, welches der Würde 
des Menschen widerspricht». Darüber hin-
aus hieß es, dass sich Höcke «unmittelbar 
gegen die verfassungsgemäße Ordnung»23 
wende. Bei ihm fänden sich auch Aussagen, 
welche Adolf Hitler in Wahlkampfreden im 
Jahr 1932 genutzt habe. Eine derartige Ver-
wandtschaft sei nicht zufällig. Demnach 
schätzte man Höcke gar als Nationalsozi-
alisten und nicht nur als Rechtsextremis-
ten ein. 2018 lehnte das Landesschiedsge-
richt in Thüringen indessen diesen Vorstoß 
ab. Höcke bliebt demnach AfD-Mitglied, 
wodurch sich die Partei seine Stellungnah-
men auch zurechnen lassen muss.

Und dann sei hier noch auf die Aussagen 
von Jörn Kruse verwiesen. Der Hamburger 
Bürgerschaftsabgeordnete und frühere Lan-
desvorsitzende kommentierte dabei öffent-
liche Veranstaltungen, wobei führende 
AfD-Politiker zusammen mit Neonazis an 
angeblichen «Trauermärschen» 2018 teil-
nahmen. Kruse bemerkte über seine Partei: 
«Sie macht jetzt – jedenfalls in der öffentli-
chen Wahrnehmung  – gemeinsame Sache 
mit Rechtsradikalen. Ohne energisches 

23	 Antrag zitiert nach: Kai Portmann, AfD-Spitze ver-
gleicht Höcke mit Hitler (9. April 2017), in: www.
tagesspiegel.de (gelesen am 23. September 2018).
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Gegensteuern wird das die Partei an den 
rechtsradikalen Rand führen.» Über eine 
Rede des brandenburgischen AfD-Vorsitzen-
den Andreas Kalbitz beim «Kyffhäuser-Tref-
fen» des rechten Parteiflügels schrieb Kruse: 
«Das war Nazi-Sprech.» Und ein Buch von 
Höcke kommentierte er mit den Worten: 
«Auch das ist Nazi-Jargon».24 Gauland und 
Meuthen forderte er zu einer Distanzierung 
auf, was aber nicht geschah. Einige Tage 
nach diesem Interview trat Kruse aus der 
Partei aus. Hier ist bedeutsam, dass er in 
der AfD nationalsozialistische Auffassun-
gen bei hohen Funktionsträgern sah.

Gesamteinschätzung als rechtsextremistische 
Partei

Demnach hat man es bei der AfD in der 
Gesamtschau mittlerweile selbst mit einer 
rechtsextremistischen Partei zu tun. Ihre Ex- 
tremismusintensität ist zwar geringer als die 
der NPD oder Neonazi-Szene, dies ändert 
aber am Sachverhalt selbst nichts. Diese 
Deutung ignoriert nicht, dass es in der 
AfD noch rechtsdemokratische Minderhei-
ten gibt. Sie bemühen sich gelegentlich um 
Einflussgewinne, sind damit aber in Regel-
mäßigkeit gescheitert. Als solche bilden sie 
daher aktuell eher ein Feigenblatt, das den 
eigentlichen Charakter der Partei verdeckt. 
Da auch einschlägige Skandale nicht zum 
Rückgang von Umfragezustimmungen füh-
ren, schwindet bei Aussagen und Handlun-
gen immer mehr die strategisch bedingte 
Zurückhaltung. Wenn selbst gemeinsame 
Demonstrationen mit Neonazis keine Stim-
menrückgänge nahelegen, dann bedarf 

24	 Kruse, zit. nach: jbe, Seehofer wirft AfD «staatszer-
setzende» Haltung vor, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 15. April 2018, S. 4. 

es aus Akteurs-Perspektive immer weniger 
einer Mäßigung in der öffentlichen Wahr-
nehmung. Die Entwicklung in die rechtext-
remistische Richtung dürfte sich daher wei-
ter fortsetzen.

Anhang: Auseinandersetzung mit gegenteiligen 
Argumenten

Gegen die Einschätzung der Partei als rechts- 
extremistisch werden gelegentlich unter-
schiedliche Positionen vorgetragen. Damit 
folgt fortan eine argumentative Auseinan-
dersetzung: Ein erstes Gegenargument lau-
tet: «Die AfD bekennt sich zum Grundge-
setz und zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung.» Diese Feststellung ist zwar 
für sich allein richtig, sagt aber nichts über 
die inhaltliche Glaubwürdigkeit. Denn ange-
sichts einer gesellschaftlich breiten Akzep-
tanz des Grundgesetzes wäre eine offene 
Frontstellung gegen dieses ein taktischer 
Fehler. Insofern haben sich auch rechtsex
tremistische Parteien in der Vergangenheit 
offiziell sowohl zu ihm wie zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung bekannt. 
Die DVU und die REP wären Beispiele dafür. 
Selbst die neonazistisch dominierte Par-
tei «Die Rechte» nahm eine entsprechende 
Bekundung in ihrem Programm vor. Derar-
tige «Lippenbekenntnisse» müssen demnach 
gar nichts sagen, es kommt auf die jeweilige 
Einstellung zu den konstitutiven Normen 
und Regeln für eine moderne Demokratie 
und eine offene Gesellschaft an.

Ein zweites Gegenargument lautet: «Die 
AfD beruft sich nicht auf den historischen 
Nationalsozialismus und distanziert sich 
von der NPD und der Neonazi-Szene». Dem 
ist als politisches Bekenntnis in einem for-
malen Sinne durchaus so. Dabei gilt es 
aber zwei Gesichtspunkte zu berücksichti-
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gen: Der historische Nationalsozialismus 
ist gesamtgesellschaftlich weitgehend dis-
kreditiert, was eben auch für dessen offene 
Anhänger im heutigen Rechtsextremismus 
zutrifft. Insofern wäre es ein taktischer Feh-
ler, sich in diese Richtung offen politisch zu 
bekennen. Als weitaus bedeutsamer kann 
indessen gelten: Zwar ist jeder National-
sozialist ein Rechtsextremist, aber nicht 
jeder Rechtsextremist ein Nationalsozia-
list. Es gibt durchaus auch andere ideolo-
gische Bezüge, womit politisch «Rechte» die 
Grundlagen moderner Demokratie und offe-
ner Gesellschaft ablehnen können. Dafür 
stehen etwa die Anhänger eines extremisti-
schen Deutschnationalismus und eines ext-
remistischen Konservativismus.

Ein drittes Gegenargument lautet: «Die 
AfD-Führungskräfte kommen nicht aus 
bekannten rechtsextremistischen Organisa-
tionen». Dem ist tatsächlich so, lassen sich 
doch mit aber durchaus vorhandenen Aus-
nahmen für das eigentliche Spitzenperso-
nal der Partei keine einschlägigen politi-
schen Vergangenheiten nachweisen. Mit-
unter entstammen deren Angehörige sogar 
demokratischen Organisationen. Indessen 
bedeutet eine solche frühere Angehörig-
keit nicht auch noch eine entsprechende 
gegenwärtige politische Orientierung. Es 
kann sich sehr wohl ein Demokrat zu einem 
Extremisten wandeln wie ein Extremist zu 
einem Demokraten. Immerhin existieren 
genügend Fälle, wo frühere Bundesbeamte 
im Ruhestand auf einmal erstaunliche poli-
tische Nähen entwickelten. Darüber hinaus 
können auch als demokratische Konserva-
tive geltende Personen dubiose Verbindun-
gen haben. Der AfD-Vorsitzende Gauland 
schrieb etwa während seiner CDU-Zeit in 
«Criticon» mit extremistischen Konservati-
ven zusammen.

Ein viertes Gegenargument lautet: «Die 
AfD ist eine demokratisch legitimierte Par-
tei, wurde sie doch in den Bundestag- und 
viele Landtage gewählt.» Dem ist tatsäch-
lich so, nur hat das Eine nichts mit dem 
Anderen zu tun. Die demokratische Aus-
richtung und die demokratische Legitima-
tion eines politischen Protagonisten liegen 
auf unterschiedlichen Ebenen. So wurde 
beispielsweise auch die NSDAP sehr wohl 
demokratisch in den Reichstag gewählt, 
was sie aber nicht zu einer auch inhalt-
lich demokratischen Partei machte. Glei-
ches gilt für die NPD, konnte sie doch in 
den 2000er-Jahren zweimal hintereinander 
in zwei Landtage einziehen, wodurch sie 
aber ebenfalls keine demokratische Partei 
wurde. Es mag sein, dass es politisch oder 
sozial schwerer fällt eine Parlamentspar-
tei als extremistisch anzusehen. Doch ist 
dies problemlos möglich: Die Aussagen zur 
inhaltlichen Ausrichtung der Partei bewe-
gen sich auf einer anderen Ebene als die 
Aussagen zu ihrer politischen Legitimation. 
Beides sollte daher bei der Einschätzung 
auch nicht verwechselt werden.

Ein fünftes Gegenargument lautet: «Die 
AfD nimmt lediglich einen leer geworde-
nen Platz rechts von der Mitte ein und arti-
kuliert legitime Kritik an den Folgen der 
Flüchtlingspolitik». An derartigen Aussagen 
ist richtig, dass es sehr wohl im Meinungs- 
wie im Parteienspektrum einen Platz für 
eine demokratische Rechte geben würde. Es 
muss ganz klar betont werden: Eine «rechte» 
Auffassung muss nicht immer extremistisch 
sein. Auch ist es legitim die bestehenden 
Probleme, die sowohl mit der Flüchtlings-
politik wie der multikulturellen Gesellschaft 
verbunden sind, klar zu benennen. Doch 
wenn dann über eine entsprechende Agita-
tion eine Feindbildprojektion erfolgt, wobei 
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die Angehörigen von bestimmten ethnisch 
definierten Gruppen als gefährlich oder 
minderwertig wahrgenommen werden, 
geht es nicht mehr um konstruktive Hin-
weise auf soziale Probleme. Derartige Emo-
tionalisierungen und Pauschalisierungen 
laufen auf eine extremistische Fremden-
feindlichkeit hinaus. Genau diese artikuliert 
sich in einschlägigen Abwertungen in der 
Wortwahl

Und ein sechstes Gegenargument lau-
tet: «Die AfD wird sich im Laufe der Zeit 
als Partei mäßigen wie dies eben auch 
bei den Grünen in der Vergangenheit der 
Fall war». Tatsächlich hatten im Laufe der 
1980er-Jahre in der Ökopartei noch einige 
frühere Angehörige maoistischer Klein-
parteien viel zu sagen. Sie bekannten sich 

aber fortan zu den Grundprinzipien eines 
demokratischen Rechtsstaates oder verlie-
ßen aus Protest gegen die Mäßigung der 
«Grünen» die Partei. Bei der AfD lässt sich 
indessen ein genau umgekehrter Entwick-
lungsprozess beobachten: Die gemäßigten 
Kräfte um den Parteimitbegründer Bernd 
Lucke verließen die AfD und bezeichneten 
sie fortan sogar als «NPD-light» (Henkel). 
Währenddessen rückte die Partei immer 
weiter nach rechts. Gleichzeitig gewann der 
äußere rechte Flügel dabei an Bedeutung. 
Die als noch gemäßigt geltenden Führungs-
figuren kooperieren mit eben diesem Flü-
gel der «rechten» Partei problemlos. Kam 
es zu Austritten, dann wurden diese häufig 
genug eben auch mit einem «Rechtsruck» 
begründet.

Burkhard Jellonnek

Grundgesetz als Maßstab: Auch im Umgang mit Rechtspopulisten

Vorgang nicht die Ereignisse im November 
1938, sondern im Jahr 2014 in Gelsenkir-
chen. 

Kein Einzelfall, denn das Deutschland 
unserer Tage ist alles andere als frei von 
Anschlägen auf Synagogen und Moscheen 
ebenso wie von Attacken gegen Angehö-
rige jüdischer, muslimischer Religionsge-
meinschaften. In einem unerträglichen 
Maße ereignen sich täglich derlei Vorfälle. 
Gewalt und Hetze gegen Ausländer sind an 
der Tagesordnung. Das ist zweifellos eine 
Schande für Deutschland!

Hinter all diesen ruchlosen Taten gegen 
Flüchtlinge, Muslime oder Juden, Homo-

Die 80. Wiederkehr des Gedenkens an 
die Pogromnacht vom 9. November 1938 
brachte unlängst eine nicht für möglich 
gehaltene Zahl von Lesungen, Gottesdiens-
ten in Synagogen, Stolpersteinverlegun-
gen, Gedenkstunden im Deutschen Bundes-
tag, in den Landtagen und an vielen Erin-
nerungsorten der damaligen Schandtaten. 
Im Deutschen Bundestag bei der zentralen 
Gedenkveranstaltung zum 80. Jahrestag 
stieg der Vorsitzende des Zentralrates der 
Juden in Deutschland mit der Schilderung 
des Fluges eines Gullydeckels durch das 
Fenster einer Synagoge ein. Glas zersplit-
terte – freilich beschrieb der beklemmende 
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sexuelle oder Obdachlose, stecken geis-
tige Brandstifter. Es sind Rechtsextreme, 
Reichsbürger, Identitäre, es ist die AfD, die 
inzwischen in allen Landtagen sitzt und die 
Angst vor dem Fremden schürt. Und die 
davon profitiert, wenn sich selbst demokra-
tische Politiker verkünden, die Migration sei 
die Mutter aller Probleme in Deutschland.

Noch sind wir Demokraten stark genug, 
diesem so nicht für möglich gehaltenen 
Rechtsruck in unserer Gesellschaft Paroli 
zu bieten. Diese Kräfte, die nichts als den 
Systemwechsel wollen, dürfen nicht weiter 
an Bedeutung gewinnen. Zivilcourage ist 
gefragt. «Heute sind wir genügend Demo-
kraten», hielt der Zentralratsvorsitzende der 
deutschen Juden, Dr. Josef Schuster, in sei-
ner beeindruckenden Rede zum Gedenken 
an den 9. November 1938 im Deutschen 
Bundestag dagegen. «Man riskiert nichts, 
wenn man sich für die Grundrechte einsetzt», 
so Josef Schuster, «für Antisemitismus und 
Rassismus darf es kein Verständnis geben!»1

«Meine Generation hat Freiheit, Rechts-
staatlichkeit und Demokratie geschenkt 
bekommen», das mahnte Außenminis-
ter Heiko Maas nach den rechtsradikalen 
Ausschreitungen in Chemnitz unlängst an, 
sollte deshalb die Zuschauerhaltung aufge-
ben: «Da müssen wir dann auch mal vom 
Sofa hochkommen und den Mund aufma-
chen. Die Jahre des diskursiven Wachkomas 
müssen ein Ende haben.»2 Auch der Chef-
redakteur der Süddeutschen Zeitung, Prof. 

1	 Rede Dr. Josef Schuster, Vorsitzender des Zentralrates 
der Juden in Deutschland am 09.11.2018 im Deut-
schen Bundestag, zitiert nach: https://www.zentral 
ratderjuden.de/aktuelle-meldung/artikel/news/
zentralen-gedenkveranstaltung-zum-80-jahres-
tag-der-reichspogromnacht/.

2	 Außenminister Heiko Maas zitiert nach Zeit online 
vom 2. September 2018, 06:22 Uhr, siehe: https:// 

Heribert Prantl, übrigens ein ehemaliger 
Staatsanwalt, gab seiner Sorge Ausdruck, 
dass man nicht nur die zum Rechtspopu-
lismus verharmlosten Exzesse der AfD zu 
fürchten habe, sondern gleichermaßen das 
Phlegma in unserer Gesellschaft, eben nicht 
einzuschreiten und dem respektlosen Trei-
ben gerade der Partei-Eliten der AfD ent-
schieden Einhalt zu gebieten.3

Es fehlt nicht an Beispielen: Im August 
2018 hat im thüringischen Kirchheim bei 
Erfurt ein von den Behörden genehmigtes 
Neo-Nazi-Konzert stattgefunden, bei dem 
mehrere hundert Männer antisemitische Lie-
der skandierten: «Lasst die Messer flutschen 
in den Judenleib» und die den baldigen Weg 
vom «deutschen Staat ins deutsche Reich» 
prophezeiten: «Keine Türken werden mehr 
rumlaufen, (…) keine Nigger unser Pils sau-
fen, keine Juden unser Volk verkaufen!» Das 
Ganze besiegelten sie mit «kräftigen Sieg-
Heil-Rufen» und Hitlergrüßen. Gezeigt im 
Filmbericht der «Tagesthemen» am 1. Okto-
ber 2018. Solche Konzerte werden in Thü-
ringen und Sachsen organisiert von einer 
rechtsextrem durchsetzten Kulturmafia als 
Veranstalter. Trotz Hitlergrüßen und antise-
mitischer Hetze gab es keine einzige Fest-
nahme.4 Thüringen sei, so die Aussage des 
Rechtsrock-Experten Thomas Kuban, «für 
Neonazis hochattraktiv, weil dort der staat-
liche Verfolgungsdruck fehlt!»5

www.zeit.de/politik/deutschland/2018–09/chemnitz 
-heiko-maas-rassismus-deutschland-forderung.

3	 Prantl, Heribert: Gebrauchsanweisung für Populis-
ten, Salzburg 2017.

4	 Tagesthemen-Sendung vom 01.10.2018, 22.15 Uhr, 
https://www.ardmediathek.de/tv/Tagesthemen/
tagesthemen/Das-Erste/Video?bcastId=3914& 
documentId=56610030.

5	 Der Journalist Thomas Kuban recherchiert seit 
15 Jahren in der Rechtsrock-Szene, zitiert nach: 
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Grundsätzlich ist die Frage zu stellen, inwie-
weit Positionen des aktuellen AfD-Grund- 
satzprogrammes verfassungswidrig sind. 
Die Forderung nach einem Verbot von 
Minaretten und Moscheen ist sicherlich mit 
Blick auf die im Grundgesetz garantierte 
Religionsfreiheit verfassungswidrig, glei-
ches gilt für die Forderung nach Sicherheits-
verwahrung für psychisch kranke Straftäter, 
die einem biologistischen Gesellschaftsbild 
folgt und als Verstoß gegen das Grundge-
setz anzusehen ist. Hier ist eine grundle-
gende Diskussion zu führen. 

Niedrigschwelliger stellt sich die Frage, 
ob nicht die Beobachtung einzelner Abge-
ordneter durch den Verfassungsschutz, 
die beispielsweise durch volksverhetzende 
Kommentare aufgefallen sind, angemes-
sen erscheint. Hier lohnt es sich, die Mit-
glieder der Parteiströmung «Der Flügel» 
in Augenschein nehmen. Dessen Num-
mer zwei nach Björn Höcke, Andreas Kal-
bitz, AfD-Fraktionsvorsitzender im Bran-
denburger Landtag, sprach sich auf dem 
Kyffhäusertreffen 2018 für eine «Never-Co-
meback-Airline […] für politische Gegner 
wie […] Roth, Özdemir» aus, deren Politik 
der Masseneinwanderung längst zu einer 
«Messereinwanderung» geführt habe. Die 
gegen das eigene Volk agierende Regie-
rung mit ihren «Altparteienversagern» 
erlebe die «Götterdämmerung eines glo-
balisierten Multikulturalismus», die AfD 
sei zum «Totengräber der fauligen Reste 
der 68er-Zersetzung» aufgestiegen. «Wir 
holen uns unser Land zurück», so das Credo 
von Andreas Kalbitz. Der Fraktionsvorsit-
zende reiste in der Vergangenheit zu Tref-

https://www.stern.de/tv/musikveranstaltungen 
-von-neonazis--wie-die-rechtsrock-szene-in-thuerin-
gen-boomt-8373316.html.

fen der «Heimattreuen Deutschen Jugend», 
die aufgrund ihres völkischen Gedanken-
gutes verboten ist.6 Vor geraumer Zeit hat 
der bayerische Verfassungsschutz den heu-
tigen AfD-Bundestagsabgeordneten und 
übrigens anerkannten Asylbewerber Petr 
Byston wegen seiner Nähe zur identitären 
Bewegung überwacht. Da Mitglieder der 
identitären Bewegung zwischenzeitlich von 
allen Landesämtern unter Beobachtung 
gestellt sind, könnte man in etlichen Fällen 
besagter Nähe von AfD-Mitgliedern dort-
hin tätig werden.

Sicherlich, das hat das NPD-Verbotsver-
fahren gezeigt, ist die Feststellung der feh-
lenden Verfassungstreue einer Partei, ein 
sehr aufwändiges Verfahren. Aber auch im 
Falle der NPD wurde am Ende die Verfas-
sungsfeindlichkeit deutlich herausgearbei-
tet, allerdings verzichtete das Bundesverfas-
sungsgericht wegen der fehlenden Durch-
schlagskraft der Partei auf diesen letzten 
Schritt. Was die Bedeutung der AfD angeht, 
sind die Gewichte zweifellos anders verteilt. 
Die Partei ist, anders als die NPD, im Bun-
destag wie in allen Landtagen angekom-
men. Sollte sich freilich der Nachweis der 
Verfassungsfeindlichkeit der Gesamtpar-
tei als ein zu schwieriger Schritt herausstel-
len, sollte die Verfassungstreue des Einzel-
nen in Augenschein genommen werden. 
Bei der Durchsicht aller aktuell gewählten 
Funktionsträger im Deutschen Bundestag 
wie in allen Landtagen fällt auf, dass mehr 
als die Hälfte aller Abgeordneten vor ihrer 
Wahl in die entsprechende Parlamente im 
Staatsdienst gearbeitet haben und beim 

6	 Rede von Andreas Kalbitz auf dem Kyffhäusertref-
fen 2018, s. https://www.youtube.com/watch?v= 
PB2mWTMT2V4; Beleg für Kalbitz-Verstrickung zur  
HDJ: http://www.pnn.de/brandenburg-berlin/ 
1264795/.
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Antritt ihrer Beschäftigung einen Eid auf 
die Verfassung geleistet haben. Bei nicht 
eben wenigen dieser Staatsdiener fällt frei-
lich auf, dass sie sich zwischenzeitlich volks-
verhetzend, fremdenfeindlich und minder-
heitendiskriminierend geäußert haben. Bei 
solchen bisweilen auch strafrechtlich rele-
vanten Äußerungen ist zu prüfen, ob diese 
mit dem Verbleib im Staatsdienst kompati-
bel sind. 

Beispiel Björn Höcke: Der beurlaubte 
hessische Gymnasiallehrer ist mit seinem 
Plädoyer für eine «erinnerungspolitische 
Wende um 180 Grad» mit Blick auf den 
Umgang mit der NS-Zeit und seiner Einord-
nung des Berliner Holocaust-Mahnmals als 
«Denkmal der Schande» schlichtweg künf-
tig im Schulunterricht untragbar.

Gleiches gilt für den Abgeordneten im 
Deutschen Bundestag und ehemaligen 
Zivilrichter am Dresdener Landgericht, Jens 
Maier, der die vielfachen Morde des norwe-
gischen Rechtsterroristen Anders Breivik 
verharmloste, indem er vorbrachte, Breivik 
sei   aus «Verzweiflung» über Kulturfremde 
zum Massenmörder geworden. Ferner diffa-
mierte er den dunkelhäutigen Sohn Noah 
des ehemaligen Tennisprofis Boris Becker 
als «kleinen Halbneger». Im Richteramt 
untersagte er  – bei angedrohtem Zwangs-
geld in Höhe einer Viertelmillion Euro  – 
dem vom Bundesverfassungsgericht im 
NPD-Verbotsverfahren bestellten Dresdener 
Politikwissenschaftler PD Dr. Steffen Kailitz, 
seine Forschungsthesen über die Verfas-
sungsfeindlichkeit der NPD öffentlich vor-
zutragen. Im Richteramt kannte er in einer 
Rede vor dem AfD-Parteinachwuchs keine 
Hemmungen, die Zeit des «Schuldkults in 
Deutschland für beendet» zu erklären. 

Auch der beurlaubte, früher an der Uni-
versität Greifswald lehrende Jura-Profes-

sor Ralph Weber, aktuell AfD-Fraktionsge-
schäftsführer im Landtag von Mecklen-
burg-Vorpommern, hat im Staatsdienst 
beispielsweise auf einem Lehrstuhl nichts 
mehr verloren. Wie steht es um seinen 
Amtseid auf die Verfassung, wenn er im sze-
nebekannten Outfit des «Thor-Steinar»-La-
bels Vorlesungen abhält, einen Reichsbür-
ger zu einer Vorlesung als Redner einlädt 
und einen ehemaligen nationalsozialistisch 
und antisemitisch gesinnten Sänger («Hass-
gesang») und Juristen von der Fakultät pro-
movieren ließ? Und wie ist seine mehrfach 
formulierte Forderung ‹Deutschland den 
Deutschen› mit dem Grundgesetz verein-
bar?

Drei willkürlich ausgesuchte Beispiele 
einer langen Liste mit Übergriffigkeiten, 
zum Teil mit einer strafrechtlichen Dimen-
sion. Die Feinde der Demokratie haben 
bereits angekündigt, mit deren Protago-
nisten («alle Ignoranten, Unterstützer, 
Beschwichtiger, Befürworter und Aktivis-
ten der Willkommenskultur») abzurechnen, 
sobald sie an der Macht sind, so zum Bei-
spiel der rheinland-pfälzische AfD-Frakti-
onschef Uwe Junge. Unsere Demokratie 
sollte so wehrhaft sind, ihre Feinde nicht zu 
nähren, sondern sie aus dem Staatsdienst 
zu entfernen. Hier ist die Entschlossenheit 
eines demokratischen Staates gefordert. 

Hoffnungsschimmer: Vor dem Landge-
richt Stuttgart wurde in den letzten Wochen 
ein Verfahren gegen den heutigen AfD-Bun-
destagsabgeordneten und beurlaubten 
Freiburger Staatsanwalt Thomas Seitz 
wegen rassistischer Facebook-Posts («Quo-
tenneger») und Verstößen gegen die Pflicht 
zur Neutralität geführt. Seitz habe nach 
dem Mordfall «Susanna» seine Redezeit für 
eine Schweigeminute im Deutschen Bun-
destag zweckentfremdet und bezeichnete 
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Merkels Flüchtlingspolitik auf Facebook als 
«Auftakt zur Vernichtung des Deutschen  
Volkes».7 Mit Entscheid vom 19. September 
2018 hat das Richterdienstgericht Stuttgart 

7	 https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuert 
temberg/suedbaden/Verfahren-gegen-Bundes 
tagsabgeordneten-aus-Lahr-Justizministerium- 

den Juristen aus dem Beamtenverhältnis ent-
fernt, das Urteil ist noch nicht rechtskräftig.8

will-AfD-Mann-Seitz-Beamtenstatus-entziehen,diszi-
plinarverfahren-thomas-seitz-afd-100.html.

8	 https://www.zeit.de/politik/deutschland/2018– 
09/thomas-seitz-afd-abgeordneter-beamtenstatus- 
rassismus.
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HOCHSCHULPERSPEKTIVEN

Robert von Olberg

Promotionsrecht für Fachhochschulen: Es ist etwas in Bewegung
Eine Erwiderung auf Ralf Ludwig

recht auszustatten, in dem Professorinnen 
und Professoren von Fachhochschulen und 
Universitäten gemeinsam Promotionsvor-
haben betreuen. Und in Nordrhein-Westfa-
len fordern die Fachhochschulen anlässlich 
der aktuellen Novellierung des Hochschul-
gesetzes ein ähnliches Modell wie in Schles-
wig-Holstein mit dem konditionierten Pro-
motionsrecht für das Graduierteninstitut 
für angewandte Forschung der Fachhoch-
schulen in NRW. Konditioniert soll das Pro-
motionsrecht sein, da auch hier die Betei-
ligung von Universitätsvertreterinnen und 
-vertretern weiterhin vorgesehen ist. Dass 
Universitäten um ihr bisheriges Promotions-
privileg fürchten, ist daher nicht ganz aus 
der Luft gegriffen. Auch das hochschulpo-
litische Rad dreht sich weiter und bewegt 
dabei auch die Promotionslandschaft. Sich 
mit dieser politischen Entwicklung kritisch 
argumentativ auseinander zu setzen, ist 
vollkommen legitim.

Schräge Argumentation

Doch setzt man sich mit Ludwigs Argu-
mentation unter der Überschrift «Promoti-
onsrecht für Fachhochschulen: Der falsche 
Weg!» näher auseinander, so regt sich Wider-

An dieser Stelle hat im letzten Heft Ralf 
Ludwig vor einem Promotionsrecht für Fach-
hochschulen gewarnt. Anlass zur Sorge 
bereitet ihm die Entwicklung in Hessen, wo 
CDU-Wissenschaftsminister Boris Rhein erst-
mals forschungsstarken Fächern an Fach-
hochschulen das Promotionsrecht verlie-
hen hat. FH-Professorinnen und -Professo-
ren, die eine Promotion hauptverantwortlich 
betreuen wollen, müssen ihre Forschungs-
stärke durch eingeworbene Drittmittel nach-
weisen. Von einem allgemeinen Promotions-
recht für Fachhochschulen in Hessen kann 
keine Rede sein und ebenso wenig vom 
Ausschluss der Universitäten, muss doch in 
jedem Promotionsausschuss einer Fachhoch-
schule ein Universitätsvertreter oder eine 
Universitätsvertreterin beteiligt sein. Über 
ein eigenständiges Promotionsrecht, wie 
es die Universitäten haben, verfügen Fach-
hochschulen also auch nach den Reformen 
der hessischen Wissenschaftspolitik nicht. 

Hessen, Schleswig-Holstein und bald auch NRW?

Gleichwohl gibt es Bewegung in puncto 
Promotionen an Fachhochschulen. So hat 
kürzlich Schleswig-Holstein beschlossen, 
ein Promotionskolleg mit dem Promotions-
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spruch gegen zentrale Grundannahmen und 
Behauptungen des Argumentationsganges.

Von bewährter Arbeitsteilung zwischen 
den unterschiedlichen Hochschultypen 
spricht Ludwig. Universitäten und Fachhoch-
schulen hätten eigenständige Profile und 
ergänzten sich dadurch gut. Soweit so rich-
tig. Doch geht es darum, diese Profile und 
Aufgaben zu beschreiben, wird das gezeich-
nete Bild dann mindestens schräg: Während 
Universitäten «eine Ausbildung durch Wis-
senschaft und exzellente Grundlagenfor-
schung» garantierten, so Ludwig, gehe es an 
Fachhochschulen um «eine anwendungsori-
entierte und praxisnahe Ausbildung». Dass 
Grundlagenforschung das Kerngeschäft der 
Universitäten in der Leistungsdimension 
Forschung ist, ist unbestritten. Ebenso unbe-
stritten ist, dass das Charakteristikum von 
Fachhochschulen bei der Lehre die Anwen-
dungsorientierung ist. Jedoch verkennt diese 
Gegenüberstellung, dass sich der hochschul-
gesetzliche Auftrag von Fachhochschulen 
landauf und landab nicht in der Leistungs-
dimension Lehre erschöpft. Anwendungs-
orientierte Forschung gehört als weitere 
Leistungsdimension ganz genauso zum 
gesetzlichen Auftrag dieses Hochschultyps. 
Anwendungsorientierung in Lehre und For-
schung ist neben dem Transfer der Marken-
kern der Fachhochschulen. 

Markenkern: Anwendungsorientierung

Will man den Markenkern der Hochschulty-
pen nicht «verwässern», wie es Ludwig fordert, 
so muss man den Markenkern in einer stän-
dig in Bewegung befindlichen Hochschul-
landschaft stärken. Bei den Fachhochschulen 
heißt das vor allem: Dem hochschulgesetzli-
chen Auftrag zur anwendungsorientierten 
Forschung auch starke Strukturen folgen 

lassen, die die Einlösung des Gesetzesauf-
trags möglich machen. Dazu gehört neben 
einer Grundfinanzierung für Forschung, die 
an Fachhochschulen bislang fehlt, auch die 
Eröffnung von Perspektiven für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs und vor allem für 
Forscherinnen und Forscher, die sich des For-
schungsauftrags annehmen. Promotions-
möglichkeiten gehören zwingend dazu.

Förderung des eigenen wissenschaftlichen 
Nachwuchses

Was Fachhochschulen fehlt, sind Strukturen 
zur Förderung des eigenen wissenschaftli-
chen Nachwuchses. Wer als Professorin oder 
Professor an eine Fachhochschule berufen 
werden will, muss promoviert sein und min-
destens fünf Jahre Berufserfahrung nach-
weisen, mindestens drei davon außerhalb 
des Hochschulbetriebs. Promoviert werden 
kann jedoch nur an Universitäten. Für FH-ty-
pische Fächer wie z. B. Soziale Arbeit oder 
Pflegewissenschaften gibt es jedoch an Uni-
versitäten keine Entsprechung. Die Promo-
tion in diesen Fächern fällt daher schwer 
und muss in verwandten Bezugswissen-
schaften erfolgen. Im Übrigen sind dies 
häufig Fächer mit einer enormen Nachfrage 
nach hoch qualifizierten Kräften nicht nur 
auf dem akademischen Arbeitsmarkt.

Was ist Wissenschaft?

Besonders problematisch ist Ludwigs Begriff 
dessen, was er unter Wissenschaft versteht. 
Wissenschaft ist für ihn offensichtlich einzig 
und allein die Grundlagenforschung. Nun ist 
die Bedeutung der Grundlagenforschung für 
die Wissenschaft unbestritten, doch ist die 
Gleichsetzung von Wissenschaft und Grund-
lagenforschung ein sehr verengtes Verständ-
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nis von Wissenschaft. Denn Wissenschaft 
ist auch der Prozess intersubjektiv nachvoll-
ziehbaren Forschens, also eine bestimmte 
regelgeleitete Vorgehensweise. Und damit 
ist Wissenschaft nicht allein auf die Erfor-
schung von Grundlagen beschränkt, son-
dern umfasst genauso auch den Bereich der 
anwendungsorientierten Forschung. Wofür 
lassen sich Erkenntnisse der Theorie in der 
Praxis nutzen? Auch diese Fragestellung ist 
eine wissenschaftliche, sofern der Arbeits-
prozess methodologisch sauber verläuft. 
Anwendungsorientierte Forschung, wie sie 
Fachhochschulen in besonderer Weise betrei-
ben, ist ebenso wissenschaftliche Forschung. 
Selbstverständlich greift sie auf das zurück, 
was die Grundlagenforschung für sie an 
Erkenntnissen und Erfahrungen bereithält. 
Doch auch hierin liegt kein für die Wissen-
schaft untypisches Vorgehen. Im Gegenteil: 
Die Bezugnahme auf die Arbeit anderer For-
scherinnen und Forscher und die Auseinan-
dersetzung mit ihr ist in inhärenter Bestand-
teil wissenschaftlichen Arbeitens.

Hilfsargumente

Auch einige Hilfsargumente Ludwigs tau-
gen kaum, um damit ein Promotionsrecht 
für Fachhochschulen rundheraus abzuleh-
nen. Warum sollten Promotionen an Fach-
hochschulen etwa anderen Standards zum 
Beispiel in Bezug auf die Veröffentlichungs-
pflicht unterworfen sein als sie für Univer-
sitätspromotionen gelten? Selbstverständ-
lich müssen hier dieselben Regeln gel-
ten. Denn jede Dissertation ist ein Beitrag 
zur Weiterentwicklung der Wissenschaft, 
der sich auch der kritischen Auseinander-
setzung stellen muss. Auch die Sorge vor 
einer Ausweitung des Promotionsrechts auf 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 

sollte nicht zu groß sein. Der Aufschrei aus 
diesen Institutionen ist in Hessen bei den 
jüngsten Reformen ausgeblieben. Mit der 
Begründung, dass an ihnen die Lehre gänz-
lich fehlt, lässt sich zudem auch weiterhin 
begründen, warum nur Hochschulen pro-
movieren können sollen. Der Hinweis auf 
die bestehenden Möglichkeiten kooperati-
ver Promotionen zwischen Fachhochschulen 
und Universitäten ist berechtigt, wird von 
diesem Weg doch auch zahlreich Gebrauch 
gemacht. Dennoch scheitern viele Vorha-
ben promotionsbegeisterter Nachwuchswis-
senschaftlerinnen und -wissenschaftler lei-
der immer noch zu häufig an der fehlenden 
Bereitschaft zu solchen Verfahren auf Sei-
ten der Universitäten. Das zur Stärkung der 
kooperativen Promotion in Nordrhein-West-
falen gegründete Graduierteninstitut kann 
ein Lied von solchen Fällen singen. Dabei 
mangelt es meistens nicht an der grundsätz-
lichen Unterstützung auf Ebene der Univer-
sitätsleitungen, sondern die Widerstände 
und Hürden liegen häufig auf Ebene der 
Fakultäten und einzelnen universitären Pro-
fessorinnen und Professoren.

Gemeinsamer Kampf um solide 
Grundfinanzierung

Der Ruf nach einer «soliden Grundfinanzie-
rung der Universitäten, damit sie ihre Dauer-
aufgaben in Lehre und Forschung erledigen 
können» ist zweifellos richtig und berech-
tigt. Doch gilt er gleichermaßen auch für die 
Fachhochschulen. Die wachsende Abhän-
gigkeit von Drittmitteln und zeitlich befris-
teten Projekt- und Programmfinanzierungen 
ist ein drängendes Problem der Hochschu-
len insgesamt. Planbarkeit und Berechen-
barkeit kommen viel zu kurz. Stattdessen 
fördern Kurzfristigkeit und mangelnde Kon-
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tinuität von Finanzierungsströmen das aka-
demische Prekariat, indem Befristungen an 
der Tagesordnung und Arbeitsverhältnisse, 
die den Ansprüchen Guter Arbeit gerecht 
werden, eine Seltenheit sind. Für eine dauer-
haft auskömmliche und verlässliche Grund-
finanzierung aller Leistungsdimensionen 
sollten Universitäten und Fachhochschulen 
gemeinsam kämpfen. Beispielsweise, wenn 
es aktuell um die Fortführung und Versteti-
gung des Hochschulpaktes geht.

Reform statt Revolution

Es ist etwas in Bewegung beim Promotions-
recht für Fachhochschulen. Hessen hat den 

Mut bewiesen, lange Zeit Unvorstellbares 
möglich zu machen. Die alles umstürzende 
wissenschaftspolitische Revolution ist dabei 
ausgeblieben. Dafür läuft auch in ande-
ren Ländern die Diskussion um hochschul-
gesetzliche Reformen beim Promotionsrecht 
auf Hochtouren. Dass der Fortschritt oft eine 
Schnecke ist, ist in der Wissenschaft ein weit-
hin bekanntes Phänomen. Und mit Blick auf 
hochschulpolitische Veränderungen wissen 
die vor bald 50 Jahren gegründeten Fach-
hochschulen dies nur allzu gut. Doch schon 
Einstein wies auf die Gefahr hin, dass jemand, 
der eine Sache für gänzlich undurchführbar 
erklärt, bisweilen von einem anderen unter-
brochen wird, der sie schon realisiert hat.

Ralf Ludwig

Der perfekte Professor für Forschung und Lehre: 
«Elfenbeinturm» oder «Kooperation»

bisch muss nun der «Selbstanteil» prozen-
tual angegeben und vom Betreuer bestä-
tigt werden. Beim Weiterlesen des Editori-
als wurde mir schnell klar, dass es um mehr 
geht als nur die Zunahme von Ko-Autoren-
schaften. Es geht eigentlich um eine stän-
dig schwelende Debatte darüber, wie Lehre, 
Wissenschaft und Forschung an unseren 
Universitäten auszusehen haben. Denn 
die unüberschaubaren Autorenlisten wer-
den den sogenannten «Projekt-Professoren» 
angelastet. In besagtem Editorial handelt 
es sich um eine Spezies von erfolgreichen 
Netzwerkern, Viel-Publizierern und Geldein-
treibern, die zunehmend das Vertrauen in 

Angeregt zu diesem Beitrag hat mich ein 
Editorial im Magazin Forschung & Lehre 
des Deutschen Hochschulverbandes (Aus-
gabe 1|18). Ein emeritierter Physikprofes-
sor beklagte sich über die Zunahme von 
Ko-Autorenschaften bei wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen. In den Umweltwissen-
schaften sei die mittlere Zahl pro Aufsatz 
inzwischen auf acht, in der Medizin sogar 
auf elf angewachsen. Diese Diskussion 
kam mir aus diversen Fakultätsratssitzun-
gen bekannt vor. Aus kumulativ eingereich-
ten Dissertationsschriften war aufgrund 
langer Autorenlisten die Eigenleistung des 
Doktoranden nicht mehr ersichtlich. Akri-
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unser Wissenschaftssystem aufs Spiel setz-
ten. Provokant wird am Ende des Editori-
als gefragt, ob nicht auch die Deutsche For-
schungsgemeinschaft (DFG) mit ihrer För-
derpraxis den «Projekt-Professoren» längst 
aufgesessen sei. So sehr ich das zugespitzte 
Editorial mag und Argumente schlüssig 
finde, so sehr bin ich überzeugt davon, dass 
wir eine Diskussion mit dieser Stoßrichtung 
nicht führen sollten. Wissenschaft und For-
schung befinden sich zu sehr in der Defen-
sive als dass wir eine Einteilung in vermeint-
lich ‹gute› und ‹schlechte› Professoren vor-
nehmen sollten. Eine solche Debatte führt 
in die Irre. Gemeinsames Ziel sollte es statt-
dessen sein, den Stellenwert von Lehre, Wis-
senschaft und Forschung in unserer Gesell-
schaft zu verbessern.

Zwei Grundtypen: «Professor Weiß» und 
«Professor Schwarz» 

An den Universitäten lehren zwei Grund-
typen, die hier einfach Professor Weiß und 
Professor Schwarz genannt und kurz charak-
terisiert werden sollen. Mir ist bewusst, dass 
die überwiegende Mehrheit der Professo-
renschaft «in-between» anzusiedeln ist und 
die Zwischentöne überwiegen. Dennoch 
müssen wir uns immer wieder mit den Argu-
menten beider Extrempositionen auseinan-
dersetzen. Die Namen Weiß und Schwarz 
sind frei erfunden. Ähnlichkeiten mit leben-
den Personen und realen Handlungen sind 
rein zufällig.

Profil von «Professor Weiß»

Bei dieser Spezies handelt es sich um einen 
überzeugten Hochschullehrer und akribi-
schen Forscher, der sich häufig durch sein 
Umfeld ungerecht behandelt fühlt. Die wis-

senschaftlichen Veröffentlichungen werden 
in der Regel von wenigen Autoren verfasst, 
die maßgeblich zur Arbeit beigetragen 
haben. Nicht selten stehen in der Autoren-
zeile nur der Doktorand als Erstautor und 
der Betreuer als Letztautor. Die Verantwort-
lichkeiten sind klar geregelt, niemand kann 
sich z. B. bei wissenschaftlichem Fehlverhal-
ten herausreden. Professor Weiß veröffent-
licht nur in Zeitschriften, die in seinem Fach 
anerkannt sind («more specialized jour-
nals»). Der häufig nur moderate Impact-Fak-
tor des Journals spielt dabei keine Rolle. Die 
Qualität von Beiträgen in interdisziplinä-
ren und breiter aufgestellten Zeitschriften 
wie Science und Nature und ihren Deriva-
ten wird angezweifelt. Gerne werden sie als 
«Bild-Zeitung» des Wissenschaftsbetriebs 
diskreditiert. 

Professor Weiß ist ein engagierter Hoch-
schullehrer, dessen Engagement und Akri-
bie nicht immer sofort, aber doch später 
von Studierenden sehr geschätzt wird. Die 
akademische Selbstverwaltung begreift Pro-
fessor Weiß als eine unumgängliche Pflicht, 
die zum Hochschullehrerdasein dazugehört 
und ordentlich zu erledigen ist. Manchmal 
fühlt er sich im Kreise rhetorisch gewand-
terer Kollegen unwohl. Er hat recht, kann 
es aber nicht immer durchsetzen. In der 
Forschung gehört Prof. Weiß eher zu den 
Methodenentwicklern, die ausschließlich in 
der Grundlagenforschung beheimatet sind. 
Häufig geht es langsam voran, Rückschläge 
sind an der Tagesordnung, schließlich wer-
den dicke Bretter gebohrt. Professor Weiß 
beruft sich gerne auf Albert Einstein: «Zwei 
Dinge sind zu unsrer Arbeit nötig: Unermüd-
liche Ausdauer und die Bereitschaft, etwas, 
in das man viel Zeit und Arbeit gesteckt hat, 
wieder wegzuwerfen.» Seine Publikations-
liste ist folglich kurz, was im Wettbewerb 
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um das Renommee innerhalb der Universi-
tät und um Forschungsgelder auf nationa-
ler und europäischer Ebene ein ernsthaftes 
Problem darstellt.

Häufig fühlt er sich deshalb von Wissen-
schaftsverbänden wie der DFG im Stich 
gelassen, die (aus seiner Sicht) öffentlich 
gute wissenschaftliche Praxis und exzel-
lente Grundlagenforschung predigen, aber 
die Forschungsgelder gerne an Netzwerker, 
Viel Publizierer und Geldeintreiber bewillig-
ten, getreu dem Volksmund: «Wo viel ist, 
will auch viel hin». Die haben bisher gelie-
fert, also ist unser Forschungsgeld dort sinn-
voll und risikolos angelegt. Es fällt auf, das 
Professor Weiß in Wort- und Redebeiträgen 
auffallend viel Unterstützung von emeritier-
ten Kollegen und nicht selten von älteren 
Nobelpreisträgern seines Faches erhält. Die 
meisten von ihnen kommen aus renommier-
ten Universitäten und Forschungseinrich-
tungen, in denen sie sich umfänglich befreit 
von Lehre und akademischer Selbstverwal-
tung, ihrer exzellenten Forschung widmen 
konnten. Niemand dieser Gelehrten hat 
sich jemals um eine auskömmliche Finan-
zierung von Forschung und Lehre Gedan-
ken machen müssen. Selbstverständlich 
beziehen sie sich auf das Harnack-Prinzip, 
die traditionelle Leitlinie für die Berufung 
der besten Köpfe als Wissenschaftliche Mit-
glieder der Max-Planck-Gesellschaft. Profes-
sor Weiß sieht seinen kompromisslosen, den 
«richtigen» Weg bestätigt.

Profil von «Professor Schwarz»

Bei dieser Spezies handelt es sich um einen 
begabten Netzwerker in der Grundlagen-, 
aber auch in der Anwendungsforschung. 
Professor Schwarz veröffentlicht viel und 
versucht immer wieder seine Arbeiten in 

möglichst renommierten Zeitschriften mit 
hohem Impact-Faktor zu publizieren. Manch-
mal gehört er einer Wissenschaftseinrich-
tung an, die nur Publikationen in Zeitschrif-
ten mit einem Impact-Faktor ab bestimm-
ter Größe zählt. Kollege Weiß würde in 
dieser Statistik nicht vorkommen. Professor 
Schwarz hingegen hat Mühe die Zahl der 
Doktoranden und erzielten Ergebnisse noch 
zu überblicken. Da ist es gut, dass er sich auf 
verlässliche Gruppenleiter stützen kann, die 
den wesentlichen Teil der Betreuung und 
des Manuskriptschreibens übernehmen. Pro-
fessor Schwarz hält sich ebenfalls für einen 
guten Hochschullehrer, besonders, weil er 
seine reiche Erfahrung in der Grund- und 
Anwendungsforschung weitergeben könne. 
In der Praxis lässt er sich allerdings wegen 
seiner zahlreichen Verpflichtungen im Hoch-
schul- und Wissenschaftsbetrieb gerne ver-
treten. In der akademischen Selbstverwal-
tung haben ihn seine Kollegen schon lange 
nicht mehr aktiv gesehen. Vorsorglich lässt 
Professor Schwarz sich erst gar nicht in den 
Fakultätsrat, den Senat oder das Konzil wäh-
len. Diese Aufgabe überlässt er gerne dem 
Kollegen Weiß, besonders nach Absprache, 
wenn Interessen seiner Sphäre berührt sind. 
In der Debatte «Grundlagenforschung versus 
Anwendungsforschung» zeigt sich Professor 
Schwarz gestählt. Mit dem Begriff «grundla-
genorientierte Anwendungsforschung» ver-
lässt er das Podium grundsätzlich als Sieger. 
Professor Schwarz wird häufig zu Vorträgen 
auf Konferenzen und an andere Forschungs-
einrichtungen eingeladen. Sein Netzwerk 
wird ständig größer, die Zahl der Koopera-
tionen nimmt permanent zu. Auch dadurch 
gelingt eine erfolgreiche Beteiligung an gro-
ßen Forschungsprojekten auf nationaler 
und sogar europäischer Ebene. Die Zusam-
menarbeit in den Projekten ziehen nicht nur 
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weitere Veröffentlichungen und Kooperatio-
nen nach sich, sondern führt auch zu Anre-
gungen und Ideen. Auch Professor Schwarz 
ist sich des Renommees der Grundlagenfor-
schung bewusst. Das Projekt-Portfolio muss 
schließlich stimmen. Wenn aber die finan-
ziellen Zuwendungen aus anderen Quellen 
(Industrie, BMBF, EU etc.) fließen, warum 
soll man sich dann dem langwierigen und 
hoch kompetitiven Begutachtungsprozess 
der DFG unterziehen? Vielleicht gerät Pro-
fessor Schwarz sogar an kleinkarierte (und 
eventuell missgünstige) Gutachter, womög-
lich sogar an Professor Weiß, der mit sei-
nem kritischen Review ein Exempel statuie-
ren möchte? Professor Schwarz ist überaus 
erfolgreich und glaubt keine Kompromisse 
eingehen zu müssen.

Welche Professoren brauchen wir, die «Grauen»?

Die Professoren Weiß und Schwarz sind 
einerseits für unser Wissenschaftssystem 
unverzichtbar, anderseits aber keine guten 
Vorbilder, besonders nicht für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs, den zu Beginn 
der Karriere ganz andere Probleme plagen. 
Folgende Punkte wollen wir den Professo-
ren Weiß und Schwarz deshalb gerne ins 
«Stammbuch Forschung & Lehre» schreiben: 

Eine Karriere ohne frühzeitige und hoch-
rangige Publikationen ist heute nicht mehr 
denkbar. Die Zeiten, in denen Professor 
Weiß sich erst nach abgeschlossener Promo-
tion dazu bequemte, aus der Doktorarbeit 
seines Schützlings ein oder zwei Veröffentli-
chungen zu schreiben, sind vorbei. Für eine 
erfolgreiche Bewerbung um eine Stelle oder 
ein Stipendium als Postdoktorand werden 
hochwertige Publikationen benötigt, die 
ein eigenständiges Profil für eine wissen-
schaftliche Karriere absehen lassen. Arbei-

ten müssen also «on the fly» während der 
Promotion veröffentlicht werden, sobald die 
Qualität der erzielten Ergebnisse es erlaubt.

Auch wenn der Impact-Faktor eines Jour-
nals nicht das Maß aller Dinge sein darf, 
ist auf die Sichtbarkeit einer wissenschaft-
lichen Arbeit zu achten. Veröffentlichun-
gen in Zeitschriften, die von der Commu-
nity nicht gelesen und damit zur Kenntnis 
genommen werden, sind für Nachwuchs-
wissenschaftler eine Nullnummer. Blind auf 
ein Journal mit hohem Impact-Faktor zu set-
zen, ist ebenso fatal. Die Auseinanderset-
zung mit eifersüchtigen «Big Shots» als Gut-
achter kostet viel Zeit und Nerven, die bes-
ser in fortgesetzter Forschungsarbeit und 
der Abfassung weiterer Manuskripte ange-
legt sind. Mit realistischer Einschätzung der 
Qualität der eigenen Arbeit sollte ein von 
der Community wohl anerkanntes Journal 
für die Einreichung gewählt werden.

Der Hirsch-Index (h-Index) ist nicht das 
Maß aller Dinge, und er kann es besonders 
bei Nachwuchswissenschaftlern auch nicht 
sein. Dennoch wird der h-Index verstärkt 
als ein Maß für das Ansehen eines Wissen-
schaftlers in Fachkreisen gesehen. Der h-In-
dex basiert auf bibliometrischen Analysen 
der Zitationen von Publikationen in begut-
achteten Journalen. Ein hoher h-Index ergibt 
sich, wenn eine erhebliche Anzahl von Pub-
likationen eines Wissenschaftlers häufig in 
anderen Veröffentlichungen zitiert ist. Bei 
der Bewertung der Maßzahl ist die Rollen-
verteilung klar: Professor Weiß erklärt den 
h-Index zum Nonplusultra, während Profes-
sor Schwarz kein gutes Haar daran lässt. 
Dabei geht es nur um eine vernünftige 
Einschätzung dieser Maßzahl. Bei Nach-
wuchswissenschaftlern kann der auf eige-
nen Arbeiten basierende h-Index wegen des 
Karrierealters naturgemäß nicht hoch sein. 
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Wenn er es doch ist, beruht der h-Index häu-
fig auf gemeinsamen Arbeiten mit früheren 
Mentoren. Dann hängt der h-Index davon 
ab, aus welchem Stall man kommt. Ande-
rerseits weist ein hoher h-Index einen Wis-
senschaftler sehr wohl als aktiv und innova-
tiv aus. Durch noch so viele Kooperationen 
und Selbstzitate ließe sich der h-Index nicht 
beliebig in die Höhe treiben.

Profil und Passfähigkeit spielen bei Beru-
fungsverfahren eine zentrale Rolle. Publi-
kationen und Drittmitteleinwerbung dür-
fen allerdings nicht außer Acht gelas-
sen werden. Viele Professoren, die beides 
als «Sekundärtugenden» abtun, agieren 
in Berufungskommissionen nicht selten 
anders. Selbstverständlich spielen im Ver-
gleich der Mitwerber die Zahl und Qualität 
der Veröffentlichungen ebenso eine zentrale 
Rolle wie die eingeworbenen Drittmittel. 
Eine Universität wünscht sich hochrangige 
Veröffentlichungen, Preise und Drittmittel. 
Das kann Professor Weiß zurecht kritisieren, 
wird sich aber wegen der unzureichenden 
Grundfinanzierung der Universitäten nicht 
ändern bzw. ändern lassen. Die Mittelver-
gabe bei der öffentlichen Forschungsförde-
rung ist und bleibt hoch kompetitiv. Wichtig 
ist es darauf zu achten, dass Ideen, Innova-
tion und Risikobereitschaft ausgezeichnet 
werden, und nicht «Gutes von gestern» oder 
die Arbeit von Kooperationspartnern.

Auch in der Wissenschaft ist es gut, ein 
Stand- und ein Spielbein zu haben. Das 
Standbein steht für die Kernkompetenz, 
das wissenschaftliche Profil und die Sicht-
barkeit über Publikationen und Projekte, 
für die eines Tages der Ruf an eine Univer-
sität erfolgen soll. Das Spielbein setze ich in 
gemeinsamen Projekten und für die Erpro-
bung neuer Forschungsfelder ein. Die Dif-
famierung von sogenannten Projekt-Profes-

soren ist nicht gerechtfertigt. Projekte, die 
aus belastbaren Kooperationen und nicht 
aus reinen Beutegemeinschaften erwach-
sen, sind zu begrüßen. Nur so können inter-
disziplinäre Fragestellungen adressiert wer-
den. Nur gemeinsam kann ein komplexes 
Problem gelöst werden, mit unterschiedli-
chen Zugängen, Kompetenzen und Metho-
den. Vom gemeinsamen Antragschreiben, 
Forschen und Publizieren können Wissen-
schaftler viel lernen, vor allem den Respekt 
vor anderen Disziplinen und Fächerkulturen.

Netzwerke allein begründen in der Wis-
senschaft noch keine Exzellenz. Sie sind 
aber das Lebenselixier für junge Nachwuchs-
wissenschaftler. Ob bei gemeinsamen For-
schungsaktivitäten, öffentlichen Auftritten, 
Verfassen von Anträgen und Publikationen, 
Bewerbungen und Vorstellungsgesprächen, 
überall ist guter Rat von in ähnlicher Situ-
ation befindlichen Mitstreitern unverzicht-
bar. Manchen Forschungsanträgen junger 
Wissenschaftler merkt man leider an, dass 
sie von ihren Mentoren im Stich gelassen 
wurden. Professor Weiß würde hier kontern 
und argumentieren, dass Nachwuchswissen-
schaftler den gleichen steinigen Weg wie sie 
gehen und sich allein durchsetzen müssten. 
Mit dieser rigorosen Haltung gehen Wissen-
schaft und Forschung interessanter Nach-
wuchs verloren, besonders junge Frauen.

Tue Gutes und rede darüber. Öffentlich-
keitsarbeit wird auch in der Wissenschaft 
immer wichtiger. Prof. Weiß hat damit 
Schwierigkeiten: Komplexe Sachverhalte 
können nicht populärwissenschaftlich dar-
gestellt werden, lautet sein Argument. 
Dabei vergisst er häufig, wer ihn und seine 
Forschung finanziert: der Steuerzahler näm-
lich, der ein Anrecht darauf hat, dass ihm 
in einer verständlichen Sprache die For-
schungsziele erläutert werden. Zu dieser 
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Öffentlichkeitsarbeit gehören auch anre-
gende Vorträge, Poster und Diskussion auf 
Workshops, Tagungen und Konferenzen. 
Ungern erinnere ich mich an nicht enden 
wollende Vorträge der Altvorderen, bestrit-
ten mit einem Bündel vergilbter und ver-
schmierter Folien. Mit zunehmendem Alter 
ging es immer mehr um die Präsentation 
des Lebenswerks als um die Vorstellung 
neuer Erkenntnisse. Heute müssen junge 
Wissenschaftler in der Lage sein, ihre For-
schung kurz und prägnant darzustellen und 
dabei die Zuhörer für sich zu gewinnen.

Eine exzellente Forschung ist ohne aus-
gezeichnete Lehre undenkbar. Die Einheit 
von Forschung/Lehre muss gelebt und darf 
nicht nur Professor Weiß überlassen werden. 
Wir brauchen gut ausgebildete und betreute 
Bachelor, Master und Doktoranden, die 
bereits mit Fragestellungen in der Forschung 
vertraut sein sollten, bevor sie zukünftig 
selbst neue Erkenntnisse in die Welt setzen 
können. Hier ist Professor Schwarz persön-
lich gefragt, seine Erfahrungen in Forschung 
und Anwendung in die Lehre einfließen zu 
lassen. Diese Aufgabe sollte er möglichst 
selbst wahrnehmen, und sich nicht regelmä-
ßig vertreten lassen. Nur so können wir die 
von der Politik gern gesehene Trennung in 
«universitärer Bildung» und «außeruniversi-
tärer Forschung» entgegenwirken.

Bei jeder Berufung erklären die Professo-
ren Schwarz und Weiß, sich angemessen an 
den Aufgaben der akademischen Selbstver-
waltung zu beteiligen. Dieser Verpflichtung 
kommt besonders Professor Weiß entwe-
der gar nicht oder nur unzureichend nach. 
Beklagt werden langwierige Sitzungen in 
Fakultätsräten oder Senatssitzungen ohne 
messbare Ergebnisse. Als Ausrede beliebt 
ist auch, «Wissenschaftler» und nicht «Poli-
tiker» zu sein. Zum schlechten Schluss sind 

beide Professoren gleichermaßen unglück-
lich. Professor Schwarz konnte sich in den 
Gremien (auch mangels Renommees) nicht 
durchsetzen; Professor Weiß schüttelt den 
Kopf über Entscheidungen, denen er bei 
Anwesenheit eine andere Wendung hätte 
geben können. Ein Beispiel dafür ist das 
Wissenschaftszeitvertragsgesetz, mit dem 
beide Professoren nicht zufrieden sind. Den-
noch gibt es auf Bundesebene wenig Bemü-
hungen um eine Reform dieses «einseitigen» 
Gesetzes. In Mecklenburg-Vorpommern soll 
das Landeshochschulgesetz (LHG) geändert 
werden. Ziel seien unter anderem bessere 
Arbeitsbedingungen für Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler, so die Ministerin. 
Hier soll das Wissenschaftszeitvertragsge-
setz auf Landesebene zementiert und sogar 
noch verschärft werden. Doch aus der «Aka-
demia» hören wir dazu nichts. In der öffent-
lichen Debatte nehme ich nur die Gewerk-
schaften und Unternehmerverbände wahr.

Fazit

Anstatt sich gegenseitig zu verdächtigen, 
das Wissenschaftssystem zu «ruinieren», 
sollten sich auch diese Professoren gemein-
sam für einen hohen Stellenwert von Wis-
senschaft und Forschung in der Gesell-
schaft stark machen. Die Einheit von For-
schung und Lehre lebt von guten Lehrern 
ebenso wie von aktiven Forschern, in der 
Grundlagen- gleich wie in der angewand-
ten Forschung. Dazu gehört auch die Stär-
kung von Forschungsinstitutionen wie der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), 
die «der Wissenschaft in allen ihren Zwei-
gen durch die finanzielle Unterstützung von 
Forschungsaufgaben und durch die Förde-
rung der Zusammenarbeit unter den For-
schern dient».
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Gegen die neue Wissenschaftsfeindlichkeit
Wissenschaftspolitische Themen für die Sozialdemokratie

Wodurch zeichnet sich die neue Wissen-
schaftsfeindlichkeit aus? Welche Strategien 
verfolgen Rechtsradikale und Rechtspopu-
listen, um eine unabhängige Wissenschaft 
zu unterhöhlen? Was sind konkrete Bei-
spiele für dieses Phänomen? Es ist hilfreich 
mindestens drei Arten von Wissenschafts-
feindlichkeit (bzw. der Unterhöhlung unab-
hängiger Wissenschaft) zu unterscheiden.

Die erste Art der Wissenschaftsfeind-
lichkeit könnte man als strategischen Wis-
senschaftsskeptizismus bezeichnen. Dieses 
Phänomen besteht darin, dass eine Gruppe 
von politischen und wirtschaftlichen Akteu-
ren ausgewählte wissenschaftliche Ergeb-
nisse öffentlich in Zweifel zieht oder ein-
fach leugnet. Diese gezielt an bestimmten 
Themen ausgerichtete, wissenschaftsskep-
tische Haltung ist in der Regel durch poli-
tische und wirtschaftliche Interessen moti-
viert. Eine skeptische oder kritische Haltung 
mag zur guten Wissenschaft dazu gehö-
ren, aber im Falle des strategischen Wis-
senschaftsskeptizismus geht es weniger 
darum, einen fruchtbaren Beitrag zur Wis-
senschaft zu leisten, sondern es geht viel-
mehr um Public Relations, d. h. um die Ver-
teidigung bestimmter außerwissenschaft-
licher Interessen in der Öffentlichkeit. Das 
derzeit prominenteste und folgenreichste 
Beispiel: Rechtspopulisten und Rechtsradi-
kale in den USA, aber auch zunehmend in 
Europa, – zum Teil finanziert von der Erdöl- 
und Kohleindustrie  – ziehen elementare 
und empirisch gut bestätigte Forschungs-

Deutschland ist ein extrem starker und 
angesehener Standort für exzellente Wis-
senschaft in Europa, ja weltweit. Für exzel-
lente Wissenschaft ist es jedoch notwendig, 
dass eine Unabhängigkeit (bzw. eine klare 
Trennung) der Forschung von wirtschaft-
lichen und politischen Interessen besteht, 
um die Richtigkeit und Zuverlässigkeit von 
Forschungsergebnissen zu garantieren. Der 
Wissenschaftsstandort Deutschland lebt 
von einer solchen Garantie der Unabhän-
gigkeit. Eine solche Unabhängigkeitsforde-
rung bedeutet keineswegs, dass die Wissen-
schaft selbst und die Anwendung von wis-
senschaftlichem Wissen in Form von neuen 
Technologien nicht für die Gesellschaft, für 
die besseren Lebensbedingungen der vielen 
da sein kann. Gerade wenn es um Wissen-
schaft in einem gesellschaftlichen Kontext 
geht, gerade wenn um die Frage geht, ob 
mit wissenschaftlich-technologischem Fort-
schritt auch sozialer Fortschritt einhergeht, 
gilt: die Gesellschaft muss sich auf eine 
unabhängige Forschung verlassen können. 

Eine unabhängige Wissenschaft wird 
jedoch zunehmend von antidemokratischen 
Kräften, Rechtsradikalen und Rechtspopulis-
ten, unter Beschuss genommen. Eine neue 
Wissenschaftsfeindlichkeit greift am rechten 
Rand der Gesellschaft um sich und droht von 
dort immer weiter in die Mitte der Gesell-
schaft vorzudringen. Die SPD kann, ja sollte, 
dieses wichtige politische Thema aufgreifen, 
das gegenwärtig in der politischen Land-
schaft Deutschlands vernachlässigt wird. 
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ergebnisse der Klimawissenschaften gezielt 
öffentlich in Zweifel. Insbesondere die kli-
mawissenschaftliche Erkenntnis, dass es 
menschengemachte Klimaerwärmung gibt, 
wird angezweifelt (Oreskes und Conway 
2010; de Melo-Martín und Intemann 2018).  
Ein ähnlich brisantes und für heutige Kli-
maskeptiker als Vorbild fungierendes Bei-
spiel bildete in der Mitte des 20. Jahrhun
derts ein Public-Relations-Feldzug der Tabak- 
industrie und Rechtspopulisten gegen die 
unstrittige medizinische Erkenntnis, dass 
Zigarettenrauchen Lungenkrebs verursacht 
(Proctor 2011). 

Die zweite Form der Unterhöhlung von 
unabhängiger Wissenschaft ist insofern 
dem rechten politischen Spektrum zuzu-
ordnen, als dass sie durch eine Neolibera-
lisierung der wissenschaftlichen Forschung 
(und dem Zurückfahren staatlicher For-
schungsförderung) möglich gemacht wurde 
und weiter intensiviert wird. Diese zweite 
Form wird häufig durch den Begriff des 
sogenannten «Sponsorship Bias» bezeich-
net. Ein Sponsorship Bias liegt vor, wenn 
systematische Fehler und Verzerrungen in 
einem Forschungsprojekt auftreten, das (a) 
von einem Unternehmen finanziert wird 
und (b) dieses Unternehmen wirtschaftli-
che Interessen mit einem bestimmten For-
schungsergebnis des Projekts verbindet. 
Ein typisches Beispiel: ein Pharmakonzern 
(oder ein Lebensmittelkonzern) finanziert 
eine wissenschaftliche Studie zu einem 
neuen Medikament (oder zu einem neuen 
Düngemittel), das der entsprechende Kon-
zern auf den Markt bringen möchte. Solche 
industriefinanzierten Studien sind äußerst 
anfällig für systematische Fehler: z. B. wer-
den Versuchsaufbau, statistische Methoden 
oder auch erhobene Daten so ausgewählt, 
dass ein wirtschaftlich erwünschtes Ergeb-

nis der Studie wahrscheinlicher wird. Fehler 
dieser Art fallen in der Regel zugunsten der 
wirtschaftlichen Interessen des Auftragge-
bers und zu Ungunsten von Konsument*in-
nen aus, z. B. müssen letztere mit Nebenwir-
kungen und anderen gesundheitsgefähr-
denden Folgen der entwickelten Produkte 
leben, die im Rahmen der fehlerhaften Stu-
dien nicht entdeckt wurden (z. B. Resnik 
2006, Radder 2010).

Eine dritte Art der Wissenschaftsfeindlich-
keit besteht in der politisch aktiv gewollten 
Unterhöhlung unabhängiger wissenschaft-
licher Institutionen. Eine solche Unterhöh-
lung kann auch wirtschaftlich motiviert 
sein, hat aber in der Regel einen vorwie-
gend politischen Charakter. Das derzeit viel-
leicht einschlägigste und tragischste Bei-
spiel ist der Angriff auf die amerikanisch-un-
garische Central European University (CEU) 
in Budapest. Seit Mai 2017 steht die CEU 
in Budapest unter hohem Druck, ja letztlich 
droht ihre Schließung. Grund für die Misere 
ist ein 2017 von der ungarischen Regierung 
verabschiedetes neues Gesetz («Lex CEU»), 
das die Bedingungen für ausländische Uni-
versitäten in Ungarn neu regelt. Das Gesetz 
sieht unter anderem vor, dass die CEU einen 
Campus in den Vereinigten Staaten neu 
gründen müsste, weil  – so wird im Geset-
zestext argumentiert – es sich um eine ame-
rikanisch-ungarische Institution handelt. Es 
fällt auf, dass die CEU als einzige Univer-
sität in Ungarn – als nichtstaatliche, ame-
rikanisch-ungarische Einrichtung und als 
vermeintliche «Brutstätte» einer liberalen 
Opposition  – alle Auflagen dieses neuen 
Gesetzes nicht erfüllt. Bislang wurden alle 
entgegenkommenden Versuche der CEU, 
mit dem neuen Gesetz konform zu gehen 
und darüber einen Dialog anzustoßen, von-
seiten der ungarischen Regierung blockiert 
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oder ignoriert. Damit wird diese Universität 
zu einem kostspieligen, unter Umständen 
ruinösen Umzug ins Ausland gezwungen. 
Dieser Vorgang ist ein zumindest in der EU 
beispielloser Angriff auf eine Universität. 
Ähnlich gelagert ist die im Sommer 2018 
bekanntgegebene, ebenfalls politisch moti-
vierte Abschaffung des Studienfaches Gen-
der Studies an der staatlichen ungarischen 
Universität ELTE und die sowohl finanzielle 
wie administrativ-ministeriale Gängelung 
dieser und weiterer Forschungseinrichtun-
gen in Budapest (wie z. B. im Fall der Aca-
demy of Science).

Die SPD sollte den Themenkomplex «Ver-
teidigung der unabhängigen Wissenschaft» 
und «Engagement gegen Wissenschafts-
feindlichkeit» aufgreifen, um zu einer neuen 
Profilbildung der SPD beizutragen, welche 
auch im Kontext von «SPD erneuern» und 
«Debattencamp» vorangetrieben wird. Min-
destens vier gute Gründe sprechen für diese 
Anregung: 

1.	Das Thema Wissenschaftsfeindlichkeit 
knüpft direkt an weitere Großthemen 
an: Digitalisierung, Verbraucherschutz 
und Klimaschutz. Diesen Themen ist eine 
ursozialdemokratische Herausforderung 
gemein: Politisch darauf hinzuwirken, 
dass neue wissenschaftlich-technische 
Entwicklungen zu besseren Lebensbedin-
gungen für alle in unserer Gesellschaft 
führen und dass Kräfte, die genau dies 
zu verhindern versuchen, politisch zu 
bekämpfen sind (Sandner 2014).

2.	Mit diesem Thema hat die SPD die Gele-
genheit, ein brandaktuelles Thema in der 
Wissenschafts- und Forschungspolitik zu 
besetzen, das eine große Gruppe von 
Wähler*innen ansprechen dürfte, die in 
wissenschaftlichen Forschungs- und Lehr-

einrichtungen oder der Technologiebran-
che arbeiten.

3.	Das Thema Wissenschaftsfeindlichkeit ist 
ein zumindest in Deutschland neuer und 
ernstzunehmender Aspekt im politischen 
Kampf gegen Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus. Auch hier könnte die 
SPD eigene, neue Akzente in Abgrenzung 
zu den Grünen und der Linken setzen.

4.	Die SPD könnte sich hier ebenfalls klar 
gegen die CDU/CSU positionieren, 
innerhalb und außerhalb einer Groko. 
Denn man kann den Eindruck gewin-
nen, dass für die Union eine unabhän-
gige Wissenschaft keine besondere Prio-
rität zu haben scheint oder zumindest in 
dieser Frage keine Einigkeit bei den Uni-
onsparteien besteht. Um nur ein vielsa-
gendes Beispiel herauszugreifen: mit Kri-
tik an Viktor Orbán hält sich die CSU auf-
fallend zurück. Die CSU-Abgeordneten im 
Europäischen Parlament haben unlängst 
mehrheitlich gegen die Einleitung eines 
Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Ungarn gestimmt, wohlgemerkt anders 
als die Abgeordneten der CDU. 

Sozialdemokrat*innen sollten die politische 
Diskussion zu zwei entscheidenden Großfra-
gen anstoßen:

 
•	 Anhand welcher Kriterien kann man Wis-

senschaftsfeindlichkeit erkennen und dann  
als solche benennen und kritisieren? 

•	 Welche Strukturen muss die Politik schaf-
fen, um der neuen Wissenschaftsfeind-
lichkeit etwas entgegenzuhalten? 

Die Beantwortung dieser beiden Fragen 
erfordert einen intensiven Austausch zwi-
schen progressiven politischen Akteuren, 
ausgewiesenen Expert*innen aus verschie-
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denen Wissenschaften und einflussreichen 
Wissenschaftsorganisationen (wie z. B. der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, dem 
Deutschen Hochschulverband, der Leibniz 
Gemeinschaft, der Max-Planck-Gesellschaft, 
dem Wissenschaftsrat, dem European Rese-
arch Council und vielen mehr). Die Diskus-
sion dieser Fragen steht erst am Anfang. 
Jetzt hat die deutsche und europäische 
Sozialdemokratie die Gelegenheit, Antwor-
ten aktiv mitzugestalten, ja in dieser Ange-
legenheit mit guten Ideen voranzugehen.

100 Jahre nach der Gründung der demo-
kratisch verfassten Republik, zu der die SPD 
ihren Teil beigetragen hat, kann es nur im 
Interesse aller Demokrat*innen in Deutsch-
land und Europa sein, dass die SPD und alle 
Sozialdemokrat*innen in Europa der neuen 
Wissenschaftsfeindlichkeit etwas entgegen-
zusetzen haben und für eine unabhängige 
Wissenschaft eintreten.
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«Es kommt darauf an, die Welt zu verändern» 
oder: Was linke Theorie und kritische Wissenschaft heute leisten können

Vorüberlegungen zur neuen Ausgabe der jungen perspektiven

«Wenn die Philosophie ihr Grau in Grau malt, dann ist eine Gestalt des Lebens alt  
geworden, und mit Grau in Grau lässt sie sich nicht verjüngen, sondern nur erkennen;  
die Eule der Minerva beginnt erst mit der einbrechenden Dämmerung ihren Flug.»

(Georg Wilhelm Friedrich Hegel, 1820)

schieden interpretiert; es kömmt drauf an, 
sie zu verändern.» Die Philosophie soll dem-
nach nicht, wie bei Hegel, ausschließlich 
erkennen, was ist, sondern auch einen Bei-
trag zur Veränderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse leisten. Letzteres wird beson-
ders durch die später in die elfte Feuer-
bachthese eingefügte Ergänzung des Wor-
tes aber durch Friedrich Engels deutlich, die 
auch im Foyer der Humboldt-Universität zu 
Berlin zu sehen ist: «Die Philosophen haben 
die Welt nur verschieden interpretiert; es 
kommt aber darauf an, sie zu verändern.» 
Zugleich wirft die Ergänzung Engels und 
die damit einhergehende stärkere Kontras-
tierung beider Satzteile aber auch die Frage 
nach dem Verhältnis von Theorie und Pra-
xis sowie nach dem Leistungsvermögen von 
Philosophie, linker Theorie und kritischer 
Wissenschaft auf, was derzeit, im sogenann-
ten Marx-Jahr, besondere Aufmerksamkeit 

Der Vergleich der Philosophie mit der däm-
merungsaktiven Eule der Minerva durch 
den Philosophen Georg Wilhelm Friedrich 
Hegel am Ende seiner Vorrede zur Rechts-
philosophie vor fast 200 Jahren geht mit 
dem Gedanken einher, dass die Philosophie 
erst nach dem Bildungsprozess der Wirk-
lichkeit einsetzt und die Erkenntnis dessen, 
was ist, für sie wesentlich ist. Doch folgt 
man Hegel und dem resignativen Charak-
ter seines Gedankens, so würde die Philo-
sophie zumindest nicht unmittelbar etwas 
zur politischen Praxis sowie zur Verände-
rung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
beitragen können. Als Gegeninterpretation 
dessen, was Philosophie und ferner auch 
linke Theorie leisten können und sollen, 
lässt sich hingegen die elfte Feuerbacht-
hese von Karl Marx, der in diesem Jahr sei-
nen 200. Geburtstag gefeiert hätte, lesen: 
«Die Philosophen haben die Welt nur ver-
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«Es kommt darauf an, die Welt zu verändern» 

erfährt. Die jungen perspektiven wollen dies 
in dieser Ausgabe zum Anlass nehmen und 
orientiert an der elften Feuerbachthese, 
aber dennoch offen, fragen, was linke The-
orie und kritische Wissenschaft heute leis-
ten können.

Welchen Beitrag zu einer besseren Welt 
und zur Bewältigung neuer sowie alter 
gesellschaftlicher Herausforderungen kön-
nen linke Theorie und kritische Wissenschaft 
also leisten? Was lässt sich beispielswiese 
aus dem Streit um den richtigen Weg zur 
Überwindung des Kapitalismus für das 21. 
Jahrhundert lernen? Was haben uns Marx 
und der Marxismus heute noch zu sagen? 
Wie kommt man dem noch heute aktuellen 
humanistischem Imperativ Marx’ – «alle Ver-
hältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch 
ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlas-
senes und verächtliches Wesen ist» – wieder 
ein Stück näher und was können auch unter-
schiedliche feministische Ansätze hierzu bei-
tragen? Und kommt es vielleicht zunächst 
sogar vielmehr darauf an, die Welt neu zu 
interpretieren, als sie verändern zu wollen, 
um Marx überhaupt retten zu können?

Besonders in den vergangenen Monaten 
haben sich zahlreiche Intellektuelle sowie 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler anlässlich des 200. Geburtstages von 
Marx bereits intensiv mit vielen dieser Fra-
gen auseinandergesetzt und Debatten- und 
Denkanstöße in den gesellschaftlichen und 
wissenschaftlichen Diskurs eingeführt. Und 
auch lässt sich über den 200. Geburtstag 
von Marx hinaus ein zunehmendes Inter-
esse an einem theoriegeleiteten Beitrag zur 
Erneuerung der politischen Linken sowie 
insbesondere der Sozialdemokratie erken-
nen. An dieser Stelle sei als Beispiel vor 
allem das derzeitige Aufkommen eines Inte-
resses an einer neuen Auseinandersetzung 

mit dem sozialdemokratischen Denker Edu-
ard Bernstein genannt, dessen Verdienst ein 
praxisorientiertes revisionistisch-reformisti-
sches Sozialismuskonzept ist, das die Ein-
heit von Theorie und Praxis bei Berücksich-
tigung der Empirie zur Modernisierung des 
Marxismus und der Sozialdemokratie bein-
haltet und wozu auch die jungen perspekti-
ven in Zukunft beitragen werden.1 

Doch zurück zu dem Anliegen dieser 
Ausgabe und der Frage, was linke Theo-
rie und kritische Wissenschaft heute also 
leisten können, um die Welt zu verändern: 
Die neue Ausgabe der jungen perspektiven 
soll im Hinblick auf ihre Thematik und vor 
dem Hintergrund der angeführten Fragen 
an bestehende Debatten anknüpfen, sich 
mit diesen kritisch auseinandersetzen und 
einen Beitrag zu einem generationsüber-
greifenden Dialog, dessen Ziel konstruktive 
Schnittpunkte sind, leisten. Moritz Rudolph 
eröffnet hierzu die Debatte, indem er sich 
mit der elften Feuerbachthese und ihrer 
Blockade kritisch auseinandersetzt sowie 
den Zusammenschluss zu Interpretationsge-
meinschaften fordert. Marvin Gamisch, Jan 

1	 In den vergangenen Monaten zeichnete sich das 
Interesse an einer neuen Auseinandersetzung 
mit Bernstein auf unterschiedliche Weisen ab. 
So können hier exemplarisch besonders der Bei-
trag von Christian Krell in den perspektivends 
2/17 (Christian Krell: Was die moderne Sozialde-
mokratie von Bernstein lernen kann. In: perspek-
tivends 2/17, S.60–64), das Interview mit Susan 
Neiman, ebenfalls in den perspektivends 2/17 
erschienen (ebd. S.169–173), die Gründung der 
Eduard Bernstein Gesellschaft durch Tom Stroh-
schneider (URL: https://bernstein-gesellschaft.
com/2018/08/19/auffallende-und-unbestreit-
bare-affinitaet-bernstein-und-der-prager-fruehling- 
1968/ – zuletzt aufgerufen am 20.11.2018) sowie 
ein in der Zeit erschienener Artikel von Robert Pau-
sch (Robert Pausch: Was würde Willy sagen? In: Die 
Zeit 31/2018, S.10) genannt werden.
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Dieren und Leon Billerbeck folgen mit Bei-
trägen zur Aktualität der marxschen Gesell-
schaftsanalyse und fragen danach, was wir 
heute überhaupt noch von Marx für das 
Überwinden der bestehenden Verhältnisse 
beziehungsweise eine sozialistische Pro-
grammatik lernen können. Eine soziologi-
sche Perspektive auf den Revolutionsbegriff 
von Philine Bickhardt sowie Gedanken zu 
Feminismus, Marxismus und Sehnsucht aus 
der Perspektive des materialistischen Femi-
nismus von Merle Stöver sind zudem ebenso 
Bestandteil dieser Ausgabe wie auch der 
Beitrag von Silvia Feindt, die ausgehend 
von Donna Haraway nach einer zeitgenössi-
schen feministischen Praxis fragt. Anschlie-
ßend plädiert Mark Fischer für eine pluralis-

tische Position innerhalb der Wissenschafts-
theorie im Zeitalter der Postfaktizität, 
während Mia Thiel die Wissenschaftsskepsis 
der politischen Praxis kritisiert. Jöran Klatt 
beschäftigt sich schließlich vor dem Hinter-
grund des sozialen Wandels und dem Auf-
kommen neuer gesellschaftlicher Konfliktli-
nien, von denen zunehmend in der Wissen-
schaft gesprochen wird, mit Veränderungen 
und Herausforderungen für linke Parteien 
in Europa. Auch die Rezensionen von Char-
lotte Sonneborn und Leon Billerbeck, Laura 
Clarissa Loew und Dorian Baganz sind Teil 
dieser Ausgabe der jungen perspektiven. 

Vielleicht sind Philosophie, linke Theorie 
und kritische Wissenschaft also doch mehr 
als bloß ein Eulenflug in der Dämmerung …

Moritz Rudolph

Die elfte Feuerbachthese und ihre Blockade

dass sich wirklich etwas ändert? Wird nicht 
andauernd und auf jedem Gebiet eine 
Revolution  – des Autofahrens, des Kinos, 
des Einzelhandels, des Fußballs, des Poli-
tikstils oder des Parteiensystems (unlängst 
soll es sogar eine «Revolution» bei «Bauer 
sucht Frau»1 und eine «Revolution der 
Currywurst»2 gegeben haben) – verkündet, 

1	 Christian Vock: «Bauer sucht Frau» 2018: Revolution 
bei den Bauern. In: GMX.de, 13. November 2018. 
In: https://www.gmx.net/magazine/unterhal-
tung/tv-film/bauer-sucht-frau/bauer-sucht-frau-re-
volution-bauern-33288258 [13.11.2018],

2	 RTL 2: Die Revolution der Currywurst, 22. August  
2014. In: https://www.facebook.com/rtl2.de/posts/ 
702962659775823 [13.11.2018] .

heute I

Noch heute können wir im Foyer der Hum-
boldt-Universität zu Berlin Marx’ 11. Feuer-
bachthese lesen, die man dort 1953 ange-
bracht und auch nach Mauerfall und Sys-
temwechsel nicht angerührt hat, was den 
Schluss nahelegt, dass man sich auch 
in der Berliner Republik noch etwas von 
ihr erhofft. Entgegen ihrem Anschein ist 
sie jedoch nicht etwa ein, je nach politi-
scher Haltung, hoffnungsbringender oder 
nervtötender Veränderungsstachel im fah-
len Fleisch der Gegenwart, sondern ihre 
größte vorstellbare Affirmation. Denn ver-
ändert sich in ihr nicht ständig etwas, ohne 
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ohne dass sich an der Verfasstheit unserer 
Gesellschaft irgendetwas ändert? Bleiben 
bei all dem nicht Herr- und Knechtschaft 
an alter Stelle, vielleicht abgesehen davon, 
dass die eine oder andere Person ausge-
tauscht wird und ansonsten alles noch ein 
bisschen fester zementiert, also unbewegli-
cher wird? Der Veränderungswahn der Feu-
erbachthese scheint der verstockten Gegen-
wart geradewegs in die Hände zu spielen. 
Und von den Menschen wird auch noch ver-
langt, diesen rasenden Stillstand tatkräf-
tig zu unterstützen. Überall wird zum fröh-
lichen Mitmachen aufgerufen. Stolz ist, wer 
sich ein Mann der Tat nennt, der meint, es 
gebe nichts Gutes, es sei denn, man tue es. 
«Anpacken, nicht meckern!», lautet der ker-
nige Schlachtruf unserer Zeit, zu dem die 
falsche Feuerbachthese wunderbar passt.»

damals

All das müsste jedoch nicht sein, wenn man 
die Feuerbachthese im Humboldt-Foyer in 
der richtigen Fassung angebracht hätte. 
Sie lautet nämlich eigentlich: «Die Philoso-
phen haben die Welt nur verschieden inter-
pretiert; es kömmt drauf an, sie zu verän-
dern.»3 Die suggerierte Frontstellung von 
Theorie und Praxis ist in dieser marxschen 
Urfassung noch nicht so so unversöhnlich 
wie in der Umformulierung, die Engels für 
die Veröffentlichung nach Marx’ Tod vorge-
nommen hatte. Engels schrieb, und das ist 
der Satz, den wir aus dem Foyer der Hum-
boldt-Universität kennen: «Die Philosophen 
haben die Welt nur verschieden interpre-
tiert, es kommt aber darauf an, sie zu ver-

3	 Karl Marx: Thesen über Feuerbach. In: Karl Marx / 
Friedrich Engels: Werke, Bd. 3, Berlin 1959, S. 5–7, 
hier S. 7.

ändern». Engels hatte also ein «aber» hin-
zugefügt und damit den Grundstein für die 
marxistische Marx-Verzerrung gelegt, die 
die Theorie zugunsten der Praxis suspendie-
ren wollte, womit sie sich in schönstem Ein-
klang mit unserer Gegenwart befindet. 

In der frühen Bundesrepublik hatte man 
von Veränderungen erst einmal genug, von 
Theorie aber auch, weshalb man um bei-
des einen Bogen machte. Auf den Begriff 
gebrachte hat diese Bonner Bräsigkeit 
Odo Marquard, der 1973 bekannte, seine 
«Schwierigkeiten mit der Geschichtsphilo-
sophie»4 zu haben: «Die Geschichtsphilo-
sophen haben die Welt nur verschieden 
verändert; es kömmt darauf an, sie zu ver-
schonen.»5 Max Horkheimer teilte die Auf-
fassung, dass der Veränderungswahn zu 
kaum etwas führt außer Zerstörung. Das 
Problem mit der Welt war nur: Wer sie ver-
schonen will, schone sie besser nicht. Denn 
die Weltgeschichte, die Horkheimer als 
eine «Fliege, die sich selbst verbrennt»6 
beschrieb, schont sich selbst kaum, weshalb 
ihre Schonung mit ihrem Untergang gleich-
bedeutend wäre. Um sie tatsächlich zu 
schonen, müsste man sie stattdessen wirk-
lich verändern. Aber die wirklichen Verän-
derungen sah Horkheimer, der an die Revo-
lution nicht mehr glaubte, nicht kommen. 
Horkheimer nahm eine Aufspaltung von 
Marx vor. Er wandte sich von der marxschen 
Zukunftshoffnung ab, indem er eine marx-

4	 Odo Marquard: Schwierigkeiten mit der Geschichts-
philosophie. Aufsätze, Frankfurt a. M. 1982. 

5	 Odo Marquard: Abschied vom Prinzipiellen. Philoso-
phische Studien, Stuttgart 1981, S. 120.

6	 Max Horkheimer / Theodor W. Adorno: Diskussion  
über Theorie und Praxis. In: Max Horkheimer: Gesam-
melte Schriften, Band 19: Nachträge, Verzeich-
nisse und Register, Frankfurt a. M.: Fischer 1996,  
S. 32–72, hier, S. 47.
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sche Krisentheorie anwandte, die nicht nur 
die ökonomischen Verhältnisse erfasst, son-
dern auch die Subjekte, die diese umwer-
fen sollen. Eine Revolution war von ihnen 
nicht mehr zu erwarten, höchstens eine bar-
barisch verzerrte Unrevolution in faschisti-
scher Gestalt. Horkheimer deutete seine 
Gegenwart als «heraufziehende totalitäre 
Epoche der Welt»7 und alles, was von Fort-
schritt sprach, spielte diesem kommenden 
Unheil nur in die Hände. 

Jürgen Habermas – und in dessen Folge 
auch Axel Honneth  – gelangte zu einer 
Domestizierung der Feuerbachthese, sie 
wurde handzahm gemacht und für den bun-
desrepublikanischen Gebrauch abgerichtet. 
Aus ihr wurde nun eine Veränderung durch 
«zwanglosen Zwang des besseren Argu-
ments»8, deliberatives Einvernehmen oder 
eine Welt, in der es von Anerkennungs-
verhältnissen nur so wimmelt9. Der Raum, 
in dem das geschehen soll, ist inzwischen 
Europa, die Avantgarde des Regierens in 
der «postnationalen Konstellation»10, aus 
der irgendwann einmal der «künftige kos-
mopolitischen Zustand»11 erwachsen soll. 

7	 Max Horkheimer: Notizen 1950 bis 1969 und Däm-
merung. Notizen in Deutschland, hg. v. Werner 
Brede, Frankfurt a. M. 1974, S. 196.

8	 Jürgen Habermas: Vorbereitende Bemerkung zu 
einer Theorie der kommunikativen Kompetenz. In: 
Jürgen Habermas / Niklas Luhmann (Hg.): Theorie 
der Gesellschaft oder Sozialtechnologie – Was leistet 
die Sozialforschung? Frankfurt a. M. 1971, S. 101–
141, hier S. 137.

9	 Vgl. Axel Honneth: Kampf um Anerkennung. Zur 
moralischen Grammatik sozialer Konflikte, Frank-
furt a.M 1992, S. 211.

10	 Jürgen Habermas: Die postnationale Konstellation. 
Politische Essays, Frankfurt a. M. 1998.

11	 Jürgen Habermas: Bestialität und Humanität. In: 
Die Zeit, 28. April 1999. In: https://www.zeit.de/ 
1999/18/199918.krieg_.xml/komplettansicht 
[12.11.2018]

Die Form aber, in die das nach neufrankfur-
ter Vorstellungen gebracht wird, ist der bür-
gerliche Rechtsstaat, der die Ausbeutungs-
verhältnisse abmildert und berechenbarer 
macht, indem er sie um soziale Bürger-
rechte ergänzt. Ein Bruch mit dieser Form ist 
jedoch nicht mehr vorgesehen. Damit ver-
liert die nicht genannte, aber nach wie vor 
gemeinte 11. Feuerbachthese jedoch ihre 
weltverändernde Sprengkraft, die das, was 
sie vorfindet, grundsätzlich infrage zu stel-
len versucht. Stattdessen wird nun munter 
reproduziert, was ohnehin schon ist.

Die wichtigste Hinterlassenschaft der Kri-
tischen Theorie ist vielleicht der Aufschub 
der praktischen Seite der Feuerbachthese, 
ohne sie zu widerrufen. Bei Habermas wird 
sie widerrufen, oder, bequemer noch, viel-
leicht sogar verdrängt und in Ersatzhand-
lungen umgeleitet, bei Revolutionären jegli-
cher Couleur wird weitergemacht, als wäre 
nichts geschehen. Die Kritische Theorie 
wendet sich aber auch gegen konservative 
Stillstellungsversuche bis in alle Zeit. Denn 
wenn die Geschichte eine Fliege ist, die sich 
selbst verbrennt, dann ist das Chaos schon 
in ihr selbst angelegt, und muss gar nicht 
erst durch wilden Aktionismus in sie hinein-
gebracht werden. 

heute II

Und heute? Ähnelt unsere Situation nicht 
derjenigen Horkheimers? Sehen wir nicht 
auch gerade, dass an allen Ecken und 
Enden etwas aufbricht, nur eben nicht 
zum Besseren? Vernehmen wir nicht die 
lauteste Infragestellung des Status quo 
von rechten Kräften, die die Globalisie-
rung rückabwickeln wollen, dabei an glei-
cher Freiheit jedoch nicht interessiert sind? 
Hierin ähneln sich der Rechtspopulismus 



perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2  183

Die elfte Feuerbachthese und ihre Blockade

des Westens, Bewegungsgebilde wie der 
Islamische Staat und Putins neokonser-
vatives Russland. Ihre partikularistische 
Revolte soll den Ausbruch aus dem Globa-
lisierungsuniversalismus vorbereiten, doch 
die dadurch neu geschaffenen oder auch 
nur zementierten horizontalen (zwischen 
den staatlich verfassten Gemeinschaften) 
und vertikalen Hierarchien (innerhalb der 
staatlich verfassten Gemeinschaft) berei-
ten ihnen kein größeres Kopfzerbrechen. 
Das wiederum bedeutet, dass sich in ihrer 
Welt gar nicht so viel ändern wird, zumin-
dest nichts zum Besseren. Sie werden zer-
stören, vernichten, separieren, aber ret-
ten werden sie uns nicht, denn das Herz-
stück, den globalen Kapitalismus, werden 
sie wie alle Rechten vor ihnen unangetas-
tet lassen. 

Und was ist mit der guten alten Revolu-
tion von links; müssen wir nicht auf sie hof-
fen, um das drohende Unheil abzuwenden? 
Jürgen Habermas fragte 1973 in seiner Stu-
die über «Legitimationsprobleme im Spätka-
pitalismus», der Mutter aller linksbundesre-
publikanischen Zeitdiagnosen: «Kann es im 
Weltmaßstab einen revolutionären Klassen-
kampf geben? Wenn nein, wohin wird die 
ökonomische Krise verschoben?»12 Byung-
Chul Hans Antwort darauf, fünfundvier-
zig Jahre später13: Nach innen. Jede Lohn-
arbeitsmonade ist zum sich selbst ausbeu-
tenden Unternehmer geworden, weil der 
Neoliberalismus es geschafft hat, das Ver-
antwortungsgefühl für eine prekäre Lage 
allein dem Einzelnen aufzuladen. Nach wie 
vor gibt es Herrschaft, nur fällt es ungleich 

12	 Jürgen Habermas: Legitimationsprobleme im Spät-
kapitalismus, Frankfurt a. M. 1973, S. 59.

13	 Vgl. Byung-Chul Han: Psychopolitik. Neoliberalis-
mus und die neuen Machttechniken, Berlin 2014. 

schwerer, sie zu verorten, also verschwin-
det sie hinter einem Schleier, den nie-
mand mehr anrühren will. Uns ist der Feind 
abhandengekommen. Herr und Knecht fal-
len darum in unserem Bewusstsein zusam-
men und werden ins Innere des Individu-
ums verlegt, das alle Kämpfe in sich selbst 
austrägt und darüber depressiv werden 
muss, oder, wenn es davon genug hat, in 
aggressivem Zorn ausbricht. Vielleicht ist 
darum die Rechte im Aufwind. Rechte sind 
Meister der Affekte, aber sie interessieren 
sich nicht für das Absolute. Deswegen sind 
sie obenauf, aber deshalb wird es mit ihnen 
auch keinen Ausbruch aus dem verruchten 
Kontinuum der Geschichte geben. Sie sind, 
bei allem aufgeregten Geschnatter, erschüt-
ternd unradikal. 

heute III: wie sich verhalten?

Es ist darum nicht einzusehen, warum Hork-
heimers Diagnose von der ausgebliebenen 
und vorerst nicht nachholbaren Revolution 
revidiert werden sollte – bis wir verstanden 
haben, was um uns herum passiert, bis wir 
uns fürs Absolute zu interessieren beginnen 
und eine Möglichkeit sehen, es begrifflich 
zu fassen. Nach wie vor, und vielleicht mehr 
denn je, sind die Subjekte deformiert – unter 
anderem deshalb, weil wir pausenlos damit 
beschäftigt sind, mit etwas beschäftigt zu 
sein, aber eigentlich nicht so recht wissen, 
womit genau. Wenn das stimmt, dann leben 
wir heute eher in einem hegelschen (oder 
schellingschen) Zeitalter nach der Revolution 
und müssen zunächst einmal die Erbmasse 
der vergangenen Revolutionsperiode verwal-
ten, uns den Stoff aneignen, ihn sorgfältig 
ausdeuten und die neue Revolution dadurch 
vorbereiten, dass wir uns ihr in ihrer alten 
Form verweigern und uns vor allen Dingen 
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der Begriffsarbeit widmen. Dazu gehört: Den 
heraufziehenden digitalen Kapitalismus auf 
einen Begriff zu bringen, der die geoökono-
mischen Verschiebungen ebenso wie die Mik-
rowanderungen der Macht einbezieht und 
schließlich zur Frage gelangt, wer denn nun 
das neue historische Subjekt sein soll, das 
den Umschwung herbeiführt, ohne dabei zu 
vergessen, was mit dem alten geschah. Der 
Schwerpunkt der Feuerbachthese verschöbe 
sich damit von der Veränderungs- zur Inter-
pretationsseite, freilich ohne dabei die Verän-
derung aus den Augen zu verlieren, denn uns 
hindert ja kein engelssches «aber» mehr. In 
den Auslegungen der Feuerbachthese geht 
es schließlich nur darum, wie man am besten 
in den Interpretations-Veränderungskreislauf 
hineinkommt.

Die politischste aller Arbeiten bestünde 
dann darin, sich zu Interpretationsgemein-
schaften zusammenzuschließen, in denen 
um die Deutung der Gegenwart gerungen 
wird, um dem Absoluten auf die Schliche zu 
kommen. Diese epistemologische Hybris im 
Anspruch sollte aber aufgefangen werden 
durch eine Bescheidenheit in der Gewiss-
heit, ihn auch tatsächlich eingelöst zu 
haben. Und wenn nun die Schlaumeier und 
Praxispropheten daherkommen und diesen 
metaphysischen Durst als deutsch-verschro-
benen Hang zur Grübelei abtun und einen 
Beitrag zu irgendeinem Kampf einfordern, 
dann ist es vielleicht am besten, mit den 
Schultern zu zucken und sich weiter dem 
Absoluten zuwenden, still und fern dem 
Getöse der Gegenwartsschlachten. 

Die Begehung von Marxens 200. Geburts-
tag in diesem Jahr glich gemessen an den 
Feuilletons auflagenstarker Zeitungen einer 
Mischung aus Verdammung, Verabschie-
dung, Nostalgie oder versuchter Würdi-
gung. Oftmals lies sich in den zahlreichen 
Auseinandersetzungen mit Marx zudem 
noch der Hinweis finden, dass die marxsche 
Kritik der Politischen Ökonomie als Ganze 
so natürlich nicht mehr haltbar sei. Mit 
einer Äußerung im Deutschlandfunk fasste 
der CDU-Politiker Matthias Zimmer diese 
Hauptstoßrichtung prägnant zusammen: 

«Ich glaube, wir haben ein bisschen mehr 
als ein historisches Interesse an Marx, aber 
ich glaube auch, dass die Instrumente der 
Gesellschaftsanalyse und der Wirtschafts-
analyse heute weit über Marx hinausgegan-
gen sind, sodass er an der Stelle ein großes 
historisches Interesse mit sich führt, aber 
kein praktisches mehr.»1 Unter den vielen 
Varianten der Auseinandersetzung domi-

1	 www.deutschlandfunkkultur.de/zur-aktualitaet-
von-karl-marx-1-wir-haben-ein-historisches.990.de. 
html?dram:article_id=413914 (23.10.2018).

Marvin Gamisch

Marx’ Verständnis von gesellschaftlicher Arbeit 
oder: Der Schlüssel zu den Herausforderungen unserer Zeit



perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2  185

Marx’ Verständnis von gesellschaftlicher Arbeit 

nierte die Tendenz, Marx als «Philosophen» 
einer vergangenen Epoche in das Museums-
kabinett zu verweisen.

Eine informierte Auseinandersetzung mit 
Marxens Denken, besonders in den reich-
weitenstarken Medien, war eine Rarität. So 
oberflächlich und antiquiert die bestehen-
den Kenntnisse auch waren, jede/r Redak-
teur/in bekam noch einen Grund aufge-
zählt, warum die marxschen Ideen sich 
überlebt hatten. Die Weiterentwicklung der 
Kapitalinterpretation seit Ende der 1970er 
wurde, abgesehen von überschaubaren 
Fachöffentlichkeiten, überhaupt nicht debat-
tiert. Dieser grobschlächtige Umgang mag 
nicht zuletzt in politischen Motiven wurzeln.

Jene Denkfaulheit reicht aber auch bis 
tief in die akademischen Institutionen in 
Deutschland hinein. Vielerorts ist es gera-
dezu ein Konsens, dass Marx obsolet sei. 
Das gilt mitunter selbst für den Teil der 
Sozialwissenschaften, der sich selbst als kri-
tisch bezeichnet. Einschlägig ist in diesem 
Zusammenhang wohl Habermas’ Kritik. 
Für ihn hat sich Marx allein auf eine instru-
mentelle Beziehung zwischen Mensch und 
Natur fokussiert. So schreibt er in Erkennt-
nis und Interesse: «Gleichwohl kann auch 
die gesellschaftliche Produktion nach dem 
Muster instrumentalen Handelns aufgefaßt 
werden. Arbeit schiebt sich zwischen Trieb 
und Triebbefriedigung und vermittelt so den 
‹Stoffwechselprozeß›, der sich auf animali-
scher Ebene als unmittelbarer Austausch 
des Organismus und seiner Umgebung voll-
zieht. Auch die Reproduktion der Gesell-
schaft im ganzen entspricht diesem Kreis-
prozeß, in dem Gegenstände produziert und 
angeeignet werden.»2 Es handelt sich dabei 

2	 Jürgen Habermas: Erkenntnis und Interesse. Frank-
furt a. M. 1973, S. 72.

um eine der größten Fehlinterpretationen 
des Kapitals überhaupt. Mit der Reduktion 
von gesellschaftlicher Arbeit auf instrumen-
telles Handeln wird der Gegenstand des 
Kapitals völlig verkannt. Habermas zeich-
net ein Bild, wonach sich gesellschaftliche 
Arbeit darin erschöpft, mit Hilfe von Techni-
ken die Natur im Sinne äußerer Objekte zu 
formen, um sie in für den Menschen brauch-
barer Form anzueignen. Damit eliminiert er 
gewissermaßen das Gesellschaftliche völlig 
aus dem marxschen Verständnis von Arbeit, 
indem er sich allein auf das fünfte Kapitel 
des ersten Kapitalbandes bezieht und das 
dortige Abstraktionsniveau nicht zur Kennt-
nis nimmt. Denn erst der Gesamtzusam-
menhang der Kapitalbände erschließt das 
Verständnis gesellschaftlicher Arbeit als 
Verhalten der Menschen zur Natur und zu 
sich selbst.

Das Hauptproblem bei Habermas wie 
auch teilweise anderer kritischer Ansätze 
ist, das Verhältnis zwischen Mensch (bzw. 
genauer: Geist) und Natur entweder über-
haupt nicht zu adressieren oder nicht 
adäquat zu erfassen. Das Verhältnis zwi-
schen erkennendem Subjekt und zu erken-
nenden Objekten beschäftigte die Erkennt-
nisphilosophie der Neuzeit bis hin zu Hegel, 
die bei jenem in der einseitigen Auflösung 
zu Gunsten des Denkens gipfelte. Es war 
dann Marxens Verdienst, die gesellschaft-
liche Arbeit als vermittelnde Tätigkeit des 
Menschen zur Natur hervorgehoben zu 
haben. Dieter Wolf arbeitete die Einheit 
von Natur- und Menschheitsgeschichte im 
marxschen Werk auf: Die Natur existierte 
bereits vor dem Menschen und funktio-
niert nach Gesetzen unabhängig von ihm, 
die körperliche Organisation des Menschen 
selbst ist Natur. Der Mensch ist insofern 
auch immer Naturwesen. Umgekehrt kann 
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er durch seine Reflexionsfähigkeit auf die 
Natur zurückwirken, Dinge zwar nur inner-
halb ihrer Gesetze umformen und schaf-
fen, aber doch etwas schaffen, was sie von 
selbst nicht so hervorgebracht hätte. So ent-
stehen Kultur und Gesellschaft, die wiede-
rum auf die Natur als Äußere als auch auf 
die menschlichen Körper zurückwirken. Der 
aufrechte Gang, der Pinzettengriff, das leis-
tungsstarke Gehirn, die Sprache, soziale 
Kooperationsformen – alles sind Resultate 
der Auseinandersetzung der Menschen mit 
der Natur durch gesellschaftliche Arbeit. 
Menschlicher Geist und Natur sind Ver-
selbstständigte in einer zusammengehö-
renden Einheit, die durch die gesellschaft-
liche Arbeit eine Bewegungsform erhalten: 
das ist die Grundlage der materialistischen 
Dialektik. So entwickeln sich Menschen in 
ihrer Geschichte als natürliche, gesellschaft-
liche, fühlende und denkende Lebewesen. 
Die gesellschaftliche Arbeit ist dabei nicht 
alles, was den Menschen ausmacht, aber 
ohne sie ist alles nichts. Seine Existenz ist 
essenziell an sie gebunden.3 Eine überzeu-
gende Gesellschaftsanalyse muss diese zen-
trale Rolle zur Kenntnis nehmen. Die gesell-
schaftliche Arbeit verändert im Laufe der 
Geschichte stets ihren Charakter, aber sie 
betrifft immer das Verhältnis der Menschen 
zur Natur und zu sich selbst: Sie erschöpft 
sich nicht in Techniken, sondern umfasst 
immer auch gesellschaftliche Verhältnisse.

Den großen gegenwärtigen Herausfor-
derungen kapitalistischer Gesellschaften 

3	 Vgl. Dieter Wolf: Jürgen Habermas’ und Alfred 
Schmidts Kritik am «Marxschen Produktionspara-
digma» mit Ausführungen zur Einheit von Natur 
und Menschengeschichte. Kritik der politischen Öko-
nomie – interdisziplinär. Online verfügbar: http://
www.dieterwolf.net/pdf/Habermas_Schmidt_Pro-
duktionsparadigma.pdf (29.10.18).

und des kapitalistischen Weltwirtschafts-
systems wird man ohne den Bezug auf 
die gesellschaftliche Arbeit daher kaum 
gerecht werden können. Eine Abtrennung 
einer «Lebenswelt» vom «System» übersieht 
die grundlegende Bedeutung von gesell-
schaftlicher Arbeit für die Vergesellschaf-
tung der Menschen im Allgemeinen. Die 
vermeintlichen Rationalisierungspotenziale 
demokratischer Öffentlichkeiten erweisen 
sich nunmehr als Trugschluss, wenn es um 
die Durchsetzung rationaler Entscheidun-
gen im allgemeinen Interesse geht. Trotz 
des Vorliegens erdrückender wissenschaftli-
cher Evidenz und einer breit geteilten Über-
zeugung zum menschlichen Klimawandel 
bleibt es bei Absichtserklärungen, die gerne 
wieder kassiert werden, wie jüngst von der 
Bundesregierung, von der aktuellen US-Ad-
ministration und ganz zu schweigen von 
dem sich verbreitenden Autoritarismus. 
Das Zeitfenster zur Erhaltung des Klimaop-
timums ist schon fast geschlossen. Und es 
sind nicht die Menschen an sich, sondern 
die historisch-spezifische kapitalistische 
Form ihrer gesellschaftlichen Arbeit, die 
hier die entscheidende Rolle spielt, weswe-
gen die Charakterisierung Kapitalozän weit 
treffender ist als Anthropozän.4 

Die Verwertung des Wertes als gesell-
schaftlicher Selbstzweck macht sich in den 
Lebensverhältnissen bis hin zu ihren politi-
schen Diskursen geltend. Damit ist keines-
wegs einem simplizistischen Basis-Über-
bau-Determinismus das Wort zu reden, 
welcher zu Recht allerhöchstens das Attri-
but vulgärmarxistisch verdiente. Die marx-

4	 Vgl. Elmar Altvater: Kapitalozän. Warum die Ret-
tung des Planeten keine technische Frage ist. In: 
Rosa-Luxemburg-Stiftung (Hrsg.): LuXemburg. Ge
sellschaftsanalyse und linke Praxis Berlin 2017, 
S. 108–117.
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sche Theorie ist weit raffinierter. Das Vorur-
teil, es handele sich bei ihr um eine frühmo-
derne monokausale, lineare Theorie, müsste 
ebenfalls aufgegeben werden, wollte man 
ihr ganzes Potenzial voll ausschöpfen. Sie 
erkennt die wechselseitige Wirkung der ein-
zelnen Komponenten an und muss daher 
den Vergleich mit den Systemtheorien des 
20. Jahrhunderts keineswegs scheuen. Im 
marxschen Denken kann jedes Resultat wie-
der in Voraussetzung umschlagen.5 Immer-
hin ist in den kapitalistischen Gesellschaf-
ten auch der Raum für Kapitalismuskritik 
entstanden, der auf die Verhältnisse gesell-
schaftlicher Arbeit zurückreflektiert.

Diese Wechselseitigkeit sollte auch bei 
der Digitalisierung als weiterer Kernheraus-
forderung beachtet werden. Während der 
erfolgreichen Jahre des fordistischen Nach-
kriegskapitalismus konnte man noch den 
Eindruck bekommen, eine Befriedung der 
inneren Gegensätze des Kapitalismus sei 
dauerhaft möglich. Heute ist dies in weite 
Ferne gerückt. Weit verbreitet sind wesent-
liche Annahmen marxscher Krisentheorie, 
sie sprechen von einer Konterrevolution des 
Kapitals nach dem Nachkriegsboom, in des-
sen Folge Löhne und Produktivität vonein-
ander weg drifteten.6 Das Resultat waren 
enorme Kapitalüberschüsse, die sich mit 
hohem Risiko in Finanzanlagen oder die 
aufkommende New Economy stürzten, nur 
um in der Dot-Com-Blase und der später fol-
genden weltweiten Finanz- und Wirtschafts-
krise ein jähes Ende zu finden, ohne dass 

5	 Vgl. Dieter Wolf: Zur Architektonik der 3 Bände des 
Marxschen Kapitals. Online verfügbar: http://die-
terwolf.net/wp-content/uploads/2016/02/Zur_
Architektonik_Form_B_Beitraege_.pdf (29.10.18). 

6	 Vgl. Wolfgang Streeck: Gekaufte Zeit. Die vertagte 
Krise des demokratischen Kapitalismus. Berlin 
2013.

eine nachhaltige Lösung für die Krisendyna
mik gefunden wäre. Dass nun wieder mas-
senhaft Kapital in die Digittech-Branche 
fließt, hat nicht nur mit dem vermeintli-
chen unermesslichen Potenzial dieser Kon-
zerne zu tun, sondern auch mit den enor-
men Massen an Überschusskapital.7 Wäh-
rend die Digitalisierung der Industrie bisher 
eher Rhetorik ist und man auf Produktivi-
tätssprünge bisher vergeblich wartet8, üben 
die Digitalkonzerne ihre Macht in der Zir-
kulation aus, indem sie den Zugang zum 
Endkunden bestimmen und einen immer 
größer werdenden Anteil der industriel-
len Mehrwertproduktion abschöpfen. Es 
sind die schwachen Renditeaussichten der 
Industrie selbst, die der Zirkulation diesen 
Bedeutungszuwachs bescherten und die 
jetzt, im Sinne des Umschlags von Resul-
tat in Voraussetzung, die starke Rolle der 
(us-)amerikanischen Digitalkonzerne bewir-
ken. Industrie 4.0 ist zunächst nur eine 
Reaktion auf diese drohende Dominanz zur 
Mobilisierung der deutschen Wirtschaft. 
Die Digitalisierung der Industrie hat Her-
ausforderungen eigener Art, weil hier nicht 
nur Daten auf einer bestehenden digita-
len Infrastruktur verknüpft werden sollen, 
sondern arbeitsorganisatorische, logisti-
sche und chemisch-physische Prozesse ent-
lang einer gesamten Wertschöpfungskette 
gesteuert werden sollen. Allein der Traum 
von der kabellosen Fabrik, die ihre Produk-
tionseinheiten je nach gewünschten Pro-
dukt in Windeseile entsprechend aufstellen 
kann, ist noch in weiter Ferne. Die Anfor-

7	 Vgl. Nick Srnicek: Plattform-Kapitalismus. Hamburg 
2018.

8	 Vgl. etwa: Robert J. Gordon: The Rise and Fall of 
American Growth  – The U. S.  Standard of Living 
since the Civil War. Princeton 2016.
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derungen an die Netzstabilität über Funk 
für eine störungsfreie Produktion sind kolos-
sal höher als beim jetzt immer noch ärger-
lich schwankenden W-LAN in Privathaushal-
ten. Der Prozess der digitalen industriellen 
Transformation ist jedenfalls ein langfristi-
gerer, der nicht zu vorschnellen Analysen 
verleiten sollte. Die Musik wird momen-
tan (noch) vornehmlich in der Zirkulations-
sphäre gemacht und die Produktivitätskrise 
des gegenwärtigen kapitalistischen Welt-
systems ist keineswegs überwunden. Und 

nicht zuletzt wird man auch bei tatsächli-
chen Produktivitätssprüngen durch eine 
zukünftige digitalisierte Industrie um die 
Energiefrage und die Frage nach den pla-
netarischen Belastungsgrenzen allgemein 
nicht herumkommen. Obwohl Marxens 
Mensch-Natur-Verhältnis oft missverstan-
den wurde, wird man ohne sein Verständnis 
von gesellschaftlicher Arbeit letztlich keine 
Gesellschaftsanalyse vornehmen können, 
die den zentralen Herausforderungen unse-
rer Zeit gerecht wird.

Jan Dieren

Der Sozialismus als politisches Programm für  
unsere Gegenwart

senschaft1 beschreibt der jahrelange Freund 
von Marx, Friedrich Engels, wie Marx (mit 
ihm) diesen frühen Sozialismus, der noch 
vor allem ein utopischer Wunsch nach 
einer gerechten Gesellschaft war, aufgegrif-
fen und in ein politisches Programm wei-
terentwickelt hat, das für sich in Anspruch 
nehmen kann, nicht utopisch zu sein, son-
dern von der Wirklichkeit auszugehen. Der 
Zweck dieses Programmes ist es, die kapita-
listischen Verhältnisse, in denen wir leben, 
zu überwinden und gesellschaftliche Ver-
hältnisse zu erarbeiten, die wir gemeinsam 
und demokratisch gestalten. Ich will im Fol-
genden darlegen, warum ich glaube, dass 
dieses Programm des Sozialismus bis heute 
aktuell ist und sich sogar die daraus erge-

1	 Vgl. Engels: MEW 19, S. 189 ff-

Wer sich heute mit politischen Program-
men auseinandersetzt, wird bald den Kom-
mentar zu hören bekommen, dass die meis-
ten von ihnen bloß kleinschrittige Reformen 
an den jetzigen Verhältnissen vorschlagen. 
Was wir bräuchten seien aber klar unter-
scheidbare Programme, die Alternativen 
formulieren, wohin unsere Gesellschaft sich 
entwickeln sollte. Als ein solches Alterna-
tivprogramm zu den bestehenden Verhält-
nissen ist einmal der Sozialismus angetre-
ten, der häufig und nicht zu Unrecht mit 
Karl Marx in Verbindung gebracht wird. 
Der Begriff Sozialismus ist älter als Marx 
selbst und Marx hat ihn von den sogenann-
ten FrühsozialistInnen wie Charles Fourier, 
Moses Hess oder den Saint-SimonistInnen 
aufgegriffen. In seiner Schrift Die Entwick-
lung des Sozialismus von der Utopie zur Wis-
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benden Aufgaben für uns mit neuer und 
besonderer Dringlichkeit stellen.

Die Marxsche Geschichtsauffassung

Bevor ich aber auf den Sozialismus heute 
eingehe, lohnt sich ein Blick auf die 
Marx’sche Geschichtsauffassung. Marx ent-
wickelt seine Auffassung der menschlichen 
Geschichte das erste Mal systematisch und 
sehr anschaulich gemeinsam mit Engels 
in der (zu ihren Lebzeiten unveröffentlicht 
gebliebenen) Schrift Die Deutsche Ideolo-
gie. Marx und Engels beginnen dort mit 
dem Unterschied von Mensch und Tier. Es 
lassen sich zwar die unterschiedlichsten Kri-
terien finden, an denen man einen Unter-
schied zwischen Mensch und Tier festma-
chen könnte, wie z. B. Denken, Sprache oder 
Religion. Bei den meisten dieser Unterschei-
dungsmerkmale ließe sich aber durchaus in 
Frage stellen, wie eindeutig sie zur Abgren-
zung dienen – die wissenschaftliche Debatte 
um die Unterscheidung von menschlicher 
Sprache und tierischer Kommunikation ist 
kontrovers und ob Tiere denken oder Reli-
gion haben, lässt sich schwer zweifelsfrei 
nachweisen. Im Ergebnis aber, so Marx und 
Engels, kommt es darauf auch gar nicht an. 
Entscheidend ist, dass die Menschen irgend-
wann beginnen, sich tätlich von den Tieren 
zu unterscheiden, indem sie anfangen ihr 
Leben zu produzieren.2 Die Menschen unter-

2	 «Man kann die Menschen durch das Bewußtsein, 
durch die Religion, durch was man sonst will, von 
den Tieren unterscheiden. Sie selbst fangen an, sich 
von den Tieren zu unterscheiden, sobald sie anfan-
gen, ihre Lebensmittel zu produzieren, ein Schritt, 
der durch ihre körperliche Organisation bedingt ist. 
Indem die Menschen ihre Lebensmittel produzie-
ren, produzieren sie indirekt ihr materielles Leben 
selbst.» (Marx, Engels: MEW 3, S. 21).

scheiden sich selbst von den Tieren, indem 
sie ihre Lebensgrundlagen und -verhält-
nisse selbst hervorbringen und sich dadurch 
nach und nach aus der Abhängigkeit von 
den natürlichen Lebensumständen heraus-
arbeiten und befreien. Diese Tätigkeit der 
Menschen, dass sie nicht mehr bloß auf ihre 
natürliche Umwelt reagieren, sondern sich 
eine eigene Lebensumwelt hervorbringen, 
nennen Marx und Engels die Produktion. 
Sie umfasst die gesamte Hervorbringung 
unseres gesellschaftlichen Lebens und wir 
sind in der Lage, die Fähigkeiten, die uns 
das ermöglichen, weiterzuentwickeln und 
zu verbessern. Diese Fähigkeiten nennen 
Marx und Engels die menschliche Produktiv-
kraft und ihre Weiterentwicklung und Ver-
besserung die Produktivkraftentwicklung.

Die Entwicklung unserer produktiven 
Fähigkeiten unterteilt sich nun wiederum in 
zwei Seiten. Zum einen bringen wir Gegen-
stände hervor, die uns als Mittel dienen, 
unsere Arbeit zu erleichtern, und dadurch 
die Hervorbringung unseres gesellschaft-
lichen Lebens weniger mühselig machen. 
Das sind die Produktionsmittel. Zum ande-
ren entwickeln wir unsere Fähigkeit die 
Arbeit, die gesamtgesellschaftlich nötig ist, 
um unser gemeinsames Leben zu gestalten, 
bestmöglich zu verteilen. Das ist die Wei-
terentwicklung unserer Arbeitsteilung. Bei 
beiden Seiten der Weiterentwicklung unse-
rer produktiven Fähigkeiten geht es letzten 
Endes darum, die Arbeit, die wir benötigen, 
um unser gesellschaftliches Leben hervor-
zubringen, möglichst produktiv zu machen, 
uns also mit möglichst wenig Zeit möglichst 
viel gesellschaftliches Vermögen hervorzu-
bringen.3 Das gesellschaftliche Vermögen 

3	 «Die wirkliche Ökonomie – Ersparung – besteht in 
Ersparung von Arbeitszeit […]. Diese Ersparung ist 
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meint dabei nicht unbedingt nur materi-
elle Güter und Gegenstände, sondern alles, 
wodurch wir besser dazu in der Lage sind, 
uns aus der Abhängigkeit von den natürli-
chen Lebensumständen herauszuarbeiten 
und unser gesellschaftliches Leben frei zu 
gestalten.4 Angesichts zunehmender Dürre, 
verheerender Stürme und Überschwem-
mungen ist es also kein Rückschritt in der 
Produktion, wenn wir unsere Energieerzeu-
gung auf Erneuerbare umstellen oder weni-
ger Autos mit Verbrennungsmotoren her-
stellen; dadurch wirken wir vielmehr auf die 
Entwicklung des globalen Klimas ein und 
machen uns so den Auswirkungen der Wet-
terextreme gegenüber weniger verletzlich.

Marx und unsere Gegenwart

In unserer Gegenwart haben wir nun eine 
produktive Fähigkeit hervorgebracht, die 
einen wesentlichen Fortschritt in der Ent-
wicklung unserer Arbeitsteilung bedeutet. 
In aller bisherigen Geschichte war unsere 
gesamtgesellschaftliche Arbeitsteilung da
durch bestimmt, dass Einzelne die Funk-
tion übernommen haben, sich damit aus-
einanderzusetzen, was, wie und wo produ-
ziert werden soll – und wer welche Arbeiten 
übernehmen soll. Diejenigen, die die Orga-
nisation der Arbeit übernommen haben, 
setzten sie mit direkter oder indirekter 
Gewalt gegen diejenigen durch, denen die 

aber identisch mit Entwicklung der Produktivkraft.» 
(Marx, MEW 42, S. 599).

4	 Anders ist das im Kapitalismus; dort erscheint der 
Zugewinn von gesellschaftlichem Vermögen in 
erster Linie als ein Mehr von Waren, wie Marx zu 
Beginn des Kapital feststellt: «Der Reichtum der 
Gesellschaften, in welchen kapitalistische Produk-
tionsweise herrscht, erscheint als eine ,ungeheure 
Warensammlung´». (Marx: MEW 23, S.  49).

Funktion der unmittelbaren Arbeit zukam – 
unsere Geschichte ist deswegen geprägt 
durch Gewalt, Unterdrückung und den 
Kampf darum, wer die Rolle der Organisa-
tion der Arbeit und wer die unmittelbare 
Arbeit übernimmt.5

In den letzten Jahrzehnten haben wir 
allerdings die Fähigkeit entwickelt, uns in 
unserer Arbeit selbstständig mit dem gesell-
schaftlichen Sinn unserer Arbeit auseinan-
derzusetzen.6 Dadurch sind wir nicht nur 
in der Lage, unsere Arbeit selbstständig 
zu organisieren, sondern können uns auch 
selbstständig damit auseinandersetzen, wel-
che Arbeiten gesellschaftlich sinnvoll sind 
und welche nicht  – weil es beispielsweise 
zeitsparendere, weniger mühsame oder 
ökologisch sinnvollere Möglichkeiten gäbe, 
dasselbe Ziel zu erreichen. Diese Fähigkeit 
steht offensichtlich in einem Widerspruch 
zu den derzeitigen kapitalistischen Verhält-
nissen. Im Kapitalismus stehen die Produk-
tion und ihre Weiterentwicklung unter der 
Voraussetzung, dass sie Profit hervorbrin-
gen. Offensichtlich ist aber nicht alles, was 
produktiver ist, was uns also ermöglicht, 
unser Leben besser zu gestalten, auch pro-
fitabel. Wollen wir unsere neue Fähigkeit, 
uns in unserer Arbeit gemeinsam mit dem 
gesellschaftlichen Sinn unserer Arbeit aus-
einanderzusetzen, weiterentwickeln, müs-
sen wir also über die Beschränkung unse-
rer Produktion auf ihre Profitabilität hinaus. 
Damit stehen wir unmittelbar vor der Frage, 
warum der Sozialismus auch heute noch ein 
aktuelles politisches Programm ist.

5	 «Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist die 
Geschichte von Klassenkämpfen.» (Marx, Engels: 
MEW 4, S. 462).

6	 Vgl. Stephan Siemens, Martina Frenzel: Das Unter-
nehmerische Wir, VSA 2014.
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Der Sozialismus als politisches Programm für unsere Gegenwart 

Sozialismus meint in erster Linie nicht 
mehr, als dass wir die bewusste Organisa-
tion unserer gemeinsamen Produktion auch 
gemeinsam demokratisch übernehmen. 
So genommen, war der Sozialismus schon 
immer eine Notwendigkeit. Wenn wir – wie 
ich das hier mit Marx tue  – davon ausge-
hen, dass die Grundlage unseres gesell-
schaftlichen Lebens darin besteht, dass wir 
unsere Lebensumwelt gemeinsam hervor-
bringen und bearbeiten, dann ist es offen-
sichtlich besser, wenn wir das auch tat-
sächlich gemeinsam unternehmen und 
nicht Einzelne die Organisation unserer 
Arbeitsteilung übernehmen und sie gegen 
die Mehrheit der Menschen durchsetzen. 
Gegenüber einer Gesellschaft, deren Pro-
duktion auf Sklaverei beruht, ist der Sozia-
lismus natürlich eine Verbesserung, ebenso 
gegenüber einer Gesellschaft von Feudal-
herrInnen und Leibeigenen. Diese Notwen-
digkeit des Sozialismus ist aber eine abs-
trakte. Der Sozialismus ist insofern besser 
als alle bisherigen Weisen unsere gesell-
schaftlichen Verhältnisse zu organisie-
ren, als er die Wahrheit der Voraussetzung 
unserer Produktion überhaupt ist: erst im 
Sozialismus nämlich beginnen wir wirk-
lich, unsere gesellschaftlichen Verhältnisse 
gemeinsam zu gestalten. Diese abstrakte 
Notwendigkeit einer gemeinsamen Orga-
nisation unserer Gesellschaft findet ihren 
Niederschlag in Utopien, die zu beschrei-
ben versuchen, wie eine Gesellschaft ausse-
hen könnte, in der die Menschen ihr Leben 
wirklich gemeinsam gestalten; man denke 
nur an Platons Politeia, Thomas Morus’ Uto-
pia oder Charles Fouriers Phalanstères. Alle 
diese Utopien stehen unvermittelt neben 
der gesellschaftlichen, geschichtlichen Ent-
wicklung und zeigen bloß abstrakt auf, 
wie man eine Gesellschaft vernünftig ein-

richten könnte, haben aber keinen Bezug 
zu der Entwicklung unserer tatsächlichen 
Fähigkeiten. Weder nach der Gesellschaft 
der SklavInnenhalterInnen noch nach dem 
Feudalismus entstand eine Gesellschaft, in 
der die Menschen ihre gesellschaftlichen 
Verhältnisse wirklich gemeinsam bearbei-
tet haben. Stattdessen haben sich Formen 
der Organisation der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse durchgesetzt, in denen zwar die 
Hervorbringung unseres Lebens produkti-
ver gestaltet war, die aber immer auf der 
Organisation der Produktion durch Einzelne 
und Unterordnung Vieler beruhten und 
die jeweils wieder von noch produktiveren 
Organisationsformen unserer Gesellschaft 
abgelöst wurden.

Die Entwicklung unserer produktiven 
Fähigkeiten, die wir heute erleben, ist nun 
insofern eine besondere, als wir heute ler-
nen, uns in unserer Arbeit mit dem gesell-
schaftlichen Sinn unserer Arbeit ausein-
anderzusetzen und sie so selbstständig zu 
organisieren. Wir brauchen also nicht mehr 
Einzelne, die sich damit auseinandersetzen, 
was produziert werden soll, und diese Orga-
nisation gegen uns durchsetzen. Die Ausei-
nandersetzung damit, welche Arbeit sinn-
voll ist und welche Zwecke wir mit unserer 
Arbeit verfolgen wollen, ist unter Bedingun-
gen kapitalistischer Produktion aber nur 
beschränkt möglich. Kapitalistische Produk-
tion steht unter der Voraussetzung, dass 
sie mit dem Zweck des Profits erfolgt – alle 
anderen Zwecke (soziale, ökologische, femi-
nistische, …) müssen dem Profit untergeord-
net werden. Die neue Fähigkeit, die wir ent-
wickelt haben, können wir unter den Bedin-
gungen kapitalistischer Produktion daher 
nicht voll verwirklichen. Um diese Fähigkeit 
völlig zu entwickeln und unsere Produktivi-
tät dadurch zu steigern, wären gesellschaft-
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liche Verhältnisse notwendig, in denen wir 
uns tatsächlich selbstständig damit ausei-
nandersetzen können, welche Zwecke wir 
mit unserer Produktion verfolgen und wel-
che Arbeit gesellschaftlich sinnvoll ist. Es 
ist also notwendig, dass wir eine Organisa-
tion unserer Gesellschaft entwickeln, in der 
wir unsere gesellschaftlichen Verhältnisse 
gemeinsam bestimmen – also unsere Gesell-
schaft demokratisch und sozialistisch orga-
nisieren. Diese Notwendigkeit ist nicht bloß 
eine abstrakte Notwendigkeit, sondern eine 
konkrete: nur, wenn es uns gelingt, unsere 
Produktion und Gesellschaft überhaupt 
gemeinsam und demokratisch zu gestalten, 
können wir den nächsten Schritt in der Ent-
wicklung unserer produktiven Fähigkeiten 
gehen.

Fazit oder: Ein sozialistisches Programm  
der Gegenwart

Dass wir diesen nächsten Schritt gehen, ist 
keine Naturnotwendigkeit. Allerdings sehen 
wir – und darin lässt sich eine geschichtliche 
Konstante wiedererkennen – heute zahlrei-
che Krisen, Umbrüche und Verwerfungen in 
unserer Gesellschaft, die sich unter ande-
rem daraus ergeben, dass wir Fähigkeiten 

entwickelt haben, die wir nicht verwirkli-
chen können. Die Entwicklung unserer pro-
duktiven Fähigkeiten stößt an die Grenze 
dessen, was in unserer heutigen Gesell-
schaft möglich ist. Aus der Geschichte wis-
sen wir auch, dass es in aller Regel zwei 
alternative Umgangsformen mit solchen 
gesellschaftlichen Krisen gibt: Eine Bewe-
gung, die die neuen produktiven Fähig-
keiten mit Gewalt in die alten Formen der 
gesellschaftlichen Verhältnisse zu zwängen 
versucht und dabei Autoritarismus, Krieg 
und Barbarei hervorbringt. Für diese Bewe-
gung können wir auch heute viele anschau-
liche Beispiele finden. Es gibt aber noch 
eine zweite Bewegung, die die gesellschaft-
lichen Verhältnisse, die zu Krisen und Ver-
werfungen führt, zu überwinden sucht, um 
solche Verhältnisse hervorzubringen, die 
mit der Entwicklung und Verwirklichung 
der neuen produktiven Fähigkeiten verein-
bar sind. Diese Bewegung ist heute der Sozi-
alismus. Die Entwicklung sozialistischer Ver-
hältnisse ist heute zwar nicht alternativlos. 
Aber sie ist die Alternative für alle, die der 
Barbarei entkommen und Verhältnisse errei-
chen wollen, in denen wir unsere gesell-
schaftlichen Verhältnisse produktiver und 
menschlicher gestalten.
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Läuft bei dir, Karl. Auch nach 200 Jahren noch.
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Läuft bei dir, Karl. Auch nach 200 Jahren noch.
Ein kurzes Plädoyer für mehr Marx anlässlich seines 200. Geburtstages

schrieben neurechte Tageszeitungen darü-
ber, wie viel Leid er über die Welt gebracht 
habe. Doch was wohl am stärksten in Erin-
nerung geblieben ist: Dass selbst konserva-
tive Autor*innen von überregionalen Tages-
zeitungen Marx zitierten und seine Theo-
rien für die modernen Krisen anzuwenden 
versuchten. 

Doch wie kam es dazu? Das erste Mal, 
dass die Frage nach mehr Marx und Mar-
xismus für meine Generation wahrnehm-
bar in den Medien diskutiert worden ist, 
war nach dem Crash der Börsen und dem 
Bankrott der Lehman-Brothers. Nun muss 
dazu gesagt werden, dass meine Genera-
tion die Teilung Deutschlands nur noch 
aus den Geschichtsbüchern kennt und dem-
nach auch einen anderen und dadurch viel-
leicht sogar differenzierteren Blick auf Karl 
Marx und seine historische Bedeutung hat 
als die meisten anderen Generationen, ins-
besondere die älteren. Was Marx für mich 
jedenfalls immer bedeutete, war Emanzi-
pation von unterdrückenden Verhältnissen 
und das Entkommen aus einem System, das 
eigentlich nie wirklich funktioniert hat – auf 
jeden Fall nicht für die unteren Klassen.

Marx verstehen

Die periodische Rückkehr von Krisen der 
gerade skizzierten Art als Grundeigen-
schaft des Kapitalismus ist nichts Neues. 
So konnte auch die Krise von 2008 bei 
aufmerksamer Lektüre vorausgeahnt wer-

Welche*r deutsche Theoretiker*in kann von 
sich behaupten, dass er*sie gleichermaßen 
entweder geliebt oder gehasst wird? Wel-
che*r Theoretiker*in kann von sich behaup-
ten, zum einen bei jeder modernen Krise 
wieder aus der Schublade geholt zu werden 
und zum anderen zu seinem 200. Geburts-
jahr eine selten da gewesene Medienprä-
senz zu erhalten? Welche*r Theoretiker*in 
kann von sich behaupten, heutzutage noch 
so scharfe Analysen zu liefern wie kaum 
ein*e Zeitgenoss*in? Und das, obwohl er*-
sie bereits seit 135 Jahren tot ist? Auch im 
Jahr seines 200. Geburtsjahres lohnt sich 
eine Beschäftigung mit Karl Marx noch 
immer – vielleicht sogar mehr denn je. 

Marx als historisch umstrittene Figur

Wie umstritten der Name Karl Marx ist, 
wie viel Aufmerksamkeit er immer wieder 
erfährt und wie weit die Geister bei seinem 
Namen auseinandergehen lässt sich immer 
wieder im politischen Diskurs beobachten. 
So auch kürzlich anlässlich seines 200. 
Geburtstages im Mai: Während Andrea 
Nahles, Parteivorsitzende der ehemals mar-
xistischen SPD, am Geburtstag von Marx 
das neue Museum zum Leben von Marx 
und seiner Familie in Trier mit einem Fest-
akt eröffnete, betitelten die Julis, der RCDS 
und die Junge Union Marx als kommunis-
tischen Massenmörder. Viele Verlage rissen 
sich zudem um Autor*innen für Autobiogra-
fien von Marx jeglicher Art. Währenddessen 
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den. Die ergriffenen Maßnahmen waren 
dennoch kurzsichtig, die Regulierung des 
Bankensektors bei weitem unzureichend. 
Kapitalismus ist als System zu verstehen, 
weshalb sich Fragen wie diejenige nach 
Moralität oder ähnlichem erübrigen. Der*-
die Akteur*in innerhalb des kapitalisti-
schen Systems handelt nur danach, was 
ihm*ihr die Regeln der Gewinnmaximie-
rung oder der Politik vorschreiben. Es liegt 
allerdings an uns, die Regeln zu gestal-
ten. Hieraus lässt sich die erste Erkenntnis 
der marx’schen Lehre ziehen: Die verkürzte 
Abscheu vieler linker Gruppierungen gegen 
die bösen «Banken» oder die «Unterneh-
men, die ihrer moralischen Verantwortung 
nicht nachkommen», «der Blutsauger» und 
«Heuschrecken» des «Raubtierkapitalismus 
aus den USA», katalysiert sich gegen eine 
komplett unzutreffende Gruppe und greift 
in den meisten Fällen zu kurz. Lange kann 
gehofft werden, dass die Unternehmen aus 
freien Stücken moralisch werden. Das ist 
allerdings nicht ihre Aufgabe im Kapitalis-
mus. Es darf nicht verwundern, dass jegli-
che arbeitsrechtlichen Schlupflöcher ausge-
nutzt werden, die eine unzureichende Regu-
lierung bieten. Aus diesem Grund sollte die 
Erkenntnis sein, dass wir den Wandel unse-
rer Gesellschaft auch auf dem Arbeitsmarkt 
gestalten sollten, statt uns über die Miss-
stände zu beschweren, die durch fehlende 
Regulierung entstanden sind. 

Ergänzend muss hinzugefügt werden, 
dass diese Gestaltung des Arbeitsmarktes 
Marx’ frühen Theorien der Revolution wider-
spricht. Ausgehend von der Theorie der Ver-
elendung der Arbeiter*innen lässt sich eine 
klassenbewusste Mobilisierung und ein 
revolutionärer Umschwung der Gesellschaft 
nur erzwingen, wenn die Massen verelen-
det sind. Marx sagte mit einer fortschreiten-

den Monopolisierung auch eine fortschrei-
tende Verelendung der Arbeiter*innen vor-
aus. Das Kapital und damit die Bildung von 
Monopolen im Kapitalismus machen sei-
nen Aussagen zufolge weder vor Grenzen 
noch vor Erkenntnissen halt. Jeder denk-
bare Bereich wird kapitalisiert  – was sich 
momentan sehr gut an On-Demand-Diens-
ten wie Foodora und Uber, aber auch am 
Internet erkennen lässt. So lassen sich auch 
die Fehleinschätzungen von vermeintlichen 
Marxist*innen erklären, die sich gegen 
freien Handel stellen und jegliche Erneue-
rungen ablehnen. Marx hingegen feierte ob 
der oben gelieferten Gründe jegliche tech-
nischen Errungenschaften und war darüber 
hinaus ein großer Fan des freien Handels 
zwischen den Nationen  – schon allein sei-
ner Abneigung der Nationalstaaten wegen. 

Zu betonen ist dabei allerdings, dass 
Marx keineswegs aus purer Blindheit und 
Naivität die Globalisierung befürwortete. 
Nein, es war alles in allem reiner Pragmatis-
mus. Versteht man Marx unter dem Verelen-
dungsaspekt, so kommt man auch recht 
schnell zu dem Schluss, dass wahrschein-
lich gerade diejenigen ihn zur Weißglut 
getrieben hätten, die sich für eine lange 
Zeit auf Marx berufen haben. Die SPD und 
die Gewerkschaften als Vertreter*innen der 
Arbeiter*innenbewegung handelten im 
engeren Sinne zuwider der marx’schen The-
orie, indem sie den Kapitalismus gestalte-
ten und ihn damit schlichtweg retteten. Die 
Frage, die sich hieraus nun ergibt, ist: Wäre 
der Kapitalismus ohne sein durch die Sozi-
aldemokratie erkämpftes humaneres Ant-
litz noch am Leben? Beantworten lässt sich 
diese Frage nicht. Einiges deutet jedoch 
darauf hin, dass Marx die Frage negativ 
beantworten würde.
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Marx und die SPD

Die Auseinandersetzung, die dem zugrunde 
liegt, wurde besonders in der Geschichte 
der SPD und der Jungsozialist*innen lang 
und breit diskutiert. Ebenjene Jusos, deren 
Linkswende sich 2019 zum 50. Mal jährt, 
haben Karl Marx vielleicht noch besser 
im Gedächtnis als die Mutterpartei, wel-
che sich mit dem Godesberger Programm 
gerade von ihren marxistischen Grundlagen 
verabschiedete. Mit den «Herforder Thesen» 
sowie den «53 Thesen» schufen die Jusos 
in ihren Untergruppierungen, beziehungs-
weise in Form einer Projektgruppe, einen 
theoretischen Rahmen in welchem sich 
Marxist*innen innerhalb der SPD versam-
meln konnten. Marx wurde hierbei an pro-
minente Stelle gesetzt – seine Theorie und 
der daraus entstehende Grundwiderspruch 
stehen bei den Abhandlungen im Mittel-
punkt. Der Reformismus der Mutterpartei 
wird darüber hinaus zum Handlanger des 
Kapitals degradiert und gerügt. Zentral sei 
zudem, dass die SPD die systemverändernde 
beziehungsweise systemstürzende Perspek-
tive aus dem Auge verloren habe. Viel zu 
lange konzentrierte sie sich darauf, es den 
Akteur*innen innerhalb des Systems ange-
nehmer zu machen und bezweckte damit 
eine fortwährende Entfremdung der Arbei-
ter*innen von der Partei. Was nicht erkannt 
worden sei: Das System ist das Problem und 
das System ist nicht mehr zu retten. 

Aus heutiger Sicht erscheinen die Zielvor-
stellungen dieser Gedanken weiter entfernt 
als je zuvor. Die SPD schwenkt immer wei-
ter nach rechts und Stimmen, die den Kapi-
talismus in seinen Grundfesten attackieren, 
lassen sich nicht einmal mehr auf Sonntags-
reden finden. Viel zu groß ist die Interde-
pendenz, die das System geschaffen hat. 

Auch die Idee einer «Solidarischen Markt-
wirtschaft», wie von Andrea Nahles bei 
ihrer Antrittsrede auf dem Bundesparteitag 
2018 vorgeschlagen, greift zu kurz. Wieder 
einmal wird an die individuellen Akteur*in-
nen innerhalb des kapitalistischen Systems 
appelliert, wobei vollkommen außer Acht 
gelassen wird, dass das System für Individu-
alisierung und Konkurrenz sowie Leistungs-
druck die Verantwortung trägt. 

So fanden und finden SPD und realpoliti-
sches Geschehen zueinander. Während bei 
den Bankenkrisen der vergangenen Jahre 
die Bücher von Marx wieder in die Hand 
genommen wurden und mit Fug und Recht 
bewundert wurde, wie das «Gesetz vom ten-
denziellen Fall der Profitrate» modernste 
Phänomene anhand von theoretischen 
Abhandlungen über den Kapitalismus 
erfasst, begnügt sich die SPD mit reforme-
rischen Versuchen. Neben der Tatsache, 
dass systemimmanente Fehler geschehen, 
hat sich durch die fortschreitende Globali-
sierung die Einflusszone auf die ganze Welt 
verbreitet, was die Problemlösung nicht 
gerade erleichtert. 

Mehr Marx wagen

Für mich steht daher fest: Endlich wieder 
mehr Marx lesen und mehr Marx wagen! 
Es ist allein schon nicht hinnehmbar, dass 
es ein Theoretiker, der bereits im Frühkapi-
talismus Phänomene von beschriebener 
Relevanz entdeckte, trotz seiner Genialität 
nicht, kaum oder nur verzerrt in die Schul-
bücher schafft. Aus den aufgeführten Grün-
den erwächst zudem die Pflicht der SPD als 
einzig ernstzunehmende links-sozialistische 
Partei – durchaus auch in ihrem Interesse – 
einem negativen Bild von Marx entgegen-
zuwirken und den Namen positiv zu beset-
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Der Zucotti Park in New York, der Tahr-
ir-Platz in Kairo, der Taksim-Platz in Istan-
bul sowie auch die Selbstverbrennung des 
Gemüsehändlers Mohamed Bouazizi in 
Tunesien  – sie alle waren mediale Bilder, 
die zum Sinnbild großer Protestbewegun-
gen und Regimestürze der letzten Jahre 
wurden. Darüber hinaus trugen auch das 
100-jährige Jubiläum der Oktoberrevolution 
2017 und der 200-jährige Geburtstag von 
Karl Marx 2018 dazu bei, dass die Aktua-
lität und die Problematik von Revolutionen 
bzw. des Revolutionsbegriffs zum Gegen-
stand öffentlicher Diskussionen wurden. 
Das von dem US-amerikanischen Politikwis-
senschaftler Yoshihiro Francis Fukuyama in 
den 1990er-Jahren diagnostizierte «Ende 
der Geschichte» hingegen, eingeleitet durch 
die endgültige Durchsetzung liberaler Herr-
schaftssysteme und Marktwirtschaften 
nach dem Zerfall der Sowjetunion, hat sich, 
so auch der politische Philosoph Dr. Florian 
Grosser, nicht bewahrheitet (Grosser 2013: 
9): Politisch-soziale Bewegungen und Den-
ker*innen, z. B. Occupy, der Arabische Früh-

ling, die Indignados und ¡Democracia Real 
Ya! in Spanien sowie neue Schriften und 
Theorien von Stéphane Hessel, David Grae-
ber, Slavoj Zizek und Étienne Balibar, stel-
len die gegenwärtige Politik und das Wirt-
schaftssystem auf Grund von sozialen Miss-
ständen und unzureichender politischer 
Partizipation und Repräsentation der Bür-
ger*innen zunehmend in Frage; dabei 
schlagen die Bewegungen  – als Reflex, 
Reaktion oder durchdachte Gegenaktion 
auf soziale Missstände  – nach links und 
rechts aus1. Der in den westlichen Indust-
riestaaten zu beobachtende sogenannte 
Rechtsruck – von völkischen und identitären 
bis hin zu rechtsextremen Bewegungen  – 
als Folge von und Reaktion auf soziale Miss-
stände sowie in Gestalt einer abgehäng-
ten Wähler*innenschaft, unterrepräsentiert 

1	 In dem 2016 erschienenen Buch «Abstiegsgesellschaft: 
Über das Aufbegehren in der regressiven Moderne» 
analysiert Oliver Nachtwey, Professor für Sozialstruk-
turanalyse, die konträren Protestbewegungen der letz-
ten Jahre vor dem Hintergrund der ansteigenden sozi-
alen Ungleichheit in westlichen Industriestaaten. 

zen. Sowohl gegen die Verunglimpfung sei-
ner Ideen durch die Sowjetdiktatur als auch 
gegen diejenigen, die seine Ideen nicht recht 
beachten oder schlichtweg nicht verstanden 
haben, muss dabei argumentativ vorgegan-

gen werden. Nur wenn die SPD wieder eine 
Alternative zum neoliberalen Mainstream 
darstellt, so wird sie wieder wählbar und 
interessant. Und hierfür ist eine Auseinan-
dersetzung mit Karl Marx unerlässlich.

Philine Bickhardt

Die soziale Frage als Ursache von Revolutionen
Ein Beitrag zu den Herausforderungen der soziologischen  
Theorie der Revolution
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in ihren Prekarisierungslagen und in Rück-
besinnung auf das «Alte» (Tradition) und 
«Natürliche» (Rassismus) als vermeintlicher 
Anker in einer modernen Welt, ist Ausdruck 
einer politischen Problemlage: die Entkopp-
lung der demokratisch-politischen Ordnung 
von dem sie legitimierenden Organ, dem 
Volk2. Die Auseinandersetzung mit dem 
Revolutionsbegriff im Allgemeinen sowie 
mit der sozialen Frage als Ursache von 
Revolutionen im Konkreten trägt den linken 
sozial-politischen Bewegungen Rechnung, 
die als Reaktion auf das strukturell freige-
setzte revolutionäre Potenzial als Folge sozi-
aler Ungleichheit verstanden werden kön-
nen. Und auch ihre Gegenbewegungen von 
rechts sind für den Begriff der Revolution 
relevant. Man denke an die Konzepte der 
«Konservativen Revolution»3, die die Revo-
lution in antimodernen Sprech- und Deu-
tungsmustern als Flucht in eine «Ur-Vergan-
genheit» und ein imaginäres, natürlich-orga-
nisches «Ursprüngliche» konzeptualisieren.4

Herausforderungen für eine analytische  
(Re-)konstruktion von Revolutionen 

Bereits an dieser Stelle wird einerseits der 
Charakter der Revolution als politisch-wel-

2	 Der Diskurs über die Krise der Parteiendemokra-
tie auf Bundesebene, mangelnde Repräsentanz der 
Parteien durch ihre schwindende Mitgliederanzahl 
sowie Parteienzersplitterung und damit einherge-
hend ihre positive Erscheinung, die Parteienvielfalt, 
können hier als Beleg dienen. 

3	 Die Wortkombination geht auf eine Schrift von Juri 
Fjodorovič Samarin und Fëdor Mihajlovič Dostoevskij 
mit dem Titel Revolutionärer Konservatismus  (russ. 
Революционный консерватизмъ) von 1875 zurück. 

4	 Die vermeintlich wahren Kategorien der Gemein-
schaft und des Volkes erinnern an die «totale Revo-
lution», 1933 von den Nationalsozialisten bei ihrer 
Machtergreifung ausgerufen (Grosser 2013: 126). 

tanschaulicher Kampfbegriff und anderer-
seits das die Revolution prägende Verhältnis 
von politischer Praxis und der sie beschrei-
benden Theorie deutlich, woraus sich Her-
ausforderungen für die wissenschaftliche, 
ex post durchgeführte (Re-)Konstruktion 
von Revolutionen ergeben. Trotz der erkann-
ten Problematik soll der Versuch einer Defi-
nition gewagt und der oben beschriebene 
Charakter der Revolution als Forschungsge-
genstand und historisch-politisches Ereig-
nis reflektiert werden. Revolution soll hier 
im Sinne eines ideengeschichtlichen und 
soziologischen Verständnisses als Neukon-
stituierung staatlicher Ordnung und/oder 
grundlegende Änderung der Sozialstruk-
tur verstanden werden, die durch politische 
und soziale Ambitionen einzelner Akteure 
im Namen der Mehrheit angestoßen wird.5 
Die Revolution ist eine von Menschen verur-
sachte, einschneidende Umwälzung in der 
Geschichte. In einem revolutionären Ereig-
nis treffen «Gewalt, Neuerung und tota-
ler Wandel» aufeinander (Eisenstadt 1982: 
14); sie ist die «intensivste, gewaltsamste 
und am klarsten sich artikulierende aller 
Sozialbewegungen» mit dem Ziel der Schaf-
fung einer «neue[n] und bessere[n] Gesell-
schaftsordnung» (ebd. 15 f.). In einer Revo-
lution treffen (1) «vielfältige Akteure», (2) 
«unterschiedliche Triebkräfte» (ideelle ver-
sus materielle Interessen), (3) «divergie-
rende Zeit- und Geschichtskonzeptionen» 

5	 Dieser Begriff ist abzugrenzen vom implizit «Revolu-
tionären» im Sinne einer Neuentwicklung in Technik 
und Wissenschaft. Revolutionen auf dem Gebiet der 
Wissenschaft und Technik (geozentrisches vs. helio-
zentrisches Weltbild, Newtons vs. Einsteins Physik, 
analog vs. digital) sind hier insofern von politischen 
und sozialen Revolutionen abzugrenzen, als sie Modi 
technologischer Transformationen (z. B. «Digitale 
Revolution», «Industrielle Revolution») beschreiben.
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(chronologisch, eschatologisch, kairolo-
gisch, messianisch), (4) «politisch-rechtliche 
Institutionen» und (5) «sozioökonomische 
Strukturen» zusammen (Grosser 2013: 20 f.). 

Die meisten Revolutionstheoretiker*innen 
können sich auf Grundlage der oben skizzier-
ten Definition auf das Verständnis von Revo-
lution als erfolgreicher Neubeginn einigen. 
Jedoch ist die Landschaft einschlägiger The-
orieangebote durchaus vielfältig; Konzeptu-
alisierungen des Revolutionsbegriffs reichen 
von Trockijs permanenter und Marx’ proleta-
rischer Revolution, bis hin zu Bakunins anar-
chistischem Konzept, über antikolonialisti-
sche Ansätze von Frantz Fanon, dem mes-
sianischen Konzept von Walter Benjamin, 
den Ansätzen Foucaults, Sartres und Marcu-
ses zur Befreiung der subaltern-Exkludierten 
bzw. Marginalisierten und der politischen 
Revolution Arendts. Die wissenschaftsthe-
oretisch zu erklärende Heterogenität der 
Revolutionstheorien spiegelt sich in der Viel-
deutigkeit ihres gemeinsamen zentralen 
Begriffs, seinem äquivokativen Charakter 
(vgl. Grosser 2013: 29). Verstärkt wird die-
ser Trend durch den Sprachgebrauch in der 
Presse: Revolutionen der Mode, des Touris-
mus, der Industrie und andere.

Es herrscht Uneinigkeit entlang folgender 
dichotomer Konfliktlinien, die weiterhin für 
wissenschaftliche Auseinandersetzungen 
sorgen: Revolution  – Reform, Neubeginn 
(Anfang) – Restauration, Revolution – Kon-
terrevolution, Freiheit  – Gleichheit, Gesell-
schaft – Staat etc. Anhand dieser Themen-
komplexe können Charakter, Ursprung und 
Verlauf sowie Resultate und historische Trag-
weite von Revolutionen analysiert werden. 
Die soziale Frage als Ursache von Revolutio-
nen kann im Spannungsfeld von politischer 
Freiheit und sozialer Gleichheit gesehen wer-
den, da sie als Begriff zur Beschreibung des 

sozialen Elends breiter Bevölkerungsschich-
ten im städtischen Raum ab Mitte des 19. 
Jahrhunderts die Relevanz nach politi-
scher Artikulation und Repräsentation letz-
terer formuliert. Das von vielen als Wider-
spruch beurteilte Verhältnis von Freiheit der 
«juristisch-politischen und institutionellen 
Sphäre» und Gleichheit «in der wirtschaft-
lichen und sozialen Sphäre» bestehe darin, 
dass die Gleichheit mit Hilfe des «Eingriffs 
des Staats» auf Umverteilung abziele, die 
Freiheit hingegen für die «Begrenzung die-
ses Eingriffs» arbeite (Balibar 2012: 76). Der 
französische Philosoph und Soziologe Éti-
enne Balibar nannte dieses gegenläufige 
und sich gegenseitig konstituierende Prinzip 
zwischen Freiheit und Gleichheit die Proposi-
tion der Gleichfreiheit (ebd. 72 ff). 

Revolutionsforschung zwischen Deskription 
und Präskription

Was also können epistemologische und para-
digmatische Grundlagen für die (soziologi-
sche) Revolutionsforschung sein? Während 
auf deskriptiver, vergleichend-historischer 
Ebene eine verblüffende Übereinstimmung 
in der verwendeten Terminologie zwischen 
verschiedenen Theoretiker*innen zu beob-
achten ist – so bei den ersten drei «großen» 
Revolutionstheoretikern Karl Marx, Lorenz v. 
Stein und Alexis de Tocqueville mit der Ver-
wendung von «Klassenkampf» etc.  – und 
das Ausmachen von «Schlüsselereignissen» 
im Revolutionsverlauf einer sich historisch 
vollzogenen Revolution tendenziell leicht 
fällt, so treten Unterschiede zwischen den 
Theorien besonders dann auf, wenn sie die 
Ebene der Empirie verlassen (Steinert, Trei-
ber 1975: 62). Die proletarische Revolution 
ist bei Marx ein die kapitalistische Gesell-
schaftsordnung kennzeichnendes Ereignis 
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und Einleitung einer klassenlosen Gesell-
schaft; Lorenz v. Stein sieht in der proletari-
schen Revolution die Zuspitzung der Wider-
sprüche, die in Gestalt der «sozialen Reform» 
durch staatliche Autorität aufgehoben wer-
den können; Tocqueville sieht in der «sozia-
len Revolution» die Gefahr der Egalisierung 
und plädiert für eine «demokratische Bewe-
gung» (Steinert, Treiber 1975: 63). Der Grad 
an Übereinstimmung zwischen den Revolu-
tionsanalysen nimmt ab, je mehr die Ebene 
der Deskription einem höheren Abstraktions-
niveau weicht. Das verweist auf das Verhält-
nis von Theorie und Empirie, im Konkreten 
auf die Ansätze der Erforschung von Revo-
lutionen, die «analytisch, generalisierend, 
abstrakt» oder «deskriptiv, individualisie-
rend, konkret» sind (Dahrendorf 1961: 67). 
Die Beschreibung einzelner Revolutionen 
kann den einzelnen historischen Ereignis-
sen gerecht werden; dennoch solle das Ziel 
eine «Erklärung des Phänomens Revolution» 
sein (Dahrendorf 1961: 67). Revolution ist 
demnach als ein essentially contested con-
cept, beschrieben von Walter Bryce Gallie im 
Jahr 1956, zu deuten: Revolution kann (oder 
muss zwangsläufig) als ein ihrem Wesen 
nach umstrittenes Konzept einem Kampf 
um Deutungshoheit unterliegen (vgl. Gros-
ser 2013: 22). Meine These: Je theoretischer 
eine Revolutionsanalyse operiert, desto nor-
mativer argumentiert sie. So lässt sich für die 
Empirie sagen: Je stärker historisch-verglei-
chend eine Analyse verfährt, desto deskrip-
tiver ist sie (und verliert an Erklärungskraft). 
Die soziologische Theorie der Revolution 
bewegt sich also zwischen Empirie und The-
orie, Deskription und Präskription. Indem die 
reine Beobachter*innenperspektive einer-
seits mithilfe von Flugschriften und Mani-
festen der Revolutionär*innen selbst, ander-
seits mithilfe normativ und konzeptuell argu-

mentierender Theoretiker*innen verlassen 
wird, können viele Facetten des Revolutionä-
ren eingefangen werden. 

Revolutionsanalyse als ex post angelegte 
Interpretation

Als politische Theoretikerin zieht Han-
nah Arendt in ihrer Revolutionstheorie 
(On Revolution, 1963) eine klare Grenze 
zwischen sozialer und politischer Revolu-
tion, konstatiert eine Absorbierung letzte-
rer durch die soziale Frage in Bezugnahme 
auf die Französische Revolution: Bekämp-
fung der Armut sei apolitisch, die Befrei-
ung von Elend nicht der wahre Charak-
ter der Revolution; sie müsse für Freiheit 
kämpfen (kämpft sie für die Befreiung von 
sozialen Missständen, muss sie zwangs-
läufig in Terror umkippen).6 Die Revoluti-
onsanalyse als ex post angelegte Interpre-
tation eines singulären Ereignisses dient als 
«Beleg für eine jeweils ganz bestimmte nor-
mative, zukunftsweisende Idee» (Steinert, 
Treiber 1975: 63). Karl Marx, Lorenz von 
Stein, Alexis de Tocqueville, Hannah Arendt 
und viele Geringere haben sich die Frage 
gestellt, was Revolution ist und wie sie sein 
sollte. Wie schon mehrfach gezeigt, ist Revo-
lution als etwas vom Menschen Gemachtes 
auch immer das, was das revolutionäre Sub-
jekt, sei es das Volk, die Mehrheit, Berufsre-
volutionär*innen oder die Marginalisierten 
dieser Welt, will. Somit muss alle Revoluti-
onsforschung auch ontologisch verfahren. 
Folgendes ergibt sich aus einem Problem-
bewusstsein über die damit einhergehende 
Normativität einiger Revolutionstheoreti-

6	 Diese Unterscheidung wird in den Politikwissen-
schaften in der Opposition von «negativer» und 
«positiver» Freiheit ausgedrückt. 
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ker*innen: Anspruch aller (selbstreflektier-
ten) ontologischen Revolutionsforschung 
sollte der Versuch der Erarbeitung einer Sys-
tematik von der die Revolution tatsächlich 
bestimmenden Entitäten sein. So steht auch 
Revolutionsforschung vor der Frage nach 
der Natur des Wissens über die Revolution 
und seiner Grenzen. Gleichzeitig aber legt 
die Tatsache der Grenzen der Wissensgene-
rierung dieser Entitäten nicht die Annahme 
nahe, dass diese Entitäten nicht existie-
ren würden. Ein epistemologischer, ein sich 
nach dem Ursprung des Möglichen an Wis-
sen über Revolution fragender Ansatz, kann 
nur dann als logisch erachtet werden, wenn 
die Möglichkeit, dass das zu Erforschende 
ist, eingestanden wird. Eine erkenntnisthe-
oretisch geleitete Revolutionsforschung, die 
Wege zum Wissen über die Revolution erfra-
gen will, setzt die Prämisse der Ontologie, 
des tatsächlich Wissbaren, voraus. 

Der oben vorgestellte Vergleich zwischen 
Marx, v. Stein und Tocqueville zeigt auf, dass 
Revolutionsforschung besonders dann erklä-
rungskräftig sein kann, wenn sie theoretisch 
argumentiert. Sie muss sich dennoch um eine 
intersubjektiv nachvollziehbare Beschrei-
bung von Revolutionen bemühen. So ist 
die Forderung Dahrendorfs nach Erklärbar-
keit von Revolutionen mithilfe der «Theorien 
des sozialen Wandels» als Vorhaben einer 
diesem Mangel abhelfenden «engagierten 
Soziologie» nachvollziehbar (Dahrendorf 
1961: 66). Besonders die «soziale Frage» als 
ihr (zweifellos nicht einziger) Gegenstand, 
ein Phänomen der Moderne, die mit der in 
England im 18. Jahrhundert in Gang gesetz-
ten Industrialisierung als Prozess der tech-
nisch-wirtschaftlichen Produktionsweise das 
Ende der agrarischen Gesellschaft markiert, 
hat die sogenannten «Gründerväter» der 
Soziologie über die Modernisierung schrei-

ben lassen: Max Weber als verstehender und 
werturteilsfreier Soziologe über den Prozess 
der Rationalisierung, Emile Durkheim über 
zunehmende Arbeitsaufteilung und sozi-
ale Differenzierung und Georg Simmel über 
Individualisierung als Prozess gleichzeitiger 
Vermassung und Vereinsamung der Men-
schen in einer modernen Gesellschaft. So 
ist die Soziologie als moderne Wissenschaft, 
Dahrendorfs Auslegung zufolge, dem sozia-
len Wandel im Allgemeinen und der Erfor-
schung der Revolution im Konkreten beson-
ders verpflichtet. Die Soziologie als Disziplin 
ist neben der Untersuchung der Grundein-
heit sozialer Ordnung (Synthesis) auch dem 
Wandel dieser (Dynamis) und der Möglich-
keit der Beeinflussung eben dieses Wandels 
(Praxis) verpflichtet (vgl. Rosa, Strecker, Kott-
mann 2013).
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Das unerschöpfliche Verlangen nach femi-
nistischer Theoriearbeit und die Sehnsucht 
nach dem ganz Anderen fußen auf den 
Schultern von Riesinnen. Spätestens seit dem 
Aufbegehren Olympe de Gouges 1791 wird 
um die Befreiung der Frau gerungen und die 
Unterdrückung der Hälfte der Welt entlang 
des Geschlechterunterschiedes auf verschie-
denste Art zu erklären versucht. Auch heute, 
nachdem in Europa schon lange keine Frau 
mehr für das Einstehen für Gleichberech-
tigung auf das Schafott treten muss, jedes 
zweite Mädchen wie selbstverständlich bei 
H&M Shirts mit dem Aufdruck «Girl Power» 
kauft und gerade in diesem Jahr verschie-
denste feministische Anliegen im Rückblick 
auf hundert Jahre Frauenwahlrecht disku-
tiert werden, bleibt die schmerzliche Erfah-
rung von Frauen, trotz alledem das andere 
Geschlecht zu bleiben. Wir haben von 
Simone de Beauvoir gelernt, dass wir nicht 
als Frauen geboren, sondern dazu gemacht 
werden – und erfahren schmerzlich, was das 
bedeutet. Wir blicken auf die Errungenschaf-
ten und klugen Ideen unserer Vorkämpferin-
nen und das Unbehagen bleibt dennoch.

Zwischen Staat und einer neuen Bewegung

Aktuell sind in der immer diverser werden-
den feministischen Landschaft vor allem 
zwei Phänomene zu beobachten. So sehen 
wir seit den 1990er-Jahren einen sich stetig 
entwickelnden Staatsfeminismus, der den 
Gang durch die Institutionen angetreten 

hat und sich in Form von Gleichstellungs-
beauftragten, Gender Mainstreaming und 
der Errichtung von Studiengängen nieder-
gelassen hat und der institutionalisiert und 
sozial anerkannt das Erbe der Frauenbewe-
gung der 1970er- und 1980er-Jahre verwal-
tet. Doch so sehr jene gesetzlich geregelte 
Gleichstellung Grund zur Freude ist und vor 
den Attacken von Rechtspopulist*innen 
verteidigt werden muss, so sehr hat jene Ins-
titutionalisierung zugleich der Frauenbewe-
gung den Wind aus den Segeln genommen.

An die Stelle der Frauenbewegung ist 
eine neue feministische Bewegung getre-
ten. Jedoch nicht, um die Befreiung der 
Frau wieder radikal zu fordern, sondern in 
erster Linie als Produkt poststrukturalisti-
scher Theorie. Die den Unterschieden zum 
Trotz gebauten Brücken der Frauenbewe-
gung wurden abgelöst durch eine Beto-
nung der Unterschiede und das Dividie-
ren des Partikularen und Spezifischen ins 
Unendliche. Jutta Sommerbauer resümierte 
schon 2003 ernüchtert, dass

an die Stelle der Herrschaft […] die Macht 
getreten [ist], anstatt der Gesellschaft […] 
der Diskurs analysiert [wird], und der Begriff 
Frauen […] selten ohne Anführungszeichen 
verwendet [wird]. Sommerbauer, 2003: 12

Jenem Versuch, die Kategorie Frau klein zu 
machen, neben andere zu stellen oder gar abzu-
schaffen, scheint mehr noch als eine emanzi-
patorische Gesellschaftsanalyse die internali-

Merle Stöver

Das andere Geschlecht und die andere Gesellschaft
Gedanken zu Feminismus, Marxismus und Sehnsucht
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sierte Kränkung durch die eigene gesellschaft-
liche Position «Frau» ins Gesicht geschrieben.

Die Verhältnisse umzustürzen

Doch anstatt ehrfürchtig ob der verfahre-
nen Situation innezuhalten und das femi-
nistische Vorhaben anderen zu überlassen, 
richten wir den Blick noch einmal auf das 
Wesentliche: Denn wenn wir kein minderes 
Ziel verfolgen, als mit den Verhältnissen zu 
brechen, «in denen der Mensch ein ernied-
rigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein 
verächtliches Wesen ist», dann gilt es, dies 
ohne zu zögern zum kategorischen Impera-
tiv unserer Überlegungen zu machen. Die 
Anstrengungen, die feministische Analyse 
der Gesellschaft mit der marxistischen in Ein-
klang oder zumindest in Austausch bringen 
zu wollen, haben fürwahr viele Theoretikerin-
nen vorgenommen, doch war es zumeist der 
Marxismus, der sich der Frauenfrage gegen-
über zu starr und ignorant verhielt und sie 
neben der Klassenfrage zu einem unterge-
ordneten Unterfangen erklärte.

Und dennoch: Es geht um nicht weni-
ger, als den Menschen – jeden Menschen – 
aus seiner Unterjochung zu befreien. Dass 
Frigga Haug in Marxismus und Feminis-
mus «ganz unterschiedliche Geschwister» 
erkannte und Heidi Hartmann das Verhält-
nis beider als unglückliche Ehe beschreibt, 
in der sie eins werden und dieses eine Mar-
xismus sei, kann die Hoffnung, die der Mar-
xsche Imperativ verheißt, nicht trüben.

Warum materialistischer Feminismus

Sowohl für das Kapital- als auch das 
Geschlechterverhältnis gilt, dass sie zuerst 
natürlich und oftmals übermächtig erschei-
nen. Sich innerhalb feministischer Theo-

rie auf den historischen Materialismus zu 
beziehen, bedeutet vor allem eines: Zu wis-
sen, dass jene Umstände, die uns in die 
Knie zwingen und Frau-Sein überhaupt 
erst zu der Position des Anderen gemacht 
haben, nicht natürlich, sondern vielmehr 
durch Menschen gemacht sind. Der soziale 
Zusammenhang prägt den Menschen und 
wird durch ihn überhaupt erst hergestellt. 
Der Materialismus dechiffriert die Verhält-
nisse als Produkt menschlicher Praxis und 
ruft dadurch die Veränderbarkeit der gesell-
schaftlichen Verhältnisse ins Bewusstsein.

Eine umfassende Kritik der Geschlechter-
ordnung kann dementsprechend weder inner-
halb der Institutionen stattfinden, indem 
Frauen ein Stück vom Kuchen gesichert wird, 
noch kann sie als bloße Dekonstruktion der 
symbolischen Repräsentation an den Mani-
festen der patriarchalen Ordnung rütteln. 
Materialistischer Feminismus hat nicht weni-
ger sich zur Aufgabe gemacht, als die soziale 
Revolution, die der Marxismus begann, noch 
einmal zu revolutionieren: Sodass das Glücks-
versprechen der befreiten Gesellschaft tat-
sächlich allgemein gelte. Ohne eine grund-
sätzliche Veränderung im Sinne der 3. Feu-
erbachthese, dass das Ändern der Umstände 
und Selbstveränderung in revolutionärer Pra-
xis ineinander fielen, scheitert der Versuch 
noch in den Kinderschuhen. Die Verschlin-
gungen zwischen der Herrschaft des Kapitals 
über die Lohnarbeit und der noch viel älte-
ren Herrschaft der Männer über die Frauen 
wurden mehrfach versucht zu begreifen: die 
Idee, Kapitalismus und Patriarchat als Dual-
wirtschaft zu konzipieren, wurde ebenso ver-
worfen wie der Versuch, Frauen als eigene 
Klasse zu verstehen oder die leidigen Haupt- 
und Nebenwiderspruchsansätze, nach denen 
das Patriarchat lediglich eine Auswirkung 
des kapitalistischen Systems sei.
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Was tun

Versuchen wir, Lehren aus diesen Gedanken 
zu ziehen, so gilt zunächst, die Kategorie 
Frau, deren Zwangscharakter und Zuschrei-
bungen menschengemacht sind, nicht in 
eine Abwendung von jener Kategorie zu 
übersetzen, sondern die Widersprüche des 
eigenen Unwohlseins, des Haderns und des 
Gefühls nicht verstanden zu werden, auf die 
Gesellschaft zurückzuführen. Die Kränkung, 
die Frauen vermittelt wird, ist kein individu-
elles Gefühl, sondern Anknüpfungspunkt, 
die Kategorie Frau zu besetzen.

Im Sammelband Feministisch streiten, 
2018 im Querverlag erschienen, schreibt 
die Herausgeberin und Autorin Koschka Lin-
kerhand von einer Dialektik von Gleichheit 
und Differenz als Analysemoment des femi-
nistischen Wir. Jene Konstitution von einem 
Wir hat nicht zum Ziel, in der Bezeichnung 
«Frauen» Erfüllung und ein maßgeschneider-
tes Identitätskorsett zu bieten. Indem wir von 
einem «Wir» ausgehen, setzen wir uns selbst 
als Subjekt und verwandeln das warenprodu-
zierende Patriarchat in das «Andere». Gehen 
wir den Weg der betonten Differenz, der 
sich im Lichte der Postmoderne heimischer 
anfühlt, und verabschieden uns von der 
Rehabilitierung des Subjektes Frau, gerät 
die tatsächliche Verschlingung von Kapita-
lismus und Patriarchat aus dem Sichtfeld.

Ni una menos! – Nicht eine weniger!

Zu verstehen, dass wir nicht als Frau geboren 
werden, sondern die gesellschaftliche Kate-
gorie menschengemacht ist, ist wahrlich nur 
der erste Schritt. Denn es sind diese Verhält-
nisse, die Frauen das Leben schwer machen. 
Das Patriarchat ist längst zu einer globalen 
Herrschaft entlang der Linien des Kapita-

lismus geworden. In Bangladesch schuften 
die Textilarbeiterinnen für einen Hunger-
lohn unter den widrigsten Bedingungen. Im 
Iran verschwinden Frauen, die sich vom Joch 
der patriarchal-religiösen Unterdrückung in 
Form eines Stück Stoffes auch nur für Minu-
ten frei machen wollen, in den Knästen und 
Folterkellern des Regimes. In Mexiko wur-
den in einer Mordserie über 300 Frauen ver-
gewaltigt und getötet und das Versagen der 
Behörden musste unter dem Titel «Ni una 
menos!» («Nicht eine weniger») von Frauen-
organisationen aufgefangen werden.

Es ist an der Zeit zu begreifen, dass das 
Patriarchat tödlich ist. Überall auf der Welt 
sind Frauen benachteiligt, werden ihre 
Leben nicht für voll genommen und ihre 
Selbstbestimmung mit Füßen getreten. Die 
Ausbeutung von Frauen, ihrer Arbeitskraft, 
ihrer Körper und ihrer Sorgearbeit, kann 
behoben werden. Diese Welt ist veränder-
bar – sie ist es jedoch nur, wenn Partei ergrif-
fen wird. Es muss gelten, dass die Grenzen 
nicht zwischen den Nationen verlaufen, son-
dern zwischen den Klassen. Wenn erneut 
Arbeiterinnen in Fabriken in Bangladesch 
zu Tode kommen, dann darf uns das nicht 
kalt lassen. Wenn Frauen in den Folterkel-
lern des Irans verschwinden, dann ist es an 
der Zeit, sie zu unterstützen, wo es nur mög-
lich ist. Und wenn erneut eine Frau ermor-
det wird, weil sie Frau ist, dann darf man 
die Augen nicht verschließen.

Eine andere Welt ist möglich. Eine, in der 
Mädchen ein Shirt mit der Aufschrift «Girl 
Power» tragen und werden können, was 
sie wollen. In der sie später den gleichen 
Lohn bekommen, in der sie laut sagen kön-
nen, was sie wollen und was sie nicht wol-
len. Aber auch eine, in der sie zurückblicken 
und die Riesinnen sehen, auf deren Schul-
tern sie stehen.
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Die Vielzüngigkeit des Feminismus, Linke Praxis und 
Unangepasste Cyborgs

phemie»2 durchzogen. Ironische Brechun-
gen ließen dabei Widersprüchlichkeiten 
und Mehrdimensionalität zum Vorschein 
kommen, so die Autorin selbst. 

Die Macht der Bilder oder die Allegorie der 
«Feministischen Cyborg»

Versinnbildlichung und Verkörperung einer 
widersprüchlichen Hybridität ist die zent-
rale Figur der «feministischen Cyborg». Die 
feministische Cyborg ist eine Erzählfigur, 
anhand derer sich eine spezifische Form 
des aktivistischen Schreibens und philo-
sophisch-theoretischem Beschreibens ent-
wickeln lässt. Denn mächtige Tropen und 
Erzählfiguren haben schon immer in Zei-
ten des Umbruchs Möglichkeiten des his-
torischen Wandels eröffnet: «Figuration is 
about resetting the stage for possible pasts 
and futures. Figuration is the mode of the-
ory when the more ‹normal› rhetorics of sys-
tematic critical analysis seem only to repeat 
and sustain our entrapment in the stories 
of the established disorders»3. Materielle 
Realität und Imagination vermischen sich 
in der Konstruktion eines Bewusstseins, 
das als fantasievolles Erkennen der Unter-
drückung neue Handlungsmöglichkeiten 

2	 Ebd.

3	 Haraway, Donna. Ecce Homo, Ain’t (Ar’n’t) I A 
Woman, and Inappropriate/d Others: The Human 
in a Post-Humanist Landscape. In: The Haraway 
Reader. Routledge New York 2003a, 47

Warum gerade Feminismus und linke Pra-
xis? Die Antwort ist einfach: Feministi-
sche Praktiken der Solidarität, beispiels-
weise beim Women’s March on Washington 
am Tag nach der Amtseinführung Donald 
Trumps, bei den Protesten für das Recht auf 
Schwangerschaftsabbruch in Argentinien 
oder die vor der Wahl Jair Bolsanaros von 
Frauengruppen organisierten Ele Não-Pro-
teste in Brasilien zeigen, dass der Feminis-
mus eine Bindekraft besitzt, die dem Erstar-
ken autoritärer Herrschaft entgegensteht. 

In diesem Beitrag möchte ich daher im 
Ausgang von Donna Haraways Cyborg 
Manifest, einem Meilenstein neuerer femi-
nistischer Theorie, nach einer zeitgenössi-
schen, auf eine solidarische Zukunft ausge-
richteten feministischen Praxis fragen. Das 
Cyborg Manifest, zuerst erschienen 1985 
unter dem Titel Manifesto for Cyborgs: 
Science, Technology, and Socialist Feminsm 
in the 1980’s in der englischsprachigen 
Fachzeitschrift Socialist Review, geht auf 
das Anliegen der Autorin zurück, einen kri-
tisch-utopischen und zum praktischen Han-
deln anregenden Gegenentwurf zur Politik 
der Reagan-Ära in den USA zu entwerfen. 
Ihren Bezugspunkt bildet dabei der sozia-
listische Feminismus, dem sie, nach eigener 
Aussage, «die Treue hält»1. Gleichzeitig ist 
diese «Treue» jedoch von «ironischer «Blas-

1	 Haraway, Donna. Ein Manifest für Cyborgs. In: Die 
Neuerfindung der Natur. Primaten, Cyborgs und 
Frauen. Campus-Verlag Frankfurt 1995a, 33.
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eröffnen kann. So verändert «die Cyborg als 
imaginäre Figur und als erlebte Erfahrung 
…, was am Ende des 20. Jahrhunderts als 
Erfahrung der Frauen zu betrachten ist»4. 
Konkret bedeutet das für eine feministi-
sche Gesellschaftskritik: Erst Bruchstellen 
und Risse im Bestehenden legen die Dicho-
tomien geschlechtlicher und rassistischer 
Ungleichbehandlung frei. Daher kann auch 
die Cyborg kein einheitliches «Wesen» sein, 
sondern nur eine monströse Kreatur der 
Zweideutigkeit. Nicht Zweigeschlechtlich-
keit oder Identität, sondern die Pluralität 
innerhalb und zwischen den Geschlechtern 
ist Haraway in ihrer Version der feministi-
schen Cyborg wichtig: «Dies ist kein Traum 
einer gemeinsamen Sprache, sondern einer 
mächtigen, ungläubigen Vielzüngigkeit»5. 
Genau diese «Vielzüngigkeit» macht den 
Weg frei für die spezifischen Perspektiven 
von schwarzen Frauen, Frauen in prekären 
Arbeitsverhältnissen, aber auch Transgen-
der-Personen. Der Plural ist ins Bewusst-
sein gerückt. Ein unabgeschlossenes Selbst, 
geprägt von Differenzen und Fragmentie-
rung sind Voraussetzungen, damit poli-
tische und epistemische Beziehungen 
nicht von Unterwerfung und Aneignung 
geprägt sind. Genuin soziale und aktiv-rela-
tionale Beziehungen zwischen heterogenen 
Akteur_innen treten an die Stelle von patri-
archaler, rassistischer sowie kolonialer Herr-
schaft und Kontrolle.

Widerstandsfähigkeit und Prekarität

Cyborgs sind zugleich Figuren der monströ-
sen (Selbst-)entgrenzung als auch der erlit-
tenen Ausgrenzung: Gemeinsam ist ihnen 

4	 Haraway 1995a: 34.

5	 Ebd.: 72.

die Hybridität ihrer Körper und ihr mar-
ginalisierter, häufig prekärer Status als 
Andere. Im Gegensatz zu den Weltbeherr-
schungsfantasien der männlichen Cyborgs 
in gängigen Science-Fiction-Erzählungen 
und Filmen soll Haraways Allegorie der 
feministischen Cyborg bestehende Macht-
hierarchien in ein solidarisches und gemein-
schaftliches Handeln transformieren. Das 
erfordert in einem ersten Schritt, prekäre 
Arbeitsbedingungen für Frauen sowie glo-
bale Betreuungs- und Abhängigkeitsketten 
zwischen Industrie- und Schwellenländer, 
sog. «Global Care Chains», in Frage zu stel-
len. Genau dies macht Haraway, indem sie 
Bezug auf reale Cyborg-Frauen in prekären 
Lebens- und Arbeitsverhältnissen nimmt.6 
So schildert sie beispielsweise das Outsour-
cing von Kommunikation in der «New Eco-
nomy» und die Fertigung von mikroelekt-
ronischen Bauteilen in Billiglohnländern 
durch vornehmlich Frauen. All diese Ent-
wicklungen gehen für sie mit einer «Femini-
sierung» von prekären Arbeitsverhältnissen 
und Armut einher: «Feminisiert zu werden 
bedeutet hier, eine extrem prekäre Posi-
tion einzunehmen, zerlegt und neu zusam-
mengesetzt werden zu können; als Reser-
vearmee ausgebeutet werden zu können; 
… ständige eine an der Grenze zum Obs-
zönen, eine auf Sex reduzierte Existenz, 
immer bedroht von Arbeitslosigkeit und 
Deplatzierung»7. In der Fähigkeit, hierge-
gen zu rebellieren und Herrschaftsstruktu-
ren in Frage zu stellen – Stichwort «Interna-
tional Women’s Strike» – sieht Haraway das 

6	 Zur breit geführten Debatte um die Hausar-
beitsökonomie und die doppelte Belastung von 
Frauen durch Fürsorge- und Erwerbsarbeit vgl. die 
zahlreichen Arbeiten von Silvia Federici, Regina 
Becker-Schmidt oder Nancy Fraser.

7	 Haraway 1995a: 55.
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widerständige Cyborg-Potenzial der Frauen, 
die in den Fabriken Platinen löten. Zudem 
unterlaufen Frauen hierarchische Grenzzie-
hungen in einer weiteren Hinsicht, da sie 
zwischen häuslicher und marktvermittelter 
Arbeit pendeln und so traditionell patriar-
chale Familienmodelle in Frage stellen. 

Verantwortungsvolle Verbindungen

Grenzüberschreitungen erfordern die 
Neu-definition und Verhandlung von Ver-
bindungen untereinander: «Verantwortlich-
keit hat für mich … damit zu tun, wie wir 
unter uns Verbindungen aufbauen, wie wir 
uns selbst zusammenfügen, und wie wir 
zusammengefügt sind»8. In anderen Wor-
ten, Globalisierung in einer kapitalistischen 
Welt und die damit einhergehenden Hierar-
chien zwischen Menschen, Tieren, Umwelt 
und Maschinen sind anders zu denken und 
zu gestalten als unter dem Status quo. Ver-
bindungen, beispielsweise in Form von Glo-
balisierung, pauschal rückgängig machen 
zu wollen und somit aufzulösen, wäre hin-
gegen keine Option. Dieses Unterfangen 
würde die Gefahr einer Re-Naturalisierung 
alter (patriarchaler) Ordnungsmuster ber-
gen, wie sie sich aktuell in einen zuneh-
menden autoritären Nationalismus in west-
lichen Demokratien zeigt. Cyborg-Figuren 
können hingegen «Figuren für das Leben in 
Widersprüchen sein»9.

8	 Haraway, Donna. «Wir sind immer mittendrin». 
Ein Interview mit Donna Haraway. In: Die Neuer-
findung der Natur. Primaten, Cyborgs und Frauen. 
Campus-Verlag Frankfurt 1995b, 111.

9	 Haraway, Donna. The Companion Species Mani-
festo: Dogs, People and Significant Otherness. Para-
digm Press Chicago 2003b, 11.

«But Ain’t I A Woman?»

Abschließend möchte ich mich der Abolitio-
nistin, ehemals Sklavin, und schwarzen Frau-
enrechtlerin Sojourner Truth (1798–1883) 
zuwenden, auf die Haraway allegorisch als 
Cyborg-Figur verweist. So schreibt Haraway: 
«I want to focus on the discourses of suf-
fering and dismemberment. I want to stay 
with the disarticulated bodies of history as 
figures of possible connection and accoun-
tability»10. Sojourner Truth stellt durch die 
eigene Zerstückelung und Zerlegung des 
(weiblichen) Körpers wirkmächtige, kultu-
rell-gesellschaftlich verankerte Grenzzie-
hungen eines patriarchalen und kolonia-
len Denkens radikal in Frage. Aus dem Erlei-
den und der eigenen Vulnerabilität können 
sich wiederum wirkmächtige, kollektive Ver-
bindungen ergeben, wie die Rede Sojour-
ner Truths Ain’t I A Woman? Auf eindrucks-
volle Weise zeigt. Truth hielt die Rede 1851 
anlässlich eines (vornehmlich weißen) Kon-
gresses für Frauenrechte in Akron, Ohio. Als 
Antwort auf die Zwischenrufe eines Provo-
kateurs, der den Kongress zu stören ver-
suchte, antwortete sie wie folgt:

That man over there says that women need 
to be helped into carriages, and lifted over 
ditches, and to have the best places – And 
ain’t I a woman? Look at me! Look at my 
arm! I have ploughed and planted, and 
gathered into barns, and no man could 
head me! – And ain’t I a woman? I could 
work as much and eat as much as a man – 
when I could get it – and bear the lash as 
well! – And ain’t I a woman? I have borne 
thirteen children, and seen most all sold off 
to slavery, and when I cried out with my 

10	 Haraway 2003a: 47.
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mother’s grief, none but Jesus heard me! – 
And ain’t I a woman?11

Gegen ihren Willen deportiert, ohne ein 
Zuhause oder einen rechtmäßigen Geburts-
namen, ausgeschlossen aus dem Diskurs des 
(weißen) Frau-seins, vergewaltigt von ihrem 
Besitzer, gezwungen zum Geschlechtsver-
kehr und der Fortpflanzung mit einem ande-
ren Sklaven, ihrer Kinder nach der Geburt 
beraubt, und nicht zuletzt in ihrer körperli-
chen Anatomie als (weibliches) Subjekt in 
Frage gestellt – all dies macht Sojourner Truth 
gerade zu einer wirkmächtigen Sprecherin 
des Feminismus. Ihr Körper, wahrgenommen 
als der eines «Monsters», durchkreuzt Gren-
zen rassischer und geschlechtlicher Reinheit 
und Identität. Sie stellt Dichotomien durch 
das Aus-sprechen ihrer Hybridität in Frage 
und reklamiert ein Frau-sein für sich, wel-
ches bestehenden Grenzziehungen zuwider 
läuft. Truth ist eine hybride Cyborg und un/
an/gepasste Andere, die ihren ethischen 
Appell an anderen Cyborg-Feministinnen 
richtet. Im Cyborg Manifest heißt es: «Nach-
gewachsene Gliedmaßen können monströs, 
verdoppelt oder mächtig sein. Wir alle sind 

11	 Haraway 2005a: 50.

zutiefst verletzt worden. Wir brauchen Rege-
neration, nicht Wiedergeburt, und die Mög-
lichkeiten unserer Rekonstitution schließen 
den utopischen Traum, die Hoffnung auf 
eine monströse Welt ohne Gender, ein»12. 
Die ausgestoßene Andere ist für Haraway 
nicht die «weiße «unschuldige» Frau, die auf 
eine Rückkehr in die Natur und das Paradies 
hofft, sondern die monströse Cyborg.
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Pluralismus statt Postfaktizität

respondierenden Zugang zur Welt durch wis-
senschaftliche Theorien annehmen, stehen 
eine Reihe antirealistischer Positionen einer 
solchen Vorstellung ablehnend gegenüber.

Diese Skepsis der Antirealist*innen kann 
auf folgenden zwei Säulen beruhen. Als ers-
tes soll die empirisch-historische Argumenta-
tion angesprochen werden, die Larry Laudan 
(1981) mit der These der sogenannten «pessi-
mistischen Induktion» berühmt machte. Laut 
dieser These wurden eine Reihe von Theo-
rien, die historisch zu ihrer Zeit als «beste» 
wissenschaftliche Theorie firmierten, durch 
die weitere Forschungsentwicklung wider-
legt. Es gibt laut Laudan keinen zwingenden 
Grund heute anzunehmen, dass unsere zum 
aktuellen Zeitpunkt besten wissenschaftli-
chen Theorien sich nicht auch in der Zukunft 
als falsch herausstellen könnten.

Die prinzipielle Unterdeterminiertheit 
unserer Theorien unterstreicht zweitens vor 
allem W. V. O. Quine, u.a. in seinem bekann-
ten Essay Two Dogmas of Empiricism (1951). 
Die Ableitung von Theorien aus Beobach-
tungen erscheint immer auf ad hoc The-
sen basieren zu müssen, die in einem Netz 
von Überzeugungen eingebunden sind. Ein-
zelne Aussagen über empirische Ereignisse 
können ohne dieses Netz an Überzeugun-
gen nicht vorgenommen werden und haben 
an sich keinen Aussagewert. Erst die Verbin-
dung in einem Gesamtsystem stellt sinn-
volle Aussagen sicher. Dadurch werden 
unterschiedliche Systeme zum Erklären der 
gleichen empirischen Daten denkbar. Die 
prinzipielle empirische Unterdeterminiert-

Im folgenden Artikel werde ich die Frage 
nach der Stellung wissenschaftlicher Ergeb-
nisse unter dem Eindruck «postfaktischer» 
Argumentation in Öffentlichkeit und Politik 
untersuchen. Eine zielführende Antwort auf 
diese Herausforderungen scheint mir nicht 
im Behaupten einer objektiv gerechtfer-
tigten Wahrheit, zugänglich durch wissen-
schaftliche Ergebnisse, zu liegen. Im Gegen-
teil: Wissen, so die hier vertretene These, 
ist eine komplexe soziale Institution außer-
halb einfacher wahr-falsch Dichotomie. Ein 
einfaches Postulieren von: «Wissenschaft = 
Produktion von wahren Aussagen über die 
Welt» erweckt Erwartungen, die faktisch 
nicht erfüllt werden können. Ein generell 
relativistischer oder gar wissenschaftsskep-
tischer Standpunkt erscheint in der Debatte 
aber ebenfalls nicht haltbar. Im Gegensatz 
zu einem skeptischen Bild gegenüber Wis-
senschaft bleibt innerhalb eines pluralisti-
schen Wissenschaftsbildes die Option der 
gerechtfertigten individuellen und kollekti-
ven Handlungen bestehen, basierend auf 
zumindest teilweise «richtigen» Annahmen 
über die Welt. 

Probleme der Realismus/Antirealismus Debatte

Die Problematik einer wissenschaftstheo-
retischen Auseinandersetzung zu diesem 
Thema liegt insbesondere in der Frage nach 
dem möglichen Zugang zur Welt auf Basis 
unserer wissenschaftlichen Theorien. Wäh-
rend Wissenschaftsrealisten zumindest 
einen, wie auch immer ausgestalteten, kor-
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heit unserer Theorien muss daher akzeptiert 
werden. Zusätzlich betonen soziologisch-re-
lativistische Positionen der Erkenntnisthe-
orie und Wissenschaftstheorie die Bedeu-
tung einer prinzipiell nicht zu überwinden-
den Eingebundenheit von Erkenntnis in 
sozial determinierten Erkenntnissystemen 
(Barnes et al. 1996; Kusch 2002).

Ein populärer realistischer Einwand 
gegenüber solchen Argumenten bezieht 
sich vor allem auf den Erfolg wissenschaft-
licher Theorien. Es wäre schon ein Wun-
der, so die Argumentation von Hilary Put-
nam (1975, S.75), würden unsere Theorien 
in der Breite erfolgreich Voraussagen über 
die Welt produzieren, ohne in irgendeiner 
Form Wahrheiten abzubilden. Doch dieses 
Argument kann auch mit einer Reihe von 
Gegenbeispielen angegriffen werden, in der 
eben auch heute als falsch eingestufte The-
orien sehr erfolgreich Vorhersagen verläss-
lich machen konnten. (Einen guten Über-
blick hierzu, inkl. möglicher Gegenargumen-
tationen, gibt Vickers 2017.) 

Gegen den Einwand prinzipieller Unter-
determiniertheit von Theorien kann auf das 
Etablieren einer besonders erfolgreichen 
wissenschaftlichen Methode auf Basis von 
ehemals ad hoc angenommenen Normen 
und Werten in der Wissenschaft verwiesen 
werden (Shapere 1986). Solche Methoden 
haben sich als besonders gut für den wis-
senschaftlichen Gebrauch erwiesen. Damit 
wird Wissenschaft ein objektiv richtiger Nor-
men- und Wertekanon vorgeschrieben, nach 
dem auf der Suche nach der Wahrheit vor-
zugehen ist. Eine externe Bewertungsmög-
lichkeit dieser «Objektivität» zweifeln Relati-
vist*innen freilich an. Offenbar steht beiden 
Seiten ein Repertoire an Argumenten und 
Fallbeispielen zur Verfügung, deren Gewicht 
schwer gegeneinander abzuwiegen ist.

Vermittlung durch Pluralismus

Ein Vorschlag für eine vermittelnde Position 
bietet die Akzeptanz eines erkenntnistheo-
retischen Pluralismus verbunden mit einer 
sehr moderaten Form von Realismus. Ähn-
liche Ansätze vertreten u.a. Helen Longino 
(2002) oder Hasok Chang (2012). Was ist 
der Vorteil ihrer Position? Offensichtlich kön-
nen pluralistische Wissenschaftstheorien 
zweierlei: Akzeptieren, dass es eine Reihe 
von Beschreibungen der Welt gibt, die in 
irgendeiner Form einen Teil von Vorhersa-
gen von Ereignissen zulassen. Diese sind 
nicht wörtlich wahr oder korrespondierend 
mit der Welt. Vielmehr bedarf es aus prak-
tischen Gründen einer Reihe verschiedener 
Interpretationen der Welt. Diese wiederum 
sind ganz sicher abhängig von Geschichte, 
sozialen Bedingungen, politischen Hin-
tergründen und angewandten, aber nicht 
explizit formulierten Praktiken. Das Verwer-
fen solcher Faktoren als unwissenschaft-
lich oder externer Störvariablen zugunsten 
einer übergeordneten wissenschaftlichen 
Methode oder Denkweise sollte vor diesem 
Hintergrund nicht überstürzt stattfinden. Im 
Gegenteil: Unterschiedliche Perspektiven 
können für den Fortgang des wissenschaft-
lichen Programmes unter Umständen sogar 
einen entscheidenden Vorteil besitzen (Lon-
gino 2002). Scheinbar widerlegte Theorien 
und Erklärungsansätze sollten darüber hin-
aus aufgrund ihrer praktischen und inhaltli-
chen Implikationen von Interesse für zukünf-
tige Forschung bleiben (Chang 2012). 

Ein Vorteil solcher Ansätze ist, dass die 
Akzeptanz der Einflussnahme sozialer Fak-
toren nicht mit einem Relativismus einher-
geht, der einer wissenschaftsskeptischen 
Argumentation das Wort führt. Einerseits 
löst sich das Wissenschaftsbild von einer 
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erreichbaren allgemeingültigen Methodik 
und Rationalitätsvorstellung. Andererseits 
bekennt er sich zu Formen von Wahrheit 
und der Effektivität von Wissenschaft als 
System des Erkenntnisgewinns. Die Bewer-
tung von wissenschaftlichen Theorien hebt 
sich nicht in einer wahr/falsch oder sozial/
rational Dichotomie auf. Vielmehr akzep-
tiert ein pluralistischer Ansatz eine weit-
aus höhere Komplexität von Erkenntnis im 
Angesicht von Interaktion mit Realität. 

Ein solch praktisch orientiertes Denken 
lässt Raum für das Ablehnen unwissenschaft-
licher Vorgehensweisen zugunsten rein exter-
ner Motivationen. Beispiele wären hier das 
Erfinden von Ergebnissen zum eigenen Fort-
kommen von Forschenden oder bezahlten 
Studien zugunsten von Politik oder Industrie 
unter Verstoß von wissenschaftlicher Redlich-
keit. Offensichtlich wären hier externe Ein-
flüsse am Werk, die das generelle Prinzip von 
Wissenschaft in Frage stellen (siehe beispiel-
haft Oreskes 2010). Diesem Vorwurf wird 
sich ein Wissenschaftspluralismus bewusst 
nicht aussetzen, da er einen erkenntnisthe-
oretischen Relativismus explizit ablehnt. 
Andererseits besteht eine Antwort auf Post-
faktizität hier nicht in der einfachen (fehlba-
ren) Behauptung von Wahrheit auf Seiten 
der Wissenschaft. Gerade in diesem schein-
baren Widerspruch liegt eine Stärke, um ein 
realistisches Bild der Berechtigung von Wis-
senschaft in der Öffentlichkeit zu prägen.

Normativer Anspruch an Wissenschaftstheorie

Der Aufruf zur Veränderung des öffentli-
chen Wissenschaftsbildes ist selbstverständ-
lich normativ. Die Vorteile in einer solchen 
Umsetzung liegen auf der Hand. Einerseits 
sind sie wissenschaftsintern, indem sie das 
Verständnis der eigenen Tätigkeit für den 

Forschenden einer kritischen Selbstreflexion 
jenseits von Falsifizierung und Verifizierung 
bieten. Gleichzeitig lässt ein solches Bild 
der Öffentlichkeit Spielraum für Handlungs-
orientierung wie auch -kritik auf Basis wis-
senschaftlicher Ergebnisse. Das Ende des 
Denkens in einem dualen System von rich-
tig und falsch bedeutet gerade nicht das 
Aufheben jeglicher Entscheidungsorientie-
rung. Ein realistischer Pragmatismus bietet 
vielmehr einen Ansatz, der informierte Ent-
scheidungen gerade aufgrund der Kennt-
nis ihrer Unsicherheiten ermöglicht. Damit 
einher geht das Bewusstsein des letztend-
lich notwendigen Treffens von Entscheidun-
gen unter unsicheren Bedingungen. Dieses 
Bewusstsein wird nie frei von politischen 
und sozialen Überlegungen stattfinden kön-
nen. Aber es wird weit diesseits von postfak-
tischer Wunschvorstellung bestehen.

Zusammenfassung

In diesem Artikel habe ich für eine pluralis-
tische Position innerhalb der Wissenschafts-
theorie Partei ergriffen. Sie stellt nach mei-
ner Ansicht einen Kontrapunkt zu post-
faktischem Handeln da, ohne selbst eine 
dogmatische und in der Praxis nichthaltbare 
wahr/falsch Dichotomie aufzubauen. Das 
Überwinden einer solchen Dichotomie hat 
sowohl einen Wert für interne Wissenschafts-
reflexion als auch im politischen Handeln.
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Mia Thiel

Kein Fass ohne Boden
Politik in Zeiten des Bauchgefühls

Doch die Auseinandersetzung sollte 
alles andere als erledigt sein. Eine Ideolo-
gie, die auf Menschenfeindlichkeit, antise-
mitischer Vernichtungsfantasie, totalitärer 
Vermassung und Aufgabe des Individuums 
fußt, in die Nähe des emanzipatorischen 
und freiheitlichen Ansatzes der sozialde-
mokratischen und demokratisch-sozialisti-
schen Ideengeschichte zu rücken, erschreckt. 
Es erschreckt, wie sowohl Kamall als auch 
Tajani daran scheitern, grundlegend ent-
gegengesetzte Gesellschaftsbilder auf ihre 
Wurzel hin zu untersuchen. Es erschreckt die 
Perspektive, dass es sich um eine historisch 
reale, aber letztlich abgeschlossenen Periode 
handele, die an – nunmehr tote – Personen-
gruppen knüpft und nicht etwa auf ihre ide-
ellen Grundlagen zurückzuführen ist. Nicht 
zuletzt ernüchtert aber auch die Antwort 
der Sozialdemokratie, die es, unabhängig 
vom Vorfall im EU-Parlament, selten über 
den  – selbstverständlich auch angemesse-

Ein Europaparlamentsabgeordneter der Tories, 
Syed Kamall, erhebt sich vor dem Europäischen 
Parlament, um die nationalsozialistische Ideo-
logie im Verhältnis zur Sozialdemokratie zu 
erklären: «Ich möchte daran erinnern, dass die 
Nazis, der Nationalsozialismus, ein Sozialismus 
ist. Eine linksgerichtete Ideologie, die wollen 
das gleiche wie Sie.» Die lautstarke Empörung 
der S&D-Fraktion erfolgt umgehend – waren 
es ja wohl die deutschen Sozialdemokra-
ten, die sich gegen das Ermächtigungsgesetz 
gestellt hatten. Kamall zeigt sich verwirrt. Er 
habe niemanden persönlich beleidigen wol-
len. Es ginge ihm ausschließlich darum, dass 
der Nationalsozialismus nicht rechts sei. Für 
den EU-Parlamentspräsidenten Antonio Tajani 
(EVP) hat sich die Sache mit der Entschuldi-
gung erledigt. Es wären weder Alt-Nazis, noch 
solche Leute, die sich mit Freuden an die Sow-
jet-Diktatur erinnern, im Raum.1

1	 Zur Debatte: https://youtu.be/eHIk5qul5Js
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nen – Hinweis auf die im Widerstand organi-
sierten Genoss*innen hinausschafft und es 
beispielsweise versäumt, die Rolle der Arbei-
ter*innen in und auf dem Weg zum Natio-
nalsozialismus differenziert zu untersuchen.

Der deutsche Nationalsozialismus bis 
1945 hat unbeschreiblich schreckliche Facet-
ten der Menschheit, der Deutschen, aufge-
zeigt. Die Reihung mit dem sowjetischen Sta-
linismus ist weder notwendig, noch logisch 
in Zusammenhang stehend, um den Opfern 
und Schrecken zu gedenken. Zur Aufarbei-
tung unfassbarer historischer Realität gehört 
es zu verstehen, woher Gesellschaftsvorstel-
lungen kommen, wie sie mit den grundle-
genden Denkschulen zusammenhängen und 
darüber hinaus bis heute fortwirken. Kamall 
ist das nicht gelungen und auch Tajani fällt 
es in der Debatte vom 24.10.2018 sichtlich 
schwer, das über persönliche Befindlichkei-
ten der S&D-Abgeordneten hinausgehende 
Problem zu erfassen. Sie beide stehen exem-
plarisch für einen signifikanten deutschen 
und internationalen öffentlichen Diskurs, der 
nicht mehr in der Lage ist Ideale, Ideologien 
und Idiotien auseinander zu dividieren und 
ideengeschichtlich einzuordnen. Udo Bull-
man (SPD) kommentiert im EU-Parlament 
wie folgt: «Es ist ein historischer Irrsinn, eine 
Demagogie der Rechten in diesem Haus. Sie 
demaskieren ihre Unfähigkeit politische Pro-
zesse geschichtlich und aktuell zu begreifen.»

Latente Wissenschaftsskepsis als Gegenstück 
zur ideengeschichtlichen Hilflosigkeit

Der Unfähigkeit Diskurse einzuordnen 
steht die anwachsende Skepsis im Hin-
blick auf Wissenschaft und politischer The-
orie im politischen Geschäft gegenüber. Zu 
intellektuell, zu akademisch. Das Schicksal 
der Intellektuellen war nie ein glorreiches. 

Um «das Intellektuelle» rankt sich histo-
risch betrachtet seit jeher eine standhafte 
Mischung aus Bewunderung auf der einen 
Seite und einem Gefühl der Fremdheit und 
des Misstrauens auf der anderen. Die Arbeit 
mit «dem Wissen», mit Literatur, Philosophie 
und der Wissenschaft im Allgemeinen gilt 
als ungreifbar und manipulativ; die Kom-
munikation als unverständlich und gesell-
schaftsfern. Selbstverständlich hat Wissen-
schaft nach wie vor großen Einfluss auf 
Politik und Gesellschaft. Die Argumenta-
tion und der politische Diskurs auf Grund-
lage wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
nachweisbarer Fakten steht jedoch unter 
Beschuss – überwiegend, wenngleich nicht 
ausschließlich, von rechts. Vorgetäuschte 
Nachrichtenmeldungen, wie zum Beispiel 
Fake News, werden unter der Bezeichnung 
«alternativer Fakten» relativiert. Objektiven 
Gegendarstellungen, insbesondere zu den 
verkürzten und nicht fundierten Analysen 
der radikalen und populistischen Rechten, 
werden kaum Beachtung geschenkt. An die 
Stelle von kritischem Meinungsaustausch 
und wissenschaftlichen Erkenntnissen tritt 
die Argumentation mit «dem Gefühl»  – 
etwas, womit sich jede*r identifizieren kann 
und nicht etwa nur eine vermeintlich kleine, 
angeblich zuweilen verschwörerische Elite. 

Insbesondere neuere und neurechte 
Erscheinungen, wie etwa die AfD, referieren 
auf eine Art Bauchgefühl über Sicherheit und 
Ordnung, gegen das keine Polizeistatistik der 
Welt anzukommen scheint. Antiintellektu-
elle Tendenzen sind im rechten Diskurs keine 
Neuerscheinung, sondern fest verwurzelt. 
Doch auch in Teilen der Bewegungslinken bis 
in die Sozialdemokratie hinein wird zuneh-
mend der Wunsch laut, sich doch endlich 
mal wieder mit dem zu beschäftigen, was die 
«kleinen Leute» umtreibt, endlich nicht mehr 



perspektivends 35. Jg. 2018 / Heft 2  213

Kein Fass ohne Boden

so kompliziert zu schreiben, zu reden und zu 
denken. Wie schnell der politische Diskurs sei-
nen Boden verlieren kann, zeigt nicht zuletzt 
der Verlauf der oben skizzierten Debatte im 
EU-Parlament. Inwiefern die Absage an ide-
engeschichtlicher Auseinandersetzung insbe-
sondere rechter Strategie in die Hände spielt, 
verdeutlicht Bullmann in seinem Statement. 

In der Theoriearbeit allein zu verharren ent-
spräche einem materialistischen Anspruch 
selbstverständlich genauso wenig. Sind 
Worte und Gedanken zwar wichtig, so ver-
ändern sie allein die Gesellschaft noch nicht. 
Ein politischer Diskurs, der von jedem*jeder 
Diskussionspartner*in verlangt, zunächst ein 
philosophisches Grundstudium abgelegt zu 
haben, könnte auch kein emanzipatorisches 
Potenzial entfalten, sondern exkludiert. Viel-
mehr geht es darum, im Sinne arbeitsteiliger 
Politik, sowohl Theorie als auch Praxis in den 
Blick zu nehmen. Beides miteinander zu ver-
binden, anstatt sie als Gegensätze gegenei-
nander auszuspielen – darauf kommt es an. 
Die Gesellschaft, in der wir heute leben, ist 
eine von Menschen gemachte, genauso wie 
der dazugehörige politische Diskurs. 

Wer sich vor jeder Auseinandersetzung 
mit dem wissenschaftlichen Diskurs ver-
schließt, steht letztlich der Gefühlspolitik 
der politischen Rechten mit keinem ande-
ren Instrument denn des linkspolitischen 
Bauchgefühls gegenüber. Antifa bleibt 
Handarbeit. Faschismus aber ist auch Kopf-
sache. Hier zeigt sich: Antifaschistische 
Arbeit muss im Zweiklang von Theorie und 
Praxis gedacht werden und die Sozialdemo-
kratie gleich zweifach in die Pflicht nehmen. 

Sozialdemokratisch fundiert analysieren

Der Aufschrei im EU-Parlament angesichts 
der Entgleisung Kamalls war notwendig 

und der Verweis auf die Sozialdemokrat*in-
nen, die sich 1933 dem Ermächtigungsge-
setz der Nationalsozialist*innen entgegen-
gestellt haben, angebracht. Die Antwort der 
Sozialdemokratie, ihre Fähigkeit zur Analyse, 
sie darf an dieser Stelle jedoch keinesfalls 
enden. Ein Bollwerk gegen rechts – und ein 
solches will und muss die Sozialdemokratie 
sein – hat es zur Aufgabe, rechte Strategie 
zu entlarven und ihr das Argument zu neh-
men. Das kann sie aber nur, soweit sie sich 
selbst mit politischer Ideengeschichte ausei-
nandersetzt und die eigene Rolle in dieser 
differenziert zu betrachten bereit ist. Dann 
wäre die Antwort (vielleicht im Nachgang 
zur Debatte im EU-Parlament) auf Kamall 
gewesen: Nein. Die Grundlagen der natio-
nalsozialistischen Ideologie und die freiheit-
lichen Werte des demokratischen Sozialis-
mus und der Sozialdemokratie stehen ein-
ander so diametral gegenüber, dass jeder 
Vergleich scheitern muss. Denn die Vorstel-
lungen von Gesellschaft, von Menschsein 
und vom Verhältnis zwischen Gemeinschaft 
und Individuum lassen keine Verbindung 
unter beidem zu. Mündigkeit und politische 
Teilhabe, das unumstößliche Bekenntnis zur 
Demokratie und die Verhaftung im Antifa-
schismus stehen nicht etwa neben dem ger-
manisch-völkischen Ansatz, der Rassenideo-
logie, dem vernichtenden Antisemitismus 
und der Demokratiefeindlichkeit des Nati-
onalsozialismus, sondern ihm gegenüber  – 
frontal, als Erzfeind*innen. 

Und dennoch trägt auch die deutsche 
Arbeiter*innenbewegung historische Last. 
Der Nationalsozialismus hätte sein ver-
nichtendes Potenzial ohne die feste Veran-
kerung als gesellschaftliche Massenbewe-
gung nicht entfalten können. Wo sich Sozi-
aldemokratie bzw. sozialistische Theorien 
mit dem Nationalsozialismus überschnei-
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den, ist im politischen Subjekt: Beide adres-
sieren (zumindest überdurchschnittlich) 
Arbeiter*innen. Ja, einige Narrative der 
nationalsozialistischen Ideologie sind mit 
denen der Arbeiter*innenbewegung ver-
wandt  – und nicht etwa aus strategischer 
Brillanz, sondern weil es neben den ver-
folgten bekennenden Sozialist*innen und 
Kommunist*innen auch Teile der Arbei-
ter*innen gab, die den Nationalsozialis-
mus aktiv unterstützten und ihre Narrative 
einspeisten. Die Unterdrückung der Arbei-
ter*innen und Bäuer*innen lässt sich auch 
als völkisch-nationalistische Erzählung fas-
sen: Das ehrliche Handwerk deutscher, flei-
ßiger Arbeiter*innen in Gegenüberstellung 
zu den als geizig, unehrlich und faul diffa-
mierten Jüdinnen und Juden. Die Vereini-
gung im gemeinschaftlichen Kampf gegen 
das Joch der «Eliten». Begleitet von arbeits-, 
sozial- und steuerpolitischen Maßnahmen – 
alle jedoch unter Umsetzung der Nürnber-
ger Rassengesetze und mit der klar formu-
lierten Prämisse des Erhalts eines deut-
schen, «arischen» Volkskörpers. 

Mit dem aufklärerischen Ansatz des mün-
digen Individuums, mit dem Bestreben nach 
einer Gesellschaft der Freien und Gleichen, 
mit dem Einsatz für Diversität und politi-
sche Teilhabe, sowie für die Demokratisie-
rung aller Lebensbereiche sind der materia-
listische demokratische Sozialismus und die 
Sozialdemokratie mit den Grundannahmen 
der nationalsozialistischen Ideologie jedoch 
in keinster Weise vereinbar. Gerade diesen 
Gegensatz herauszuarbeiten, ihn zu argu-
mentieren und rechtsextremes Gedanken-
gut zu demaskieren, ist die historische Ver-
antwortung der Arbeiter*innenbewegung 
und allen, die sich ihr verbunden fühlen. 

Politik mit Verstand und Gefühl 

Eine emanzipatorische Sozialdemokratie und  
das theoretische Spektrum um sie herum 
können sich ihres Standpunktes erst dann 
behaupten, wenn sie sich dem eigenen ide-
engeschichtlichen Hintergrund zuwenden, 
ihm ins Auge blicken und die Schlüsse für 
ihre Positionen jetzt, auch in Abgrenzung 
zum politischen Gegner, nutzen.

Ganz ohne Gefühl abseits der theoreti-
schen und wissenschaftlichen Einbettung 
kommt Politik dennoch nicht aus. Politik 
hat mit Leidenschaft zu tun und die Sozi-
aldemokratie muss die Menschen in ihrer 
Lebensrealität abholen. Der*die Wähler*in 
ist aber durchaus in der Lage, Gesellschaft 
grundsätzlicher (und vielleicht sogar unter 
Verwendung von Relativsatzkonstellationen 
und dem ein oder anderen erklärten Fremd-
word!) zu diskutieren. Sich auf die Grundla-
gen zurückzubesinnen und diese in die poli-
tische Debatte einfließen zu lassen hätte 
Konsequenz für die politische Debattenkul-
tur insgesamt. Der Sozialdemokratie stünde 
es gut, sich dieser Aufgabe anzunehmen. 

Diese Ausgabe des Magazins hat sich 
Marx’ elfte These zu Feuerbach zum Refe-
renzpunkt gemacht: «Die Philosophen 
haben die Welt nur verschieden interpre-
tiert; es kommt drauf an, sie zu verändern.» 
Marx und Engels haben die Junghegelia-
ner*innen für ihr Verweilen im leeren Wort 
kritisiert, anstatt die bestehenden Verhält-
nisse tatsächlich zu verändern. In diesem 
Fall scheint im Wort bereits eine erste Ver-
änderung zu liegen, die dort aber nicht ihr 
Ende finden darf. So schließt sich der Kreis 
vom Plädoyer der Verbindung von Theorie 
und Praxis als Ebenbürtige.
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Auf dem Weg nach Frankreich?
Sozialer Wandel als Herausforderung für linke Parteien in Europa

enormer Relevanz gewonnen haben, wäh-
rend eine zweite Achse für ihn zwischen 
liberalen/libertären und konservativ/auto-
ritären Werten selbst besteht.4 Der Bonner 
Politologe verteidigt nun das Links/Rechts-
Schema. Dieser klassische Dualismus sei 
zwar heute geprägt von weiteren Konflikten 
im gesellschaftlichen Gefüge, aber auch 
diese könnten darin eingeordnet werden.

Linke und Postsozialismus

Bedeutung haben diese Fragen dabei nicht 
nur aus wissenschaftlicher Sicht, sondern 
auch aus parteipolitischer. Denn auch die 
gegenwärtigen Richtungsstreitigkeiten im 
linken Lager können durch sie erklärt werden, 
woraus sich wiederum Fragen nach Ausrich-
tung und Strategien stellen. Die scheinbaren 
Widersprüche, mit denen sich linke Parteien 
derzeit viel beschäftigen, lassen sich am Bes-
ten mit Nancy Frasers Modell des Anerken-
nungs-Umverteilungs-Dilemmas beschreiben.  
Fraser skizziert in ihrem Problemaufriss in 
Anlehnung an Lytotard einen historischen 
Zustand, den sie «postsocialist condition», 
also eine «postsozialistische Situation» nennt 
und meint damit, dass linke Alternativen, 
Visionen und Utopien (vor allem in Folge des 
Endes des Kalten Krieges) derzeit keine Wir-
kungskraft entfalten könnten und der sich 
postideologisch gebende Neoliberalismus 
eine hegemoniale Stellung eingenommen 

4	 Decker, S. 23.

Die Parteiensysteme der westlichen Welt 
befinden sich im Wandel. Vor allem Lager-
grenzen werden dabei immer häufiger, sei 
es in öffentlichen Debatten oder in poli-
tikwissenschaftlicher Theorie, in Frage 
gestellt.1 Jüngst diskutierte Frank Decker 
die Herausforderungen, die die scheinba-
ren Diffusionen politischer Lagermentalitä-
ten für das klassische Links-Rechts-Schema 
nach sich ziehen.2 Decker geht dabei auf 
den sozialen Wandel ein, der neben den 
von Seymour Lipset und Stein Rokkan 
beschriebenen Cleavages neue Dualismen 
im politisch-sozialen Gefüge erzeugt.3 Er 
erinnert an den inzwischen eingängig dis-
kutierten Bedeutungsgewinn postmateri-
alistischer Themen, die neben den klassi-
schen materiellen Verteilungsfragen seit 
den 1970er-Jahren verstärkt auftauchen. 
Der Konflikt zwischen Ökonomie und Kul-
tur, also Verteilungs- und Wertefragen, bil-
det für ihn eine von zwei Achsen, die an 

1	 Dabei sollte angemerkt sein, dass hier unter The-
orien solche gemeint sind, die den Anspruch erhe-
ben analytisch zu sein und Erklärungen für sozia-
len Wandel anzubieten. Die Theorie in der Politik-
wissenschaft wird daneben immer noch häufig als 
eine Moralphilosophie über die Fragen nach guter 
und richtiger Herrschaft verstanden.

2	 Frank Decker: «Jenseits von Links und Rechts. Las-
sen sich Parteien noch klassifizieren?«, in: Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte 68 (2018), S. 21–26.

3	 Seymour Martin Lipset; Stein Rokkan: Cleavage 
Structures, Party Systems and Voter Alignments. 
An Introdution, in: Dies. (Hrsg): Party Systems and 
Voter Alignments, New York 1967, S. 1–64.
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habe. Der Linken fehle es dagegen nun an 
einer «fortschrittlichen Vision, die eine glaub-
würdige Alternative zu der gegenwärtigen 
Ordnung darstellen könnte.»5 Dieser Legiti-
mationsverlust betrifft dann insbesondere 
die Sprache und wünschenswerte Erzählun-
gen, wie sie beispielsweise der Sozialismus 
einst geliefert hat.6 Wie viele zeitgenössi-
sche Interpreten gegenwärtiger Richtungs-
streitigkeiten innerhalb des linken Lagers, 
deutet auch Fraser dieses im Ringen zwi-
schen entweder einer materiell-ökonomisch 
orientierten Seite, die im linken Projekt vor 
allem einen Verteilungskampf sieht und auf 
der anderen Seite kulturpolitisch orientierten 
Anerkennungskämpfen, beispielsweise im 
Einsatz für marginalisierte Gruppen.

In der Tat deutet auch die Situation in 
Deutschland auf ein solches Muster hin. 
So kritisiert der Philosoph und ehemalige 
SPD-Grundsatzreferent des Landes Rhein-
land-Pfalz Nils Heisterhagen einen ver-
meintlichen Trend der Überbetonung kultu-
reller und identitätspolitischer Themen bei 
linken Parteien. Heisterhagen hat mit die 
Liberale Illusion und Kritik der Postmoderne 
zwei Publikationen vorgelegt, in denen er 
sich intensiv mit dem angeführten Trend 
zu postmateriellen Schwerpunktsetzungen 
innerhalb des linken Lagers beschäftigt.7 
Heisterhagen fordert anstelle dieser The-
men eine Rückbesinnung auf die materielle 

5	 Nancy Fraser: Die halbierte Gerechtigkeit. Schlüs-
selbegriffe des postindustriellen Sozialstaats (= edi-
tion suhrkamp, 1743 Gender studies), Frankfurt 
a. M.: Suhrkamp 2016, S. 9.

6	 Vgl. Axel Honneth: Die Idee des Sozialismus. Ver-
such einer Aktualisierung, Berlin 2015

7	 Nils Heisterhagen: Die Liberale Illusion. Warum 
wir einen linken Realismus brauchen, Bonn 2018.; 
Ders.: Kritik der Postmoderne: Warum der Relativis-
mus nicht das letzte Wort hat, Wiesbaden 2017.

soziale Frage. Ähnlich positionieren sich die 
Anhänger/-innen von Sahra Wagenknechts 
Sammlungsbewegung Aufstehen, unter 
denen auffallend häufig Kritik am linken 
Liberalismus zu hören ist.

Elitenentkopplung von traditionellen Milieus

Mit den Neuen Sozialen Bewegungen 
haben postmaterialistische Kultur- und 
Anerkennungsfragen in der Tat einen Groß-
teil der Aufmerksamkeit im linken Pro-
jekt des Zeitalters der Sozialen Moderne 
bekommen. Nun stehen sie auf dem Prüf-
stand, da sie traditionelle Wählerschichten 
abschrecken. Sowohl Heisterhagen als auch 
die Wagenknecht-Anhänger/-innen beto-
nen, dass sehr wohl auch Traditionelle sich 
einst im linken Lager heimisch gefühlt hät-
ten, dies aber zunehmend weniger würden. 
Im Zentrum dieser Kritik stand in den letz-
ten Jahren vor allem das Buch des franzö-
sischen Soziologen Didier Eribon die Rück-
kehr nach Reims.8 Eribon argumentiert, 
dass in Frankreich die sozialistische Partei 
und das linke Spektrum zunehmend von 
einer entkoppelten liberalen Eliten verein-
nahmt wurde, die mehr und mehr den Kon-
takt zu traditionellen Wählerschichten ver-
loren und diese damit in die Arme des Front 
National getrieben hätten.

Was wie ein reiner Konflikt zwischen Links 
und Rechts wirkt, wird so zunehmend auch 
zu Richtungsfragen innerhalb der Lager. 
Decker hält beispielsweise die gelegentlich 
aufkommende Vermutung, dass Wertepo-
litik aus dem Links-Rechts-Schema heraus-
falle, für ein Missverständnis.9 Durch die 
neu hinzugekommene Konfliktlinie würden 

8	 Didier Eribon: Rückkehr nach Reims, Berlin 2016.

9	 Decker, S. 25.
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sich Kulturthemen lediglich immer häufiger 
mit ökonomischen Themen «überlappen».10

Linke Heterogenität

Doch wie stellt sich dies für das linke Lager 
in Deutschland dar? Decker ordnet in dieses 
die Sozialdemokratie, die Linkspartei aber 
auch die Grünen ein. Unterscheiden wür-
den sich diese demnach vor allem wie sie 
auf den Achsen Staat vs. Markt und liberal/
libertär vs. Konservativ/autoritär einzuord-
nen seien. Wichtig ist hierbei, dass Decker 
auch diese beide Achsen entschieden als 
einen links/rechts-Dualismus versteht. «Die 
Grünen stehen danach auf der kulturellen 
Achsen am weitesten links, also in der Nähe 
des libertären Pols, während SPD und Links-
partei etwas gleichlautend eine Position 
knapp links von der Mitte einnehmen. Auf 
der ökonomischen Achse wiederum befin-
den sich die Grünen gleichlautend mit SPD 
ein gutes Stück jenseits der Mitte, während 
die Linkspartei ganz in der Nähe des Gerech-
tigkeitspols steht.»11 Insofern lassen sich die 
unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen 
und Akzentuierungen, die indes auch inner-
halb der Parteien vorkommen, durchaus als 
Schwerpunktdiskussionen innerhalb eines 
linken Lagers verstehen.

Zudem kommt zu den beschriebenen Rich-
tungsdiskussionen noch eine Konfliktlinie 
um die räumliche Ausrichtung linker Politik. 
So werden liberale Positionen auch zuneh-
mend innerhalb des linken Lagers im Sinne 
einer europäisch-internationalen – also einer 
kosmopolitischen Ausrichtung – konnotiert. 
Traditionelle und konservative Werte werden 
dagegen wiederum häufig im Sinne nationa-

10	 Decker. S. 26.

11	 Decker, S. 24 f.

ler oder lokaler Narrationen kommuniziert, 
die als kommunitaristische Position bezeich-
net werden. Hiermit ist nicht gemeint, 
dass internationale Solidarität oder welt-
weit ausgerichtete Kapitalismuskritik damit 
für derartig linke obsolet werden, sondern 
dass innerhalb des linken Lagers die Frage 
gestellt wird, auf welcher politischen Ebene 
vorrangig für linke Politik gekämpft wird  – 
denn nach wie vor stellen die nationalstaat-
lichen Demokratien in Form der Sozialstaa-
ten dafür einen bewährten Rahmen dar. Der 
Politologe Wolfang Merkel hat vorgeschla-
gen, den Widerspruch zwischen Kosmopoli-
tismus und Kommunitarismus als einen der 
zentralen zeitgenössischen demokratietheo-
retischen Konflikte zu behandeln.12 

Frankreich als warnendes Beispiel

Der Blick nach Frankreich zeigt, dass die-
ser Konflikt eine dilemmatische Situation 
für das linke Lager annehmen kann. Denn 
offenkundig hat sich das Parteiensystem 
hier vor allem entlang dieses Schemas 
gänzlich neu sortiert. Nach dem Wegfall 
der sozialistisch-sozialdemokratischen Par-
tei, die nach der Präsidentschaft Francois 
Hollandes in die Bedeutungslosigkeit abge-
driftet ist, blieben für Wähler/-innen im lin-
ken Spektrum in der Regel zwei Optionen. 
Entweder wandte man sich der kulturpoli-
tisch liberalen Allianz La Republic En Mar-
che des neoliberalen Proeuropäers Emanuel 
Macrons zu oder dem eurokritischen Tribun 
Jean-Luc Melanchon und seiner erfolgrei-
chen Bewegung La France insoumnise. 

12	 Wolfgang Merkel: «Kosmopolitismus versus Kom-
munitarismus: Ein neuer Konflikt in der Demokra-
tie«, in: P. Harfst / I. Kubbe / Th. Pogutnke (Hg.), 
Parties, Governments and Elites. The Comparative 
Study of Democracy, Wiesbaden 2017, S. 9–23.
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Diese Wahl muss vor allem für linkslibe-
rale eine schwere gewesen sein. Denn keine 
der Optionen bot eine politische Heimat, 
die sowohl auf der kulturellen Seite libe-
ral als auch auf der verteilungspolitischen 
Frage sozial war. Macron bot indes eine 
Heimat für die Kosmopoliten und insze-
nierte sich als klare Alternative und Gegen-
teil des kommunitaristischen und rechtspo-
pulistischen Front National und gewann 
damit die Sympathien der liberalen Mitte. 
Und Melenchons Bündnis wiederum stellte 
einen Versuch dar, eine kommunitaristische 
soziale Alternative für die Abgehängten 
oder von Abstiegsängsten bedrohten anzu-
bieten, für die die Restaurations- und Rück-
nahmeversprechungen des Front National 
zunehmend attraktiv wirken.

So war der Preis, den Macron und das 
liberale Lager für seine Präsidentschaft 
zahlten, vor allem wohl aus linker Sicht 
ein hoher. Denn dieser zog mit seinem Pro-
gramm zwar zunächst auch viele Linkslibe-
rale an, die sich mit den eurokritischen Posi-
tionen von Melenchon nicht identifizieren 
konnten. Doch es bleibt fraglich, ob die har-
ten Wirtschaftsreformen, die Macron Frank-
reich diktiert, nicht doch letztendlich dazu 
führen werden, dass sich bei den nächs-
ten Wahlen eine der kommunitaristisch 
ausgerichteten Parteien durchsetzen wird. 
Macrons Bündnis wurde zwar als Aufbruch 
für Europa gefeiert, doch geschieht dieser 
Aufbruch unter dem Diktat Verteilungsfra-
gen auszuklammern respektive einer neoli-
beralen Hegemonie. Frankreich könnte in 
den nächsten Jahren ein warnendes Bei-
spiel dafür sein, dass Bündnisse der linken 
Seite des kulturellen Spektrums mit der öko-

nomisch rechten Seite letztendlich doch 
durch ihre eigenen ökonomischen Wider-
sprüche wieder eingeholt werden.

Denn für die Zukunft besteht die Gefahr, 
dass sich auch die Rechtspopulisten, auch 
in Deutschland, verstärkt als sozialpoliti-
sche Alternative inszenieren. Zwar vertreten 
die Rechtspopulisten bis heute nicht wirk-
lich die Subalternen und real abgehängten 
der Gesellschaft. Doch anstelle einer rein 
quantitativen Betrachtung lohnt hier eine 
qualitative: Denn wenn auch Studien zei-
gen, dass in den Sphären von Pegida und 
AfD nicht die ärmsten der Bevölkerung zu 
finden sind, so finden sich hier durchaus 
die größten Abstiegsängste. Es ist daher zu 
erwarten, dass die AfD sich in Zukunft wei-
ter vom Neoliberalismus entfernt und sich 
der vor allem durch Björn Höcke verkörperte 
Flügel der Autoritär/Konservativen durch-
setzt, die das sozialpolitische Profil der Par-
tei ausbauen möchten. Eine Linke, die ihre 
eigenen Widersprüche nicht mehr aushält, 
wird dem wenig entgegenzusetzen haben. 

Und auch für das kosmopolitisch-liberale 
Lager innerhalb des linken Spektrums sollte 
das französische Beispiel eine Warnung 
sein. Denn Macrons Popularität schwin-
det und es zeigt sich mehr und mehr, dass 
das unter ihm zusammengerückte liberale 
Lager keine gesellschaftliche Inklusion aller 
Milieus anstrebte. Macrons Zweckbündnis 
der Kosmopoliten und Liberalen stellt inso-
fern kein Modell für eine neue Volkspar-
tei dar und auf deutscher Ebene stellen es, 
trotz häufiger Betonung, weder die Grünen 
alleine noch eine mögliche Jamaika-Koali-
tion. Sie bilden lediglich ein deutsches Pen-
dant zu En Marche. 
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REZENSIONEN

Charlotte Sonneborn und Leon Billerbeck
Alles Gute an einen grandiosen Verband!
Rezension zu: Philipp Breder, Marieke Reiffs, 
Kerstin Rothe und Mareike Strauß (Hg.):  
Studium, StuPa, Streik! – Die Juso-Hoch-
schulgruppen und ihre Geschichte,  
Marburg 2018, Schüren Verlag, 144 S., 
12,90 €.

Die Juso-Hochschulgruppen sind in die-
sem Jahr 45 Jahre alt geworden. Und sie 
wären wohl nicht die, die sie sind, wenn 
sie zu diesem Anlass nur sich selbst etwas 
Gutes täten. So erschien anlässlich ihrer 
inzwischen 45 Jahre zählenden Verbands-
geschichte auch noch ein kurzweiliger Sam-
melband für die interessierte Öffentlichkeit.

Herausgegeben von (ehemaligen) Vor-
standsmitgliedern des Vereins Demokratie 
und Hochschule, des Ehemaligenvereins 
der Juso-Hochschulgruppen, sowie der aktu-
ellen Vereinsgeschäftsführerin und zugleich 
Bundesgeschäftsführerin der Juso-Hoch-
schulgruppen Marieke Reiffs, bietet Stu-
dium, StuPa, Streik in insgesamt 15 Beiträ-
gen von ehemals aktiven Hochschulgrüpp-
ler*innen eine Gesamtschau der bewegten 
Geschichte des Verbands in ganz individuel-
len Einblicken. Die einzelnen Beiträge sind 
ihrerseits in vier Kapiteln zusammengefasst 
und zeichnen anhand einer historischen 
Einordnung gleichsam die Entwicklung der 
Juso-Hochschulgruppen wie auch die Ent-
wicklung der (hochschul-)politischen Land-
schaft im Ganzen nach. Die Unterteilung 

der Kapitel gewährleistet dabei eine Orien-
tierung an den bestimmenden Polit-Diskur-
sen, im Kontext derer sich die Juso-Hoch-
schulgruppen weiterentwickelten und wel-
chen sie oftmals auch nicht unerheblich mit 
beeinflussten.

Kapitel 1 ist eine Berichtsammlung aus 
den turbulenten Gründungsjahren, schil-
dert aber ebenfalls die ersten inhaltlichen 
Meilensteine, wie etwa das schwierige Ver-
hältnis zu den Strömungen der 68er, die 
Auseinandersetzung mit der Kommunisti-
schen Partei und die strukturelle wie auch 
inhaltliche Verankerung des Feminismus in 
der Politik des Verbandes. Besonders her-
ausstechend ist eine Herausforderung mit 
der sich die meisten Juso-Hochschulgrüpp-
ler*innen wohl heute noch auseinanderset-
zen müssen: Der Einordnung im linken Dis-
kurs. Im Konflikt mit anderen linken Grup-
pen (bspw. DKP und SHB) und von der 
Partei als autonom wahrgenommen, ver-
orteten sich die Hochschulgruppen vor Ort 
immer wieder neu. 

In hingegen weltpolitisch turbulente Zei-
ten fallen sodann die Berichte in Kapitel 2, 
die nicht nur die Geschichte der Juso-Hoch-
schulgruppen in Zeiten der Wiedervereini-
gung darstellen, sondern auch einen Blick 
auf sozialdemokratische Studierendenver-
bände in Ost-Deutschland werfen. Hierin 
lässt sich die klare Vorreiter*innenrolle der 
Hochschulgruppen erkennen, welche sich in 
der schnellen und direkten Einbindung von 
Hochschulgrüppler*innen aus der ehemali-
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gen DDR zeigt. Was hieraus ebenfalls klar 
wird ist, dass es sich dabei keineswegs um 
eine einfache Aufgabe handelte. Die hoch-
schulpolitische Struktur war doch unter-
schiedlich und Strukturen sind bekannter-
maßen nicht von heute auf morgen zu ver-
ändern. 

Sodann schildert Holger Manns Beitrag 
im 3. Kapitel die Anfänge der Juso-Hoch-
schulgruppen im Osten nach dem Fall der 
Mauer. Unter der Überschrift Der rot-grüne 
Aufbruch wird zudem die Rolle der Hoch-
schulgruppen in Zeiten thematisiert, in 
denen die Mutterpartei zuletzt eine Regie-
rung im Bund anführte  – derzeit Aktive 
im Verband mögen sich dunkel erinnern. 
Dass den Juso-Hochschulgruppen auch 
damals und trotz der Gestaltungsfreihei-
ten der Mutterpartei einiges abverlangt 
wurde, stellt Alexandra Ortmann eindrucks-
voll dar, wenn sie die Juso-Hochschulgrüp-
pler*innen dieser Tage als «inhaltliche 
Überzeugungstäter*innen» beschreibt, die 
den inhaltlichen Konflikt mit der SPD wei-
terhin suchten und damit stellvertretend 
für das allgemeine Selbstverständnis der 
Juso-Hochschulgruppen als linkes Korrektiv 
und progressive Impulsgeberin der SPD ste-
hen sollen, welches die Gesamtschau des 
Buches immer wieder aufgreift.

Das vorläufige Ende der Entwicklung 
beschreibt Kapitel 4  – jedoch nicht ohne 
Impulse und Ausblicke für die Hochschulpo-
litik der Zukunft zu geben. In der Rückschau 
lassen sich 45 Jahre erfolgreiche Arbeit 
innerhalb des Verbandes, aber auch in der 
Beeinflussung der SPD und der gesamtpoli-
tischen Landschaft Deutschlands erkennen. 
Das Kapitel bietet aber auch einen Ausblick 
auf die zukünftige Arbeit einer Gruppe, die 
sich als eine von wenigen noch an den 
Grundwerten der Sozialdemokratie messen 

lassen kann und dies auch weiterverfolgen 
will und wird.

Ebenfalls im Buch mit abgedruckt ist 
das «Gründungsprotokoll» vom 18. März 
1973, dem Tag, als fünf dezentral gegrün-
dete Hochschulgruppen zu einem gemein-
samen Seminar in Saarbrücken zusammen-
kamen. Es enthält neben den inhaltlichen 
und organisatorischen Leitlinien zuvorderst 
das Bekenntnis zu den «Hannoveraner The-
sen der Jungsozialisten» als gemeinsame 
Arbeitsgrundlage.

Dass es in der Praxis oft weniger ein-
deutig voranging als auf dem Papier, schil-
dert unter anderem Richard Meng, Grün-
dungsmitglied der Juso-Hochschulgruppen, 
in seinem Beitrag über den «Streit um das 
Linkssein», in dem auch die Konflikte mit 
den von den Hochschulgruppen als zu dog-
matisch wahrgenommenen Jusos nicht ver-
schwiegen werden. 

Trotzdem, so zeigen die weiteren Beiträge 
in unterschiedlicher Art und Weise, scheu-
ten sich die Juso-Hochschulgruppen nie, die 
Konflikte anzunehmen, mit denen sie kon-
frontiert waren, und nach Antworten auf 
die großen Fragen der Zeit zu suchen sowie 
diese auch deutlich nach außen zu vertre-
ten.

Diese Bereitschaft zeigt sich auch darin, 
dass das Buch große Konfliktlinien nach-
zuzeichnen vermag  – so etwa den Kampf 
gegen die Studiengebühren, der nach Jana 
Ertan als «identitätsstiftendes Element» 
mindestens einer Juso-Hochschulgruppen-
generation dienen konnte und schließlich 
gewonnen wurde. Nicht nur dieses Beispiel 
verdeutlicht, dass die Juso-Hochschulgrup-
pen immer wieder entscheidende Beiträge 
dazu geleistet haben, dass studentische 
Belange endlich ernst genommen wurden 
und Erfolge auf landes- und bundespoliti-
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scher Ebene verzeichnet werden konnten – 
auch was die Einflussnahme auf die SPD 
und die Jusos betraf. Gerade was die Dyna-
miken zwischen diesen drei Akteur*innen 
angeht, schafft es die Beitragssammlung 
historische wie politische Entwicklungsli-
nien und Meilensteine darzustellen – wenn 
auch manchmal der Überblick über Strö-
mungen, Flügelstreitigkeiten und Partikula-
rinteressen verloren gehen kann.

Überhaupt ist mit Studium, StuPa, Streik 
ein Werk entstanden, welchem es gelingt, 
historisch-politische und persönliche Per-
spektiven in einer kurzweiligen und span-
nenden Art und Weise zu verbinden. Ein-
drucksvoll ist besonders, dass die Berichte 
der Autor*innen, die in jedem Fall persön-
lich am politischen Geschehen beteiligt 
waren, in der Lage sind, auch teilweise Jahr-
zehnte später und auf wenigen Seiten ver-
fasst, eine treffende und fundierte Darstel-
lung politischer Auseinandersetzungen zu 
liefern und gleichzeitig ein Gefühl dafür ver-
mitteln zu können, wie der Verband seine 
Mitglieder auch persönlich geprägt hat. 
Und so ist es auch verzeihlich, dass eine kri-
tische Distanz zum Erlebten an mancher 
Stelle fehlen mag und dass die historische 
Einordnung teilweise zu kurz kommt.

In den aktuellen politischen Debatten, 
in die sich auch die Juso-Hochschulgrup-
pen nach wie vor entschieden einbringen, 
ist der Blick in die Vergangenheit oftmals 
ein zweischneidiges Schwert. Das hat auch 
Alexandra Ortmann erkannt und in ihrem 
Beitrag treffend benannt. Gerade die Sozi-
aldemokratie in ihrer aktuellen Verfassung 
droht, ihre eigene Geschichte als eine Ver-
fallsgeschichte à la «früher war alles bes-
ser» zu reproduzieren und zu verklären. Hier 
knüpft die Arbeit der Juso-Hochschulgrup-
pen an: Der Gestaltungswille, welcher der 

Partei manchmal zu fehlen scheint, die Ent-
schlossenheit, für die Ideale der Sozialde-
mokratie einzustehen und Erneuerung zu 
leben – genau dafür stehen die Juso-Hoch-
schulgruppen. Als junger Mensch bekommt 
man bei der SPD oft zu hören, dass man 
aufgrund des Alters noch viel zu lernen 
habe. Die Juso-Hochschulgruppen hinge-
gen leben erfolgreich das Gegenteil vor.

Entstanden ist ein Werk, welches einmal 
mehr beweist, dass Hochschulen Teil der 
Gesellschaft sind und dass es sich lohnt, für 
ihre Mitgestaltung zu kämpfen. Studium, 
StuPa, Streik füllt dieses Selbstverständ-
nis der Juso-Hochschulgruppen mit Leben 
und gibt dadurch wertvolle Impulse für die 
(hochschul-)politische und gesellschaftli-
che Zukunft sowie die Rolle sozialdemokra-
tischer Kräfte in dieser. Ob elternunabhän-
giges BAföG, sozialer Wohnungsbau oder 
die Internationalisierung der Universität  – 
die Liste der Aufgaben ist noch lang. Und 
genau deswegen ist Studium, StuPa, Streik 
nicht zuletzt auch ein Werk, das Lust macht 
auf mindestens weitere 45 Jahre Juso-Hoch-
schulgruppen.

Laura Clarissa Loew
Ein starker Essayband zur feministischen Debatte
Rezension zu: Margarete Stokowski:  
Die letzten Tage des Patriarchats,  
Reinbek bei Hamburg 2018, Rowohlt Buch-
verlag, 320 S., 20 €.

«Für mich bedeutet Feminismus, sich dafür 
einzusetzen, dass alle Menschen die glei-
chen Rechte und Freiheiten haben sollen 
[...] und damit es so weit kommt, müssen wir 
einiges umstürzen.» (S.60) – dieser Leitthese 
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folgen die zusammengestellten Kolumnen, 
die im September 2018 in dem Band «Die 
letzten Tage des Patriarchats» erschienen 
sind. Diese Zusammenstellung der journa-
listischen Tätigkeit Margarete Stokowskis 
der letzten 7 Jahre, zunächst erschienen 
in der tageszeitung und später bei Spiegel 
Online, umfasst diverse Themen – von der 
Rolle Elke Büdenbenders als «Präsidenten
gattin» bis zu den Protesten anlässlich der 
Einschläferung des Hundes Chico – doch in 
fast jeder der Kolumnen spielt die feminis-
tische Analyse eine große Rolle. Dass dies 
der Fall sei, sei nicht ihre Schuld, so Stokow-
ski. «Die Welt ist so» (S.270), sexistische und 
patriarchale Strukturen fänden sich an jeder 
Ecke wieder. Damit schließt die Autorin an 
ihr Debütwerk an. «Untenrum frei», erschie-
nen 2016, schlug als eines der ersten gesell-
schaftlich breiter rezipierten Werke des neu-
eren deutschsprachigen Feminismus hohe 
Wellen. Auch in ihrem ersten Buch hatte 
Stokowski schon Sexismus in seinen vielen 
Facetten – im Alltag, in der Politik und im 
Berufsleben – aufgezeigt und kritisiert.

Nun ist also nach dem vom Verlag als 
«Standardwerk des modernen Feminis-
mus»1 beworbenen ersten Buches ein wei-
teres erschienen, das sich mit Fragen der 
Diskriminierung von Frauen und den diese 
bedingenden gesellschaftlichen Strukturen 
beschäftigt. Und dass dies immer noch not-
wendig ist, zeigen allein die auf dem Buch-
rücken abgedruckten Leseempfehlungen. 
Während Die Welt Stokowski als «eigen-
sinnig» bezeichnet, eine Beschreibung, die 
eher an ein bockiges Schulmädchen erin-
nert und der kritischen Analyse und den 
feministischen Forderungen der Autorin 

1	 https://www.rowohlt.de/autorin/margarete-sto-
kowski.html [Zugriff: 22.10.2018].

wohl kaum gerecht wird, hat der Rowohlt 
Verlag aus der Mottenkiste der B-Prominenz 
den Moderator Thomas Gottschalk ausge-
graben, der Stokowski mit den Worten «Sie 
nervt, aber sie hat recht.» beschreibt. Diese 
despektierliche Abwertung der Autorin und 
des Themas zeigen nicht nur, wie gering-
schätzig der Feminismus in der Gesellschaft 
weiterhin angesehen wird, sondern auch, 
dass die weitere Auseinandersetzung mit 
diesem Thema dringend notwendig ist.

Stokowski, deren Schreibstil angenehm 
an ein Gespräch unter Freund*innen in der 
Kneipe erinnert, und trotzdem scharfe Ana-
lysen und konkrete politische Handlungs-
empfehlungen nicht missen lässt, bemüht 
sich in dem Buch um einen sehr transpa-
renten Umgang mit den Leser*innen. Sie 
erklärt ausführlich, wie ihre journalistische 
Arbeit aussieht, um dem Vorbehalt der «Zen-
sur» in den Medien entgegenzuwirken. Auch 
das Thema der Hasskommentare spricht 
die Autorin im Vorwort an und druckt unter 
einige der Kolumnen sowohl positive als 
auch sehr negative Kommentare ab, die sie 
auf verschiedenen Wegen erreicht haben. 
Gerade bei letzteren erschreckt das Ausmaß 
an Gewaltfantasien, Sexismus und Rassis-
mus, das Margarete Stokowski als Frau mit 
Migrationshintergrund, die gesellschaftliche 
Probleme offen anspricht, entgegenschlägt. 

Ein wichtiges Thema in den Kolumnen ist 
immer wieder Bodyshaming, also die Diskri-
minierung von Menschen auf Grund ihres 
Körpers. Stokowski verteidigt die Relevanz 
dieses Themas vehement gegen den Vorwurf 
des «Wohlfühlfeminismus» und des fehlen-
den politischen Anspruchs und bedient sich 
dabei auch des alten Diktums der 2. Welle 
der Frauen*bewegung, «Das Private ist Poli-
tisch!». Politik habe sich schon immer auch 
mit Fragen von Körperlichkeit beschäftigt 
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und insbesondere auch Frauen*körper regu-
liert. Frauen* werden auf Grund ihres Körpers 
und Aussehens nicht als gleichwertige Ver-
handlungspartnerinnen* behandelt und sol-
len den männlichen Gesprächsteilnehmern 
am besten noch durch ein Dauerlächeln 
Zustimmung suggerieren und ein angeneh-
mes Gefühl vermitteln. Sogenannte Mode- 
und Lifestylemagazine kommentieren jede 
Gewichtsschwankung von in der Öffentlich-
keit stehenden Frauen* hämisch und stellen 
diese entweder als zu wenig «weiblich» und 
«kurvenreich» oder als kurz vor der Diagnose 
zur Fettleibigkeit dar. Und selbst Autor*in-
nen «seriöser» Medien und Zeitungen sind 
sich nicht zu schade, sich jedes Mal wieder zu 
fragen, wie eine Frau* trotz ihres Aussehens 
oder ihres Körpers überhaupt erfolgreich sein 
konnte. All diese Beispiele sind exemplarisch 
für Situationen, in denen Frauen* auf Grund 
ihrer Körperlichkeit diskriminiert werden und 
sich gesellschaftlichen Normen anpassen 
müssen. Es sind, mit Margarete Stokowskis 
Worten, «Moment[e], wo Freiheit stattfindet 
oder eben nicht stattfindet.» (S.156)

Ganz abgesehen von der gesellschaft-
lichen Diskriminierung von Frauen* auf 
Grund ihrer Körperlichkeit weist Stokow-
ski aber noch auf ganz konkrete juristische 
Gegebenheiten hin, die Einschnitte in die 
körperliche Selbstbestimmung von Frauen* 
bilden.  Das «Werbeverbot» für Abtreibung 
(Paragraph 219a StGB), die Begrenzung des 
Schwangerschaftsabbruches oder das immer 
noch zu lasche Sexualstrafrecht2 sind juristi-
sche Rahmenbedingungen, auf Grund derer 

2	 Das Sexualstrafrecht wurde zwar 2016 nach dem 
Prinzip «Nein heißt Nein» reformiert, feministi-
sche Gruppierungen und Aktivist*innen forderten 
jedoch eine weiter reichende Reform, dem «Nur 
Ja heißt Ja»-Prinzip folgend. Dies würde bedeuten, 
dass nicht erst die Ablehnung, sondern die aus-

Frauen* in Deutschland immer noch nicht 
frei über ihren Körper verfügen können. 

Anhand des Beispiels der Diskriminierung 
von Frauen* auf Grund ihrer Körperlichkeit 
zeigt sich Stokowskis Anspruch, möglichst 
alle Facetten von Sexismus zu beleuchten; 
alltägliche Diskriminierungserfahrungen 
genauso, wie sozioökonomisch oder juris-
tisch konkret erfahrbare. Sie beschränkt 
sich aber nicht nur auf die Analyse, sondern 
ruft auch ganz konkret zum Handeln auf. In 
Zeiten, in denen diskriminierendes Denken 
und Handeln wieder zum politischen Stan-
dard zurückzukehren scheinen, kritisiert sie 
die Entpolitisierung immer weiterer gesell-
schaftlicher Bereiche und die Tendenz zu 
einem «infantilen Eskapismus» (S.295), wie 
sie die populär gewordene Beschäftigun-
gen der hippen urbanen Mittelklasse des-
pektierlich bezeichnet. Sie versteht den akti-
ven Kampf gegen das Patriarchat nicht nur 
als einen Kampf auf allen gesellschaftli-
chen und politischen Ebenen, sondern auch 
als einen gegen jegliche Unterdrückungs-
verhältnisse und beschäftigt sich in die-
sem Kontext auch mit den Zusammenhän-
gen von Kapitalismus und Patriarchat oder 
Sexismus und anderen Diskriminierungsfor-
men wie zum Beispiel Homophobie oder 
Rassismus. Dabei kritisiert sie nicht zwangs-
läufig die Popularisierung des Feminismus 
in den letzten Jahren. Eine Haltung gehe 
nicht dadurch kaputt, dass sie auf T-Shirts 
gedruckt werde. Stokowski sieht das Pro
blem eher darin, was zur Zeit als feminis-
tisches Engagement durchgehe und nennt 
dabei als Beispiel Ivanka Trumps «Feminis-
mus», der nur darauf ausgerichtet sei, das 
Leben von einigen bereits gut situierten 

drückliche Zustimmung der Sexualpartner*innen 
zum Sexualverkehr notwendig ist. 
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Frauen* noch ein wenig zu verbessern. Femi-
nismus sei nicht als solcher zu bezeichnen, 
wenn er nicht die Belange aller Frauen* 
beachte und sie auf Grund ihrer Herkunft 
oder ihrer ökonomischen Lage ausschließe.

So eng Stokowski den Begriff des Feminis-
mus auslegt, so weit reichen für sie die Herr-
schaftsverhältnisse des Patriarchats. Auch 
Männer würden unter patriarchalen Zwän-
gen leiden und nicht alle würden von sexisti-
schen Gesellschaftsstrukturen profitieren. So 
wichtig diese Analyse ist, dass auch Männer 
durch patriarchale Verhältnisse gesellschaft-
lichen Normen und Zwängen ausgesetzt sind, 
so geht Margarete Stokowski manchmal zu 
weit, wenn sie schreibt, dass «Männer [...] es 
längst nicht besser [hätten] als Frauen». Sie 
verharmlost dabei (ob willentlich oder nicht), 
dass Sexismus uneingeschränkt alle Lebens-
bereiche von Frauen* umfasst und ein struk-
turelles Diskriminierungssystem bildet, von 
dessen Auswirkungen Männer zwar partiell 
betroffen sind, aber nicht in dem gleichen 
Ausmaß, wie Frauen*.

Stokowski begibt sich auch mit einigen 
weiteren in dem Sammelband geäußerten 
Thesen in kontroverse feministische Debat-
ten und bezieht häufig klar Stellung, so zum 
Beispiel auch bei der Frage, ob Frauen* 
sexistisch sein könnten (was sie bejaht). 
Besonders mit der These vom baldigen Nie-
dergang des Patriarchats provoziert die 
Autorin geradezu. Aussagen wie, dass sich 
in einigen Jahrzehnten darüber gewundert 
werden würde, wie langsam die feministi-
sche Entwicklung von statten gegangen 
sei oder, dass die Popularität offen sexisti-
scher Bewegungen und Politiker(*inn)en 
nur ein «Backlash» und ein «letztes Aufbäu-
men» des Patriarchats (S. 9) sei, offenbaren 
Stokowskis Vertrauen in einen notwendi-
gen positiven gesellschaftlichen Fortschritt 

und eine Entwicklung, die schlussendlich 
in der Abschaffung jeglicher gesellschaft-
licher Unterdrückungsverhältnisse resul-
tiert. Dabei ist die Autorin zwar keinesfalls 
der Auffassung, dass dies ohne kontinuier-
lichen feministischen Einsatz möglich sei, 
doch suggeriert sie immer wieder, die «letz-
ten Tage des Patriarchats» (vgl. Titel) seien 
nahe. Ein solcher Glaube an die Zwangsläu-
figkeit des positiven gesellschaftlichen Fort-
schritts in Richtung einer freieren Gesell-
schaft mag notwendig sein, um ein Ziel vor 
Augen zu haben, für das es sich zu kämp-
fen lohnt, eine solche Entwicklung ist aber 
keineswegs selbstverständlich. Gesellschaft-
licher Fortschritt ist und war nie ein Äquiva-
lent für die Entwicklung hin zu einer freieren 
Gesellschaft, was bereits durch Theodor W. 
Adorno und Max Horkheimer in ihrer Schrift 
«Dialektik der Aufklärung» gezeigt wurde. 
Die These vom Niedergang des Patriarchats 
lässt sich sowohl durch historische Verglei-
che als auch die aktuellen politische Situa-
tionen in vielen Ländern der Welt, in denen 
rechtsextreme und teilweise offen faschisti-
sche Parteien Mehrheiten erlangen, wider-
legen.  Gesellschaftliche Liberalisierung ist 
keine selbstverständliche Entwicklung und 
nur, weil die feministische Bewegung in den 
letzten Jahren einige Kämpfe hat gewinnen 
können, gibt es keine Garantie dafür, dass 
sie weiterhin erfolgreich sein wird. 

Trotz oder gerade wegen dieser kontrover-
sen These ist Margarete Stokowskis Essay-
band «Die letzten Tage des Patriarchats» ein 
wichtiger und starker Beitrag sowohl zur femi-
nistischen Debatte (nicht nur) im deutschspra-
chigen Raum, sondern hat durch seine breite 
Rezeption und seine Niedrigschwelligkeit 
durch die kurzen Essays auch die Chance, das 
Thema des Feminismus weiter zu etablieren 
und mehr Menschen zugänglich zu machen.
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Neuhäuser darauf hin, auch sie hätten eine 
Vorstellung vom guten Leben, die zu res-
pektieren sei. Doch da ihr Reichtum sowohl 
in wohlhabenden Gesellschaften als auch 
global ein Leben in Selbstachtung vieler 
Menschen verunmögliche, müsse er abge-
schafft werden. Er folgt hier dem großen 
John Rawls, wenn er die Selbstachtung als 
das zentrale Gut betrachtet. Doch schnell 
löst er sich von Rawls und folgt den Pfaden 
des israelischen Philosophen Avischai Mar-
galit, indem er das Konzept der Selbstach-
tung mit dem Begriff der Würde verknüpft. 
Zwei Grundprinzipien werden im Buch auf-
gestellt, die für die Selbstachtung eines 
jeden Menschen essenziell seien: Erstens 
müsse jeder in der Lage sein «auf sich selbst 
achtgeben zu können», zweitens habe jeder 
ein Recht darauf, «von anderen geachtet 
zu werden.» Und reich ist, wem deutlich 
mehr Geld zur Verfügung steht, als er übli-
cherweise benötigt, um diesen Bedingun-
gen zu genügen. Da gruseln sich die phi-
listerhaften Apologeten unseres kapitalisti-
schen Systems. Ernsthaft: Es sind nicht nur 
die Superreichen, die sich da beschweren. 
Setzen Sie sich an den Abendbrottisch einer 
Mittelstandsfamilie und propagieren Sie ein 
Reichtumsverbot; ein echter Harmonie-Kil-
ler! Doch ab wann gilt man in Neuhäusers 
Theorie als reich? In typisch philosophischer 
Manier gibt er sich zurückhaltend in Sachen 
Zahlen. Als Orientierungswert könnten aber 
300 Prozent des Durchschnittseinkommens 
angenommen werden. Wem, angesichts der 
Kandidatur eines Black-Rock-Kapitalisten 
für den Vorsitz der CDU Deutschlands (die 
zumindest noch aktuell ist, als der Autor 
dieser Zeilen diese Rezension in den Com-
puter tippt), das als Schwellenwert niedrig 
vorkommt, sei gewarnt. Eine Gesellschaft 
verkomme nicht nur durch Reichtumsstre-

Dorian Baganz 
Reichtum und Moral
Rezension zu: Christian Neuhäuser:  
Reichtum als moralisches Problem,  
Berlin 2018, Suhrkamp Verlag, 281 S., 20 €.

Haben Sie schon einmal beobachtet, was 
passiert, wenn ein Ferrari oder Lamborghini 
über eine Straße fährt? Natürlich haben Sie 
das, Sie leben in einer Marktgesellschaft. 
Sie wissen also, dass sich die meisten Ihrer 
Mitmenschen umdrehen. Dass Kinder Ihren 
Vätern am Ärmel ziehen und mit den Wor-
ten «Guck mal, Papa» gen Auto deuten. 
10 000 Luxuskarosserien dieser Marken 
werden jedes Jahr gebaut. Und jeder der 
1000 reichsten Menschen könnte sich alle 
(!) diese Autos auf einmal kaufen. Unser 
Reichtum hat sich in den letzten 200 Jah-
ren seit der Industrialisierung mehr als ver-
vierhundertfacht. Jedem Erdbewohner stün-
den jährlich knapp 10 000 US-Dollar zur 
Verfügung. Also im Konjunktiv. Praktisch 
klafft eine große Lücke zwischen Arm und 
Reich, Nord und Süd. Müssen wir vielleicht 
einfach noch reicher werden, um diese 
Probleme zu lösen? Im Gegenteil! Es sei 
gerade diese «ungeheure Macht des schnö-
den Mammons», die sich hier Bahn bricht, 
glaubt der Philosoph Christian Neuhäu-
ser. In seinem neuesten Buch prangert er 
«neo-römische Tendenzen globalen Aus-
maßes» an und stellt die These auf, Reich-
tum müsse komplett verboten werden.

Ein Hauch von Rawls
In einem Buch mit dem Titel Reichtum als 
moralisches Problem erwartet man ad homi-
nem. Doch der Philosophieprofessor der TU 
Dortmund ist kein Dogmatiker und springt 
unerwartet für die Reichen in die Bresche. 
In Anlehnung an Bernard Williams weist 
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ben seiner Mitglieder insgesamt zur «Reich-
tumskultur». Es genüge bereits, wenn alle 
nach Wohlstand streben. Dann stellt «Wirt-
schaftswachstum das oberste politische Ziel 
im Rahmen einer liberalen Grundordnung 
dar, weil nur ein allgemeines Wirtschafts-
wachstum dafür sorgen kann, dass zumin-
dest einige Menschen reicher und niemand 
ärmer wird.» Verbände, Unternehmen und 
Ministerien intendieren dann eine immer 
neue Pareto-Superiorität und, so Neuhäu-
ser, unterminieren damit die Würde vieler 
Menschen. Er unterscheidet dazu analytisch 
zwei Ebenen: Er betrachtet Reichtum ein-
mal als «Problem anständiger Gesellschaf-
ten». In Breiten wie Deutschland, Öster-
reich oder der Schweiz sorge er für rela-
tive Armut, die verhindere, «dass man sich 
expressiv als gleichrangigen Menschen dar-
stellen kann.» Außerdem führe die auf die 
Interessen des Marktes ausgerichtete Poli-
tik zu unfreiwilliger Arbeitslosigkeit und die 
demokratisch nicht legitimierte Macht der 
Reichen zu postdemokratischen Verhältnis-
sen, die die Idee der kollektiven Selbstbe-
stimmung ad absurdum führen. Hier sieht 
Neuhäuser krasse Verletzungen der Selbst-
achtung. Doch die Läsion der von ihm auf-
gestellten Bedingungen wird auf globaler 
Ebene, wo man mit absoluter Armut, Kli-
mawandel und fragilen Märkten zu kämp-
fen hat, noch deutlicher. Hier haben viele 
bereits die Absenz der Migrationsfrage kriti-
siert, die nirgendwo im Buch auftaucht. Es 
wäre wohlfeil, dies an dieser Stelle erneut 
zu tun. Ganz davon abgesehen, dass im 
Gespräch mit dem Autor, das ich vor einiger 
Zeit für eine Wochenzeitung geführt habe, 
deutlich wurde, wie bewusst er sich dieses 
Mangels ist.1 

1	 Vgl. der Freitag Nr. 43 vom 25.10.2018.

Herr-Knecht-Dialektik?
Wir müssen also Abschied nehmen von der 
Opulenz. Neuhäuser wünscht sich einen 
«humanistischeren Wohlstand ohne Reich-
tum» – und nennt Wege dorthin. Vor allem 
durch Steuerreformen solle der schädli-
che Reichtum überwunden werden. Ein-
kommens-, Vermögens- und Erbschaftssteu-
ern seien «allmählich anzuheben, bis sie 
eine exponentielle Struktur annehmen und 
irgendwann nahezu 100 Prozent erreichen.» 
Der aufmerksame Leser wird hier die Unter-
nehmenssteuer vermissen. Dieses Instru-
ment lässt Neuhäuser lieber im wirtschafts-
politischen Werkzeugkasten. Zu machtvoll 
sei das internationale Kapital, zu bitter sein 
Abzug für die betroffene Volkswirtschaft. 
Der state of play ist klar: Entweder vereini-
gen sich die Proletarier aller Welt – oder sie 
sind erpressbar. «Seid entschlossen, nicht 
mehr zu dienen, und ihr seid frei», heißt es 
bei Étienne de La Boétie. Bis vor Kurzem 
glaubte man noch an starke Gewerkschaf-
ten und Sozialstaaten, um die Freiheit der 
Massen zu garantieren. Doch der Umver-
teilung sind die multinationalen Konzerne 
in den 1970er-Jahren entwischt, indem sie 
ihre Produktionsstätten auf die für sie billi-
gere Südhalbkugel verlegten. Dann gibt es 
gute Gründe, die Standort-Drohkulisse zu 
fürchten? Auf hohe Besteuerung der Unter-
nehmen zu verzichten? Vielleicht erwar-
tet die Ausgebeuteten ja sogar die Erfah-
rung einer sublimen Freiheit, die Erlangung 
eines «unglücklichen Bewusstseins» im Rah-
men einer hegelianischen Herr-Knecht-Di-
alektik? Irgendwie sind ja immer auch die 
Exploiteure von ihren Arbeitern abhängig. 
Dadurch werden die Ausgebeuteten frei  – 
zumindest bei Hegel. Doch daraus wird 
nichts, fürchte ich. Nicht die Plackerei des 
Bürgertums für die aristokratischen Müßig-
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gänger hat den Feudalismus beseitigt, son-
dern die Revolution. Und nicht unser angst-
volles Wohlwollen wird den Reichtum auf 
lange Sicht abschaffen, sondern unsere 
Insurrektion. Neuhäuser ist sich der Zusam-
menhänge bewusst, doch glaubt er den 
Reichtum nicht über Unternehmenssteuern 
abschaffen zu müssen, denn diese «erschei-
nen ohnehin nicht mehr ganz so wichtig, 
wenn Unternehmen ihre Gewinne nicht 
mehr gut in Form von Reichtum an einen 
kleinen Kreis individueller Personen weiter-
geben können.» Doch bricht man so auch 
die Macht der reichen Konzerne?

Aber noch etwas fällt auf bei der Lektüre 
Neuhäusers: Es gibt einen Konsens im linken 
Lager. Er zielt auf die Ächtung der unglei-
chen Verteilung des Kapitals. Darauf kann 
man sich einigen. Von Gemäßigten wie dem 
Dortmunder Philosophen, der sich eine Art 
liberale Gleichheit wünscht, über neoklas-
sische Kapitalismuskritiker wie Thomas 
Piketty, der uns auf dem Weg in einen von 
Familiendynastien kontrollierten «Patriomo-
nialkapitalismus» sieht, bis hin zu Sozialistin-
nen wie Sahra Wagenknecht, die «leistungs-
lose Einkommen und die Vererbbarkeit der 
Kontrolle über Unternehmen» als «Neofeu-
dalismus» geißelt. Bis auf Wagenknecht war-
tet heute fast keiner mehr auf den Zusam-
menbruch des Kapitalismus. Eher wünscht 
man sich «die bestehende Gesellschaft mit 
Abzug der sie revolutionierenden Elemente» 
(Marx/ Engels). Dann muss man aber inter-
venieren, wenn sich etwas ändern soll. Neu-
häuser liefert Anregungen. Vielleicht sollten 
wir uns bald alle einmal zusammensetzen, 
eine Gesellschaft gründen. Es muss ja nicht 
am Mont Pèlerin sein. Es gibt auch andere 
schöne Orte rund um den Genfersee. Dort 
könnten wir dann über linke Perspektiven 
diskutieren. Wer macht mit?

Nils Diederich
Geschichtspolitik nach 100 Jahren 
Rezension zu: Uli Schöler, Thilo Scholle (Hg.): 
Weltkrieg – Spaltung – Revolution. Sozialde-
mokratie 1916–1922,  
Bonn 2018 (Verlag J. H. W. Dietz Nachf.),  
471 S., 30,- €.

Der erste Weltkrieg war das prägende Ereig-
nis für das 20. Jahrhundert, so wie ein Jahr-
hundert zuvor die napoleonischen Kriege im 
Ergebnis die Vorgaben für das 19.Jahrhun-
dert lieferten. Mit zahlreichen Veröffentli-
chungen wurden anlässlich des Endes dieses 
Krieges vor hundert Jahren die Ereignisse 
der damaligen Zeit analysiert, neu inter-
pretiert, gewürdigt und Schlussfolgerungen 
gezogen. Auch die deutsche Sozialdemo-
kratie hat damals in ihrer Geschichte einen 
Bruch erfahren. Uli Schöler und Thilo Scholle 
haben uns zu diesem Thema ein Werk «Welt-
krieg  – Spaltung  – Revolution. Sozialdemo-
kratie 1916–1922» vorgelegt. Dies ist beson-
ders dankenswert angesichts des Zeitpunkts, 
zu welchem der SPD- Parteivorstand die einst 
von Willy Brandt ins Leben gerufene »Histori-
sche Kommission der SPD» entsorgt hat.

Das vorgelegte Buch mit den 32 Beiträ-
gen versucht ausdrücklich keine Neuinter-
pretation der damaligen Ereignisse, sondern 
dokumentiert in biografischen Skizzen das 
Denken und Handeln der vielen Akteure in 
ihrem Zeitbezug zwischen Kriegsbeginn und 
dem Zusammenschluss der MSPD mit dem 
verbliebenen Teil der USPD im Jahre 1922. 
Viele Personen sind uns noch als Protago-
nisten der damaligen Politik geläufig, allen 
voran Friedrich Ebert und Philipp Scheide-
mann, Hugo Haase, Karl Liebknecht und 
Rosa Luxemburg, aber auch Karl Kautsky, 
Eduard Bernstein, Carl Legien, Siegfried Auf-
häuser, Otto Braun, Rudolf Hilferding, Paul 
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Löbe, Georg Ledebour, Ernst Däumig und 
auch einige der damals noch wenigen promi-
nenten Frauen wie Luise Zietz, Antonie Pfülf, 
Clara Zetkin oder Marie Juchacz. Andere 
Akteure werden erst wieder durch die Bei-
träge des Buches ins Bewusstsein gehoben.

Die Sozialdemokratie war von Anfang an 
nicht frei vom Streit über die einzuschlagende 
Richtung zwischen Revolution und Reform. 
Dieser Streit ist schon in den zwei Teilen des 
Erfurter Programms dokumentiert. Mit der 
Bewilligung der Kriegskredite 1914, die letzt-
lich die Zerrüttung der Partei auslöste, wurde 
ein Prozess ausgelöst, an dessen Ende die 
Spaltung der international orientierten sozia-
listischen Arbeiterbewegung in zwei sich von 
Grund auf bekämpfende Lager stand.

Obwohl wir uns vor der Besserwisserei 
von Nachgeborenen in Acht nehmen soll-
ten, darf man von heute aus die Bewilligung 
der Kriegskredite wohl als den Kardinalfeh-
ler sozialdemokratischer Politik bezeich-
nen, der möglicherweise viele andere Fehler 
nach sich zog. Doch waren, wie Uli Schöler 
in seiner Einleitung konstatiert, die «Motive 
dafür, die Politik der Kreditbewilligung und 
des Burgfriedens mitzutragen … sehr unter-
schiedlich gelagert …».  Die Lektüre der bio-
grafischen Skizzen vermittelt die Vielfalt 
der Denkprozesse und Entwicklungen der 
Einzelnen und ihrer Entstehung. Kurz vor 
Kriegsausbruch hatte die Partei den Ein-
druck, sie könne früher oder später Verän-
derungen bewirken; waren nicht die letzten 
Reichstagswahlen 1912 ein Beweis dafür, 
dass die Sozialdemokratie in Stadt und Land 
als stärkste der Parteien – sie hatte rund ein 
Drittel der (damals lediglich männlichen) 
Wähler hinter sich – nicht mehr aufzuhalten 
sei? Ein Kaiser, der plötzlich keine Parteien 
mehr kannte, die Burgfriedenspolitik, mit 
der man hoffte, den Herrschenden schritt-

weise Reformen abringen zu können, der 
von vielen getragene Glaube, Deutschland 
sei wahrhaftig in einen Verteidigungskrieg 
verwickelt, ließ auch Kriegsgegner zunächst 
daran festhalten, dass die Solidarität mit 
der Partei der Arbeiterbewegung und die 
Bewahrung der Einheit oberstes Gebot sei. 
Die Abwehr der «Zarengeißel» (so der Titel 
einer im Jahre 1915 vom Vorwärtsredak-
teur Franz Diederich im Vorwärtsverlag ver-
öffentlichten Gedichtanthologie ) wurde zur 
Begründung der Verteidigungsbereitschaft 
(Haase: «In der Gefahr lassen wir das eigene 
Vaterland nicht im Stich»), obwohl es doch 
aus heutiger Sicht offenkundig lediglich 
eine Rechtfertigung vorsätzlichen Handelns 
und die Verschleierung eines auf Erobe-
rungen ausgehenden Kriegsziels des preu-
ßisch-deutschen Militärstaats war.

Die Beiträge in diesem Buch belegen 
den Erkenntnisprozess, der schrittweise 
zur Abspaltung eines Teils der Reichstags-
fraktion und zum wachsenden Protest in 
der Mitgliedschaft und unter Wählern der 
SPD führte und in die Gründung der USPD 
mündete, in dessen Vollzug auch die lang-
jährigen Kontrahenten in der Partei, Karl 
Kautsky und Eduard Bernstein mit dem vor-
maligen Fraktionsvorsitzenden Hugo Haase 
in einem gemeinsamen Aufruf zusammen-
fanden. Aber auch die Entwicklung wäh-
rend des Kriegsendes und der November-
revolution zeigen, dass durchaus differen-
zierte Vorstellungen und Zielsetzungen bei 
den Akteuren vorlagen, dass Einzelne Ein-
fluss ausüben konnten, zugleich aber sel-
ten den ganzen Prozess beherrschten. Das 
Ergebnis des Handelns entsprach dann 
selten dem, was ursprünglich angezielt 
war. Mit dem Waffenstillstand war ja der 
ursprüngliche Grund für die Spaltung der 
Partei entfallen, zugleich wirkten aber die 
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Erfahrung mit der Russischen Oktoberrevo-
lution und der in ihr wirkenden Kräfte auf 
die Orientierung ein. Die Entstehung der 
kommunistischen Partei und die Überla-
gerung der traditionellen Orientierung auf 
Umgestaltung durch parlamentarische Ver-
fahren durch eine «Diktatur des Proletari-
ats», die nach der Vorstellung eines Teils 
der Agierenden durchaus von Minderhei-
ten ausgehend («Vorhut») und gewaltsam 
mit den Resten der Bourgeoisie aufräumen 
sollte, führte letztlich zum Zerfall der USPD, 
deren traditionell sozialdemokratisch ge
sinnter Teil sich nach der Ermordung 
Rathenaus auf die SPD zubewegte und mit 
ihr wiedervereinte. Faszinierend, den einzel-
nen Biografien zu entnehmen, welche ver-
schlungenen Pfade jeder und jede einschlu-
gen: Hilferding etwa und andere, die zur 
VSPD zurückfanden, Ledebour, der weder 
den einen noch den anderen Weg gehen 
wollte und sich in Splittergruppen isolierte, 
andere die bei den Kommunisten landeten, 
von denen viele dann in den frühen Zwanzi-
gern ausgeschlossen wurden, oder wie Levi 
zur Sozialdemokratie zurückfanden.

Peter Brandt hat in seinem Nachwort hilf-
reich den Versuch unternommen, dieses 
fast undurchschaubare Geflecht zu entwir-
ren und die individuellen Entscheidungen 
in den Gesamtzusammenhang einzuord-
nen. Es ging den Protestierenden seit 1914 
zuerst «allein um die Positionierung der 
organisierten Arbeiterbewegung im und 
zum Krieg: die Ablehnung des ‹Burgfrie-
dens› und […] der wiederholten Bewilligung 
der Kriegskredite.» (459) Die Beiträge die-
ses Bandes machten «deutlich, wie wenig 
hermetisch geschlossen die innerparteili-
chen Lager vor wie nach der USPD-Grün-
dung waren». (460) Diese Partei sei eher 
Ausdruck der Massenbewegung gewesen, 

als im Stande, auf diese einzuwirken. (462) 
Man muss Peter Brandt nicht in jeder Ein-
zelheit folgen, aber sein Überblick ist außer-
ordentlich hilfreich zur Erschließung dieser 
auch für die Gegenwart bedeutsamen Zeit. 

Der Ost-West-Konflikt im 20. Jahrhun-
dert hatte es mit sich gebracht, dass die 
damaligen Ereignisse in kräftigen Schwarz-
Weiß-Bildern und für ideologisch-propagan-
distische Zwecke gezeichnet wurden; und 
manchmal hat man den Eindruck, dass man-
che immer noch die Auseinandersetzungen 
von damals führen wollen. Wer in einer poli-
tisch engagierten Familie aufgewachsen 
und an lebhaften Diskussionen teilgehabt 
hat, weiß, dass einem oft Bilder über histo-
rische Realitäten vermittelt werden, die sehr 
subjektiv gestaltet sind. Kritisches Hinterfra-
gen ist also Voraussetzung für die Entschlüs-
selung historischer Ereignisse und ihrer rich-
tigen Einordnung. Und es wohl an der Zeit 
mit einem nüchternen Blick Schlussfolgerun-
gen aus den damaligen Abläufen zu ziehen.

Als Soziologen, deren Analysegegen-
stand Politik ist, haben wir gelernt, dass his-
torischer Bezug eine Grundvoraussetzung 
für die Erkenntnis der Gegenwart ist; so 
haben wir es jedenfalls bei Otto Stammer 
gelernt. Allerdings muss vermieden wer-
den, bei der Untersuchung der Gegenwart 
und des Werdens politischer Entscheidun-
gen auf der Suche nach Ursachen Kausa-
litäten zu konstruieren, die es so nicht gab. 
Denn just das Studium der Geschichte der 
Spaltung der Sozialdemokratie zeigt, dass 
immer Handlungsoptionen bestanden, 
dass aber auch Entscheidungen zwangsläu-
fig Folgen haben werden, die nicht immer 
intendiert sind. Die Verantwortung tragen 
die jeweiligen Amtsinhaber. Für die Gegen-
wart lernen können wir das aus der Lektüre 
dieses Buches allemal.
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Ulrich Horb
Antikommunisten mit linkssozialistischen Wurzeln
Rezension zu: Tobias Kühne:  
Das Netzwerk «Neu Beginnen» und die Ber-
liner SPD nach 1945. Berliner Beiträge zur 
Ideen- und Zeitgeschichte, Band 2,  
Berlin 2018 (Verlag für Berlin-Brandenburg), 
504 S., 35,00 €.

Ende der 1920er-Jahre begann der charis-
matische Walter Loewenheim damit, aktive 
und ehemalige Mitglieder aus KPD und 
SPD um sich zu sammeln. Sein geheimnis-
volles und konspirativ agierendes Netzwerk, 
später unter dem Namen «Neu Beginnen» 
bekannt, sollte in den beiden Arbeiterpar-
teien den Widerstand gegen den National-
sozialismus organisieren. Der Berliner His-
toriker Tobias Kühne, jahrelang leitender 
Redakteur der perspektivends, beschreibt 
nun detailliert Ziele und Arbeitsweise von 
Neu Beginnen, das Wirken in der Weima-
rer Zeit und den Widerstandskampf. Und 
er geht der Frage nach, warum ausgerech-
net die linkssozialistischen Netzwerker der 
1930er-Jahre zu den entschiedensten Anti-
kommunisten in der Nachkriegszeit wurden.

Walter Loewenheims Aktivitäten fielen in 
eine Zeit, in der die KPD mit ihrer Sozialfa-
schismusthese die SPD und nicht die NSDAP 
zum Hauptgegner erklärt hatte. Eine zer-
splitterte Linke war unfähig, den Aufstieg 
der Nationalsozialisten zu verhindern. Mit 
seiner konspirativ arbeitenden linkssozia-
listischen Gruppierung, zunächst «Leninis-
tische Organisation» oder «Org» genannt, 
wollte der aus der KPD ausgetretene Loe-
wenheim, Deckname Miles, das ändern. Von 
innen sollten die Org-Anhänger auf KPD 
und SPD einwirken, um den Widerstand 
gegen den Nationalsozialismus zu stärken. 
Die Demokratie sollte verteidigt werden.

Zunächst schlossen sich Loewenheim 
einige Mitglieder der KPD an, später 
gewann er auch Anhänger in der Berliner 
Sozialdemokratie. 1931 stieß der Berliner 
Vorstand der SPD-Jugendorganisation SAJ 
zur Org. Darunter waren Theo Thiele, Eber-
hard Hesse, später auch Kurt Mattick, die 
nach 1945 in der Berliner SPD wichtige 
Funktionen übernahmen, und der spätere 
Bundestagsfraktionsvorsitzende Fritz Erler. 

Potenzielle ORG-Anhänger wurden von 
der Führungsebene begutachtet, ausge-
wählt und durchliefen dann Schulungen, 
sogenannte F-Kurse, in denen sie zunächst 
mit dem Loewenheimschen Konzept ver-
traut gemacht wurden. Tobias Kühne 
beschreibt das sektenartige Vorgehen: «Wer 
sich ohne Kenntnis der Organisation die-
ser mehrwöchigen Schulung und Begutach-
tung erfolgreich unterwarf, wurde schließ-
lich in einem Initiationsritus als Kadermit-
glied inauguriert.» Es sind meist jüngere, 
intellektuelle und von ihren Parteien ent-
täuschte Mitglieder, die bei dem, so Kühne, 
«als eine Art Prophet» auftretenden Loe-
wenheim die gesuchte Orientierung fin-
den: «In keiner seiner Publikationen fehlt 
die Beschwörung existenzieller Krisen 
und die Prophezeiung des nahen und fast 
unumkehrbaren Untergangs, nur um dann 
den einzigen Weg zum Heil durch Umkehr 
oder Neubeginn zu weisen.» Nach dem Ver-
ständnis Loewenheims sollen Org-Anhän-
ger zu Revolutionären erzogen werden, die 
ihr ganzes Leben völlig der revolutionären 
Arbeit verschreiben.

Am Beispiel der Berliner SAJ-Mitglieder 
zeigte sich die starke Bindung an die Org. 
Anfang April 1933, als die sozialdemokra-
tische Jugendorganisation in einigen Teilen 
Deutschlands bereits verboten war und der 
nationalsozialistische Terror zunahm, setz-
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ten die SAJ-Reichsführung um Erich Ollen-
hauer und der Berliner SPD-Bezirksvorstand 
um Franz Künstler noch immer auf ein strikt 
legales Auftreten. Der Berliner SAJ-Bezirks-
vorstand dagegen bereitete sich bereits seit 
1932 unter dem Einfluss der Org auf ein 
Weiterbestehen des sozialistischen Jugend-
verbandes in der Illegalität vor. Dabei spiel-
ten die Erfahrungen der Berliner Vorstands-
mitglieder mit konspirativen Regeln eine 
wichtige Rolle. «Das Jugendsekretariat», so 
beschreibt es der damalige Berliner SAJ-Vor-
sitzende Erich Schmidt in seinen Erinne-
rungen, «war nur noch eine Attrappe; alles 
wertvolle Material war sichergestellt, die 
der Jugend gehörenden Gelder in Höhe von 
13 000 Mark waren unter Decknamen auf 
einer Staatsbank deponiert.» Das wollte die 
Berliner SPD-Führung nicht dulden, am 11. 
April 1933 wurden Erich Schmidt, Fritz Erler, 
Kurt Mattick, Theo Thiele, Eberhard Hesse 
und einige andere wegen der Bildung «ille-
galer Einheiten» der Jugend aus der Partei 
ausgeschlossen. Es habe «sich gezeigt, dass 
in dieser außerordentlich prekären Situa-
tion die charismatische Legitimitätsgeltung 
innerhalb der Org wesentlich stärker war als 
jene an die Partei», so die Bewertung von 
Tobias Kühne.

Viele Einschätzungen und Vorhersagen 
Loewenheims bewahrheiteten sich, was sei-
nen Ruf verstärkte und seine, wie Kühne 
immer wieder betont, «charismatische Wir-
kung». Im Frühsommer 1933 verfasste 
Loewenheim die Schrift «Neu Beginnen! 
Faschismus oder Sozialismus. Als Diskus-
sionsgrundlage der Sozialisten Deutsch-
lands», die der Gruppe ihren Namen gab. 
Gedruckt wurde sie im September 1933, 
5000 Exemplare wurden getarnt aus 
der Tschechoslowakei nach Deutschland 
geschmuggelt und in linkssozialistischen 

Kreisen intensiv diskutiert. Mutig wurde 
ein Führungsanspruch formuliert. «Mit die-
sem erstmaligen öffentlichen Auftritt einer 
selbstbewussten und kämpferischen Orga-
nisation und Ideologie gelang es, das 
Rekrutierungspotenzial noch einmal erheb-
lich zu erhöhen», so Kühne. 

1933 verband das Netzwerk rund 100 
Mitglieder aus SPD, KPD und verschiede-
nen kleineren linken Splittergruppen. Eine 
Anbindung neuer Sympathisanten erfolgte 
nun eher an die jeweiligen Kontaktperso-
nen vor Ort und weniger an das Zentrum 
in Berlin. «Aus dem Blickwinkel der Periphe-
rie war Neu Beginnen schon zu diesem Zeit-
punkt mehr eine ‹Idee› oder ein ‹Netzwerk› 
und weniger die straff organisierte ‹Leni-
nistische Organisation› der eigenen Selbst-
wahrnehmung», so die Einschätzung von 
Tobias Kühne. 1935 war Neu Beginnen auf 
etwa 500 Personen angewachsen. Aller-
dings stellt Tobias Kühne in seinem Buch 
auch fest: «Selbst gut informierten Mit-
gliedern von Neu Beginnen war zeitlebens 
nicht vollständig klar, wer vor und nach 
1945 alles genau zum Netzwerk gehörte.»

Die Veränderungen führten 1934/35 
zu einer Führungskrise und in der Folge zu 
einem Leitungswechsel innerhalb von Neu 
Beginnen von Loewenheim zu einer Gruppe 
um Richard Löwenthal. Die Ursache dafür 
sieht Kühne «vor allem in unterschiedlichen 
strategischen Erwägungen hinsichtlich 
einer Volksfrontpolitik; Fragen einer mehr 
elitären oder verbreiterten Binnenorganisa-
tion und nicht zuletzt in den unterschiedli-
chen psychosozialen Bedingungen von Exil 
und Illegalität, Führungs- und Basisarbeit». 
Während Loewenheim dafür votierte, künf-
tig vor allem aus dem Exil heraus gegen 
den Nationalsozialismus zu kämpfen und 
nur wenige Beobachter im Land zu belas-
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sen, setzte sich eine Mehrheitsströmung um 
Richard Löwenthal und Karl Frank für eine 
aktivere Widerstandsarbeit in Deutschland 
ein. Der von ihnen für abgesetzt erklärte 
Loewenheim wehrte sich, indem er die Auf-
lösung von Neu Beginnen verkündete und 
die Anhänger zum Eintritt in die SPD auf-
rief. Nach dem Leitungswechsel war die hie-
rarchische Struktur nur schwer aufrechtzuer-
halten, die Basis wurde eigenständiger. 

Vor allem in der Anfangsphase der Wider-
standstätigkeit kam Neu Beginnen die kon-
spirative Organisationsstruktur zugute. Erst 
im Herbst 1935 gelang der Gestapo mit der 
Verhaftung einiger Führungsmitglieder ein 
erster Schlag gegen die Gruppierung. 

Anhänger des Netzwerks engagierten 
sich in vielfältiger Weise im Widerstand, 
sie sorgten für Kurierdienste und verteil-
ten Materialien. Werner Peuke, nach dem 
Abgang Loewenheims Mitglied der neuen 
Inlandsleitung von Neu Beginnen, initiierte 
nach seiner Verhaftung 1936 selbst im KZ 
Sachsenhausen eine Widerstandsgruppe, 
die nach seinen Angaben schließlich aus 60 
bis 80 Personen bestand. SAJ-Funktionäre 
wie Eberhard Hesse hielten auch während 
ihres Einsatzes an der Ostfront Kontakt zu 
den in Berlin verbliebenen Netzwerkern. In 
Gefahr gerieten Anhänger von Neu Begin-
nen vor allem dann, wenn sie mit außenste-
henden Widerstandsgruppen zusammenar-
beiteten, die häufig von der Gestapo beob-
achtet wurden.

Auch wenn es vereinzelt im Wider-
stand zur Zusammenarbeit mit ehemali-
gen KPD-Funktionären kam, war die Hal-
tung von Neu Beginnen eindeutig: Der 
KPD wurde die Schuld an der Spaltung 
der Arbeiterbewegung gegeben. Tobias 
Kühne zitiert aus einem Brief des ehema-
ligen KPD-Mitglieds Karl Elgaß, der zu Neu 

Beginnen gefunden hatte, an Ernst Jegelka, 
geschrieben im Rückblick 1978: «Unsere 
Widerstandsarbeit (…) war (…) eine zwei-
fache Widerstandsbewegung: Einmal der 
Widerstand gegen den Nazismus  – und 
zum anderen gegen den Bolschewismus. 
Du und andere Freunde haben schon frü-
her die Gefahr des Bolschewismus erkannt.» 
Die SPD war für Neu Beginnen die Partei, 
der die demokratische Erneuerung Deutsch-
lands zugetraut wurde. 

So gingen nach dem Kriegsende 1945 
nur einige wenige Netzwerker wie Robert 
Havemann wieder in die KPD und später 
zur SED. Ganz überwiegend sammelten 
sich die in Deutschland verbliebenen oder 
zurückgekehrten Anhänger von Neu Begin-
nen in der SPD, in der sie größere Möglich-
keiten sahen, politisch wirksam zu sein. Die 
sozialdemokratischen Berliner Netzwerker 
trafen sich zugleich in einer «Arbeitsgemein-
schaft». «Die Gruppe von etwa dreißig Perso-
nen gliederte sich in einen inneren Leitungs-
kreis, der aus Georg Müller, Ernst Jegelka, 
Kurt Schmidt (später Eberhard Hesse), Theo 
Thiele und dem Ehepaar Tinz bestand, sowie 
einer Peripherie», so Tobias Kühne. Aus dem 
Exil heraus wirkten Richard Löwenthal und 
Walter Loewenheim mit ihren Zuschriften 
auf die Gruppe ein. Die Schreiben in Gänze 
bekamen nur die zentralen Führungspersön-
lichkeiten zu Gesicht, allen anderen wurden 
Auszüge vorgelegt. 

Während der Historiker Harold Hurwitz 
die Arbeitsgemeinschaft nach 1945 nicht 
mehr als «disziplinierte Geheimorganisa-
tion» einstufte, widerspricht Tobias Kühne. 
Die «Kontinuitäten des Netzwerks und seine 
prinzipiell flexible Struktur» seien nur ver-
deckt worden. Und er liefert Indizien dafür, 
wenn er etwa beschreibt, wie der schon vor 
1933 gepflegte «therapeutische Diskurs», 
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die Beeinflussung im Fall von abweichen-
den Positionen, fortgeführt wurde. 

Berlin war ein wichtiger Sammelpunkt 
der Netzwerker. Zugleich fanden hier auch 
die wesentlichen politischen Auseinan-
dersetzungen statt. Ende 1945 nahm die 
Debatte um eine Fusion von KPD und SPD 
an Fahrt auf, der Druck der KPD und der 
sowjetischen Militäradministration auf die 
Sozialdemokraten in der Viersektorenstadt 
wuchs. Das von den Netzwerkern von Neu 
Beginnen einst verfolgte Ziel einer Einheit 
der Arbeiterbewegung wurde angesichts 
eines drohenden Verlusts an innerparteili-
cher Demokratie und Freiheit und der bis-
herigen Erfahrungen mit der sowjetischen 
Besatzungsmacht und der KPD nun ent-
schieden abgelehnt. Die SPD-Mitglieder 
unter den Netzwerkern engagierten sich 
auf der Seite der Fusionsgegner um Franz 
Neumann, den späteren linken SPD-Landes-
vorsitzenden, allerdings eher in der zweiten 
Reihe. Noch im Februar 1946 glaubte Kurt 
Schmidt nicht daran, dass der «Brückenkopf 
der Demokratie Berlin» noch zu halten sei, 
«aktive Genossen der O.» müssten sich dann 
nach dem Westen absetzen.

Mit zum Erfolg der Urabstimmung, in 
der sich die (West-Berliner) SPD-Mitglieder 
mit deutlicher Mehrheit gegen einen sofor-
tigen Zusammenschluss mit der KPD aus-
sprachen, dürfte auch die ihnen von Tobias 
Kühne attestierte «Rücksichtslosigkeit» der 
Netzwerker in der Auseinandersetzung bei-
getragen haben. Der Kampf gegen Totalita-
rismus blieb für Neu Beginnen ein bestim-
mendes Element. So war der zu Neu Begin-
nen gehörende Gewerkschafter Georg 
Müller wesentlich an der Spaltung des 
von der SED dominierten Gewerkschafts-
bundes FDGB und am Aufbau der Gewerk-
schaftsopposition UGO beteiligt. 

«Das Ineinandergreifen von weltan-
schaulichen und lebensweltlichen Elemen-
ten führte zu einer Verabsolutierung und 
Radikalisierung des Antikommunismus, 
den man als eine Besonderheit des Ber-
liner Netzwerks und ihrer Londoner Vorden-
ker bezeichnen muss», so Tobias Kühne. Der 
Antikommunismus der Berliner Netzwer-
ker «blieb ideologisch verfestigt und damit 
regelrecht emotionslos, eben unbedingt». Je 
enger die Anbindung Einzelner an Walter 
Loewenheim war, desto stärker ausgeprägt 
war der Antikommunismus und, so Kühne, 
«desto geringer war die Bindung an eine 
Sozialdemokratie, die bei aller Abwehr kom-
munistischer und linksradikaler Tendenzen 
den Antikommunismus doch nie zu einer 
Weltanschauung erhob». 

Rund ein Dutzend Anhänger von Neu 
Beginnen kam in maßgebliche Positionen 
in der Berliner SPD. Der jung verstorbene 
Kurt Schmidt war 1945 ein wichtiger Par-
teiorganisator, Kurt Mattick in den sechzi-
ger Jahren sogar Berliner SPD-Vorsitzender, 
Theo Thiele und Eberhard Hesse wirkten als 
SPD-Landessekretäre bzw. Landesgeschäfts-
führer. Mindestens drei Abgeordnete gehör-
ten zwischen 1950 und 1963 zu Neu Begin-
nen. Mitunter ging es ruppig zu in der Ber-
liner SPD der Nachkriegsjahre. So gibt es 
Berichte, nach denen Parteisekretär Theo 
Thiele in einer Vorstandssitzung dem lin-
ken Landesvorsitzenden Franz Neumann mit 
einer Bierflasche in der Hand drohte, ihm 
«den Schädel kaputtzumachen». Der rusti-
kale Thiele blieb im Amt, sein Schwager Kurt 
Mattick, lange Jahre stellvertretender Lan-
desvorsitzender, übernahm 1963 den Vorsitz 
von Willy Brandt. Thiele wurde 1961 durch 
seinen Freund Eberhard Hesse abgelöst. 

In der innerparteilichen Auseinanderset
zung der fünfziger Jahre standen die Netz- 
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werker zunächst an der Seite Willy Brandts  –  
gegen den linken Landesvorsitzenden Franz 
Neumann. Sie waren Befürworter eines 
Reformprozesses, der dann zum Godes-
berger Programm führte. Die Abwendung 
zumindest eines Teils von Neu Beginnen 
von Willy Brandt erfolgte mit dessen neuer 
Ostpolitik und der Gesprächsbereitschaft 
gegenüber der Sowjetunion.

Die eigene Erfahrung des Parteiaus-
schlusses hinderte die ehemals linken 
SAJ-Vorstandsmitglieder nicht, mit Partei-
ordnungsverfahren und dem Mittel des 
«Sofortausschlusses» gegen missliebige 
linke Berliner SPD-Mitglieder der Nach-
kriegszeit vorzugehen. Eine straffe Organi-
sation schien ihnen nicht nur in den eige-
nen Reihen notwendig, sondern auch in der 
Partei. Mit Eifer und reichlich Unnachgie-
bigkeit verfolgten Thiele und Hesse Jusos, 
Falken und linke Sozialdemokraten, denen 
sie – zum Beispiel wegen der Teilnahme an 
Friedenskundgebungen – etwas kurzschlüs-
sig eine Nähe zum Kommunismus und Tota-
litarismus unterstellten. Vor allem der Mar-
xistische Arbeitskreis (MAK) in der Berliner 
SPD lieferte ein brauchbares Feindbild. «Es 
wurde nicht nur auf tatsächliche Verfehlun-
gen reagiert und eine Folgenabschätzung 
vorgenommen, sondern vielmehr mögliche 
Gefahren bereits antizipiert und rücksichts-
los eingedämmt», so Tobias Kühne über die 
«Parteisäuberungen».

Als Ideengeber traten die Netzwerker 
nicht hervor, ihre Ideologie, so formuliert 
es Kühne, war «ihre «Ideologielosigkeit und 
Unbedingtheit», womit sich Anknüpfungs-
punkte zu konservativen Strömungen erga-
ben  – denen einige der Netzwerker später 
auch folgten. Die Organisation der Berliner 
SPD hatten sie allerdings einige Zeit fest im 
Griff. Eine «politische Verknöcherung» attes-

tiert Tobias Kühne den Anhängern von Neu 
Beginnen, auf die innerparteilichen Debat-
ten wirkte das von ihnen geschaffene Klima 
in den fünfziger und sechziger Jahren läh-
mend. «Organisation, Macht und Beeinflus-
sung um ihrer selbst willen oder doch nur 
als politisches ‹Anti› erwiesen sich als hohl 
und sogar destruktiv, als der Selbstzweck 
erfüllt war», so die Analyse von Tobias 
Kühne.

In den sechziger Jahren begann der Auf-
lösungsprozess. Viele Netzwerker sahen ihre 
Aufgabe als erfüllt an, einige orientierten 
sich mit zunehmendem Alter auch beruflich 
neu. Aber auch die Art von Neu Beginnen, 
Politik zu betreiben, hatte sich überlebt. 
Neue Gruppen drängten in die Partei und 
brachen die verknöcherten Strukturen auf. 
Neu Beginnen hatte keine Nachfolger. Was 
blieb, waren persönliche Freundschaften 
der einst konspirativ wirkenden Netzwerker.

Armin Pfahl-Traughber
Eine neue linke Theoriezeitschrift aus den USA
Rezension zu: Loren Balhorn /  
Bhaskar Sunkara (Hrsg.):  
Jacobin. Die Anthologie,  
Berlin 2018 (Suhrkamp-Verlag), 314 S., 18 €.

Im Schatten von Trump-Skandalen hat sich 
in den USA auch eine Renaissance der poli-
tischen Linken entwickelt, wobei deren 
intellektuelle Repräsentanten in der Zeit-
schrift Jacobin ein Forum finden. Jetzt gibt 
es auch eine Edition von wichtigen Beiträ-
gen aus den letzten Jahren in deutscher 
Übersetzung.

Folgt man den Meinungsumfragen in den 
USA, so gilt dort Bernie Sanders als gegen-
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wärtig beliebtester Politiker. Dabei handelt 
es sich aber um einen bekennenden demo-
kratischen Sozialisten. Ein Sozialist – in den 
USA der beliebteste Politiker? Dies hätte 
man sich vor wenigen Jahren kaum vorstel-
len können. Gleichzeitig gibt es einen rapi-
den Anstieg der Mitglieder der Democratic 
Socialists of America (DSA), waren es bis vor 
kurzem nur 5 000 mit einem Altersdurch-
schnitt von über 60 Jahren, sind es jetzt 
35 000 mit einem Altersdurchschnitt von 
Mitte 30. Das sind in einem so großen Land 
nicht viel, gleichwohl bewegt sich dort eini-
ges im Schatten der vielen Trump-Skan-
dale. Geahnt hat diese Entwicklung wohl 
schon früh der Publizist Bhaskar Sunkara, 
der 2010 die Online-Zeitschrift Jacobin 
gründete. Seit 2011 erscheint sie auch 
als gedruckte Vierteljahreszeitschrift und 
erreicht so insgesamt 700 000 Leser. Für 
deutsche Leser gibt es jetzt einen Reader, 
der zwölf Beiträge und Interviews aus den 
Jahren 2011 bis 2018 in Übersetzung ent-
hält.

Bei der Lektüre sollte man vielleicht hin-
ten beginnen: Dort findet sich ein Inter-
view mit Sunkara, das der Leiter des ähn-
lich ausgerichteten deutschsprachigen 
Online-Magazins Ada Loren Balhorn ihm 
geführt hat. Sunkara macht darin seinen 
politischen Standort deutlich, definiert er 
sich doch einerseits als Marxist, anderer-
seits aber als Verfechter eines demokrati-
schen Sozialismus. Sunkara sieh hier keinen 
Gegensatz, macht er doch seine Ablehnung 
von allen autoritären Formen des Sozialis-
mus deutlich. Die dokumentierten Beiträge 
sind meist inhaltlich marxistisch geprägt, 
aber nicht orthodox-dogmatisch ausgerich-
tet. Mike Beggs argumentiert etwa gegen 
einen «Zombie-Marxismus», mit der Ana-
lyse von über 100 Jahre alten Texten, die 

auf eine «Scholastik» hinauslaufe. Derar-
tige Denkungsarten drängten die Interpre-
tation der Welt in den Hintergrund. Dafür 
soll der Blick in die Zukunft geworfen wer-
den. So reflektiert Peter Frase etwa darüber, 
wie die fortschreitende Automatisierung für 
eine gleichere Gesellschaft genutzt werden 
könne.

Beachtenswert auch und gerade für die 
deutsche Diskussion ist das Interview mit 
Walter Benn Michaels, der gegenüber der 
Linken die Konzentration auf kulturelle 
Diversität bei gleichzeitiger Abwendung 
von dem Problem ökonomischer Ungleich-
heit kritisiert, habe diese Denkungsart doch 
nicht nur den Protest gegen den Neolibera-
lismus untergraben, sondern mit den Erfolg 
von Trump bei den Präsidentschaftswahlen 
ermöglicht. Andere Artikel wie der von Seth 
Ackerman beklagen, dass die Linke nicht 
über konkretere Zukunftsmodelle reflek-
tiert. Er entwickelt dazu einige Gedanken 
einer «partizipativen Ökonomie» in klarer 
Negierung des früheren «real existierenden 
Sozialismus». Alyssa Battistoni betont dem-
gegenüber die Bedeutung des Klimawan-
dels, solle dessen Bekämpfung doch der 
Hintergrund der gesamten Politik der Lin-
ken sein. Und Sam Gindin benennt einige 
Grundprinzipien für die Kritik am Kapitalis-
mus, der aus seiner Sicht nicht nur aufgrund 
partieller Probleme, sondern als ökonomi-
sche Struktur weltweit beseitigt gehöre.

Darüber hinaus findet man in der Antho-
logie noch viele andere Beiträge mit unter-
schiedlichen Positionen: Sunkara beklagt 
etwa die mangelnde soziale Kompetenz vie-
ler Linker, die nicht mit einem breiteren Pub-
likum kommunizieren könnten. Es gibt auch 
ein längeres Interview mit Bernie Sanders, 
worin einerseits seine konfrontative Hal-
tung gegenüber den «Superreichen», aber 
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auch seine gemäßigtere Orientierung in 
Richtung der skandinavischen Wohlfahrts-
staatsmodelle deutlich wird. Demnach hat 
man es in der Gesamtschau mit einem 
guten Überblick zu Debatten und Positio-
nen der US-amerikanischen Linken zu tun. 
Dabei sind die meisten Artikel eher wie 
ein Essay gehalten, d. h. ihnen fehlt es häu-
fig an Stringenz und Struktur. Eher locker 
reflektierend nähert man sich Problemen 
und Positionen. Eine Ausnahme davon ist 
Peter Frases Erörterung von vier Zukunfts-
entwürfen. Es gibt auch kurze provokative 
Beiträge, welche Absonderlichkeiten und 
Schwächen der Linken thematisieren wie 
Sunkaras Text. Ähnliches kann die deutsche 
Linke aktuell nicht bieten.

Nicolas Dörr
Wichtiger Beitrag zur Geschichte der  
Sicherheitspolitik 
Rezension zu: Lutz Unterseher:  
Über die konzeptionelle Armut deutscher 
Sozialdemokraten. Sicherheitspolitische und 
andere Perspektiven. Band 7 der Reihe  
«Politische Parteien in Europa»,  
Berlin u.a. 2017, LIT Verlag, 120 S., 24,90 €.

Lutz Unterseher hat seinem Buch den 
Schriftzug eines Juso-Plakats aus dem Bun-
destagswahlkampf 2017 vorangestellt: 
«Martin, ich will eine Regierung von Dir.» 
Der Autor hätte wahrscheinlich selbst nicht 
erwartet, dass sich Teile seines Buches 
bereits knapp ein Jahr seiner Veröffentli-
chung wie ein zeithistorisches Dokument 
lesen. Allerdings lag zwischen Publikation 
(fertiggestellt im Sommer 2017) und die-
ser Rezension eine Bundestagswahl inklu-
sive anschließender mühsamer Koalitions-

gespräche, die schließlich in die erneute 
Große Koalition unter Führung von Angela 
Merkel mündeten. 

Dr. habil. Lutz Unterseher hat als Sozio-
loge und Politologe sowie insbesondere als 
anerkannter Friedens- und Konfliktforscher 
an diversen Universitäten gelehrt und war 
als Politikberater in der Praxis tätig. Die 
kurze Monografie dreht sich um die vom 
Autor postulierte «Inkonsistenz und inhalt-
liche Verarmung» der SPD, die in der Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik besonders 
ausgeprägt sei (S.  9f). Als Quelle nutzt 
Unterseher primär seine eigenen Erfahrun-
gen als sicherheitspolitischer Berater der 
Parteispitze und einzelner Parlamentarier. 
Er verschweigt nicht, dass er 45 Jahre Mit-
glied der SPD war (S. 11), bezeichnet sich 
nun aber als «Ex-Sozialdemokrat» (S. 10). Er 
betont, nicht wegen der Agenda 2010 aus 
der SPD ausgetreten zu sein, sondern auf-
grund der deutschen Beteiligung an den 
NATO-Luftschlägen gegen das Rest-Jugosla-
wien Slobodan Miloševićs 1999. 

Die Krise der Sozialdemokratie sieht der 
Autor als hausgemacht an. Strukturelle 
Ursachen für den Rückgang sozialdemo-
kratischer Wählerstimmen (in ganz Europa) 
werden hingegen kaum genannt. Unterse-
her schreibt aus einer autobiografischen 
Perspektive heraus über seine Erfahrun-
gen mit der SPD. Er beginnt mit einer Anek-
dote über sein Engagement in der hessi-
schen Landtagswahl 1962 (absolute Mehr-
heit der SPD, 50,8 %, mit Spitzenkandidat 
Georg-August Zinn!), das ihn schließlich 
über den Sozialdemokratischen Hochschul-
bund in die SPD führte. In der südhessi-
schen SPD traf er auch auf den dort tätigen 
spätere Kanzlerspion Günter Guillaume.

Unterseher weist zwar darauf hin, dass 
er keine Autobiografie vorlegen wolle. Das 
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vorliegende Buch ist jedoch in weiten Tei-
len eine politische und wissenschaftliche 
Autobiografie des Autors geworden, das 
vereinzelt mit aktuellen Analysen gespickt 
ist. Diese autobiografische Perspektive bie-
tet interessante Insiderinformation zur Ent-
wicklung der sozialdemokratischen Sicher-
heitspolitik nach dem Ende der sozial-li-
beralen Koalition. Das Buch ist demnach 
primär eine Quelle für Zeithistoriker, die 
sich mit der Geschichte der Sicherheitspoli-
tik beschäftigen.

So stellt Unterseher zum Beispiel die 
Gründung der «Studiengruppe Alternative 
Sicherheitspolitik» dar oder auch die Arbeit 
in der Kommission «Sicherheitspolitik» beim 
SPD-Parteivorstand inklusiver der Auswir-
kungen der Wechsel an deren Spitze von 
Hans Koschnick über Andreas von Bülow zu 
Egon Bahr. Auch zur Entstehung und Ent-
wicklung von Konzepten wie «struktureller 
Nichtangriffsfähigkeit», dem Scheitern der 
MBFR-Verhandlungen, dem Zustandekom-
men der Weizsäcker-Kommission «Gemein-
same Sicherheit und Zukunft der Bundes-
wehr» oder der Aufstellung des Allied Rapid 
Reaction Corps der NATO sowie der EU 
Battlegroups bietet der Autor interessante 
Hintergrundinformationen.

Einen großen Raum nimmt die Darstel-
lung des maßgeblich vom Autor entwickel-
ten Konzepts einer defensiv-orientierten 
«Alternativen Verteidigung» ein. Im Gegen-
satz zur, aus Sicht des Autors, zwangsläu-
figen Aufrüstungslogik des NATO-Doppel-
beschlusses wäre die «Alternative Verteidi-
gung» eine Option gewesen, die ohne die 
Aufstellung neuer Atomraketen in der Bun-
desrepublik ausgekommen wäre. Er kriti-
siert namentlich Helmut Schmidt für dessen 
sicherheitspolitische Gleichgewichts-Orien-
tierung, die zwangsläufig, weil die Sowje-

tunion nicht nachgeben würde, zur Statio-
nierung der Pershing 2 und Cruise-Missiles 
in der Bundesrepublik geführt habe.

Unterseher beschreibt die SPD nach der 
Umsetzung des NATO-Doppelbeschlusses 
sicherheitspolitisch als «dreiflügeliges Tier» 
(S. 24), wobei der erste Flügel, der rechte, 
pro-NATO-Parteiflügel sich zumeist gegen 
die linken Kritiker und die Masse an unin-
teressierten Parteimitgliedern durchge-
setzt habe. Der dritte Flügel, zu dem sich 
auch Unterseher zählt, verfolgte die Alter-
native einer defensiven Verteidigungspoli-
tik, konnte sich aber nicht gegen die ande-
ren beiden Flügel durchsetzen. Auch im 
Bundestag, nun mit der SPD in der Oppo-
sition, seien die Ansätze einer realistischen 
alternativen Verteidigungspolitik zwischen 
den strikt an der NATO-Strategie orientier-
ten CDU/CSU- und FDP-Fraktionen und 
der pazifistischen «illusorischen Position» 
(S. 28) der neueingezogenen Grünen zerrie-
ben worden.

Auch an der rot-grünen Sicherheitspolitik 
ab 1998 übt Unterseher Kritik. Bundesver-
teidigungsminister Rudolf Scharping hätte 
bei der Bundeswehrreform versagt. Ähnli-
ches gilt für die Rüstungsbeschaffungspo-
litik der rot-grünen Bundesregierung, die 
er ebenfalls für weitgehend verfehlt hält 
und dafür auch nachvollziehbare Argu-
mente vorbringt (S. 70–74). Harsche Kritik 
übt er am «Interventionismus» im Allgemei-
nen und der NATO-Operation «Allied Force» 
gegen Rest-Jugoslawien im Speziellen, die 
für die jugoslawische Bevölkerung zu einem 
«monatelangen Luft-Terror» (S. 69) geführt 
habe. Unterseher nennt drei Erklärungen 
für die sozialdemokratische Zustimmung 
zur Beteiligung an den Militärschlägen: a) 
fachliche Unkenntnis der verantwortlichen 
sozialdemokratischen Sicherheitspolitiker, 
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b) der Wunsch, im Rahmen der NATO Bünd-
nisfähigkeit zu demonstrieren und c) der 
rechten Mitte zu verdeutlichen, dass «Sozi-
aldemokraten keine Weicheier sind» (S. 69). 
Kritisch anzumerken ist, dass der Autor 
kaum auf die Argumente für die NATO-Ope-
ration eingeht und somit die vorherige, 
auch innerparteiliche, Diskussion unzurei-
chend wiedergibt. Die «Interventionitits» 
(S.  75) der rot-grünen Ära sieht er aktuell 
durch eine «pazifistische Stimmung» (S. 75) 
in der SPD abgelöst, die sicherheitspolitisch 
ebenso wenig Sinn mache.

Die Russlandfreundlichkeit deutscher Sozi-
aldemokraten sieht er als schweren Fehler 
an – moralisch und strategisch. Die «Putin-
versteher» in der SPD bezeichnet er als 
«geostrategische Hobbytheoretiker» (S.  90). 
Allerdings sind die Vergleiche der Putin-
schen Herrschaft mit dem Nationalsozialis-
mus übertrieben. Ähnliche Sichtweisen ver-
tritt der Autor bereits in einem anderen Werk 
(Lutz Unterseher, Hitlers System oder Die Zer-
störung der Gesellschaft, Berlin u.a. 2017). 

Auf den am Anfang genannten Martin 
Schulz geht er erst ab Seite 101 ein. Die-
sem wirft er vor, die zentralen Wahlthemen 
«Nationale Identität» und «Innere Sicher-
heit» weitgehend ignoriert und stattdes-
sen ein Potpourri von Familienentlastung 
bis Tierschutz präsentiert zu haben (S. 103). 
Im Anhang macht Unterseher auf elf Seiten 
selbst, zumeist kluge, Vorschläge für zent-
rale Politikfelder, insbesondere für die Ver-
teidigungspolitik und die Innere Sicherheit. 
Neben vielen Vorschlägen spricht er sich 
u. a. für den begrenzten Einsatz der Bundes-
wehr im Innern im Falle spezieller Notlagen 
aus (S. 110). Äußerst aktuell wird das Buch 
im Abschnitt über eine potenzielle euro-
päische Armee, die der Autor befürwortet. 
Untersehers Text erschien noch vor Emma-

nuel Macrons Vorstoß für ein solches Pro-
jekt und der anschließenden, grundsätzli-
chen Zustimmung Angela Merkels.

Kritisch muss man anmerken, dass die 
Übergänge zwischen den Abschnitten zu 
abrupt sind. In die grundsätzliche Ausein-
andersetzung mit der Sicherheitspolitik der 
SPD in den vergangenen 40 Jahren streut 
der Autor Exkurse ein, die sich zwar chro-
nologisch aus seinem Lebenslauf ergeben. 
Diese Exkurse, v. a. zu seiner Beratungstä-
tigkeit im Rahmen der Militärreform in Süd-
afrika nach dem Ende der Apartheid und 
zur Schweizer Armeereform (im Auftrag der 
Sozialdemokratischen Partei der Schweiz) 
sind nicht uninteressant, hätten jedoch bes-
ser in separaten Texten oder einer ausführ-
lichen Autobiografie Untersehers publiziert 
werden sollen, da sie wenig mit dem Haupt-
thema des Buches zu tun haben. Eine stär-
kere Fokussierung hätte dem Werk daher 
gutgetan.

Unterseher hat mit dem Buch ein wichti-
ges und in der SPD weitgehend ungeliebtes 
Thema angeschnitten. Ihm ist zuzustimmen, 
dass das Thema «militärische Sicherheit» 
(auch «Innere Sicherheit») innerparteilich 
eine geringe Relevanz besitzt. Aus Sicht 
Untersehers liegt dies an der sozialdemo-
kratischen Überbetonung von Sozial- und 
Arbeitspolitik («am deutschen Betriebsräte-
wesen solle die Welt genesen», S. 51) und 
der generellen Wahrnehmung, wonach Mili-
tär etwas für CDU und CSU sei. Er konsta-
tiert daher aus eigener Erfahrung eine «Lern-
pathologie unserer Partei auf militärischem 
Gebiet» (S.  20). Auf die Gegenwart bezo-
gen betont er, es ist «nicht zu erkennen, dass 
sich sozialdemokratische Politiker ernsthaft 
mit ihrer eigenen militärischen Programma-
tik befassen» (S.  80). Das bis auf wenige 
Ausnahmen grundsätzliche Desinteresse 
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der deutschen Sozialdemokratie an militäri-
scher Sicherheit mag ein Grund dafür sein, 
dass der Partei in diesem Politikfeld konti-
nuierlich eine weitaus geringere Kompetenz 
als den Unionsparteien zugesprochen wird. 
Ebenso mag es eine Erklärung dafür sein, 
dass zwölf Verteidigungsminister/innen 
von CDU/CSU nur fünf der SPD gegenüber-
stehen (S. 41). Es sind sogar 13 Minister der 
CDU/CSU, wenn man das kurzlebige, eben-

falls mit Sicherheitsfragen betraute, Bundes-
ministerium für die Angelegenheiten des 
Bundesverteidigungsrates hinzuzählt.

Untersehers Monografie ist daher zum 
einen ein Erfahrungsbericht sozialdemokra-
tischer Sicherheitspolitik nach dem Ende 
der sozial-liberalen Koalition. Zum anderen 
stellt das Werk ein Plädoyer für eine stär-
kere Beachtung sicherheitsrelevanter The-
men innerhalb der SPD dar.
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